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I Rechtsgrundlagen und Verhiltnis des LEP B-B zu anderen Programmen und Plinen der Raumord-
nung

Mit der Vorlage des Landesentwicklungsplanes Berlin-Brandenburg (LEP B-B) entspricht die gemeinsame Landes-
planung der Lander Berlin und Brandenburg dem Planungs- und Koordinierungsauftrag des Bundes- und des Landes-
rechts. Der Landesplanungsvertrag enthélt die Rechtsgrundlagen fiir die Aufstellung der gemeinsamen Landesent-
wicklungspléne.

Fiir die durch die Lander Berlin und Brandenburg gebildete Hauptstadtregion wird die Landesplanung bisher durch
die Gesamtheit der hochstufigen Programme und Pléne vollzogen, die seit 1991 in beiden Landern aufgestellt wur-
den. Die Moglichkeit zur Aufstellung rdumlicher oder sachlicher Teilpldne ergibt sich aus Artikel 8 Absatz 1 des
Landesplanungsvertrages. Die Raumordnungsplanung im gemeinsamen Planungsraum Berlin-Brandenburg stiitzt
sich bisher auf ein System rdumlicher und sachlicher Teilpldne, welche die Lander zum Teil eigensténdig, zum Teil
auch gemeinsam erarbeitet haben.

Mit dem LEP B-B werden

—  §3 Absatz 1 des Brandenburgischen Landesplanungsgesetzes (BbgLPIG)',

—  der Landesentwicklungsplan Brandenburg LEP I — Zentral6rtliche Gliederung —,

—  der gemeinsame Landesentwicklungsplan fiir den engeren Verflechtungsraum Brandenburg-Berlin (LEP eV),
gedndert durch den Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP FS) von 2006,

—  der Landesentwicklungsplan fiir den Gesamtraum Berlin-Brandenburg (LEP GR) — ergéinzende raumordnerische
Festlegungen fiir den &ufleren Entwicklungsraum — und

—  § 16 Absatz 6 des Landesentwicklungsprogrammes (LEPro) von 2003

abgel0st.

Als sachlicher und rdumlicher Teilplan hat der LEP FS weiterhin in vollem Umfang Bestand und {iberlagert insoweit
Festlegungen des LEP B-B.

Der LEP B-B trifft Aussagen zu raumbedeutsamen Planungen, Vorhaben und sonstigen Mafnahmen, durch die Raum
in Anspruch genommen oder die rdumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird, als Rechts-
verordnung der Landesregierungen mit Wirkung fiir das jeweilige Landesgebiet.

Die Adressaten des von allen Ressorts der Landesregierungen getragenen Landesentwicklungsplanes sind

— die Gemeinden und die Gemeindeverbénde,

—  die Regionalplanung,

—  die Fachplanungen,

—  die sonstigen 6ffentlichen Stellen und

—  die Personen des Privatrechts gemél § 4 Absatz 3 des Raumordnungsgesetzes (ROG).

Auf Grund des hierarchischen Verhiltnisses zwischen den hochstufigen Raumordnungsplédnen und den Regionalpli-
nen verdrangen Ziele und Grundsitze des hoherrangigen Planes entgegenstehende Ziele und Grundsitze des Regio-
nalplanes, soweit ein Regionalplan noch nicht an einen inzwischen geénderten oder spéter erlassenen landesweiten
Raumordnungsplan angepasst ist.

Die Regelungen des Planes sind dahingehend differenziert, dass sie

—  verbindliche Vorgaben in Form von rdumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren letztabgewogenen
Festlegungen als beachtenspflichtige Ziele der Raumordnung, die einer Uberwindung im Rahmen der Abwi-
gung nicht mehr zugénglich sind, und

— allgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes als beriicksichtigungspflichtige
Grundsitze der Raumordnung als Vorgaben fiir nachfolgende Abwigungs- oder Ermessensentscheidungen

zum Gegenstand haben.

' Fir das Land Brandenburg: Mit den Festlegungen dieses Planes werden auf der Grundlage von § 3 Absatz 2 BbgLPIG die
entsprechenden oder widersprechenden Ziele in § 3 Absatz 1 BbgLPIG ersetzt.
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Die landesplanerischen Festlegungen werden mit ,,G* fiir Grundsatz der Raumordnung und mit ,,Z“ fiir Ziel der
Raumordnung bezeichnet.

11 Rahmenbedingungen und Eckpunkte fiir die rdumliche Entwicklung der Hauptstadtregion
Berlin-Brandenburg

Die Lander Berlin und Brandenburg haben sich knapp zehn Jahre, nachdem die ersten gemeinsamen Raumord-
nungspléne verbindlich geworden sind, darauf versténdigt, die bestehenden raumordnerischen Rahmensetzungen zu
iiberarbeiten. Dabei fithren Verdnderungen der Raumstruktur, insbesondere die Auswirkungen des demografischen
Wandels zu verdnderten Schwerpunktsetzungen. Dies driickt sich zum einen in der Ablgsung des bisherigen, auf
Ausgleich zwischen den Teilrdumen orientierten Leitbildes der ,,Dezentralen Konzentration* durch den Grundsatz,
systematisch Stirken zu stdrken, aus. Da dieser verdnderte entwicklungspolitische Ansatz erhebliche rdumliche
Implikationen besitzt, steht die gemeinsame Landesplanung vor besonderen Herausforderungen. Als iiberortliche
und zusammenfassende Planung ist sie Dienstleister fiir die Gestaltung der rdumlichen Entwicklung. Sie muss im
Zusammenwirken mit den Fachplanungstrigern, den kommunalen Gebietskorperschaften, ergidnzt durch biirger-
schaftliches Engagement, zukunftsorientierte raumordnerische Rahmenbedingungen fiir die Entwicklung der Haupt-
stadtregion bereitstellen.

Die Instrumente dafiir sind:

— das Leitbild Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg, das als iiberfachlicher, von den Landesregierungen ent-
wickelter Rahmen die Stirken der Region, die Ziele der Entwicklung im gemeinsamen Planungsraum und
Schritte ihrer Umsetzung benennt,

—  das Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007), das durch Grundsitze der Raumordnung Eckpunkte fiir
die rdumliche Grundorientierung vorgibt,

—  der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B), der bindende Vorgaben im notwendigen Umfang
enthélt und diese durch Handlungsempfehlungen ergénzt.

Diese Instrumente bediirfen der Anwendung und Umsetzung durch verschiedene Akteure in den Landern, den Re-
gionen und der kommunalen Ebene, um ihre Wirksamkeit entfalten zu kdnnen.

Gestaltungsansatz der Raumordnung im LEP B-B
Im Leitbild Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg wird die Zielrichtung der anzustrebenden Entwicklung im Ge-
samtraum beschrieben, die im LEPro 2007 mit seinen Grundsétzen der Raumordnung eine erste raumplanerische

,,Ubersetzung* findet.

Mit dem LEP B-B wird das LEPro 2007 konkretisiert und damit der Beitrag der Raumordnung zur Entwicklung des
Gesamtraumes ergénzt.

Der Leitvorstellung einer nachhaltigen Entwicklung Rechnung tragend, wird hier der konkrete Rahmen fiir die kiinfti-
ge rdumliche Entwicklung abgesteckt.
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Der LEP B-B

—  bindet die Hauptstadtregion in nationale und internationale Verflechtungen ein,
—  ermoglicht Wachstum,

—  ordnet rdumlich die Daseinsvorsorge,

—  orientiert die Infrastrukturentwicklung auf raumliche Schwerpunkte,

—  schiitzt Freirdume und natiirliche Ressourcen und

—  regt nachfolgende Akteursebenen zur Gestaltung von Handlungsrdumen an.

Neue raumliche Partnerschaften im européischen Zusammenhang gestalten

In der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg miissen die rdumlichen Voraussetzungen so entwickelt werden, dass
die internationale und nationale Wettbewerbsfahigkeit gestdrkt wird. Die Hauptstadtregion muss ihre metropoli-
tanen und regionalen Potenziale im Zusammenspiel nutzen und die Attraktivitdt ihrer Infrastruktur weiter ent-
wickeln mit dem Ziel, sich im weltwirtschaftlichen Wettbewerb zu behaupten.

Dazu ist auch eine aktive Gestaltung strategischer rdumlicher Partnerschaften erforderlich. Es entspricht der Orien-
tierung der Europdischen Union und den raumordnerischen Leitbildern des Bundes, durch kooperative Verant-
wortungsgemeinschaften die Chancen rdumlicher Entwicklung zu verbessern.

Berlin und Brandenburg bilden eine solche Verantwortungsgemeinschaft. Zusétzlich soll die Entwicklung grof3-
rdumiger Verantwortungsgemeinschaften und Kooperationsrdume zwischen Metropolregionen, grenziibergreifend
mit den polnischen Nachbarn und regional benachbarten Raumen (z. B. Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt,
Sachsen) sowie zwischen der Hauptstadtregion und anderen Metropolregionen im internationalen Maf3stab angestrebt
werden. Sektorale und infrastrukturelle Vernetzungen iiber nationale und transnationale Korridore kdnnen helfen, die
Chancen wirtschaftlicher Entwicklung auch aufBerhalb des wirtschaftlich prosperierenden Kernraumes der EU zu
verbessern.

Dies schlieit die Intensivierung der engen Verflechtungsbeziehungen zum polnischen Nachbarn und die Nutzung
von Lagevorteilen zum mittel- und osteuropdischen Raum sowie nach Skandinavien ein.
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Wachstum und Innovation unterstiitzen

Der Kern der verdnderten Entwicklungsstrategie ist die Konzentration auf vorhandene leistungsfahige Strukturen im
Raum. Dies erfordert, Prioritdten in der Wirtschaft, Infrastruktur, Bildung, Wissenschaft und beim Technologie-
transfer zu setzen. Die Forderpolitik hat bereits mit der Fordermittelkonzentration auf die Kompetenzfelder in
Berlin und im Land Brandenburg auf die Regionalen Wachstumskerne und die Branchenschwerpunktorte reagiert.
Dariiber hinaus werden die ldndlichen Rdume auflerhalb dieser Schwerpunktforderung im Rahmen der landwirt-
schaftlichen Flachenforderung sowie der Forderpolitik der integrierten landlichen Entwicklung gestérkt.

Die Besinnung auf die eigenen Kréfte in allen Teilen des gemeinsamen Planungsraumes ist ein wichtiger Wert an
sich. Die Selbstaktivierung und Selbstmobilisierung und die Kreativitiat der Menschen sollen als groes Zukunftspo-
tenzial genutzt werden. Uberall dort, wo Potenziale vorhanden sind, sollen AnstoBe gegeben werden, diese zu nut-
zen.

Das funktionierende Netzwerk zwischen beiden Landern zur Mobilisierung der vorhandenen Potenziale muss ge-
pflegt, eine intensivere und umfangreichere Kooperation zwischen Verwaltung, Hochschulen, Forschungszentren
und Unternehmen beider Lander muss weiterentwickelt werden. Rahmenbedingungen fiir einen umfassenden Tech-
nologietransfer und fiir ein ganzheitliches, Innovationen férderndes Umfeld miissen geschaffen werden.

Der LEP B-B soll rdumliche Rahmenbedingungen fordern, die fiir eine wachstumsstarke Wirtschaftsregion und fiir
die Schaffung dauerhafter und wettbewerbsfahiger Arbeitsplétze erforderlich sind. Der Beitrag der Raumordnung
richtet sich dabei auf die Passfihigkeit der funktions- und flachenbezogenen raumordnerischen Festlegungen mit
den Schwerpunkten der Fachplanungen, darunter auch den Forderschwerpunkten. Der LEP B-B legt keine rdum-
lichen Forderschwerpunkte fest.

Die Steuerung der Gewerbefldchenentwicklung erfolgt im LEP B-B dadurch, dass festgelegt wird, neue Siedlungs-
flichen an vorhandene anzuschlieBen, die Erweiterung von Streu- und Splittersiedlungen zu vermeiden sowie durch
den Schutz des Freiraumes durch die Festlegung des Freiraumverbundes. Damit wird einerseits eine Zersiedelung
des Freiraumes unterbunden und andererseits der gewerblichen Entwicklung der erforderliche Spielraum gegeben.

Um auf Ansiedlungsbegehren fliachenintensiver GrofSbetriebe schnell reagieren zu kénnen, sieht der LEP B-B dar-
iiber hinaus eine raumordnerische Standortvorsorge fiir gewerblich-industrielle Ansiedlungen vor.

Daseinsvorsorge riumlich ordnen und Infrastrukturentwicklung auf riumliche Schwerpunkte ausrichten

Der demografische Wandel gehort zu den gesellschaftlichen Phdnomenen, die der vollen Aufmerksamkeit der ver-
schiedensten Politikfelder bediirfen. Er hat Auswirkungen auf die Raumstruktur und erfordert deshalb verdnderte
Ansétze der raumlichen Schwerpunktsetzung.

Die bezogen auf den Gesamtraum unterschiedlichen, zum Teil gegenldufigen Entwicklungstendenzen werden sich
auch in Zukunft fortsetzen. Wahrend die Bevolkerung in Berlin und seinem niheren Umland zunehmen wird, wird
die Bevolkerung in den Berlin fernen Teilrdumen weiter abnehmen. Zudem werden die Menschen immer ilter.
Schon 2020 wird etwa jeder vierte Einwohner iiber 65 Jahre alt sein — bei stdndig steigender Lebenserwartung.
Zusétzlich wird die Bevolkerungsentwicklung im Land Brandenburg durch die gegenwirtige Abwanderung junger
Menschen, insbesondere junger Frauen, beeinflusst.

Alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens sind von diesen Entwicklungen betroffen. Auch die rdumliche Organisa-
tion der Daseinsvorsorge erfolgt deshalb im LEP B-B {iiber ein entsprechend verdndertes Zentrale-Orte-System. Auf
der Basis von Tragfdhigkeits- und Erreichbarkeitsannahmen werden Mittelbereiche abgegrenzt, innerhalb derer die
leistungsfahigsten — die starken — Gemeinden als Zentrale Orte festgelegt werden. Diese sollen als multifunktionale
Schwerpunkte wie Anker im Raum wirken und Kulminationspunkt fiir die verschiedenen Daseinsfunktionen in ihrem
jeweiligen Mittelbereich sein. Die Ausgestaltung des Zentrale-Orte-Systems soll damit gewéhrleisten, dass auch die
landlich geprigten Regionen iiber rdumliche Schwerpunkte des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens
verfiigen. Die Infrastrukturentwicklung orientiert auf diese raumlichen Schwerpunkte. Die Leistungsfahigkeit dieser
Zentralen Orte ist auch von deren Einbindung ins grofrdumige und regionale Verkehrsnetz abhéngig.

Zur Organisation von Daseinsvorsorge gehort eine funktionierende gemeindeiibergreifende Abstimmung. Zentraler
Ort und die jeweiligen Versorgungsbereichsgemeinden bilden eine ,,mittelzentrale Verantwortungsgemeinschaft.
Die konkrete rdumliche Organisation der Daseinsvorsorge erhilt so auf diesem Weg eine kommunale Mitgestal-
tungskomponente.
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Die wesentlichen Elemente der Grundversorgung sind Teil der kommunalen Aufgaben und werden durch die GroB-
gemeinden bzw. in den Amtern eigenstéindig organisiert.

Freiraum schiitzen und Ressourcen bewahren

Nach wie vor werden zusitzliche, bisher unbebaute Flachen fiir die Errichtung von Wohngebiuden, Gewerbeansied-
lungen und den Ausbau der Infrastruktur beansprucht. Dieser Flichenverbrauch als Folge von Wachstum und Ent-
wicklung fiihrt gleichzeitig zu einem anhaltenden Verlust von Freifldchen mit ihren Funktionen fiir den Naturhaushalt
und den Klimaschutz, die Erholung sowie ihren wirtschaftlichen Nutzfunktionen fiir die Land- und Forstwirtschaft,
die Produktion regenerativer Energien sowie die Sicherung standortgebundener Bodenschétze. Im Sinne einer nach-
haltigen Entwicklung sollen daher die Uberbauung, Versiegelung und Zerschneidung des Freiraumes sowie die In-
anspruchnahme insbesondere der nicht erneuerbaren natiirlichen Ressourcen so gering wie moglich gehalten werden.

Deshalb soll in der Bauleitplanung dem Prinzip des Vorranges der Innen- vor der AuBlenentwicklung gefolgt wer-
den.

Im LEP B-B werden hochwertige Freirdume mit besonders bedeutsamen Funktionen zu einem Freiraumverbund
zusammengefasst. Die groBrdumig iibergreifende Struktur des Freiraumverbundes bildet das Grundgeriist fiir den
Ressourcenschutz im gemeinsamen Planungsraum. Der Freiraumverbund soll auch in seiner Funktion fiir den Land-
schaftswasserhaushalt sowie als natiirliche Senke fiir klimaschédliche Gase — d. h. deren Bindung in Biomasse —
besonders vor raumbedeutsamen Inanspruchnahmen geschiitzt werden.

Die Darstellung des Risikobereiches Hochwasser dient im Sinne des Vorsorgeprinzips der Kennzeichnung der Fla-
chen, die im Rahmen der Fachplanung durch Deichbau zu schiitzen oder als Retentionsbereiche zu sichern sind oder
die bei Versagen von Hochwasserschutzanlagen iiberflutet werden konnen.

Kulturlandschaften als Handlungsriume begreifen

Der Kulturlandschaftsansatz im LEP B-B ist darauf gerichtet, rdumliche Entwicklung als integrative Aufgabe unter-
schiedlicher regionaler Akteure zu vermitteln. Er orientiert darauf, die bestehende raumstrukturelle Vielfalt in ihrer
rdumlichen Einheit zu erkennen. Nicht in der Betonung des Nebeneinanders von stidtisch oder ldndlich, von touris-
tisch oder energiewirtschaftlich, von industriell oder landwirtschaftlich geprégten Strukturen, sondern in deren Ver-
kniipfung werden Entwicklungs- und Gestaltungschancen gesehen.

Kulturlandschaften sind ganz in diesem Sinn miteinander verwobene, auf Verflechtungen, auf gemeinsame Geschich-
te, auf Traditionen, auf typische Produkte, auf Besonderheiten, auf Alleinstellungsmerkmale und auf innovative Ent-
wicklungsansitze beruhende Handlungsrdume fiir eine kooperative und qualitativ ausgerichtete Regionalentwicklung.
Ankniipfend an die jeweiligen imagebildenden und identitdtsstiftenden Qualitdten und Eigenarten sollen Netzwerke,
Steuerungsansitze oder regional wirksame Projekte auf regionaler Ebene entwickelt werden, die nach Innen regionale
Handlungsféhigkeit und Selbstorganisation gewéhrleisten und nach Aufien eine Marketingwirkung und die Artikula-
tion regionaler Interessen ermdglichen.

Die in der Abbildung dargestellten Anregungen fiir kulturlandschaftliche Handlungsrdume beruhen auf der Analyse
historischer Regionsbildungsprozesse, von Landschafts-, Siedlungs- und Flachennutzungsstrukturen, der natiirlichen
und baulichen Ausstattung von Kulturlandschaften sowie Steuerungsansitzen, Netzwerken, Projekten und Forder-
instrumenten mit Kulturlandschaftsbezug, wie beispielsweise GroBschutzgebiete, Regionalparks, LEADERplus-
Regionen, Tourismusregionen, Kulturlandschaften des UNESCO-Weltkulturerbes, Stddtenetze sowie Stadt-Land-
Kooperationen.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 24 vom 2. Juni 2015

Anregungen fiir kulturlandschaftliche Handlungsrédume in Berlin und Brandenburg
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Ein Beispiel fiir die Zusammenarbeit in einem Stiddtenetz sind die Brandenburger Stidte der AG ,,Stddte mit histo-
rischen Stadtkernen®. Sie stellen wichtige Ankerstddte in der Kulturlandschaft dar und werden als herausragende Orte
der kulturellen und geschichtlichen Identifikation der Menschen bewahrt, gepflegt und behutsam erneuert. Im Ein-
klang mit der gesamtstddtischen Entwicklung wird angestrebt, die historische Bausubstanz zu erhalten, geeignete
Nutzungen zu ermdglichen und die Stadtkerne damit als feste Bestandteile stddtischen Lebens zu sichern.

Léndliche Riume integriert entwickeln

Grofle Teile der Kulturlandschaften im Gesamtraum werden in der Flachennutzung maBigeblich durch die Land- und
Forstwirtschaft sowie zunehmend auch durch die Energiewirtschaft geprégt. Die ldndlichen Rdume sind Innovations-,
Wirtschafts- und Arbeitsraum fiir die dort lebende Bevolkerung und erfiillen vielfiltige Funktionen als Wohn-,
Natur-, Landschafts-, Kultur- und Erholungsraum. Sie erbringen somit wichtige Leistungen fiir den Gesamtraum und
sollen entsprechend ihrer Bedeutung fiir die Hauptstadtregion nachhaltig und integriert entwickelt werden. Hierzu
tragt insbesondere auch die Politik fiir die Entwicklung der landlichen R&ume bei.

Wichtige Ziele sind dabei, eine wettbewerbsfahige, multifunktionale und nachhaltige Land- und Forstwirtschaft zu
ermoglichen und zukunftsféhige Arbeitspldtze auch durch eine Diversifizierung der Erwerbsgrundlagen zu sichern
und zu schaffen. Des Weiteren kommt der Sicherung und einer nachhaltigen Nutzung der natiirlichen Ressourcen und
Potenziale an nachwachsenden Rohstoffen eine groe Bedeutung zu. Die dkologischen Potenziale und landschaft-
lichen Qualitdten sowie das landliche kulturelle Erbe sollen als ,,weiche* Standortfaktoren erhalten und nachhaltig
entwickelt werden. Bedeutend fiir die Zukunftsféahigkeit der landlichen Réume ist die Stabilisierung ihrer Verflech-
tung mit der Metropole Berlin und den Zentralen Orten in Brandenburg.

Eine nachhaltige und integrierte Entwicklung trdgt dazu bei, den Menschen und insbesondere jungen Familien Pers-
pektiven zu bieten, um sie auch kiinftig in den landlichen Rdumen zu halten.
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111 Textliche Festlegungen
1 Hauptstadtregion

Der Gesamtraum der Léinder Berlin und Brandenburg bildet eine im europdischen und im globalen Mafistab aktive
Metropolregion. Im nationalen Mafstab weist die Metropolregion das Alleinstellungsmerkmal auf, dass hier die
Bundeshauptstadt in ihr liegt: Dementsprechend wird sie als Hauptstadtregion bezeichnet. Berlin und Brandenburg
bilden gemeinsam eine vielfiltige und kontrastreiche, durch die Metropole geprdgte Hauptstadtregion mit mehr als
sechs Millionen Einwohnern, deren nationale und internationale Wettbewerbsfihigkeit als gemeinsamer Lebens-,
Wirtschafts- und Arbeitsraum im Sinne einer grofsrdumigen Verantwortungsgemeinschaft weiterentwickelt werden
soll. Die metropolitanen Funktionen sollen vorrangig in der Metropole selber, aber ergdnzend auch in anderen Teil-
rdumen der Region gesichert und weiterentwickelt werden. Die Funktionen der ldndlichen Riume als Teil der Kultur-
landschaften des Gesamtraumes sollen nachhaltig und integriert entwickelt werden. Es ist eine aktive, grenziiber-
schreitende Raumentwicklung zur Einbindung in den europdischen Kontext erforderlich, um die Metropolregion
besser im internationalen Wettbewerb zu positionieren und Wirtschaftsimpulse zu generieren. Gleichzeitig gilt es, die
inneren Voraussetzungen in der Gesamtregion fiir die Ansiedlung metropolitaner Funktionen weiterzuentwickeln.

1.1 (G)

(1) Die Teilriume der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg mit der Bundeshauptstadt im Zentrum sollen so
aufeinander bezogen entwickelt werden, dass sie eine grofiriumige Verantwortungsgemeinschaft bilden und
sich die jeweiligen teilriumlichen Stirken gegenseitig stirken.

(2) Die Bundeshauptstadt Berlin soll als Teil des Gesamtraumes nachhaltig und integriert entwickelt werden.

(3) Hauptstadt- und andere metropolitane Funktionen sollen vorrangig in der Metropole, erginzend auch in
anderen Teilriumen der Hauptstadtregion, gesichert, entwickelt und fiir die Entwicklung des Gesamtraumes
genutzt werden.

(4) Die lindlichen Riume der Hauptstadtregion sollen als Lebensmittelpunkt sowie als Wirtschaftsraum und
Erwerbsgrundlage fiir die dort lebende Bevolkerung gesichert und entwickelt werden. Ihre vielfiltigen Funk-
tionen als Wirtschafts-, Natur-, Landschafts-, Kultur- und Erholungsraum fiir den Gesamtraum sollen ge-
stiirkt und integriert entwickelt werden.

1.2 (G)
Die Kommunikations- und Verkehrsnetze und die infrastrukturellen Verbindungen und Knotenpunkte in der
Hauptstadtregion sollen so entwickelt werden, dass die Verbindungen zwischen den europiischen und natio-
nalen Metropolregionen und Stidten sowie die Einbindung in die grofirdumigen, europiischen Raumentwick-
lungskorridore gestirkt werden. Prioritit soll hier die Einbindung in Nord-Siid- und in Ost-West-Richtung
haben.

2 Zentrale-Orte-System

Das Zentrale-Orte-System ist ein normiertes, flichendeckendes und hierarchisches System von Orten, die komplexe
Funktionen fiir ihr Umland erfiillen. Die Zentralen Orte sind Schwerpunkte des wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Lebens im Gesamtraum Berlin-Brandenburg. Sie iibernehmen entsprechend ihrer Funktion und Einstufung im
zentralortlichen System Aufgaben fiir die Gemeinden ihres jeweiligen iibergemeindlichen Verflechtungsbereiches.
Dabei gilt, dass Zentrale Orte der jeweils héheren Hierarchiestufe auch die Funktionen der nachrangigen
Hierarchiestufe(n) mit erfiillen, d. h. die Metropole hat zugleich die Funktionen eines Oberzentrums, Metropole und
Oberzentren haben zugleich die Funktionen von Mittelzentren. Das Zentrale-Orte-System im Gesamtraum
Berlin-Brandenburg besteht aus den Elementen Metropole, Oberzentrum, Mittelzentrum und Mittelzentrum in Funk-
tionsteilung. Auf die Festlegung von Zentren der Nahbereichsebene wird verzichtet, da im Zuge der Gemeindegebiets-
reform leistungsfiihige Gemeinden und Amter entstanden sind, in denen die Grundversorgung der Bevilkerung abge-
sichert wird. Eine rdumliche Schwerpunktsetzung durch die Raumordnung in Form der Ausweisung von Nahbereichs-
zentren ist damit nicht mehr erforderlich. Der LEP B-B regelt das Zentrale-Orte-System abschliefsend und ersetzt die
Festlegungen von Zentralen Orten in den Regionalplinen.

21(2)
In der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg werden als Zentrale Orte die Metropole, Oberzentren und Mit-
telzentren, einschliefSlich der Mittelzentren in Funktionsteilung, abschlieBend festgelegt.
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22(G)
Mit dem System Zentraler Orte soll ein tragfihiges Netz technischer und sozialer Infrastruktureinrichtungen
des gehobenen und spezialisierten hoheren Bedarfes gesichert und entwickelt werden.

23(G)

Zentralortliche Funktionen sollen im Funktionsschwerpunkt der Mittelzentren raumlich konzentriert werden.
In der Metropole Berlin und den Oberzentren sind die polyzentralen Strukturen in ihrer Funktion zu erhalten
und weiter zu stirken.

24 (G)
Die Versorgung der Bevilkerung mit Giitern und Dienstleistungen des Grundbedarfes soll innerhalb der
amtsfreien Gemeinden und innerhalb der Amter fiir die amtsangehérigen Gemeinden abgesichert werden.

252
Metropole ist die Bundeshauptstadt Berlin.

2.6 (G)

In der Metropole sollen iiber die oberzentralen Funktionen hinaus die Infrastruktur und die Standorte von
metropolitanen Funktionen wie Entscheidungs- und Kontrollfunktionen, Innovations- und Wettbewerbsfunk-
tionen, Zuginglichkeit und Symbolfunktionen gesichert und entwickelt werden. Die Metropole Berlin hat
zentralortliche Bedeutung im europiischen Mafistab und ist als Wirtschafts-, Wissenschafts-, Kultur-, Bil-
dungs-, Sport-, Handels-, Messe- und politisches Zentrum zu stérken.

2.7(2)
Oberzentren sind die Landeshauptstadt Potsdam, Cottbus, Brandenburg an der Havel und Frankfurt (Oder).

28(G)
Auf die Oberzentren sollen die hochwertigen Raumfunktionen der Daseinsvorsorge mit iiberregionaler Bedeu-
tung konzentriert werden. Dies sind insbesondere:

—  Wirtschafts- und Siedlungsfunktionen,

—  Einzelhandelsfunktionen,

—  Kultur- und Freizeitfunktionen,

—  Verwaltungsfunktionen,

—  Bildungs-, Wissenschafts-, Gesundheits-, soziale Versorgungsfunktionen sowie
—  grofiriumige Verkehrsknotenfunktionen.

Dazu sollen die in den Oberzentren vorhandenen vielfiltigen Angebote an Giitern und Leistungen des speziali-
sierten hoheren Bedarfes dem Nachfragepotenzial entsprechend gesichert, im Einzelfall qualifiziert werden.

2.9 (2)

Mittelzentren sind Bad Freienwalde (Oder), Beeskow, Belzig, Bernau bei Berlin, Eberswalde, Eisenhiitten-
stadt, Erkner, Falkensee, Finsterwalde, Forst (Lausitz), Fiirstenwalde/Spree, Guben, Hennigsdorf, Herzberg
(Elster), Jiiterbog, Konigs Wusterhausen, Kyritz, Liibben (Spreewald), Liibbenau/Spreewald, Luckenwalde,
Ludwigsfelde, Nauen, Neuenhagen bei Berlin, Neuruppin, Oranienburg, Prenzlau, Rathenow, Schwedt/Oder,
Seelow, Spremberg, Strausberg, Teltow, Templin und Zossen.

Mittelzentren in Funktionsteilung sind Elsterwerda — Bad Liebenwerda, Lauchhammer — Schwarzheide, Per-
leberg — Wittenberge, Pritzwalk — Wittstock/Dosse, Schonefeld — Wildau, Senftenberg — Grofirischen,
Werder (Havel) — Beelitz und Zehdenick — Gransee.

2.10 (G)
In den Mittelzentren sollen fiir den jeweiligen Mittelbereich die gehobenen Funktionen der Daseinsvorsorge
mit regionaler Bedeutung konzentriert werden. Dazu gehdren insbesondere:

—  Wirtschafts- und Siedlungsfunktionen,

—  Einzelhandelsfunktionen,

—  Kultur- und Freizeitfunktionen,

—  Verwaltungsfunktionen,

—  Bildungs-, Gesundheits-, soziale Versorgungsfunktionen sowie
—  liberregionale Verkehrsknotenfunktionen.
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Dazu sollen die in den Mittelzentren vorhandenen Angebote an Giitern und Dienstleistungen des gehobenen
Bedarfes dem Nachfragepotenzial entsprechend gesichert, teilweise auch qualifiziert werden.

2.11 (G)

Die jeweils als Mittelzentren in Funktionsteilung festgelegten Gemeinden sollen gemeinsam die Versorgungs-
funktion fiir den gemeinsamen Mittelbereich iibernehmen und dazu eine enge Abstimmung iiber die jeweilige
mittelzentrale Funktionswahrnehmung durchfiihren. Verbindliche Kooperationsformen sollen dafiir die Basis
bilden.

2.12 (G)

Die Mittelzentren sollen gemeinsam mit den Gemeinden ihres Mittelbereiches Entwicklungskonzepte fiir den
Mittelbereich entwickeln. Auf dieser Basis soll eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Zentralen Ort und
den Gemeinden seines Verflechtungsbereiches angestrebt werden.

3 Kulturlandschaft

Neben den Funktionsfestlegungen des Zentrale-Orte-Systems und den normativen Festlegungen zur Steuerung der
Siedlungs- und Freiraumentwicklung sollen durch eine aktive Kulturlandschaftsentwicklung die differenzierten Qua-
litiiten in allen Teilrdumen herausgearbeitet und ihre Potenziale entwickelt werden. Kulturlandschaften sind als
Ergebnis der jahrtausendelangen menschlichen Prigung urspriinglicher Naturlandschaften entstanden. Bezogen auf’
den heutigen physischen Raum ist demnach jede durch menschliches Handeln verdnderte Landschaft unabhdngig von
qualitativen Aspekten und normativen Bewertungen eine Kulturlandschaft. Die Kulturlandschaft umfasst die land-
und forstwirtschaftlich genutzten Produktionslandschaften ebenso wie vom Menschen nur wenig beeinflusste natur-
nahe Rdume oder stark verdinderte, iiberformte Gebiete wie Industriebrachen und Bergbaufolgelandschaften. Be-
standteile der Kulturlandschaft sind auch die Metropole, die Stidte, Dorfer und alle gebauten Strukturen. Die seit
Jahrtausenden vom Menschen gestaltete Kulturlandschaft befindet sich auch weiterhin im Wandel und weist viel-
faltige Prigungen und Erscheinungsformen auf, so dass im gemeinsamen Planungsraum ein vielfdltiges Mosaik
unterschiedlicher Kulturlandschaften entstanden ist. Die Kulturlandschaftsentwicklung soll iiber kooperative Raum-
entwicklungskonzepte befordert werden und dazu beitragen, den Kulturlandschafiswandel nachhaltig zu gestalten
sowie regionale Strukturprobleme zu mindern.

3.1(G)

Die Kulturlandschaften der Hauptstadtregion sollen als Triger der regionalen Identitit und Ausdruck kultu-
reller und gesellschaftlicher Vielfalt bewahrt und durch Kooperation zwischen Stidten und Dérfern ent-
wickelt werden. Ankniipfend an die regionalen Eigenarten und individuellen Stirken sollen Kulturlandschaf-
ten zu Handlungsriumen einer zukunftsfihigen Regionalentwicklung werden.

3.2 (G)

Kulturlandschaften sollen auf regionaler Ebene identifiziert und Leitbilder zu ihrer Weiterentwicklung for-
muliert werden. Durch eine regionale Vernetzung kulturlandschaftsrelevanter Steuerungsansiitze und unter
Einbeziehung biirgerschaftlichen Engagements sollen Strategien und Entwicklungskonzepte fiir die kultur-
landschaftlichen Handlungsriume erarbeitet und umgesetzt werden.

Ein spezifischer raumordnerischer Handlungsbedarf besteht besonders in

—  historisch bedeutsamen Kulturlandschaften,

—  von starkem Nutzungswandel betroffenen suburbanen und léindlichen Riumen,

—  Gebieten, die auf Grund der Aufgabe militirischer, bergbaulicher oder sonstiger Nutzungen einen aufler-
gewohnlichen Sanierungs- und Gestaltungsbedarf aufweisen sowie

—  grenziibergreifenden Kulturlandschaften.

Im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam soll die liinderiibergreifende kooperative Entwick-
lung der Regionalparks fortgefiihrt werden.

4 Steuerung der Siedlungsentwicklung

Die Steuerung der Siedlungsentwicklung, des grofifldchigen Einzelhandels und der Vorsorge fiir gewerblich-
industrielle Vorhaben ist eine Aufgabe der Raumordnung, mit der ein Ausgleich zwischen den regional und grofs-
rdaumig wirksamen Erfordernissen zur Sicherung der Daseinsvorsorge einerseits und den Interessen der Kommunen
an einer méglichst giinstigen Entwicklung des eigenen Gemeindegebietes andererseits geschaffen werden soll. Dabei
ist dem grundgesetzlich geschiitzten Anspruch auf die Gestaltung der Angelegenheiten der értlichen Gemeinschaft
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ebenso Rechnung zu tragen wie den itiberértlich und tiberfachlich abgeleiteten raumordnerischen Gestaltungszielen,
welche ein auskémmliches Funktionieren des gesamten Gemeinwesens absichern sollen.

4.1 (G)

Die Siedlungsentwicklung soll vorrangig unter Nutzung bisher nicht ausgeschopfter Entwicklungspotenziale
innerhalb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme vorhandener Infrastruktur erfolgen.
Innerhalb der Gemeinden soll eine Konzentration der zusitzlichen Wohnsiedlungsflichenentwicklungen auf
die siedlungsstrukturell und funktional geeigneten Siedlungsschwerpunkte angestrebt werden. Die Funktionen
Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Erholung sollen einander riumlich zugeordnet und ausgewogen ent-
wickelt werden.

4.2 (Z2)

Neue Siedlungsfléichen sind an vorhandene Siedlungsgebiete anzuschlieBen; die Festlegung gilt nicht innerhalb
des Gestaltungsraumes Siedlung gemifl Plansatz 4.5 (Z) Absatz 1 Nummer 2. Bei der Entwicklung von Ge-
werbe- und Industrieflichen sind Ausnahmen zuliissig, wenn besondere Erfordernisse des Immissionsschutzes
oder der VerkehrserschlieSung ein unmittelbares Angrenzen entsprechender Nutzungen an vorhandene Sied-
lungsgebiete ausschliefSen.

4.3 (Z2)
Die Erweiterung von Streu- und Splittersiedlungen ist zu vermeiden.

4.4 (G)

(1) Militdrische und zivile Konversionsfliichen sollen neuen Nutzungen zugefiihrt werden. Konversionsflichen
im ridumlichen Zusammenhang zu vorhandenen Siedlungsgebieten konnen bedarfsgerecht fiir Siedlungs-
zwecke entwickelt werden.

(2) Auf versiegelten oder baulich gepriigten Teilen von Konversionsfliichen aufierhalb innerértlicher Sied-
lungsflichen sollen stiidtebaulich nicht integrierbare Vorhaben zugelassen werden, wenn eine tragfihige Ent-
wicklungskonzeption vorliegt und eine raumvertrigliche Verkehrsanbindung gesichert ist. Insbesondere sollen
grofBflichige Fotovoltaikanlagen vorrangig auf geeigneten Konversionsflichen errichtet werden.

(3) Konversionsflichen auflerhalb innerortlicher Siedlungsflichen mit hochwertigen Freiraumpotenzialen
sollen einer Freiraumnutzung zugefiihrt werden.

4.5(2)
(1) Die Entwicklung von Siedlungsfliichen, in denen auch Wohnnutzungen zuléssig sein sollen (Wohn-
siedlungsfléchen), ist moglich

1.  in Zentralen Orten ohne Gestaltungsraum Siedlung,
im in der Festlegungskarte 1 festgelegten Gestaltungsraum Siedlung,

3. in Nicht-Zentralen Orten durch Innenentwicklung sowie im Rahmen der zusiitzlichen Entwicklungs-
option,

4.  innerhalb von Gemeinden mit einem festgelegten Gestaltungsraum Siedlung in Siedlungsbereichen au-
Berhalb des Gestaltungsraumes Siedlung durch Innenentwicklung sowie im Rahmen der zusitzlichen
Entwicklungsoption dieser Siedlungsbereiche.

(2) Die zusitzliche Entwicklungsoption nach Absatz 1 Nummer 3 und 4 wird mit 0,5 Hektar pro 1 000 Ein-
wohner (Stand 31. Dezember 2008) fiir einen Zeitraum von zehn Jahren fiir zusétzliche Wohnsiedlungsfliichen
festgelegt.

(3) Die Umwandlung von Wochenendhaus- oder Kleingartengebieten in Wohnsiedlungsflichen ist nur zulés-
sig, wenn sie siedlungsstrukturell an die vorhandenen Siedlungsgebiete angebunden sind und die Erschlieffung
gesichert ist.

(4) Uber den in Absatz 2 genannten Rahmen hinaus kann die Entwicklung weiterer Wohnsiedlungsflichen im
Einzelfall zugelassen werden, wenn die besondere Siedlungsstruktur der Gemeinde dies insbesondere wegen
fehlender Moglichkeiten ausreichender Innenentwicklung erfordert oder wenn die weitere Aufienentwicklung
durch einen nachgewiesenen Bedarf wegen einer spezifischen Funktion der Gemeinde, insbesondere als Kur-
ort oder Truppenstandort, gerechtfertigt ist.
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(5) Die Zusammenfiihrung der einzelnen amtsangehdrigen Gemeinden zugebilligten Entwicklungsoptionen im
Sinne von Absatz 2 in einer als Siedlungsschwerpunkt des Amtes festgelegten Gemeinde ist zuliissig, wenn
zwischen den amtsangehorigen Gemeinden dazu Einvernehmen besteht.

4.6 (G)
Fiir groBflachige gewerblich-industrielle Vorhaben sollen die in der Festlegungskarte 1 durch Symbole ge-
kennzeichneten Standorte vorgehalten und von einer kleinteiligen gewerblichen Nutzung freigehalten werden.

4.7 (Z)
(1) GroBflichige Einzelhandelseinrichtungen im Sinne von § 11 Absatz 3 der Baunutzungsverordnung
(BauNVO) sind vorbehaltlich des Absatzes 6 nur in Zentralen Orten zuliissig (Konzentrationsgebot).

(2) GroBflichige Einzelhandelseinrichtungen diirfen nach Art, Lage und Umfang die Entwicklung und Funk-
tion benachbarter Zentraler Orte sowie die verbrauchernahe Versorgung nicht beeintrichtigen (raumordne-
risches Beeintrichtigungsverbot).

(3) Neue oder zu erweiternde groBflichige Einzelhandelseinrichtungen miissen dem zentralortlichen Versor-
gungsbereich und der zentralortlichen Funktion entsprechen (Kongruenzgebot).

(4) Hersteller-Direktverkaufszentren mit einer Verkaufsfliche von mehr als 5 000 Quadratmeter sind nur in
der Metropole Berlin und in Oberzentren zuliissig.

(5) Vorhandene oder genehmigte groBfléichige Einzelhandelseinrichtungen, die im Widerspruch zu den Ab-
sidtzen 1 bis 4 stehen, konnen verindert werden, wenn hierdurch die genehmigte Verkaufsfliche sowohl insge-
samt als auch fiir zentrenrelevante Sortimente (Tabelle 4 Nummer 1) nicht erhoht wird. Durch die Verin-
derung darf keine Umwandlung zu einem Hersteller-Direktverkaufszentrum im Sinne von Absatz 4 erfolgen.

(6) Die Errichtung oder Erweiterung grofiflichiger Einzelhandelseinrichtungen ist abweichend von Absatz 1
auBlerhalb Zentraler Orte zulissig, wenn das Vorhaben ganz iiberwiegend der Nahversorgung dient und der
Standort in einem Stidtischen Kernbereich im Sinne von Plansatz 4.8 (G) Absatz 2 oder in einem wohn-
gebietsbezogenen Versorgungsbereich liegt. Vorhaben aulerhalb Zentraler Orte dienen ganz iiberwiegend der
Nahversorgung, wenn die gesamte vorhabensbezogene Verkaufsfliiche 2 500 Quadratmeter nicht iiberschreitet
und auf mindestens 75 Prozent der Verkaufsfliiche nahversorgungsrelevante Sortimente nach Tabelle 4
Nummer 1.1 angeboten werden.

4.8 (G)

(1) Innerhalb Zentraler Orte sollen grofifliichige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimen-
ten gemifl Tabelle 4 Nummer 1 nur auf Standorten in Stidtischen Kernbereichen entwickelt werden (Integra-
tionsgebot).

(2) Stadtische Kernbereiche sind gewachsene zentrale Lagen im Siedlungsbereich Zentraler Orte, die in enger
raumlicher Nachbarschaft wesentliche zentrenbildende Funktionen (z. B. Einzelhandel, Verwaltung, Kultur,
Dienstleistung) konzentrieren, sowie im Einzelfall die Versorgungszentren grofier Wohngebiete, wenn diese
eine iiber die Nahversorgung hinausgehende Funktion haben. Stidtische Kernbereiche sind regelmiiflig die
Innenstiidte oder Ortskerne sowie in der Metropole Berlin und den Oberzentren auch weitere stidtische Ker-
ne, die durch eine gute Verkehrsanbindung, insbesondere im Offentlicher Personennahverkehr (OPNV), sowie
die Lokalisierung weiterer privater und oéffentlicher Dienstleistungen gekennzeichnet sind.

(3) Die Stidtischen Kernbereiche der Zentralen Orte, fiir die ein Gestaltungsraum Siedlung festgelegt ist,
sowie der besondere Stidtische Kernbereich ,,BBI Airport City“ sind in der Festlegungskarte 2 als Symbole
festgelegt.

(4) Vorhandene oder genehmigte grofifliichige Einzelhandelseinrichtungen auflerhalb Stidtischer Kernbe-
reiche im Sinne der Absétze 1 bis 3 konnen verindert werden, wenn hierdurch die genehmigte Verkaufsfliche
sowohl insgesamt als auch fiir zentrenrelevante Sortimente (Tabelle 4 Nummer 1) nicht erhoht wird und keine
Umwandlung zu einem Hersteller-Direktverkaufszentrum im Sinne von Plansatz 4.7 (Z) Absatz 4 erfolgt.

(5) Die Errichtung oder Erweiterung grofiflichiger Einzelhandelseinrichtungen ist abweichend von Absatz 1
in den Zentralen Orten auch auflerhalb der Stidtischen Kernbereiche zulédssig, wenn das Vorhaben ganz
iiberwiegend der Nahversorgung dient und der Standort in einem wohngebietsbezogenen Versorgungsbereich
liegt. Vorhaben auflerhalb Stédtischer Kernbereiche dienen ganz iiberwiegend der Nahversorgung, wenn die
gesamte vorhabensbezogene Verkaufsfliche in der Metropole und in den Oberzentren 5 000 Quadratmeter
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sowie in den Mittelzentren 2 500 Quadratmeter nicht iiberschreitet und auf mindestens 75 Prozent der Ver-
kaufsfliiche nahversorgungsrelevante Sortimente nach Tabelle 4 Nummer 1.1 angeboten werden.

4.9 (G)

Grof}flichige Einzelhandelseinrichtungen mit nicht zentrenrelevantem Kernsortiment (Tabelle 4 Nummer 2)
sind in Zentralen Orten auch aullerhalb der Stidtischen Kernbereiche zulissig, sofern die vorhabensbezogene
Verkaufsfliche fiir zentrenrelevante Randsortimente 10 Prozent nicht iiberschreitet.

5 Steuerung der Freiraumentwicklung

Im Rahmen der integrierten Freiraumentwicklung werden raumordnerische Grundsditze und Ziele zum Schutz der
Freiraumfunktionen gegeniiber raumbedeutsamer Inanspruchnahme und Zerschneidung festgelegt. Die integrierte
Freiraumentwicklung baut konsequent auf den drei Sculen der Nachhaltigkeit (6kologisch, okonomisch, sozial) auf.
Im gemeinsamen Planungsraum wird eine querschnittsorientierte, integrative Freiraumentwicklung angestrebt, die
ein vertrdgliches Miteinander der unterschiedlichen Funktionen und Nutzungen gewdhrleistet. Eine Aufteilung des
Freiraumes in unterschiedliche Nutz- und Schutzfunktionen wird diesem Anspruch nicht gerecht. Besonders hochwer-
tige Freiraumfunktionen werden in einen grofirdumig iibergreifenden Freiraumverbund eingebunden und geschiitzt.
Eine monofunktionale Freiraumsteuerung zur Koordinierung der unterschiedlichen Schutz- und Nutzanspriiche
untereinander erfolgt lediglich fiir die raumordnerische Vorsorge und Schadensminimierung in tiberschwemmungs-
gefihrdeten Gebieten.

5.1(G)

(1) Der bestehende Freiraum soll in seiner Multifunktionalitéit erhalten werden. Bei Planungen und MafBinah-
men, die Freiraum in Anspruch nehmen oder neu zerschneiden, kommt den Belangen des Freiraumschutzes
eine hohe Bedeutung zu.

(2) Bei der Entwicklung neuer Siedlungsfliichen soll die Inanspruchnahme von Freiraum minimiert werden.

52(2)

Der in der Festlegungskarte 1 festgelegte Freiraumverbund ist zu sichern und in seiner Funktionsfihigkeit zu
entwickeln. Raumbedeutsame Inanspruchnahmen und Neuzerschneidungen durch Infrastrukturtrassen, die
die riumliche Entwicklung oder Funktion des Freiraumverbundes beeintrichtigen, sind im Freiraumverbund
regelmiiflig ausgeschlossen. In Ausnahmefillen kann der Freiraumverbund in Anspruch genommen werden,
wenn

— ein offentliches Interesse an der Realisierung einer iiberregional bedeutsamen Planung oder Mallnahme
besteht und der Zweck dieser Inanspruchnahme nicht durch Nutzung von Flichen aufierhalb des Frei-
raumverbundes erreicht werden kann,

— eine Siedlungsentwicklung in den Zentralen Orten auflerhalb des in der Festlegungskarte 1 festgelegten
Gestaltungsraumes Siedlung und im Rahmen der zusitzlichen Entwicklungsoption (geméf3 Plansatz 4.5
(Z) Absatz 2) nachweislich nicht auf Flichen auflerhalb des Freiraumverbundes maoglich ist,

— eine iiberregional bedeutsame linienhafte Infrastruktur nicht umgesetzt werden kann, ohne den Frei-
raumverbund in Anspruch zu nehmen. Dabei muss nachgewiesen werden, dass das Vorhaben ohne die
Inanspruchnahme von Flichen des Verbundes nicht realisierbar wére und dass die Inanspruchnahme
minimiert wird.

53(G)
In dem in der Festlegungskarte 1 dargestellten Risikobereich Hochwasser ist den Belangen des vorbeugenden
Hochwasserschutzes und der Schadensminimierung besonderes Gewicht beizumessen.

6 Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energiegewinnung

Mit der Formulierung von Erreichbarkeitserfordernissen fiir die Metropole Berlin und die Brandenburger Ober- und
Mittelzentren sollen deren Funktionswahrnehmung und die Qualitit der Zentralen Orte als Ankerstddte im Raum und
die Mobilitdt der Bevélkerung im Rahmen der offentlichen Daseinsvorsorge gesichert werden. Die Sicherstellung der
Funktionswahrnehmung der Zentralen Orte erfordert eine Priorititensetzung in Bezug auf die Sicherung bzw. den
Aus- und gegebenenfalls Neubau von Infrastrukturnetzen und -anlagen und den Betrieb. Auf Grund der Verdnderun-
gen in der Verkehrsnachfrage auf einigen Relationen wird es darauf ankommen, innerhalb der vorhandenen Ver-
kehrsnetze und -angebote Basisstrukturen (Netze, Standorte) fiir die Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung zu
sichern. Hierzu werden raumordnerische Festlegungen zu Strafien- und Schienenverkehrsverbindungen getroffen.
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6.1 (Z)
Uber die in der Festlegungskarte 1 festgelegten transnationalen Verkehrskorridore ist die groBriumige Ver-
netzung der Hauptstadtregion innerhalb Europas zu sichern und zu entwickeln.

6.2 (Z2)
Grofiriumige und iiberregionale Verkehrsverbindungen zwischen den Zentralen Orten sind vorrangig zu
sichern und nachfragegerecht zu entwickeln. Sie sind in der Festlegungskarte 1 dargestellt.

6.3 (G)

Die Erreichbarkeit der Metropole aus den Oberzentren oder eines Oberzentrums aus den Mittelzentren und
benachbarten Oberzentren im Individualverkehr und mit offentlichen Verkehrsmitteln innerhalb von
90 Minuten sowie die Erreichbarkeit zwischen benachbarten Mittelzentren innerhalb von 60 Minuten sollen
gesichert werden.

6.4 (G)

Bei der Weiterentwicklung des Stralienverkehrsnetzes soll neben einer verbesserten Erreichbarkeit eine Min-
derung der Umweltbelastungen, insbesondere im Bereich der Ortsdurchfahrten erfolgen. Bei der Planung von
Ortsumgehungen sollen besonders die Minimierung des Flichenverbrauches, die Zerschneidungswirkungen
sowie Potenziale und Belange anderer Verkehrsarten beriicksichtigt werden.

6.5 (G)
Die iibergeordneten Wasserstraflenverbindungen und Hiifen sollen umweltvertriglich entwickelt werden.

6.6 (2)

(1) Linienflugverkehr und Pauschalflugreiseverkehr mit Flugzeugen sind in Berlin und Brandenburg nur auf
dem Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg International (BBI) zuliissig, ausgenommen Flugverkehr durch
Flugzeuge mit einer zulissigen Hochstabflugmasse von bis zu 14 000 Kilogramm. Bis zur Inbetriebnahme der
Kapazititserweiterung am Standort Schonefeld (BBI) ist dieser Verkehr nur auf den Flughifen des Berliner
Flughafensystems zulissig.

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die bestehende luftverkehrsrechtliche Genehmigung des Verkehrslandeplatzes
Cottbus-Drewitz dariiber hinausgehenden Verkehr zulisst.

(3) Das Ziel der Raumordnung Z 1 des Landesentwicklungsplanes Flughafenstandortentwicklung (Verord-
nung zur Anderung der Verordnung iiber den Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung vom
30. Mai 2006, Berlin: GVBIL. S. 509; Brandenburg: GVBL 1II S. 154) bleibt unberiihrt.

6.7 (G)

Die Entwicklung von Logistikfunktionen, insbesondere deren Konzentration auf Giiterverkehrszentren
(GVZ), hat fiir die Hauptstadtregion herausragende Bedeutung. Die fiir die Entwicklung von GVZ erforder-
lichen Flichen sollen méglichst jeweils im ridumlichen Zusammenhang vorsorglich freigehalten und eine funk-
tionsgerechte Einbindung in das Verkehrsnetz gesichert werden. Fiir die Stirkung des Schienengiiterverkehrs
im Planungsraum soll insbesondere die Sicherung geeigneter Schieneninfrastruktur angestrebt werden.

6.8 (G)

(1) Leitungs- und Verkehrstrassen sollen ridumlich gebiindelt werden, soweit sicherheitsrelevante Belange
nicht entgegenstehen. Eine Zerschneidung des Freiraumes soll nur erfolgen, wenn eine Biindelung mit be-
stehenden Trassen nicht moglich ist.

(2) Fiir Vorhaben der technischen Infrastruktur, Ver- und Entsorgung sowie Energieerzeugung im Auflenbe-
reich sollen entsprechend vorgeprigte, raumvertrigliche Standorte vorrangig mit- oder nachgenutzt werden.

(3) Bei Infrastrukturstandorten und anderen Vorhaben mit einem nicht nur unwesentlichen Verkehrsauf-
kommen soll eine funktionsgerechte Anbindung an das Verkehrsnetz einschlieBlich offentlicher Verkehrs-
mittel sichergestellt werden.

6.9 (G)
Die Gewinnung und Nutzung einheimischer Bodenschéitze und Energietriger soll als wichtiges wirtschaftliches
Entwicklungspotenzial rdumlich gesichert werden. Nutzungskonflikte sollen hierbei minimiert werden.
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v Begriindungen

A Begriindungen zu den Festlegungen
Zul Hauptstadtregion

Zu1.1(G)

Der Gesamtraum der Lénder Berlin und Brandenburg bildet im europdischen und im globalen MaBstab eine Metro-
polregion. Im nationalen Malistab weist die Metropolregion das Alleinstellungsmerkmal auf, dass hier die Bundes-
hauptstadt in ihr liegt: Dementsprechend wird sie als Hauptstadtregion bezeichnet. In ihr sind die Metropole sowie
alle urbanen und lédndlichen Rdume des gemeinsamen Planungsraumes gleichermaf3en enthalten.

Berlin als Metropole und Bundeshauptstadt ist wirtschaftlicher Motor und Ort einer Vielfalt von bedeutenden Ereig-
nissen und prégt die nationale und internationale Wahrnehmung der gesamten Hauptstadtregion. Es sollen rdumliche
Bedingungen geschaffen werden, um die Attraktivitit fiir die Ansiedlung von nationalen und internationalen Ent-
scheidungszentralen in Politik, Wirtschaft und Kultur zu erhalten und zu erhdhen. Diese Potenziale sollen fiir die
Entwicklung des Gesamtraumes genutzt und die Voraussetzungen fiir die Ansiedlungen von weiteren nationalen und
internationalen Organisationen, Verbdnden und Unternehmen verbessert werden.

Ergénzende metropolitan wirksame Funktionen auflerhalb der Metropole sollen als Teil der Metropolregion ent-
wickelt und miteinander sowie mit der Metropole vernetzt werden. Hierfiir kommen Zentrale Orte und andere geeig-
nete Standorte im Gesamtraum in Betracht. Deren Ausstrahleffekte sollen auch die Entwicklungschancen landlich
strukturierter Teilrdume verbessern.

Fiir die Entwicklung der Wirtschafts-, Wissens- und Kulturfunktion miissen in der Hauptstadtregion international
wettbewerbsfahige infrastrukturelle und rdumliche Rahmenbedingungen und ressortiibergreifende Mallnahmen ins-
besondere zur Auspragung innovativer und kreativer Milieus gestaltet werden.

Die herausragende Aneignung, Produktion und wirtschaftliche Verwertung von Wissen ist ein wesentlicher Standort-
faktor von Metropolregionen, der durch sektoreniibergreifende Strategien und hochwertige rdumliche Rahmenbe-
dingungen in Berlin und in Brandenburg weiterentwickelt werden soll. Dazu gehdren sowohl hochwertige und stand-
ortlich aufeinander abgestimmte Angebote der breiten Bildung, von Forschung und Entwicklung als auch attraktive
Wohn- und Dienstleistungsangebote fiir einen wissensintensiven und hochqualifizierten Arbeitsmarkt.

Die Funktionen der landlichen Réume als Teil der Kulturlandschaften des Gesamtraumes sollen profilbildend weiter-
entwickelt werden. Dabei gilt es, die vorhandene, produktive Land-, Forst- und Lebensmittelwirtschaft ebenso als
Existenzgrundlage zu sichern wie die zahlreichen klein- und mittelstdndischen Handwerks- und Dienstleistungs-
betriebe. Zugleich sollen die Potenziale des qualitativen Wandels der Agrarwirtschaft zu einer multifunktionalen
Landwirtschaft und die Potenziale der 6kologischen Landwirtschaft ausgeschopft werden.

Einige landliche Raume entwickeln sich zu innovativen Modellregionen fiir regenerative Energien oder den Anbau
und die Veredlung nachwachsender Rohstoffe, andere bieten auf Grund ihrer kulturlandschaftlichen Qualititen gute
Voraussetzungen fiir den Tourismus und die Gesundheitswirtschaft. Allen gemeinsam ist ihre wachsende Bedeutung
fiir die Bewahrung des landlichen kulturellen Erbes, den Erhalt und die nachhaltige Nutzung der natiirlichen Ressour-
cen sowie den globalen Klimaschutz. Weitere Perspektiven ergeben sich durch die Moglichkeiten der Informations-
und Kommunikationstechnologien z. B. fiir freie Berufe.

Die vielfdltigen, komplementdren Funktionen der landlichen R&ume als Wirtschafts-, Natur-, Landschafts-, Kultur-
und Erholungsraum leisten einen wichtigen Beitrag zur Stiarkung der Hauptstadtregion und sollen entsprechend nach-
haltig, integriert und in enger Partnerschaft von Stadt und Land entwickelt werden.

Zu1.2 (G)

Ausgehend von den Regelungen des Landesentwicklungsprogrammes orientiert die Festlegung auf den Ausbau der
Kommunikations- und Verkehrsnetze in der Hauptstadtregion mit dem Ziel, die Verbindungen zwischen den Metro-
polregionen als Wachstumsmotoren und den dynamischen Wachstumsmérkten zu verbessern, um die Hauptstadtre-
gion besser im Zentrum Europas zu positionieren und wirtschaftliche Impulse zu generieren.

In groBrdumigen Raumentwicklungskorridoren konzentrieren oder entwickeln sich Verflechtungen und raumbezo-
gene wirtschaftsraumliche und infrastrukturelle Wertschopfungspotenziale, die zu einer transnationalen und grenz-
iibergreifenden Vernetzung der Metropolregionen und zur Starkung mehrerer groBerer Zonen weltwirtschaftlicher In-
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tegration in der Europdischen Union fithren. Das infrastrukturelle Riickgrat der europdischen Raumentwicklungs-
korridore sind die transnationalen Verkehrskorridore. Eine besondere Bedeutung haben hier die grofirdumigen euro-
paischen Raumentwicklungskorridore in Ost-West-Richtung (von London/Paris {iber Berlin/Brandenburg bis nach
Moskau) und Nord-Siid-Richtung (von Skandinavien iiber Berlin/Brandenburg in den Adriaraum), die es bei der
eigenen Raumentwicklung auf Landesebene hinsichtlich der grordumigen Vernetzung vorrangig zu beachten gilt.
Investitionen und Mafinahmen, die auf diese Vernetzung ausgerichtet sind, sollen deshalb prioritir umgesetzt werden.

Der Flughafen Berlin Brandenburg International (BBI) wird mit seiner Fertigstellung der wichtigste Verkehrsbezugs-
punkt dieses Entwicklungsraumes sein. Die Erreichbarkeiten sowohl in den Nord- und Ostseeraum als auch in Rich-
tung Warschau, Siidpolen sowie auch in den siidosteuropédischen Raum sollen verbessert und miteinander verkniipft
werden.

Zu?2 Zentrale-Orte-System
Zu 221 (Z)

Die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg ist strukturell sehr heterogen geprégt. Berlin und der Berlin nahe Raum
werden auch weiterhin von anhaltend dynamischen inter- und intraregionalen Wanderungsbewegungen und dem
damit zum Teil neu entstehenden Bedarf an der Schaffung addquater Angebote fiir die technische und soziale Infra-
struktur gepragt sein.

Demgegentiber fiithren insbesondere in den Berlin fernen Rdumen

—  der Bevolkerungsriickgang (gekoppelt mit einer zunehmenden Uberalterung der Bevolkerung),

—  die sich verschérfenden wirtschaftlichen Wettbewerbsbedingungen,

—  der Nachholbedarf in der wirtschaftlichen Anpassung und der Infrastrukturausstattung gegeniiber dem Niveau
der westdeutschen Bundesldnder und

—  die geringere kommunale Finanzkraft

zu gesellschaftlichen Herausforderungen, die im Kontext mit einem umfassenden Wandel soziodkonomischer Rah-
menbedingungen (Ausdifferenzierung der Gesellschaft, Globalisierung wirtschaftspolitischer Entscheidungen, globa-
ler Informationsaustausch usw.) stehen. Dies erfordert einen Umbauprozess, der den Wachstumsbedingungen auf der
einen Seite und den Schrumpfungsbedingungen auf der anderen Seite angemessen Rechnung trigt. Teil des Umbau-
prozesses ist eine verdnderte Schwerpunktsetzung im Raum und Konzentration auf leistungsfahige Stadte und Ge-
meinden, auch durch eine Fortentwicklung des Zentrale-Orte-Systems (ZOS) im gemeinsamen Planungsraum. Ziel
der Fortentwicklung des ZOS ist es, eine dauerhaft tragfihige Daseinsvorsorge in allen, auch den vorwiegend land-
lich geprégten Teilrdumen der Hauptstadtregion und eine wettbewerbsfahige Wirtschaftsstruktur zu erreichen. Das
neue ZOS enthilt daher drei Kategorien von Zentralen Orten: Metropole, Oberzentren und Mittelzentren (einschlief3-
lich der Mittelzentren in Funktionsteilung). Zentrale Orte der Nahbereichsstufe werden nicht mehr ausgewiesen bzw.
finden nach Inkrafttreten des LEP B-B keine Anwendung mehr.

Als Mittelpunkte des gesellschaftlichen Lebens sollen Zentrale Orte 6ffentliche und private Giiter- und Dienst-
leistungsangebote, Versorgungseinrichtungen, technische, soziale, kulturelle, Verwaltungs-, Sport- und Bildungsin-
frastruktur biindeln. Die Biindelung entsprechender Angebote auf Zentrale Orte vermeidet eine Zersiedelung der
Landschaft, schafft wirtschaftliche Agglomerationsvorteile, lenkt Verkehrsstrome, stellt eine verbesserte Erreichbar-
keit der Einrichtungen fiir die Bevolkerung sicher und trédgt damit dazu bei, Verkehrsaufkommen zu vermeiden. Die
Biindelungsfunktion gewahrleistet die Tragfahigkeit von Einrichtungen sowie einen effektiven Einsatz 6ffentlicher
Mittel. Die Biindelung trigt zugleich zur Reduzierung des AusstoBes klimaschédlicher Gase bei.

Zentrale Orte iibernehmen multifunktionale Entwicklungs-, Biindelungs- und Verkniipfungsfunktionen. Eine wesent-
liche Aufgabe ist dabei die Sicherstellung der Versorgung der Bevolkerung im Verflechtungsbereich mit infrastruktu-
rellen Einrichtungen und Beschiftigungsmoglichkeiten. Dies gewihrleistet, dass auch die vorwiegend landlich ge-
pragten Teilriume der Hauptstadtregion iiber Schwerpunkte des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens
verfiigen. Zentrale Orte héherer Stufe erfiillen die Funktionen der Zentralen Orte niedriger Stufen mit (d. h. ein Ober-
zentrum erfiillt neben den oberzentralen Versorgungsfunktionen auch die Aufgaben eines Mittelzentrums fiir einen
mittelzentralen Verflechtungsbereich). Die funktionale Ausstattung des Zentralen Ortes orientiert sich an der Trag-
fahigkeit des teilregionalen Verflechtungsbereiches, die iiber die Zahl der dort lebenden Einwohner bestimmt wird.
Vor diesem Hintergrund verfiigen nicht alle Zentralen Orte {iber ein identisches Funktionsprofil. Ein vorhandenes
Funktionsprofil begriindet im Umkehrschluss auch nicht die Festlegung als Zentraler Ort, wenn aus Griinden der
Absicherung von Versorgungsstrukturen aus der Erreichbarkeit im Raum heraus kein Bedarf fiir eine solche Fest-
legung besteht.
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Zu2.2 (G)

Die Infrastrukturangebote fiir den gehobenen und spezialisierten hoheren Bedarf sollen auf die Zentralen Orte kon-
zentriert werden. Den demografischen Entwicklungen entsprechend ist deren weitere Ausgestaltung mit unterschied-
licher Schwerpunktsetzung zu verfolgen:

—  In Gebieten mit hoher Entwicklungsdynamik konnte die Entwicklung der technischen und sozialen Infrastruk-
tureinrichtungen bisher nicht mit der dynamischen Einwohnerentwicklung Schritt halten. Hier sollen Aktivitdten
unternommen werden, bestehende Versorgungsengpésse zu iberwinden.

— In Gebieten des gemeinsamen Planungsraumes, die durch riickldufige Einwohnerzahlen geprigt sind, soll das
Infrastrukturangebot dem Riickgang der Einwohnerzahlen entsprechend gestaltet werden Die Infrastrukturent-
wicklung wird sich dabei sowohl bei ihrem Ausbau als bei notwendigen Konzentrationsprozessen am tatséch-
lichen Bedarf orientieren miissen. Dabei kommt es darauf an, die Funktionsfdhigkeit der Zentralen Orte als
~Knotenpunkte* des Versorgungsnetzes zu erhalten. Riickbaustrategien, mit Ausnahme des Riickbaus von Woh-
nungen im Rahmen des Stadtumbaus Ost, sollen zunéchst in Gemeinden ohne zentralortliche Aufgaben Anwen-
dung finden.

Zu 2.3 (G)

In Schwerpunkten der gehobenen und hochwertigen Raumfunktionen einer Gemeinde bestehen bereits Einrich-
tungen, die Versorgungsfunktionen fiir die tibrigen Teile der Gemeinde wahrnehmen. Sie sind meist giinstig mit dem
OPNV erreichbar und verfiigen in ihrer siedlungsstrukturellen und wirtschaftlichen Bedeutung iiber die gréBten Po-
tenziale aller Ortsteile der Gemeinde. Die Funktionsschwerpunkte sind dariiber hinaus auch aus dem gesamten zent-
ralortlichen Versorgungsbereich giinstig erreichbar. Die Metropole und die Oberzentren verfiigen liber mehrere, die
Mittelzentren in der Regel iiber einen Funktionsschwerpunkt.

Zu 2.4 (G)

Innerhalb der amtsfreien Gemeinden und innerhalb der Amter wird die Grundversorgung in der Fliche abgesichert.
Damit wird auch in Gemeinden ohne zentralortliche Funktionen ein wichtiger Beitrag zur Daseinsvorsorge auch in
den vorwiegend lindlich geprigten Regionen geleistet. In der Regel sind die amtsfreien Gemeinden und Amter Ver-
waltungssitz und halten 6ffentliche Dienstleistungen, soziale Infrastrukturangebote und Bildungseinrichtungen fiir
den Grundbedarf vor. Innerhalb der amtsfreien Gemeinden und innerhalb der Amter ist eine riumliche Biindelung
von Funktionen der Grundversorgung auf ausgewéhlte Funktionsschwerpunkte anzustreben.

Ein Ziel der Gemeindegebietsreform im Land Brandenburg war die Schaffung leistungsfahiger Strukturen fiir die
Erbringung der Selbstverwaltungsaufgaben der Gemeinden. Kommunale Selbstverwaltungsaufgaben werden in der
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg in § 2 Absatz 2 Satz 1 und 2 wie folgt definiert:

»Zu den Aufgaben der oOrtlichen Gemeinschaft gehoren unter anderem die harmonische Gestaltung der Gemeinde-
entwicklung einschliellich der Standortentscheidungen unter Beachtung der Umweltvertrdglichkeit und des Denk-
malschutzes, die Bauleitplanung, die Férderung von Wirtschaft und Gewerbe, die Gewihrleistung des 6ffentlichen
Verkehrs, die Versorgung mit Energie und Wasser, die schadlose Abwasserableitung und -behandlung, die Verbes-
serung der Wohnungen der Einwohner durch den sozialen Wohnungsbau und die Férderung des privaten und genos-
senschaftlichen Bauens sowie durch eine sozial gerechte Verteilung der Wohnungen, die gesundheitliche und soziale
Betreuung, die Sicherung und Férderung eines breiten Angebotes an Bildungs- und Kinderbetreuungseinrichtungen
und die Entwicklung der Freizeit- und Erholungsbedingungen sowie der Schutz der natiirlichen Umwelt und die
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Reinlichkeit. Die Gemeinde fordert das kulturelle Leben und die Vermittlung des
kulturellen Erbes in ihrem Gebiet und ermdglicht ihren Einwohnern die Teilnahme am kulturellen Leben sowie den
Zugang zu den Kulturgiitern.*

Die Versorgung der Bevolkerung mit Giitern und Dienstleistungen des Grundbedarfes (Grundversorgung) ist nicht
allein innerhalb der Gemeinden mit zentral6rtlichen Funktionen abzusichern. Auch innerhalb aller anderen amtsfreien
Gemeinden und Amter (Stand: 1. Januar 2009) im Land Brandenburg soll die Grundversorgung abgesichert werden.
Dies sind:

Ahrensfelde, Altlandsberg, Am Mellensee, Angermiinde, Baruth/Mark, Bestensee, Birkenwerder, Blanken-
felde-Mahlow, Boitzenburger Land, Brieselang, Calau, Dallgow-Ddberitz, Doberlug-Kirchhain, Drebkau, Eichwalde,
Falkenberg/Elster, Fehrbellin, Fredersdorf-Vogelsdorf, Friedland, Fiirstenberg/Havel, Glienicke/Nordbahn,
Grof3 Kreutz (Havel), Grof3 Pankow (Prignitz), Gro3beeren, Griinheide (Mark), Gumtow, Heideblick, Heidesee,
Heiligengrabe, Hohen Neuendorf, Hoppegarten, Karstddt, Ketzin, Kleinmachnow, Kloster Lehnin, Kolkwitz,
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Kremmen, Leegebruch, Letschin, Liebenwalde, Lowenberger Land, Luckau, Lychen, Mirkische Heide, Michendorf,
Neuhausen/Spree, Milower Land, Mittenwalde, Miihlberg/Elbe, Miihlenbecker Land, Miincheberg, Niederer Fla-
ming, Niedergorsdorf, Nordwestuckermark, Nuthetal, Nuthe-Urstromtal, Oberkrdmer, Panketal, Peters-
hagen/Eggersdorf, Plattenburg, Premnitz, Rangsdorf, Rheinsberg, Rietz-Neuendorf, Roderland, Riidersdorf bei Ber-
lin, Schenkenddbern, Schipkau, Schoneiche bei Berlin, Schonewalde, Schonwalde-Glien, Schorfheide, Schulzendorf,
Schwielowsee, Seddiner See, Sonnewalde, Stahnsdorf, Steinhofel, Storkow (Mark), Tauche, Trebbin, Treuenbrietzen,
Uckerland, Uebigau-Wahrenbriick, Velten, Vetschau/Spreewald, Wandlitz, Welzow, Werneuchen, Wiesen-
burg/Mark, Woltersdorf, Wriezen, Wusterhausen/Dosse, Wustermark, Zeuthen.

Amt Altdobern, Amt Bad Wilsnack/Weisen, Amt Barnim-Oderbruch, Amt Beetzsee, Amt Biesenthal-Barnim, Amt
Brieskow-Finkenheerd, Amt Britz-Chorin-Oderberg, Amt Briick, Amt Briissow (Uckermark), Amt Burg (Spreewald),
Amt Dahme/Mark, Amt Débern-Land, Amt Elsterland, Amt Falkenberg-H6he, Amt Friesack, Amt Gartz (Oder), Amt
Gerswalde, Amt GolB3ener Land, Amt Golzow, Amt Gramzow, Amt Gransee und Gemeinden, Amt Joachimsthal
(Schortheide), Amt Kleine Elster (Niederlausitz), Amt Lebus, Amt Lenzen-Elbtalaue, Amt Lieberose/Oberspreewald,
Amt Lindow (Mark), Amt Markische Schweiz, Amt Meyenburg, Amt Nennhausen, Amt Neuhardenberg, Amt Neu-
stadt (Dosse), Amt Neuzelle, Amt Niemegk, Amt Odervorland, Amt Oder-Welse, Amt Ortrand, Amt Peitz, Amt
Plessa, Amt Putlitz-Berge, Amt Rhinow, Amt Ruhland, Amt Scharmiitzelsee, Amt Schenkenldndchen, Amt Schlau-
betal, Amt Schlieben, Amt Schradenland, Amt Seelow-Land, Amt Spreenhagen, Amt Temnitz, Amt Unterspreewald,
Amt Wusterwitz, Amt Ziesar.

Zu 2.5 (Z)

Berlin ist Motor der Entwicklung fiir den gemeinsamen Planungsraum. In der Metropole konzentrieren sich wichtige
Funktionen der Verwaltung des Bundes und der Lander, Unternehmensverwaltungen, nationale und internationale
Institutionen und Verbande, Angebote im Kultur- und Mediensektor, im Finanzwesen und im Wissenschafts- und
Forschungssektor. Berlin ist wichtigster internationaler, nationaler und regionaler Verkehrsknoten in der Hauptstadt-
region. Mit der zentraldrtlichen Einordnung wird der Gro3e, der internationalen und nationalen Bedeutung Rechnung
getragen.

Zu 2.6 (G)
Metropolen sind durch die folgenden international ausstrahlenden Funktionen gekennzeichnet:

—  Entscheidungs- und Kontrollfunktion: Es konzentrieren sich politische und 6konomische Machtzentren, in de-
nen internationale Finanz- und Informationsstrome initiiert und kontrolliert werden.

—  Innovations- und Wettbewerbsfunktion: Produkte, Wissen, Einstellungen, Werte, Kunstwerke und kreative
Dienstleistungen werden im Wettbewerb nach innen und aufen erzeugt und verbreitet. Kennzeichen hierfiir sind
eine hohe Dichte an Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, wissensintensiven Dienstleistern, kulturellen
und sozialen Kommunikationsplattformen und das Vorhandensein kreativer Milieus.

—  Zugiénglichkeit: Fiir die Bildung und den Austausch von Wissen, von Finanz-, Waren- und Informationsstromen,
Werten und Milieus ist die internationale Erreichbarkeit und Zugénglichkeit zu Menschen, Wissen und Markten
von entscheidender Bedeutung. Eine hohe und international wirksame Qualitdt von insbesondere Verkehrs- und
Kommunikationsknoten, Medienanbietern, internationalen Begegnungsstétten und Kontaktmdglichkeiten sind
dafiir erforderlich.

—  Symbolfunktion: In der Verkniipfung und gemeinsamen Ausstrahlung von Metropole und Region gewinnen
immaterielle Faktoren zunehmend an Bedeutung. Faktoren wie Geschichte, Stadt- und Landschaftsgestalt,
Image, Kultur und Ereignisse, aber auch Toleranz, Milieus, Offenheit, Identifikation und gesellschaftliches Zu-
sammenleben prigen die duflere und innere Wahrnehmung einer Metropolregion.

Zwischen der Metropole und Bundeshauptstadt Berlin, dem umgebenden Land Brandenburg und weiteren Teilen
Nordostdeutschlands bestehen ausgeprigte konomische, kulturelle und funktionale Verflechtungen, so dass die
Metropole den bedeutendsten Bevolkerungs-, Wirtschafts-, Verwaltungs-, Dienstleistungs- und Arbeitsmarktschwer-
punkt im gemeinsamen Planungsraum darstellt.

In Berlin als Sitz von Bundesprésident, Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung, von nationalen und internationa-
len Organisationen und Verbdnden sind die Standorte metropolitaner Funktionen zu sichern und die Voraussetzungen
fiir die Ansiedlung weiterer metropolitaner Funktionen auszubauen und weiterzuentwickeln.
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Zu 2.7 (Z)

Bei den Oberzentren handelt es sich um die vier grofiten Stidte im Land Brandenburg. Sie sind hinsichtlich ihres
Stellenwertes unter den Kommunen, ihrer Funktionalitit und ihrer Lage im Raum geeignet, die Funktionen von
Oberzentren auszufiillen. Eine gemeinde- oder mittelbereichsbezogene Zuordnung zu Verflechtungsbereichen der
Oberzentren (sogenannte Oberbereiche) ist auf Grund der vielfiltigen Uberlagerungen zwischen der Metropole Berlin
und dem Oberzentrum Potsdam mit den oberzentralen Wirkungen von Brandenburg an der Havel, Cottbus und
Frankfurt (Oder) innerhalb des gemeinsamen Planungsraumes Berlin-Brandenburg nicht sinnvoll.

Zu 2.8 (G)

Oberzentren versorgen als Schwerpunkte von {iberregionaler Bedeutung die Bevolkerung mit Giitern und Dienst-
leistungen des hoheren spezialisierten Bedarfes. Die Entwicklungsaufgaben der Oberzentren zielen auf die Sicherung
bzw. Stirkung der Arbeitsplatzzentralitéit, auf die Bereitstellung von spezialisierten und héheren Verwaltungs- und
Dienstleistungsangeboten, auf die Zusammenarbeit in Netzwerken und auf die Aulendarstellung bzw. das Image
eines Zentrums einschlieBlich seines Umlandes. Oberzentren werden durch besondere Wissenscluster, private und
offentliche Verwaltungs- und Dienstleistungsfunktionen, einen spezialisierten Arbeitsmarkt mit teilweise weitreichen-
den Verflechtungen, verschiedene Gesundheits-, Kultur- und Freizeitangebote sowie Verkehrsinfrastrukturen mit
grofrdumiger bzw. europdischer Anbindung charakterisiert.

Dazu konnen z. B. an die Hochschulreife anschlieBende Bildungsstitten, Forschungseinrichtungen, Einrichtungen des
Innovationstransfers, wissenschaftliche bzw. Fachbibliotheken, Sitze i{iberregionaler Behdrden und Gerichte, iiber-
regional bedeutsame Sportstitten, {iberregional versorgende Krankenhduser, Banken und Versicherungseinrichtungen,
Einkaufsmdglichkeiten in Spezialgeschéften und Einkaufszentren, spezialisierte Dienstleistungsunternehmen, regel-
méiBige Veranstaltungen der Kultur und Unterhaltung sowie ein Fernbahnhof gehoren.

Die Oberzentren sind neben der Metropole die wichtigsten Wirtschaftsstandorte im gemeinsamen Planungsraum. Sie
sind in ihren Funktionen weiter zu qualifizieren. Dies kann beispielsweise durch einen weiteren Ausbau der Infra-
struktur, offensive Standortvermarktung, Imagekampagnen, Schaffung spezialisierter kultureller, sozialer und Sport-
angebote erfolgen. Die Planungen und Mallnahmen der Tréger der Fachplanungen sollen die Entwicklung der Ober-
zentren im Raum unterstiitzen.

Zu 2.9 (Z)

Mittelzentren versorgen als teilregionale Versorgungs-, Bildungs- und zum Teil auch Wirtschaftszentren die Bevolke-
rung im mittelzentralen Verflechtungsbereich (Mittelbereich) mit Giitern und Dienstleistungen des gehobenen Bedar-
fes durch rdumlich gebiindelte 6ffentliche und private Angebote. Hierzu gehéren Einrichtungen, die tiber die Grund-
versorgung hinausgehen, die sich innerhalb der amtsfreien Gemeinden und Amter organisiert. Die Mittelbereiche
umfassen jeweils den funktionstragenden Zentralen Ort und die Gemeinden des Verflechtungsbereiches.

Die Abgrenzung dieser Raume erfolgt auf der Basis raumstruktureller Zusammenhénge und schlief3t stets vollstin-
dige amtsfreie Gemeinden oder vollstindige Amter ein. Die Abgrenzung der Mittelbereiche orientiert sich grundsétz-
lich an der administrativen Gliederung der Landkreise, da ein Grofiteil der iibergemeindlich wirkenden Angebote der
offentlichen Daseinsvorsorge (insbesondere OPNV und Schulversorgung) iiber die Landkreise koordiniert wird. In
besonderen Situationen konnten in Abstimmung mit den betroffenen Kommunen und Landkreisen auch kreis-
grenzeniibergreifende Mittelbereiche ausgepriagt werden. In der Mehrzahl der Mittelbereiche konnte auf die mit dem
LEP I Brandenburg im Jahr 1995 skizzierten Zuordnungen von Gemeinden zuriickgegriffen werden, die an die nach
der Gemeindegebietsreform entstandenen administrativen Strukturen (amtsfreie Gemeinden/Amter) angepasst wur-
den. Auf iiberlappende Zuordnungen von Gemeinden oder Amtern wurde verzichtet.

Die Effektivitdt der Funktionsangebote Zentraler Orte ist abhéngig von der Zahl potenziell nachfragender Bevolke-
rung (Tragfahigkeit). Die Schwelle dieser mittelzentralen Tragfdhigkeit (Mindesttragfahigkeit) ist erreicht, wenn
— einschlieBlich des Zentralen Ortes selbst — mindestens etwa 30 000 Einwohner versorgt werden. Diese Schwelle
kann auch in diinn besiedelten Raumen grundsétzlich nicht unterschritten werden, da anderenfalls mittelzentrale
Funktionsangebote auf langere Sicht nur noch mit nicht mehr vertretbarem Aufwand vorgehalten werden konnten.

Die festgelegten Mittelzentren sind auch in den dufleren Teilen des gemeinsamen Planungsraumes aus ihrem Ver-
flechtungsbereich in der Regel in 30 Minuten, maximal aber in 45 Minuten iiber die Strale zu erreichen. Die Da-
seinsvorsorge soll in zumutbarer Entfernung im Raum gesichert werden, hierzu soll die vorhandene funktionstragen-
de Ausstattungssubstanz genutzt werden, solange Tragfahigkeiten gegeben sind. Ein Neu- oder Ausbau entsprechen-
der Einrichtungen an anderer Stelle ist zu vermeiden.
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Mit der Festlegung der funktionsteiligen Mittelzentren sollen tragfahige Versorgungsstrukturen geschaffen und damit
eine groflere Stabilitdt in der Raumstruktur durch dieses engmaschigere Netz der funktionstragenden Gemeinden
erreicht werden.

Tabelle 1: Mittelbereiche und zugehérige amtsfreie Gemeinden/Amter
Mittelbereich Zugehorige amtsfreie Gemeinden/Amter
Berlin Berlin
Potsdam Potsdam

Nuthetal
Michendorf
Cottbus Cottbus
Neuhausen/Spree
Drebkau
Kolkwitz
Amt Burg (Spreewald)
Brandenburg an der Havel | Brandenburg an der Havel
Kloster Lehnin

Amt Wusterwitz

Amt Beetzsee
Frankfurt (Oder) Frankfurt (Oder)

Amt Brieskow-Finkenheerd
Amt Schlaubetal

Amt Odervorland

Amt Lebus

Bad Freienwalde (Oder) Bad Freienwalde (Oder)
Wriezen

Amt Falkenberg-Hohe
Amt Barnim-Oderbruch
Beeskow Beeskow

Storkow (Mark)
Rietz-Neuendorf
Tauche

Friedland

Amt Scharmiitzelsee

Belzig Belzig
Wiesenburg/Mark
Treuenbrietzen
Amt Ziesar

Amt Briick

Amt Niemegk

Bernau bei Berlin Bernau bei Berlin
Werneuchen

Ahrensfelde

Panketal

Wandlitz

Eberswalde Eberswalde

Schorfheide

Amt Joachimsthal (Schorfheide)
Amt Biesenthal-Barnim
Amt Britz-Chorin-Oderberg
Eisenhiittenstadt Eisenhiittenstadt

Amt Neuzelle

Elsterwerda — Elsterwerda

Bad Liebenwerda Bad Liebenwerda
Miihlberg/Elbe

Roderland

Amt Plessa

Amt Schradenland
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Mittelbereich

Zugehorige amtsfreie Gemeinden/Amter

Erkner

Erkner
Woltersdorf
Schoneiche bei Berlin

Falkensee

Falkensee
Dallgow-Ddéberitz
Wustermark
Brieselang
Schonwalde-Glien

Finsterwalde

Finsterwalde

Sonnewalde

Doberlug-Kirchhain

Amt Elsterland

Amt Kleine Elster (Niederlausitz)

Forst (Lausitz)

Forst (Lausitz)
Amt Débern-Land

Fiirstenwalde/Spree

Fiirstenwalde/Spree
Griinheide (Mark)
Steinhofel

Amt Spreenhagen

Guben

Guben
SchenkendGbern
Amt Peitz

Hennigsdorf

Hennigsdorf
Oberkréamer
Velten

Herzberg (Elster)

Herzberg (Elster)
Schonewalde
Falkenberg/Elster
Uebigau-Wahrenbriick
Amt Schlieben

Jiiterbog

Jiiterbog
Niedergorsdorf
Niederer Fldming
Amt Dahme/Mark

Konigs Wusterhausen

Ko6nigs Wusterhausen
Heidesee

Bestensee

Mittenwalde

Amt Schenkenldndchen

Kyritz

Kyritz

Gumtow
Wusterhausen/Dosse
Amt Neustadt (Dosse)

Lauchhammer —
Schwarzheide

Lauchhammer
Schwarzheide
Amt Ruhland
Amt Ortrand

Liibben (Spreewald)

Liibben (Spreewald)

Luckau

Heideblick

Markische Heide

Amt GolBener Land

Amt Unterspreewald

Amt Lieberose/Oberspreewald

Liibbenau/Spreewald

Liibbenau/Spreewald
Vetschau/Spreewald
Calau
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Mittelbereich

Zugehorige amtsfreie Gemeinden/Amter

Luckenwalde

Luckenwalde
Trebbin
Nuthe-Urstromtal

Ludwigsfelde

Ludwigsfelde
Groflbeeren
Blankenfelde-Mahlow

Nauen

Nauen
Ketzin
Amt Friesack

Neuenhagen bei Berlin

Neuenhagen bei Berlin
Hoppegarten
Petershagen/Eggersdorf
Fredersdorf-Vogelsdorf

Neuruppin

Neuruppin
Rheinsberg
Fehrbellin

Amt Lindow (Mark)
Amt Temnitz

Oranienburg

Oranienburg
Miihlenbecker Land
Glienicke/Nordbahn
Hohen Neuendorf
Birkenwerder
Leegebruch
Kremmen
Lowenberger Land
Liebenwalde

Perleberg —
Wittenberge

Perleberg

Wittenberge

Karstadt

Plattenburg

Amt Lenzen-Elbtalaue
Amt Bad Wilsnack/Weisen

Prenzlau

Prenzlau

Uckerland
Nordwestuckermark

Amt Briissow (Uckermark)
Amt Gramzow

Pritzwalk —
Wittstock/Dosse

Pritzwalk

Grof3 Pankow (Prignitz)
Amt Putlitz-Berge

Amt Meyenburg
Wittstock/Dosse
Heiligengrabe

Rathenow

Rathenow
Premnitz
Milower Land
Amt Rhinow
Amt Nennhausen

Schonefeld —
Wildau

Schonefeld
Wildau
Eichwalde
Schulzendorf
Zeuthen

Senftenberg —
Grofiriaschen

Senftenberg
GroBraschen
Schipkau

Amt Altdobern
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Mittelbereich

Zugehorige amtsfreie Gemeinden/Amter

Schwedt/Oder

Schwedt/Oder
Angermiinde
Amt Oder-Welse
Amt Gartz (Oder)

Seelow

Seelow

Letschin
Miincheberg

Amt Neuhardenberg
Amt Seelow-Land
Amt Golzow

Spremberg

Spremberg
Welzow

Strausberg

Strausberg

Altlandsberg
Riidersdorf bei Berlin
Amt Mirkische Schweiz

Teltow

Teltow
Stahnsdorf
Kleinmachnow

Templin

Templin

Lychen
Boitzenburger Land
Amt Gerswalde

Werder (Havel) —
Beelitz

Werder (Havel)
Grof3 Kreutz (Havel)
Schwielowsee
Seddiner See
Beelitz

Zehdenick —
Gransee

Zehdenick
Fiirstenberg/Havel
Amt Gransee und Gemeinden

Zossen

Zossen
Rangsdorf
Baruth/Mark
Am Mellensee
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Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg

Metropole, Ober- und Mittelzentren mit Mittelbereichen

Mittelbereiche
l [ ]

Zentren

E Metropole
n Oberzentren

©  \Mittelzentren

q__b Mittelzentren

in Funktionsteilung

Grenzen

Landesgrenze

Kreisgrenze

Amtsgrenze/amisfreie Gemeindegrenze

Namen

Neuzslie

Newete Amt

Friedland

amtsfreie Gemeinde

e Elmden!ulg

an der Hayel
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Zu 2.10 (G)

Neben den Oberzentren sind die Mittelzentren wichtige Standorte fiir Wirtschaft, Handel und Dienstleistungen, teil-
weise auch fiir Wissenschaft. Sie tragen ganz wesentlich zur Stabilisierung der landlichen Rdume bei. Mittelzentren
sind in ihrer Funktion zu erhalten und zu stirken. Dazu ist es notwendig, neben den sogenannten ,,harten” auch die
,.weichen* Standortfaktoren zu sichern und auszubauen.

Mittelzentren bilden innerhalb der Mittelbereiche regionale Bevolkerungsschwerpunkte, halten Bildungs- und Aus-
bildungsstitten vor, bieten Arbeitspléatze, Kultur- und Freizeitangebote, iiberregionale Verkehrsknotenfunktion, zent-
rale Einzelhandels- und Dienstleistungsangebote sowie Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens filir den
jeweiligen Mittelbereich. Dazu konnen z. B. regionale Gerichte, ein Schulangebot, das bis zur Hochschulreife fiihrt
(Schulen der Sekundarstufe II), Schwimm-, Sport- oder Veranstaltungshallen, Einkaufsméglichkeiten des gehobenen
Bedarfes, Freizeiteinrichtungen, OPNV-Knotenpunkte/Anbindungen an den Schienenverkehr, Regelkrankenhiuser
oder Facharztzentren, differenzierte Einkaufsmoglichkeiten sowie kulturelle Einrichtungen gehoren.

Die Planungen und Mafinahmen der Triger der Fachplanungen sollen die Entwicklung der Mittelzentren im Raum
unterstiitzen. Das Zentrale-Orte-System bietet Ansatzpunkte fiir riumliche Schwerpunktsetzungen der Fachplanungen
und ermdglicht Synergiepotenziale durch iiberfachliche Abstimmungen.

Zu 2.11 (G)

Das Prinzip der zentralortlichen Gliederung ist auf eine rdumliche Konzentration der Siedlungsentwicklung, von
Arbeitsplatzangeboten, von Dienstleistungsangeboten und von Versorgungsgelegenheiten im Zentralen Ort des Ver-
flechtungsbereiches angelegt. In Einzelfillen kann es erforderlich sein, von diesem rdumlichen Konzentrationsgebot
dahingehend abzuweichen, dass die zentraldrtlichen Funktionen von zwei Kommunen gemeinsam wahrgenommen
werden.

Dies kann z. B. darin begriindet sein, dass sich die verschiedenen Versorgungsfunktionen fiir den Mittelbereich auf
Grund spezifischer historischer Entwicklungen auf zwei Kommunen verteilen (z. B. Arbeitsmarktschwerpunkt und
Versorgungsschwerpunkt), dass sich unterschiedliche Schwerpunkte bei der Versorgung entwickelt haben
(z. B. Bildungsschwerpunkt und Gesundheitsschwerpunkt) oder dass sich die Versorgung innerhalb der zumutbaren
Erreichbarkeitszeiten auf Grund der grofen raumlichen Ausdehnung des Mittelbereiches durch nur eine Gemeinde
nicht sicherstellen lédsst. Die festgelegten Mittelzentren in Funktionsteilung verfiigen somit iiber ein sich ergénzendes
Angebot an funktionstragenden mittelzentralen Einrichtungen und versorgen gemeinsam, gegebenenfalls mit unter-
schiedlichen Funktionsprofilen, einen Mittelbereich. Die rdumliche Ndhe der funktionsteiligen Gemeinden ermog-
licht trotz Funktionsteilung eine effektive mittelzentrale Versorgung der Bevdlkerung im gemeinsamen Mittelbereich.

Die Wahrnehmung funktionsteiliger Aufgaben durch zwei Gemeinden erfordert eine enge Abstimmung zwischen den
Gemeinden. Dazu sollen verbindliche Regelungen zwischen den Gemeinden getroffen werden. Es sollen ausgehend
von den Funktionszuordnungen Festlegungen dahingehend getroffen werden, in welcher Form die Funktionen wei-
terentwickelt, wie die Finanzierung sichergestellt, welche gemeindeiibergreifenden Gremien gebildet und wie die
Zusammenarbeit mit den Gemeinden des Verflechtungsbereiches entwickelt werden soll.

Entsprechende Vereinbarungen kénnen auch weitere Elemente der Kooperation umfassen, insbesondere hinsichtlich
einer Abstimmung der Planung, die Konkurrenzen bei der Siedlungsflichen- und Infrastrukturentwicklung verhin-
dern hilft.

Im Sinne einer flexiblen Handhabung landesplanerischer Instrumente ist eine Uberpriifung der zentraldrtlichen Ein-
stufung dieser funktionsteilig agierenden Mittelzentren drei Jahre nach Inkrafttreten des Landesentwicklungsplanes
geboten. Dabei ist zu priifen, ob Vereinbarungen zwischen den kooperierenden Gemeinden die mittelzentralen Funk-
tionen sichern, und wie der Stand der Umsetzung der Kooperation ist. Sollte im Ergebnis dieser Priifung die Funk-
tionsteilung zwischen den Gemeinden nicht den raumordnerischen Anforderungen entsprechen und somit eine Ande-
rung der zentraldrtlichen Festlegung dieses Landesentwicklungsplanes erforderlich werden, erfolgt dies im Rahmen
der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes.

Zu 2.12 (G)

Gezielte MaBnahmen zur Stadtentwicklung machen die Mittelzentren nicht nur fiir ihre Wohnbevoélkerung attraktiver,
sondern unterstiitzen auch die Bemiihungen zur Ansiedlung von Unternehmen und damit zur weiteren wirtschaft-
lichen Entwicklung fiir den gesamten Verflechtungsbereich einschlieBlich seiner ldndlich gepragten Raume. Die enge
Verflechtung zwischen funktionstragendem Zentralen Ort und den funktionsnachfragenden Gemeinden im Mittel-
bereich soll durch Kooperation aktiv gestaltet werden.
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Die Konzentration der wesentlichen Stabilisierungs- oder Entwicklungsimpulse auf den Zentralen Ort liegt im Inte-
resse der Entwicklung des gesamten Mittelbereiches. Durch die Zentralortfunktionen tragenden Gemeinden und den
anderen Gemeinden im Mittelbereich sollen gemeinsam Projekte zur Gestaltung der zentralitdtsrelevanten Funktionen
entwickelt und umgesetzt, also eine gemeinsame Verantwortungsiibernahme fiir die Entwicklung des Mittelbereiches
angestrebt werden (,.teilregionale Verantwortungsgemeinschaften®). Die Regionalen Planungsgemeinschaften sollen
sich in diesen Prozess einbringen, die Moderation zwischen Zentralem Ort und Gemeinden des Verflechtungsberei-
ches libernehmen, Kooperationsprozesse organisieren, konzeptionell unterstiitzen und umsetzen helfen.

Handlungsfelder der Kooperation konnten z. B. in folgenden Bereichen liegen:

—  abgestimmte Entwicklung von Kultur- und Freizeiteinrichtungen anhand der zu erwartenden mittelfristigen
Tragféhigkeit,

—  Absprachen mit den mitnutzenden Gemeinden des Verflechtungsbereiches, gegebenenfalls auch zur gemein-
samen Finanzierung von Einrichtungen,

—  Abstimmung zwischen Mittelzentrum und Gemeinden des Verflechtungsbereiches zur Entwicklung der Schulen
im gesamten Mittelbereich,

— langfristige Sicherung der &rztlichen Versorgung fiir den Bedarf im Mittelbereich; Abstimmung zwischen Mit-
telzentrum und Gemeinden des Verflechtungsbereiches iiber Angebotsstandorte fiir medizinische Einrichtungen,

—  Nutzung auch alternativer 6ffentlich orientierter Verkehrsangebote zur Anbindung der Gemeinden des Mittel-
bereiches an das Mittelzentrum,

—  Konzentration von funktionstragenden Einrichtungen in Funktionsschwerpunkten,

—  Vorhaltung von Flachen fiir Ansiedlungen oder Umstrukturierungen im Mittelzentrum,

—  Nutzung der raumordnerischen Privilegierung des Mittelzentrums bei der Siedlungsentwicklung,

—  Anstreben eines Vorteils-Nachteils-Ausgleichs zwischen Mittelzentrum und Gemeinden des Verflechtungs-
bereiches mit dem Ziel, durch Planungskooperation die Kerne zu stirken und Suburbanisierung zu lenken,

—  Ausrichtung des regionalen Arbeitsmarktes des Mittelbereiches auf das Mittelzentrum,

—  abgestimmte Sicherung hinreichender Flachenpotenziale fiir die Wirtschaftsentwicklung durch die Bauleit-
planung im Rahmen raumordnerischer Vorgaben/Funktionszuweisungen,

—  Ausrichtung der infrastrukturellen Entwicklung am Bedarf des Mittelbereiches sowie

—  attraktive Gestaltung der Struktur des Zentralen Ortes durch stadtintegrierte Ansiedlung grofiflichigen Einzel-
handels.

Zu3 Kulturlandschaft
Zu 3.1 (G)

Das vielfiltige Mosaik unterschiedlicher Kulturlandschaften im gemeinsamen Planungsraum orientiert sich nicht in
erster Linie an administrativen oder naturrdumlichen Grenzen, sondern an den jeweiligen kulturellen und gesell-
schaftlichen Eigenarten und insbesondere dem regionalen Zusammengehdrigkeitsgefiihl und gemeinsamen Selbst-
versténdnis ihrer Bewohner.

Das heifit, es sind nicht allein Naturraum, Geschichte, Landschaftsgestalt und Wirtschaftsstruktur, die eine Kultur-
landschaft ausmachen, sondern ebenso gesellschaftliche und assoziative Komponenten. Ein auch als ,,Regionale
Identitit* bezeichnetes Zusammengehdrigkeitsgefiihl kann zum Ausgangspunkt einer positiven regionalen Entwick-
lung werden, wenn relevante wirtschaftliche, soziale, kulturelle und politische Akteure und Gruppen Konsens iiber
Entwicklungsziele, Wertorientierungen und Symbole ihrer Kulturlandschaft haben und wenn ein Gefiihl und Be-
wusstsein von Zugehorigkeit zu einem, den jeweiligen Heimatort {ibergreifenden Raum, herrscht.

Regionale Identitét entsteht nicht dadurch, dass sie raumplanerisch festgelegt wird, sondern durch gemeinsames oder
auf ein gemeinsames Ziel hin orientiertes Planen, Entscheiden und Handeln in einem (Handlungs-)Raum. Gerade vor
dem Hintergrund der demografischen Entwicklung und der 6konomischen Rahmenbedingungen ist es wichtig, dass
Konkurrenzen abgebaut und Kréfte gebiindelt werden. In den Handlungsrdaumen wird die Kooperation von Stidten
und urbanisierten Bereichen mit ihrem Umland und den umgebenden ldndlichen Gebieten und Dorfern angestrebt.
Die brandenburgischen Stidte oder die Bezirke Berlins sind in der Regel als Ziel- und Quellgebiete von Naherho-
lungssuchenden, als identitétsstiftende Tréger kulturlandschaftlicher Merkmale und Images sowie als Fokusrdume
biirgerschaftlichen und wirtschaftlichen Engagements wesentliche Ankerpunkte der jeweiligen kulturlandschaftlichen
Handlungsrdume.

Als Leitgedanke fiir die Erschliefung der unterschiedlichen kulturlandschaftlichen Potenziale im gemeinsamen Pla-
nungsraum sollten unter Beriicksichtigung der Strukturunterschiede zu den benachbarten Teilrdumen, die jeweiligen
Besonderheiten, Potenziale und Kompetenzen herausgearbeitet und als regionale Entwicklungspotenziale aufgefasst
werden. Die Kulturlandschaften sind bei einem integrierten Entwicklungsansatz nicht nur als Schutzgut des Natur-
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schutzes oder der Denkmalpflege zu verstehen, sondern zugleich als wesentliche Grundlage regionaler Wertschop-
fung, regionaler Kooperation. In den kulturlandschaftlichen Handlungsraumen sollen die Perspektiven und Projekte
verschiedener gesellschaftlicher Bereiche und Fachpolitiken sowie sektorale Steuerungs- und Forderansétze vernetzt
und gebiindelt werden. Wer Triager oder wesentliche treibende Kraft eines kulturlandschaftlichen Handlungsraumes
ist, hdngt von den institutionellen Gegebenheiten und den regionalen Akteurskonstellationen ab.

Beispiele fiir Kulturlandschaften, die bereits administrative Rdume {iiberschreitende Netzwerke oder Verwaltungs-
aktivitdten aufweisen und dariiber den Charakter eines Handlungsraumes gewonnen haben, sind die Naturparke und
Biosphérenreservate, der Raum der Internationalen Bauausstellung (IBA) Fiirst-Piickler-Land, die Regionalparks um
Berlin und Potsdam sowie weitere Kulturlandschaften mit spezifischen Kooperations- oder Vermarktungsstrukturen.

Zu 3.2 (G)

Sowohl die Raumordnung des Bundes als auch die Raumordnung im gemeinsamen Planungsraum strebt eine Ergén-
zung der traditionellen Raumentwicklungspolitik um eine aktive Gestaltung von Kulturlandschaften an. Kulturland-
schaftsgestaltung soll als Chance begriffen werden, iiber innovative In-Wert-Setzungsstrategien zur Minderung von
regionalen Strukturproblemen beizutragen. Die Handlungsebene fiir die Herausbildung kulturlandschaftlicher Hand-
lungsrdaume ist die Region mit ihren lokalen und regionalen Akteuren und Netzwerken. Die Regionalplanung sollte
hierbei eine koordinierende Rolle einnehmen, indem sie die Formulierung gemeinsamer Leitbilder und Visionen
sowie die Formulierung und Umsetzung integrierter Raumentwicklungskonzepte kommuniziert und moderiert. Fol-
gende Prinzipien sollten dabei beriicksichtigt werden:

— aktiver Einbezug der Interessen sowie des biirgerschaftlichen und 6konomischen Engagements der ortlichen
Bevolkerung,

—  Berticksichtigung von Aspekten des Schutzes, der Nutzung und der Gestaltung von Kulturlandschaften und
damit zusammenhéngende Biindelung unterschiedlicher fachplanerischer Belange,

—  Koordination der iibergeordneten, regionalen und kommunalen Interessen,

—  Kooperation iiber administrative Grenzen hinweg, die sich hiufig nicht an den identitéts-, kultur- oder natur-
rdumlichen Abgrenzungen von Kulturlandschaften orientieren,

—  Etablierung oder Fortfiihrung bestehender Ansdtze des Regionalmanagements und regionaler Marketingstrate-
gien,

—  Biindelung von Vorhaben und Finanzmitteln, auch unter forderpolitischen Aspekten, um die Umsetzung in-
tegrierter Raumentwicklungskonzepte zu erreichen.

Dabei sind bereits bestehende Steuerungsansétze und Institutionen (z. B. der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft,
der integrierten ldndlichen Entwicklung, der Tourismusentwicklung, der Nutzung regenerativer Energien und nach-
wachsender Rohstoffe, der GroBschutzgebietsentwicklung sowie der Denkmalpflege) als wesentliche Ankniipfungs-
punkte zu nutzen und weiterzuentwickeln, insbesondere wenn sie bereits Beitrdge zur Etablierung regionaler Hand-
lungsraume auf der Ebene von Kulturlandschaften im Planungsraum geleistet haben.

In Kulturlandschaften mit besonders gravierenden Problemlagen oder erhohten Schutzanforderungen besteht ein
besonderer Handlungsbedarf. Auf regionaler Ebene sollen raumordnerische Festlegungen zur Konfliktbewéltigung
und Weiterentwicklung dieser Kulturlandschaften getroffen werden. Durch die Verkniipfung von ,harten” Fest-
setzungen und ,,weichem* Management soll in diesen Handlungsrdumen eine forcierte Bewéltigung von Raumnut-
zungskonflikten erfolgen.

Zu den Handlungsrdumen mit spezifischem Handlungsbedarf zdhlen insbesondere:

—  Historisch bedeutsame Kulturlandschaften: In diesen Kulturlandschaften mit hoher Dichte an Denkmalen, die
auf Grund ihrer naturrdumlichen und kulturhistorischen Bedeutung den zusammenhéngenden Charakter des Ge-
biets als Kulturlandschaft prigen, soll das kulturelle Erbe erhalten und fiir die Bevolkerung erlebbar gemacht
werden. Fiir historische Kulturlandschaften sollen Konzepte zur Sicherung und Entwicklung prigender Denk-
miler, Landschaftselemente und -strukturen sowie zur Férderung von Traditionen und traditionellen Bewirt-
schaftungsformen erarbeitet werden. Dabei sollte beispielsweise auch der besondere bikulturelle Charakter des
angestammten Siedlungsgebietes der Sorben/Wenden beriicksichtigt werden. Ebenso wird in diesem Zusam-
menhang angestrebt, die historische Bausubstanz vor allem in Stédten mit historischen Stadtkernen und Dérfern
mit historischen Dorfkernen zu erhalten und kreative Um- und Nachnutzungen zu ermdglichen. Beispiele histo-
risch bedeutsamer Kulturlandschaften sind die als UNESCO-Weltkulturerbestitte geschiitzte Berlin-Potsdamer
Kulturlandschaft, das Oderbruch und der Spreewald.

—  Von starkem Nutzungswandel betroffene suburbane oder ldndliche Kulturlandschaften: Dies betrifft Kulturland-
schaften mit deutlichen Zersiedlungstendenzen, starkem Bevolkerungsriickgang, starkem Strukturwandel der
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Landwirtschaft, flichenintensiver Erzeugung regenerativer Energien oder forcierter touristischer Entwicklung.
Die Regionalparks von Berlin und Brandenburg sind Beispiele fiir Kulturlandschaften mit besonderem Hand-
lungsbedarf. Uber die Entwicklung von Regionalparks soll der Suburbanisierung durch den beschleunigten Nut-
zungswandel und der damit vielfach verbundenen Fragmentierung und Banalisierung der Landschaft an der Pe-
ripherie der Siedlungsbereiche in und um Berlin qualitativ entgegengewirkt werden. Entsprechende informelle
Raumkategorien, die die formalen Steuerungsinstrumente zur Siedlungs- und Freiraumentwicklung ergénzen,
konnen auch in anderen kulturlandschaftlichen Handlungsrdumen Impulse fiir identitétsstiftende und integrie-
rende Ansitze der Kulturlandschaftsentwicklung geben.

—  Landschaftsrdume, die auf Grund der Aufgabe militdrischer, bergbaulicher oder sonstiger Nutzungen einen
aullergewohnlichen Sanierungs- und Gestaltungsbedarf aufweisen: Hierzu zdhlen beispielsweise militdrische
Konversionsflichen wie die Lieberoser Heide oder die ehemalige Militdrstadt Wiinsdorf, altindustrialisierte
Stadtlandschaften (z. B. in Forst, Guben und Eberswalde) sowie insbesondere die Lausitzer Bergbaufolgeland-
schaft. Aus der Bergbaufolgelandschaft Siidbrandenburgs sowie Nordsachsens entsteht durch die Rekultivierung
und die Flutung der ehemaligen Tagebaue Europas grofite kiinstlich geschaffene Seenlandschaft. Aufbauend auf
bereits touristisch erschlossene Bergbaufolgeseen (z. B. dem Senftenberger See) soll insbesondere der Wasser-
tourismus in Verbindung mit dem Radtourismus unter Einbeziehung der Industrie- und Energiekultur entwickelt
werden. Zudem sind auch Mallnahmen zur Rehabilitierung und Stabilisierung des Wasserhaushaltes erforder-
lich. Die Entwicklung des Lausitzer Seenlandes und der sich nordlich und 6stlich anschlieBenden Bergbaufolge-
landschaften hin zu einer iiberregional erfolgreichen und wirtschaftlich tragfdhigen Tourismusregion ist zentra-
les Anliegen. Die IBA Fiirst-Piickler-Land begleitet diesen Prozess noch bis ins Jahr 2010.

—  Grenziibergreifende Kulturlandschaften: Kulturlandschaften, die sich iiber administrative Grenzen hinweg er-
strecken, erfordern, insbesondere wenn Landes- oder Bundesgrenzen iiberschritten werden, eine enge Koopera-
tion der betroffenen Gebietskorperschaften. Beispiele fiir grenziibergreifende Kulturlandschaften sind das die
deutsch-polnische Grenze iiberschreitende Lebuser Land, die Berlin-Brandenburger Regionalparks, der Hohe
Flaming (Brandenburg und Sachsen-Anhalt), das Lausitzer Seenland (Brandenburg und Sachsen) und der Drei-
Léander-Geopark Muskauer Faltenbogen (Brandenburg, Sachsen, Polen) sowie das Biosphdrenreservat Fluss-
landschaft Elbe (Brandenburg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern).

Im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam soll die bewéhrte lianderiibergreifende kooperative Ent-
wicklung der Regionalparks verstetigt werden.

Zu 4 Steuerung der Siedlungsentwicklung
Zu 4.1 (G)

Bei der Siedlungsentwicklung ist dem Gebot der vorrangigen Innenentwicklung vor einer Auflenentwicklung Rech-
nung zu tragen. Siedlungsfldchen sind in der Regel von einem bereits vorhandenen Ortskern aus zu entwickeln, der
die wichtigsten Versorgungsfunktionen fiir den neuen Siedlungsbereich mit iibernimmt und die Bewohner in das
Gemeindeleben einbindet. Das Prinzip der rdumlichen Funktionsbiindelung und der Nutzungsmischung, d. h. die
rdumliche Néhe von Arbeitsstitten, Einrichtungen der Daseinsvorsorge, sonstigen Versorgungseinrichtungen und
Erholungsmoglichkeiten zu den Wohnstitten, fithrt weg von einer ,,erzwungenen" Mobilitdt durch rdumliche Funk-
tionstrennungen und den damit verbundenen vielfdltigen Fahrterfordernissen, die insbesondere fiir den wachsenden
Anteil weniger mobiler Bevolkerungsgruppen problematisch werden. Die Entwicklung verkehrsvermeidender Sied-
lungsstrukturen wird auch vor dem Hintergrund steigender Treibstoftkosten und der Anforderungen des Ressourcen-
und Klimaschutzes erheblich an Bedeutung gewinnen.

Zu4.2 (Z)

Die Inanspruchnahme von weiterem Freiraum soll zumindest so lange vermieden werden, wie innerhalb (vgl. Plan-
satz 4.1 (G)) oder am Rande innerdrtlicher Siedlungsflachen Flachenaktivierungen mdglich sind. Angesichts der
knappen Mittel fiir die Sicherung und den Ausbau technischer Infrastrukturen ist es erforderlich, vorrangig die Ent-
wicklung unter Beriicksichtigung gewachsener Siedlungsstrukturen voranzutreiben. Die Entwicklung neuer Sied-
lungsflachen soll moglichst nur behutsame Erweiterungen der technischen und sozialen Infrastruktur erforderlich
machen und auch die Inanspruchnahme von Freiraum fiir zusétzliche ErschlieBungswege mdglichst gering halten.
Dadurch wird auch der Bedeutung des Freiraumes als natiirliche Senke fiir klimaschédliche Gase — d. h. deren Bin-
dung in Biomasse — Rechnung getragen. Aus besonderen Erfordernissen des Immissionsschutzes (Abstandsgebot)
oder der VerkehrserschlieBung, beispielsweise zur Vermeidung von Schwerlast- und Besucherverkehr durch Sied-
lungen, kénnen Ausnahmen zuléssig sein.
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Zu 4.3 (Z)

Die Erweiterung von Streu- und Splittersiedlungen fiihrt zu unerwiinschtem Flachenverbrauch sowie klimaschadi-
genden Emissionen infolge erhohten Verkehrsautkommens und zieht meist zusétzliche ErschlieBungsmalinahmen
nach sich. Eine Erweiterung bereits existierender Streu- und Splittersiedlungen soll daher vermieden werden. Unter
Erweiterung wird in dieser Festlegung eine nicht nur unwesentliche, raumbedeutsame Ausdehnung des vorhandenen
Siedlungskorpers in den ihn umgebenden AuBlenbereich oder Freiraum verstanden. Von dieser Festlegung sollen
solche Planungsaktivititen nicht erfasst werden, die z. B. nach § 35 Absatz 6 des Baugesetzbuches (BauGB) mdglich
sind oder im Wesentlichen (bestands-)ordnende Wirkung haben.

Zu 4.4 (G)

Fiir ehemals militarisch genutzte Flachen, brachgefallene Industrie- und Gewerbefldchen sowie nicht mehr genutzte
landwirtschaftliche Anlagen wie Stallungen und Wirtschaftsgebdude sind Konzepte fiir eine Nachnutzung erforder-
lich.

Militdrische und zivile Konversionsfldchen im rdumlichen Zusammenhang zu vorhandenen Siedlungsgebieten und an
verkehrsgiinstig gelegenen Standorten sollen unter Beachtung der Festlegungen zur Siedlungsentwicklung und sofern
andere Belange nicht entgegenstehen, den Gemeinden fiir Siedlungszwecke zur Verfligung stehen. Bei entsprechen-
dem Bedarf kdnnen die Gemeinden die Entwicklung dieser Konversionsfldchen anstreben und planerisch vorbereiten.

Kennzeichnend fiir viele ehemals militdrisch genutzte Standorte ist die urspriinglich bewusste Platzierung auf3erhalb
innerortlicher Siedlungsflichen und die Abschottung von benachbarten Siedlungen, um Militariibungen ungestort und
ohne Gefihrdung und Beléstigung von Unbeteiligten durchfiihren zu kdnnen. Ebenso befinden sich hédufig aufgelas-
sene grofiflachige Stallungen und Wirtschaftsgebidude auBerhalb innerdrtlicher Siedlungsflédchen.

Auf den versiegelten oder baulich geprigten Anlagen dieser Konversionsfldchen, (z. B. ehemalige Kasernen, Solda-
ten- und Offizierswohnheime, Stallungen, Wirtschaftsgebdude und Verkehrsbetriebsanlagen) soll eine Ansiedlung
stidtebaulich nicht integrierbarer Vorhaben erméglicht werden. Dies sind insbesondere gewerblich-industrielle Vor-
haben, raumbedeutsame FreizeitgroBvorhaben mit hohem Besucheraufkommen und Anlagen der technischen Infra-
struktur (z. B. Kldranlagen, Deponien, grofe, nicht baurechtlich privilegierte Biomasseanlagen, Umspannwerke) oder
sozialen Infrastruktur (z. B. Justizvollzugsanstalten), die aus Griinden des Immissionsschutzes oder der dffentlichen
Sicherheit sachnotwendig auflerhalb innerértlicher Siedlungsflichen zu errichten sind. Durch die Lenkung derartiger
Vorhaben auf Konversionsfldchen soll die Inanspruchnahme von unbelasteten Freirdumen vermieden werden. Bei der
Nachnutzung von Konversionsfldchen zu den genannten Siedlungszwecken ist ein ausreichender verkehrlicher An-
schluss an innerértliche Siedlungsflichen bestehender Orte sicherzustellen. Insbesondere bei Freizeitgro3vorhaben
mit hohem Besucheraufkommen und iiberregionalem Einzugsbereich ist in diesem Zusammenhang auch eine leis-
tungsféhige ErschlieBung mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln nachzuweisen.

Den Anforderungen des Klimaschutzes und der damit verbundenen energiepolitischen Zielsetzung zum Ausbau
erneuerbarer Energien wird im Gesetz fiir den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG 2004) u. a. durch eine gesetzlich
garantierte Vergiitung des Stroms aus Fotovoltaikfreiflichenanlagen entsprochen, wenn die Anlagen auf versiegelten
Flachen sowie auf wirtschaftlichen und militdrischen Konversionsfliachen errichtet werden. Dies hat zu einer ver-
stirkten Nachfrage nach entsprechenden Standorten gefiihrt. Um dieser Nachfrage raum- und umweltvertraglich
gerecht zu werden, kénnen sowohl auf Konversionsflachen im rdumlichen Zusammenhang zu innerdrtlichen Sied-
lungsfldchen als auch auf Konversionsflichen auflerhalb innerértlicher Siedlungsflachen Solaranlagen errichtet wer-
den, wenn eine landschaftliche Einbindung und Anbindung an das Leitungsnetz sichergestellt wird und versiegelte
oder durch Munition oder Altlasten vorbelastete Fliachen genutzt und in ihrer 6kologischen Funktion aufgewertet
werden.

Konversionsflichen auferhalb innerdrtlicher Siedlungsflichen mit hochwertigen Freiraumpotenzialen sollen zu-
gunsten von Freiraumnutzungen entwickelt werden. Sofern sie auf Grund ihrer Lage und Verkehrsanbindung fiir
stadtebaulich nicht integrierbare Vorhaben nicht geeignet sind, sollen vorhandene Anlagen (Garagen, Baracken,
Stallungen, freiraumbezogenes Truppeniibungsgelédnde) zuriickgebaut und versiegelte Fliachen renaturiert werden.

Mit der Differenzierung der Konversionsflachen nach Lage- und Qualitdtsmerkmalen soll gewahrleistet werden, dass
die Nachnutzung dieses Flidchenpotenzials landesplanerisch und stédtebaulich geordnet verlauft und keine ,,Zersiede-
lung durch Konversion* betrieben wird.
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Zu 4.5 (Z)

Der in Absatz 1 festgelegte raumordnerische Steuerungsansatz beziiglich der Entwicklung der Wohnsiedlungsflachen
stellt die Konzentration der Siedlungsentwicklung in den Zentralen Orten nach Nummer 1 und im Gestaltungsraum
Siedlung nach Nummer 2 bei gleichzeitiger Beschriankung im iibrigen Raum in den Mittelpunkt. Die Ziele und
Grundsitze der Raumordnung zur Siedlungsentwicklung sollen zu kompakten, Verkehr sparenden Siedlungsstruktu-
ren fiihren sowie den Schutz und Erhalt der Freirdume sicherstellen.

Dafiir diirfen sich Gemeinden nach Nummer 3 und Gemeindeteile nach Nummer 4 nur eingeschrinkt entwickeln.
Diese Einschrankung ist erforderlich, da Siedlungsentwicklungen iiber den Eigenbedarf einer Gemeinde hinaus re-
gelméBig einen zusitzlichen Bedarf an daseinsvorsorgebezogenen Einrichtungen und der Bereitstellung von techni-
scher Infrastruktur nach sich ziehen und Entwicklungen tiber den Eigenbedarf hinaus dem Konzentrations- und Biin-
delungsgedanken zuwider laufen wiirden.

Im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam kommt hinzu, dass die Rdume zwischen dem in der Fest-
legungskarte 1 dargestellten Gestaltungsraum Siedlung im Sinne der groBrdumigen funktionalen Arbeitsteilung u. a.
eine Naherholungsfunktion fiir die Bevolkerung sowie eine stadtklimatische und dkologische Ausgleichsfunktion
erfiillen. Auch in der hohen Schutznotwendigkeit dieser Freirdume findet die Beschrankung der Siedlungsentwick-
lung ihre fachliche Begriindung.

Alle Regelungen des Plansatzes 4.5 (Z) beziehen sich ausschlielich auf Wohnsiedlungsflachen. Darunter sind alle
Flachen zu verstehen, auf denen auch Wohnnutzungen zugelassen sind, also reine, allgemeine und besondere Wohn-
gebiete, Dorf- und Mischgebiete sowie Kerngebiete. Grolere Bevolkerungszuwéchse aus Wanderungsgewinnen
werden in diesen Gemeinden raumordnerisch nicht unterstiitzt. Die Entwicklung zusétzlicher gewerblicher Fliachen
wird durch diese Festlegung nicht begrenzt.

In den Berlin fernen Teilen des gemeinsamen Planungsraumes ist in Folge des demografischen Wandels und in
Nachwirkung der Abwanderungsprozesse aus den 1990er Jahren mit einem weiteren Riickgang der Einwohnerzahlen
zu rechnen. Um dennoch leistungsféhige Strukturen insbesondere mit Blick auf die Sicherung der Daseinsvorsorge zu
halten, muss eine rdumliche Biindelung von Einrichtungen der Daseinsvorsorge einerseits und der Siedlungsentwick-
lung andererseits angestrebt werden. Diesem Ziel dient die mit dem Absatz 1 verfolgte raumordnerische Konzentra-
tion der Entwicklung von Wohnsiedlungsflachen auf die Zentralen Orte und den Gestaltungsraum Siedlung. In den
Zentralen Orten und im festgelegten Gestaltungsraum Siedlung ist eine quantitativ unbeschrinkte Entwicklung der
Wohnsiedlungsflachen, in Nicht-Zentralen Orten und den unter Nummer 4 benannten Siedlungsbereichen nur in
begrenztem Umfang (vgl. Festlegung und Begriindung Absatz 2) moglich.

Ein besonderer Handlungs- und Steuerungsbedarf ergibt sich im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Pots-
dam. Der besondere Steuerungsbedarf leitet sich aus den besonderen raumstrukturellen Bedingungen ab, die in einer
hohen Einwohner- und Siedlungsdichte, dem hohen Verkehrsaufkommen, einer iiberdurchschnittlichen Verkehrs-
netzdichte, der Gefdhrdung der Freirdume durch Siedlungserweiterungen, der hochgradigen Verflechtungsbezie-
hungen zwischen den Daseinsfunktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgen, Bildung und Erholen bestehen.

Diese raumstrukturellen Besonderheiten werden auch in den nichsten Jahren fortbestehen. Die zu erwartende Ent-
wicklung schlédgt sich u. a. in einem weiter fortbestehenden Bedarf an zusdtzlichen Wohnsiedlungsflichen nieder.
Diese rdumlichen Entwicklungsbedingungen und -trends sind durch angemessene raumordnerische Planungen und
Steuerungsinstrumente ordnend zu beeinflussen und an geeigneten Stellen zu unterstiitzen.

Dafiir ist zunédchst der Raum néher zu bestimmen, in dem wegen der beschriebenen Entwicklungsbesonderheiten ein
adédquater Steuerungsansatz notwendig wird. Folgende entwicklungs-, dichte- und verflechtungsbasierten Werte der
Statistik wurden dafiir ausgewertet:

—  Bevdlkerungsdichte 2004 (EW/km? Gemeindefliache),

—  Bevblkerungsentwicklung 1996 bis 2004,

—  Bevolkerungsprognose 2004 bis 2020,

—  Siedlungsdichte 2004 (EW/km? Siedlungs- und Verkehrsflache),

—  Einwohnerdichte je Hektar Wohnsiedlungsfliche (Wohn- und Mischgebietsflichen) 2004, bezogen jeweils auf
die Abweichung vom Landesmittel Brandenburgs (ohne Potsdam) und den engeren Verflechtungsraum,

—  Siedlungs- und Verkehrsfldchenentwicklung 1996 bis 2004 in Prozent,

—  Baufertigstellungsquote (Wohneinheiten/1 000 EW) von 1995 bis 2004, jeweils bezogen auf die Abweichungen
vom Landesmittel Brandenburgs (ohne Potsdam) und den Mittelwert des engeren Verflechtungsraumes,

—  Wohnungsbestandsentwicklung 1996 bis 2004 in Prozent,

—  Arbeitsplatzsituation 2004 (Basis: sozialversicherungspflichtig Beschiftigte),
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—  Arbeitsplatzentwicklung 1996 bis 2004 in Prozent (Basis: sozialversicherungspflichtig Beschéftigte),

—  Pendlerintensitdt des Umlandes gegeniiber Berlin und Potsdam 2004:
—  Ein- und Auspendlervolumen insgesamt,
—  Ein- und Auspendler je 1 000 EW,

—  Wanderungsintensitdt gegeniiber Berlin und Potsdam 1996 bis 2004 (Zu- und Fortziige je 1 000 EW der Um-
landgemeinden).

Die Indikatoren ermdglichen eine Bewertung der Gemeinden im Hinblick auf ihr siedlungsstrukturelles Gewicht, ihre
Entwicklungsdynamik innerhalb des Raumes und ihre rdumlich-funktionalen Verflechtungen zu Berlin und Potsdam.
Gleichzeitig lassen sich auf Grund der siedlungsstrukturellen Lagepotenziale der Gemeinden auch erste Riickschliisse
fiir eine Einschitzung der weiteren Entwicklungsaussichten ziehen.

Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam
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Die Analyse dieser Kriterien zeigt auch, dass dieser Raum nicht homogen, sondern sowohl in seiner Struktur als auch
in seinen Entwicklungstendenzen differenziert zu bewerten ist. Die Steuerung der Wohnsiedlungsflachen muss dieser
Differenziertheit Rechnung tragen.

Das pragende Grundprinzip fiir die rdumliche Ausrichtung der Entwicklung der Wohnsiedlungsflédchen orientiert sich
dabei an der historisch vorgeprigten Siedlungsstruktur in diesem Raum (Siedlungsstern). Mit den Festlegungen des
Plansatzes 4.5 (Z) Absatz 1 Nummer 2 erfolgt eine Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die beiden Kerne
Berlin und Potsdam einschlieBlich benachbarter Bereiche im siedlungsstrukturellen Zusammenhang und auf Rdume
entlang radial verlaufender Schienenstringe im Umland. Die Siedlungsflichenkonzentration soll zugleich den Fla-
chenverbrauch in groBeren Teilrdumen reduzieren helfen und zur Sicherung und Entwicklung der natiirlichen Le-
bensgrundlagen, zum Klimaschutz und zum Erhalt der Vielfalt der Kulturlandschaften beitragen.
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Als Instrument zur Konzentration der Entwicklung der Wohnsiedlungsflichen auf geeignete Rdume wird der Gestal-
tungsraum Siedlung definiert. Dieser Gestaltungsraum Siedlung umfasst Teile des Kernraumes Berlin und Potsdam
sowie Teile der Gemeinden, die entlang der leistungsfahigen SPNV-Radialen liegen. Der sich mit der Anwendung
dieses Instruments verbindende Eingriff in die Gestaltungshoheit der beriihrten Gemeinden ist zulédssig. Er wird not-
wendig, da die Gemarkungsflachen der Gemeinden gro3e Gebiete umfassen. In diesen Gebieten befinden sich fiir die
Konzentration zusitzlicher Wohnsiedlungsflidchen geeignete und dafiir weniger geeignete Raume. Den Gemeinden
verbleibt aber ein umfassender Gestaltungsfreiraum sowohl bei der Ausformung des Gestaltungsraumes Siedlung als
auch bei der Ausformung der Entwicklung im Rahmen des Eigenbedarfes in den iibrigen Siedlungsbereichen.

Zur Umsetzung dieses planerischen Grundgedankens wird zunédchst der Gestaltungsraum Siedlung im Kernraum
abgegrenzt. Ausgangspunkt ist dabei der von der Mitte Berlins und Potsdams ausgehende durchweg zusammenhén-
gende Siedlungsflichenbestand. Dieser Kernraum reicht teilweise bis in angrenzende Gemeinden Brandenburgs
hinein (Kleinmachnow, Stahnsdorf, Teltow, Schonefeld, Ahrensfelde, Nuthetal).

Von diesem Kernraum ausgehend sind dann die leistungsfahigen Radialen (Achsen) und die auf diesen Radialen
liegenden Gemeinden zu bestimmen, innerhalb derer in einem weiteren Schritt der Gestaltungsraum Siedlung zu
definieren ist.

Der enge rdumlich-funktionale Verbund zwischen den Umlandgemeinden und den Kernstddten Berlin und Potsdam
driickt sich in der Qualitét der Verbindung mit dem Schienenpersonennahverkehr (SPNV) aus. Dieser Aspekt ist fiir
die Auswahl der Achsen entscheidend. Demgemél wird die Qualitdt der Anbindung einer Bewertung unterzogen
(Halt einer Regionalbahn — RB/RE, Halt einer S-Bahn, Kapazitit, Entfernung vom S-Bahn-Ring Berlin, Entfernung
vom Potsdamer Hauptbahnhof). Zusétzlich wird analysiert, welche Gemeinden auf diesen Achsen liegen und fiir die
Aufnahme von weiteren Zuwéchsen der Siedlungsentwicklung geeignet sind. Dabei werden zusitzliche Kriterien wie
Bevdlkerungskonzentration (Bevolkerungsstirke, Einwohnerdichte pro Hektar, Siedlungsfliche), zukiinftige Bevol-
kerungsentwicklung (Bevolkerungsprognose bis 2020), Arbeitsplatzkonzentration (Zahl der Arbeitsplétze) und Anteil
der Gewerbefldchen an den Siedlungsfldchen herangezogen.

Im Ergebnis sind folgende Gemeinden als sogenannte Achsengemeinden zu klassifizieren:

Achse A Glienicke/Nordbahn, Hohen Neuendorf, Birkenwerder, Oranienburg

Achse B Panketal, Bernau bei Berlin

Achse C Hoppegarten, Neuenhagen bei Berlin, Fredersdorf-Vogelsdorf, Petershagen/Eggersdorf, Strausberg
Achse D Erkner

Achse E Schonefeld, Eichwalde, Schulzendorf, Zeuthen, Wildau, Konigs Wusterhausen

Achse F Blankenfelde-Mahlow, Rangsdorf

Achse G Teltow, GroBbeeren, Ludwigsfelde

Achse H Nuthetal, Michendorf

Achse I Werder (Havel)

Achse J1 Dallgow-Ddéberitz, Wustermark
Achse J2 Falkensee, Brieselang
Achse K Hennigsdorf, Velten

Nachdem Kernraum und Achsen definiert sind, bedarf es der konkreten Abgrenzung des Gestaltungsraumes Sied-
lung. Dafiir werden folgende Kriterien herangezogen:

—  Der Gestaltungsraum Siedlung liegt innerhalb des Einzugbereiches der SPNV-Haltepunkte. Fiir die Einzugsbe-
reiche wird ein 3-km-Radius angenommen.

—  Die BinnenerschlieBung des Gestaltungsraumes Siedlung ist ausreichend (leistungsfdhiges Stralennetz und
ausreichende technische Ver- und Entsorgungsinfrastruktur).

—  Innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung liegen die jeweiligen Hauptortsteile der Gemeinden und diese erfas-
sen zusammenhéingende Wohnsiedlungsflichen einschlieBlich zugehdriger Standorte der sozialen Infrastruktur
und der Wirtschatft.

—  Innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung liegende Gebiete weisen enge bauliche und rdaumlich-funktionale
Verflechtungen auf.

—  Die Freiraumstruktur bzw. Elemente des Freiraumverbundes werden nicht beeintréchtigt.

—  Berticksichtigung der kommunalen Planungen, im Speziellen der genehmigten Flachen der Bauleitplanung.

Der nach diesen Kriterien entwickelte Gestaltungsraum Siedlung ist in der Festlegungskarte 1 festgelegt. Innerhalb
dieses Gestaltungsraumes Siedlung soll sich die Entwicklung der Wohnsiedlungsflichen iiber den Eigenbedarf der
Gemeinde hinaus vorrangig vollziehen.
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Die Kommunen haben zur Binnendifferenzierung dieses Gestaltungsraumes Siedlung grofle Spielrdume. So kann die
konkrete raumliche Ausgestaltung der Aulenkanten des Gestaltungsraumes Siedlung durch nachfolgende Planungs-
ebenen mafstabsgerecht konkretisiert werden. Auch innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung ist dem fachrechtlich
gebotenen Freiraumerhalt Rechnung zu tragen. Insoweit umfasst der Gestaltungsraum Siedlung Réume, in denen auf
der Ebene der Landesplanung eine Siedlungsentwicklung grundsétzlich erméglicht wird. Mal3stabsgerechte Differen-
zierungen sind durch nachfolgende Planungsebenen vorzunehmen, so dass der festgelegte Gestaltungsraum Siedlung
nicht mit Baufldchen gleichzusetzen ist.

Die Entwicklungsspielrdume der Gemeinden innerhalb des Siedlungsbestandes sind auf Grund der historischen Ent-
wicklung grof3. Geringe Siedlungsdichten und damit Potenziale zur Nachverdichtung (Grundstiicksteilung, Neustruk-
turierung von Baufldchen und Bebauung von Brachen) sind auch aulerhalb Zentraler Orte und auBlerhalb des Gestal-
tungsraumes Siedlung sowohl fiir den Berlin fernen Raum als auch fiir Gemeinden in den Achsenzwischenrdumen
des Raumes Berlin — Potsdam und Umland vorhanden.

Als Nachverdichtungspotenziale im Rahmen der Innenentwicklung im Sinne von Plansatz 4.5 (Z) Absatz 1
Nummer 3 und 4 stehen den Gemeinden als nicht auf das zusétzliche Entwicklungspotenzial anrechenbare Flédchen
zur Verfiigung. Dies sind Flachen

—  im Bereich verbindlicher Bebauungsplédne, die Wohnnutzungen zulassen,

—  im Zusammenhang bebauter Ortsteile im Sinne des § 34 Absatz 1 BauGB,

— in Innenbereichen, die nicht Teil eines Bebauungszusammenhangs gemél § 34 BauGB sind (sogenannter
Auflenbereich im Innenbereich), aber als Brachflichen baulich entwicklungsféhig sind und eine Gréfle von
10 Hektar nicht Giberschreiten,

—  im Bereich nach § 34 Absatz 4 Nummer 3 BauGB bereits erlassener oder zulédssiger Satzungen,

—  im Bereich verbindlicher Satzungen nach § 34 Absatz 4 Nummer 2 BauGB,

—  die nach § 13a Absatz 1 BauGB durch Bebauungsplidne der Innenentwicklung entwicklungsféhig sind.

Das zusitzliche Entwicklungspotenzial steht den Gemeinden insbesondere dann zur Verfiigung, wenn der Eigenbe-
darf der Gemeinde im Rahmen der vorrangig zu betreibenden Innenentwicklung (vgl. hierzu auch Plansatz 4.1 (G))
nicht abgedeckt werden kann. Der Eigenbedarf einer Gemeinde ergibt sich aus dem Neubedarf (Erweiterungsbedarf)
sowie dem Ersatz- und Nachholbedarf. Unter Neubedarf versteht man den zusétzlichen Wohnungsbedarf, der sich
hauptséchlich aus dem Saldo der Haushaltsentwicklung ergibt. Die Entwicklung der Privathaushalte einer Gemeinde
wird durch zahlreiche Faktoren beeinflusst, u. a. die Bevolkerungsentwicklung, die Altersstruktur, die Haushaltsgro-
Benstruktur, die Entwicklung der Wohnfldchennachfrage pro Person, das Verhalten zur Haushaltsneugriindung. Der
Ersatzbedarf ergibt sich aus Wohnungsabgéngen auf Grund von Riickbau, Sanierung oder Umnutzung.

Zu beriicksichtigen ist auch die Entwicklung der privaten Haushalte. Wegen der im langfristigen Trend sinkenden
HaushaltsgroBen und der steigenden Wohnflachennachfrage pro Person verlduft die Haushaltsentwicklung in Bran-
denburger Gemeinden grundsétzlich positiver als die Bevolkerungsentwicklung. Es ist davon auszugehen, dass sich
dieser Trend bis zum Ende der Laufzeit des Landesentwicklungsplanes Berlin-Brandenburg fortsetzt.

Fiir einen Zeitraum von zehn Jahren sind bei einem rechnerischen Bedarf von 1 bis 1,5 Wohneinheiten pro
1 000 Einwohner pro Jahr 10 bis 15 Wohneinheiten als Eigenbedarf anzunehmen. Bei einer Siedlungsdichte von
15 Wohneinheiten pro Hektar resultiert aus dem Eigenbedarf einer Gemeinde ein Fliachenbedarf von rund einem
Hektar pro 1000 Einwohner innerhalb von zehn Jahren. Unter Beriicksichtigung der vorhandenen Nachverdich-
tungspotenziale der Innenentwicklung ist die hilftige Bereitstellung von Flidchen fiir den Eigenbedarf (0,5 Hektar pro
1 000 Einwohner, bezogen auf den Einwohnerstand vom 31. Dezember 2008) fiir den gegebenenfalls noch zu befrie-
digenden Erweiterungs-, Ersatz- und eventuell noch vorhandenen Nachholbedarf als zusétzliche Entwicklungsoption
angemessen, da grundsétzlich von der Moglichkeit der bedarfsgerechten Flachenbereitstellung im Rahmen der Innen-
entwicklung ausgegangen werden kann.

In den Gemeinden, die Anteil am Gestaltungsraum Siedlung haben, beziehen sich zusitzliche Eigenentwicklungspo-
tenziale auf die Zahl der Einwohner im jeweiligen Siedlungsbereich auflerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung. Die
Gemeinden haben mit den Bauleitplanen, die sich auf das zusétzliche Entwicklungspotenzial beziehen, den Nachweis
zu erbringen, dass der Wert von 0,5 Hektar pro 1 000 Einwohner eingehalten wird.

Vergleicht man den voraussichtlichen Wohnsiedlungsflichenbedarf der Gemeinden mit den o. g. Nachverdichtungs-
potenzialen und den durch Neuausweisungen nach dem vorgesehenen Eigenentwicklungsansatz moglichen Poten-
zialen wird deutlich, dass keine unverhéltnisméBigen Eingriffe in die kommunale Planungshoheit zu erwarten sind.

Eine Umwandlung von Wochenendhaus- oder Kleingartengebieten nach Absatz 3 kann nur im Einzelfall unter Be-
achtung der benannten Bedingungen erfolgen. Grundsitzlich sind Wochenendhaus- und Kleingartengebiete Nutzun-
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gen des Auflenbereiches, fiir die eine Umnutzung als Dauerwohngebiet nicht in Frage kommt. Der Bestandsschutz
bleibt hiervon unberiihrt. In Einzelfdllen kann eine Umwandlung von an das bestehende Siedlungsgebiet angrenzen-
den Wochenendhausgebieten zweckmaBiger sein als die Inanspruchnahme bisheriger Freiflichen, wenn die erschlie-
Bungstechnischen Voraussetzungen im Sinne des BauGB gegeben sind.

In den in Absatz 4 genannten besonderen Fillen kann dariiber hinaus die Entwicklung weiterer Wohnsiedlungs-
flachen zugelassen werden. Es handelt sich um Einzelfille, in denen die Gemeinden entsprechende Nachweise, die
die Sondersituation begriinden, erbringen miissen.

Mit den Regelungen in Absatz 5 zur Zusammenfassung der Entwicklungsoptionen mehrerer amtsangehdoriger Ge-
meinden auf einen geeigneten Schwerpunkt wird den kommunalen Akteuren der Weg fiir die sinnvolle Biindelung
der Entwicklungspotenziale aufgezeigt. Bei Realisierung eines solchen Ansatzes ist das hergestellte Einvernechmen zu
belegen.

Zu 4.6 (G)

Der LEP B-B soll rdumliche Rahmenbedingungen schaffen, die fiir eine wachstumsstarke Wirtschaftsregion und fiir
die Schaffung dauerhafter und wettbewerbsfahiger Arbeitspldtze erforderlich sind. Aus diesem Grund eroffnet der
LEP B-B die notwendigen Spielrdume fiir die Entwicklung von Industrie- und Gewerbeflichen ohne eine quantitative
Beschrankung.

Uber die durch Bauleitplanung kurz- und mittelfristig entwickelbaren kleinen und mittleren Gewerbeflichen hinaus
sollen fiir groBflachige gewerblich-industrielle Ansiedlungen die in der Festlegungskarte 1 symbolhaft dargestellten,
zuvor nach den unten aufgefiihrten Kriterien ausgewihlten und auf ihre raumordnerische Vertréglichkeit hin gepriif-
ten Flachen vorgehalten werden. Darin eingeschlossen ist eine weitgehende Freihaltung von entgegenstehenden, auch
kleinteiligeren gewerblichen Nutzungen, sofern keine Ansiedlung in Ausbaustufen eines Vorhabens begriindet wird.
Hiermit kann im iiberregionalen Standortwettbewerb Ansiedlungswilligen zeitnah ein differenziertes Angebot von
groflen geeigneten Flichen filir gewerblich-industrielle Vorhaben unterbreitet werden.

Entsprechend den infrastrukturellen und naturrdumlichen Gegebenheiten sowie begiinstigt durch eine gute Erreich-
barkeit mit iiberregionalen Verkehrsanbindungen sind an diesen ausgewihlten Standorten in Berlin bzw. in unmittel-
barer Nachbarschaft zur Metropole Berlin sowie zu Zentralen Orten und Regionalen Wachstumskernen im Land
Brandenburg besonders giinstige Voraussetzungen fiir die Ansiedlung grofer flachenintensiver Gewerbe- und Indust-
rieansiedlungen gegeben. Daher liegt es im landesplanerischen Interesse, solche Standorte aus Griinden langfristiger
Vorsorge freizuhalten.

Insbesondere wurden bei der Standortauswahl und -priifung folgende Kriterien herangezogen:

—  herausragende Standortgunst und besonders giinstige Erreichbarkeit in Bezug auf das groffrdaumige funktionale
Verkehrsnetz,

—  konfliktarme Lage in Bezug auf benachbarte Raumnutzungen (Schutzgebiete, Umweltvertriaglichkeit) und res-
sourcendkonomische ErschlieBungsvorteile (Flachengrofe ab in der Regel 100 Hektar und rechteckiger Fli-
chenzuschnitt; Bodenbeschaffenheit, Verfligbarkeit, Verkehrsanbindung und Erschliebarkeit mit technischer
Infrastruktur) im Hinblick auf eine grundsétzliche gewerblich-industrielle Nutzung (eine abschlieende Beurtei-
lung iiber eine Inanspruchnahme ist erst nach Kenntnis des konkreten Vorhabens moglich),

—  attraktive ,,weiche* Standortfaktoren (Wohn- und Freizeitbedingungen, Bildungskapazititen) und Vorhanden-
sein eines qualifizierten Arbeitskréfteangebots,

—  gleichwertige und ausgewogene Verteilung im Raum, insbesondere im rdumlichen Bezug zu Berlin, zu Zentra-
len Orten und Regionalen Wachstumskernen im Land Brandenburg.

Tabelle 2: Vorsorgestandorte fiir gewerblich-industrielle Vorhaben
Stadt bzw. Gemeinde Standort
Berlin Buchholz-Nord
Beelitz stidlich Fichtenwalde
Bernau bei Berlin Bernau-Ost
Brandenburg an der Havel Flugplatz Briest
Briick Gewerbegebiet Briick/Linthe
Cottbus TIP-Cottbus

36



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 24 vom 2. Juni 2015

Stadt bzw. Gemeinde Standort

E1§enhuttenstadt — Siehdichum — ndrdlich Eisenhiittenstadt (westlich Werkbahnhof)

Wiesenau

Frankfurt (Oder) zwischen Markendorf und OT Lichtenberg

Fiirstenwalde/Spree Fiirstenwalde-Stidost

Griinheide (Mark) Freienbrink-Nord

Jiiterbog OT Forst Zinna

Ludwigsfelde stidlich Berliner Ring

Mittenwalde nordlich L 30

Neifle-Malxetal OT Preschen

Neuruppin Treskow 1II

Perleberg OT Quitzow

Potsdam Potsdam-SAGO

Potsdam-Nord

Premnitz Industriegebiet

Pritzwalk OT Falkenhagen

Schorfheide Flugplatz Finow

Schwarzheide westlich A 13

Schwedt/Oder nordwestlich Raffinerie

Wustermark zwischen A 10 und Havelkanal
Zu 4.7 (Z)

Die Entwicklungen im Einzelhandel sind bereits seit mehreren Jahren geprigt durch Konzentration auf groBfliachige
Einrichtungen, den Verlust an kleineren Verkaufsstellen und Filialen und damit die Tendenz des Riickzugs des Ein-
zelhandels aus der Flache. Die Standortpraferenzen fiir groBflachige Einzelhandelseinrichtungen orientieren sich
héufig an niedrigen Grundstiickspreisen und giinstiger Erreichbarkeit mit dem PKW und erzeugen zusitzliches Ver-
kehrsautkommen und geféhrden durch Standorte aulerhalb der Zentren und Versorgungsbereiche oder sogar aul3er-
halb der Siedlungsbereiche die angestrebte Siedlungs- und Versorgungsstruktur. Verbunden ist diese Entwicklungs-
tendenz zum Teil mit dem Kaufkraftabzug durch einen den Nahbereich iiberschreitenden Einzugsbereich grofflachi-
ger Einzelhandelseinrichtungen. Dadurch kommt es teilrdumlich zur Beeintrachtigung der verbrauchernahen Versor-
gung sowie der Schwichung Zentraler Orte und innerértlicher zentraler Versorgungsbereiche. Der Einzelhandel hat
gerade in seiner groBflachigen Erscheinungsform zentren- und identitétsbildende Funktion und bedeutende Wirkung
auf die Erzeugung von Verkehr. Insoweit bediirfen Entwicklungen in diesem Bereich der iiberortlichen Steuerung
durch die Raumordnungsplanung.

Die raumordnerische Steuerung bezieht sich auf Planungen fiir die Errichtung oder Erweiterung groBflachiger Ein-
zelhandelseinrichtungen einschlieBlich der Erweiterung vorhandener kleinerer Einzelhandelsbetriebe in die Grof3fla-
chigkeit hinein. Der Begriff der Einzelhandelseinrichtung umfasst Einkaufszentren, Einzelhandelsbetriebe und ver-
gleichbare Handelsbetriebe im Sinne von § 11 Absatz 3 Satz 1 BauNVO unter Einschluss von Herstellerdirektver-
kaufszentren.

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 24. November 2005 (BVerwG, 4 C 10.04 = BRS 69 Nr. 71)
sind Einzelhandelsbetriebe dann grofflichig im Sinne von § 11 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 BauNVO, wenn sie die
Verkaufsflache von 800 Quadratmetern iiberschreiten. Die Verkaufsflache ist nach der zu § 11 Absatz 3 BauNVO
ergangenen Rechtsprechung zu berechnen.

Die Festlegungen in den Absétzen 1 bis 3 enthalten ein auf den Schutz der zentraldrtlich gegliederten Versorgungs-
struktur sowie der verbrauchernahen Versorgung gerichtetes Konzentrationsgebot auf Zentrale Orte, ein raumordne-
risches Beeintrichtigungsverbot sowie ein demselben Schutzzweck dienendes Kongruenzgebot. Danach ist bei der
Planung groBflachiger Einzelhandelseinrichtungen zu beachten, dass die Zuordnung einzelner Vorhaben zu Orten
bestimmter Zentralittsstufen entsprechend dem landesplanerisch definierten Status des Zentralen Ortes (Metropole,
Ober- bzw. Mittelzentrum) erfolgt. Zudem ist die Funktion des Vorhabens je nach Art (Kernsortiment zentrenrelevant
oder nahversorgungsrelevant), nach Lage (Standort innerhalb eines Zentralen Ortes oder auferhalb, in Stddtischen
Kernbereich integriert oder nicht) und nach Umfang (potenzieller Einwohner-Einzugsbereich der Verkaufsflache) zu
beurteilen. Die Abgrenzung der zentralortlichen Mittelbereiche gemdB der Begriindung zu Plansatz 2.9 (Z) kann als
Orientierungsmafistab hinsichtlich des Einzugsbereiches des Vorhabens verwendet werden.

Im Ergebnis darf es zu keiner mehr als unwesentlichen Beeintrachtigung der Funktionsfihigkeit benachbarter Zentra-
ler Orte, insbesondere mit gleicher bzw. hoherer Zentralitéit, oder auch nur der Stddtischen Kernbereiche kommen.
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Wihrend es jedoch beim kommunalen Beeintrachtigungsverbot u. a. um unzumutbare Auswirkungen durch eine zu
erwartende Umlenkung von Kaufkraftstromen geht, wird die Einhaltung des raumordnerischen Beeintrachtigungs-
verbotes vor allem an der Wahrung der raumstrukturellen und funktionalen Bedeutung Zentraler Orte gemessen. In
der Regel ist eine Beeintrichtigung des Kongruenzgebotes auszuschlieen, wenn bei einem Ansiedlungsvorhaben in
einem Mittelzentrum der erwartete sortimentsbezogene Umsatz des Vorhabens

—  bei zentrenrelevanten, aber nicht nahversorgungsrelevanten Sortimenten (sonstige zentrenrelevante Sortimente
gemdl Tabelle 4 Nummer 1.2) der entsprechenden Kaufkraft im mittelzentralen Verflechtungsbereich,

—  bei nicht zentrenrelevanten Sortimenten gemifl Tabelle 4 Nummer 2 der entsprechenden Kaufkraft im mittel-
zentralen Verflechtungsbereich

entspricht. Bei Standorten in Oberzentren ist der relevante Verflechtungsbereich unter Beachtung anderer Oberzent-
ren im Einzelfall einzuschétzen.

Als Grundlage der Zuordnung der Sortimente zu den genannten Gruppen unter Beriicksichtigung jeweils ortstypi-
scher Gegebenheiten dient die Sortimentsliste in der Tabelle 4.

Absatz 4 schrinkt die Ansiedlung von Hersteller-Direktverkaufszentren (Factory-Outlet-Center oder Designer-Outlet-
Center) als Einkaufszentren besonderer Auspriagung auf die Metropole Berlin und auf Oberzentren ein, da entspre-
chende Verkaufsformen einen weit {iber den mittelzentralen Einzugsbereich herausreichenden Kundenkreis anziehen
sollen und sich auf Grund der spezifischen Sortimentsformen nur begrenzt in das Versorgungsgefiige fiir den mittel-
zentralen Versorgungsbereich einbinden lassen. Mit der Bindung von Hersteller-Direktverkaufszentren, deren Ver-
kaufsflache 5 000 Quadratmeter iiberschreitet, an die Metropole und Oberzentren wird der weitrdumig wirkenden
Ausrichtung entsprechender Vertriebsformen Rechnung getragen.

Absatz 5 regelt die maligeblichen Voraussetzungen fiir eine landesplanerische Bewertung von Vorhaben an bereits
bestehenden oder bauordnungsrechtlich genehmigten, jedoch an nicht raumvertraglichen Standorten angesiedelten
grofflichigen Einzelhandelseinrichtungen. Fiir den Fall, dass fiir diese Standorte bauplanungsrechtlich relevante
Anderungsabsichten beantragt werden, darf es im Interesse des Schutzes der zentraldrtlich gegliederten Versorgungs-
struktur sowie der wohnungsnahen Grundversorgung zu keiner Erweiterung der genehmigten Gesamtverkaufsfliche
sowie zu keiner sowohl quantitativen als auch qualitativen Ausweitung des Angebotes mit zentrenrelevanten Sorti-
menten (Tabelle 4 Nummer 1) kommen.

Zur Sicherung der Nahversorgung enthélt Absatz 6 eine Regelung fiir grofiflichige Ansiedlungsvorhaben auf3erhalb
Zentraler Orte. In einzelnen Gemeinden ohne zentralortliche Funktionszuweisung bestehen gegebenenfalls noch
Mingel bei der Absicherung der Nahversorgung. Die Nahversorgung lésst sich in vielen Féllen durch Vorhaben
absichern, welche sich unterhalb der GroBflachigkeit bewegen. Im Falle spezifischer und qualitativ hochwertiger
Sortimente kann es durch die Strukturen des Discountermarktes zu Angebotsdefiziten in quantitativer und qualitativer
Hinsicht kommen. Der Tatbestand ist hinsichtlich der Quantitéit oder Qualitét der vorhandenen Versorgungssituation
mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten im Verhiltnis zur Einwohnerzahl der jeweiligen Standortgemeinde sowie
weiterer Gesichtspunkte wie z. B. rdumliche Lage des Vorhabens zum Ortskern, Verkehrsanbindung durch die Ge-
meinde oder den Vorhabenstrager darzulegen und im Einzelfall zu beurteilen. Fiir die Beurteilung konkreter Ansied-
lungsvorhaben sollen die kommunalen Entwicklungsvorstellungen zum Einzelhandel unter Beriicksichtigung der
vorhandenen Versorgungssituation zur Bestimmung der jeweiligen Versorgungszentren durch eine kommunale Ent-
wicklungsplanung (z. B. in Einzelhandels- und Zentrenkonzepten, stidtebaulichen Entwicklungskonzepten oder in
der vorbereitenden Bauleitplanung) dargelegt werden.

Dass ein Vorhaben nach seiner GroBe und Sortimentsstruktur noch auf eine verbrauchernahe Versorgung ausgerichtet
ist, kann in der Regel als gesichert gelten, wenn 75 Prozent der Verkaufsflache nahversorgungsrelevante Sortimente
gemél Tabelle 4 Nummer 1.1 umfassen und die zuldssige Verkaufsfliche des Einzelvorhabens insgesamt begrenzt
bleibt. Zudem sind die sich aus dem Integrationsgebot ergebenden Anforderungen zu einem Standort innerhalb
wohngebietsbezogener Versorgungsbereiche (d. h. von im siedlungsstrukturellen Sinne vorrangig durch Wohnnut-
zungen gepragten Gebieten, aber nicht innerhalb von Gewerbegebieten), sowie gemédf3 Plansatz 6.8 (G) eine entspre-
chende Verkehrsanbindung, insbesondere durch den OPNV, zu beriicksichtigen.

Das Kriterium von 75 Prozent nahversorgungsrelevanter Sortimente fiir die Ausrichtung auf eine verbrauchernahe
Versorgung ist abgeleitet aus bundesweiten Erfahrungswerten (vgl. Bericht der Arbeitsgruppe ,,Strukturwandel im
Lebensmitteleinzelhandel und § 11 Absatz 3 BauNVO* vom 30. April 2002). Danach liegt die durchschnittliche
Verkaufsfliche fiir Supermérkte zur Nahversorgung unter Beriicksichtigung der neuen Rechtsprechung zur Verkaufs-
flachenermittlung bei etwa 1 500 Quadratmeter. In der Regel werden davon iiber 1 100 Quadratmeter Verkaufsfliche,
d. h. rund drei Viertel der Gesamtverkaufsfliche, von den Lebensmittel-Vollversorgern fiir die Gewéhrleistung des
Nahversorgungsangebotes in Anspruch genommen. Dem Schwellenwert von 2 500 Quadratmeter Verkaufsfliche fiir
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die GroBlenbegrenzung von Einzelvorhaben liegen die o. g. Erfahrungswerte einschlie3lich einer Entwicklungsreserve
sowie iiberschlidgige Berechnungen zu durchschnittlichen Einzugsbereichen groBfléchiger Einzelhandelseinrichtun-
gen unter Beriicksichtigung sortiments- und verkaufsflichenbezogener Umsatzwerte zugrunde.

Zu 4.8 (G)

Grofflichige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten sollen grundsétzlich an stidtebaulich
integrierten Standorten wie Innenstédten, Stadtteil- oder Ortszentren oder zentralen Wohngebietslagen errichtet wer-
den, um die verbrauchernahe Versorgung der Bevolkerung zu gewéhrleisten und vorhandene Infrastruktur und Er-
reichbarkeitsvorteile, insbesondere auch in der fuBldufigen Erreichbarkeit und OPNV-Anbindung zu nutzen. Die in
Absatz 1 geregelte Bindung groBflidchiger Einzelhandelseinrichtungen an Stidtische Kernbereiche innerhalb des
Gemeindegebietes der Zentralen Orte zielt darauf ab, die Potenziale des Einzelhandels fiir die Auspragung lebendiger
und vielfdltig funktionaler Kerne auch als Identifikationspunkte fiir Stiddte und Gemeinden zu nutzen.

Angebote im groBflachigen Einzelhandel bedienen zunehmend auch die Daseinsvorsorge fiir den gehobenen und
langerfristigen Bedarf. Die Bindung entsprechender Einrichtungen an Zentrale Orte gemédf Plansatz 4.7 (Z) tragt der
mit dem Zentrale-Orte-System intendierten rdumlichen Biindelungswirkung in einem ersten Schritt Rechnung. Auf
Grund der deutlichen Vergroferung der Gemarkungsfldche Zentraler Orte im Zuge von Eingemeindungen und Ge-
meindezusammenschliissen bedarf es hinsichtlich der standortlichen Einordnung grof3flichiger Einzelhandelseinrich-
tungen einer weiteren Prézisierung innerhalb des Gemeindegebietes Zentraler Orte. Daher soll bei grofBflachigen
Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten (Tabelle 4 Nummer 1) die Bindung an Stidtische
Kernbereiche innerhalb Zentraler Orte erreicht werden, um die stadtfunktional prigenden Krifte des Einzelhandels
zur Sicherung und Entwicklung eines zentralen Versorgungsbereiches fiir den Zentralen Ort selbst zu nutzen und im
Umkehrschluss die Auspragung zentraler Versorgungsbereiche innerhalb der Standortgemeinden nicht durch Ansied-
lungen auBerhalb zu gefdhrden. Im Gegensatz dazu sind nahversorgungsrelevante Sortimente (Tabelle 4 Num-
mer 1.1) in groBflichigen Einzelhandelseinrichtungen gemill Absatz 5 ausnahmsweise auch auflerhalb Stidtischer
Kernbereiche, nicht zentrenrelevante Sortimente (Tabelle 4 Nummer 2) gemél Plansatz 4.9 (G) regelhaft auch aufler-
halb Stidtischer Kernbereiche zulédssig. Im Hinblick auf den weiter bestehenden Ansiedlungsdruck von grof3flachigen
Einzelhandelseinrichtungen sind einheitliche und verldssliche iiberdrtliche Rahmensetzungen erforderlich, um die
Entwicklung funktions- und leistungsfahiger Stiadtischer Kernbereiche in den Zentralen Orten zu unterstiitzen. Gerade
nach der Gebietsreform sind verschiedene Stidte und Gemeinden durch eine funktional vielgestaltige Struktur, zum
Teil rdumlich getrennten Siedlungsbereichen, einzelnen historischen, aber schwach ausgeprigten Zentrenansétzen
sowie neuen Einzelhandelsstandorten oftmals in Randlage ohne entsprechende Mantelbevilkerung im Nahbereich
gekennzeichnet.

In Absatz 2 werden Stéddtische Kernbereiche als zentrale Lagen im Siedlungsbereich Zentraler Orte definiert, in de-
nen sich wesentliche stidtische Kernfunktionen konzentrieren oder zu deren Standorten ein rdumlich funktionaler
Zusammenhang gegeben ist. Zusétzlich kommen in groferen Stidten auch stidtische Subzentren sowie zentrale
Lagen groBer Wohngebiete, beispielsweise im Falle der oftmals rdumlich-funktional vom Stadtkern getrennten gro-
Ben Plattenbaugebiete, als Stadtische Kernbereiche in Betracht. Den Stidtischen Kernbereichen kommt bei der rdum-
lichen Konkretisierung von Standorten fiir groflichige Einzelhandelseinrichtungen in Zentralen Orten bei der Ab-
wigung im Rahmen nachfolgender Planungsebenen ein hohes Gewicht zu. Fiir die Beurteilung konkreter Ansied-
lungsvorhaben sollen die kommunalen Entwicklungsvorstellungen zum Einzelhandel unter Beriicksichtigung der
vorhandenen Versorgungssituation zur Bestimmung der jeweiligen Versorgungszentren durch eine kommunale Ent-
wicklungsplanung (z. B. in Einzelhandels- und Zentrenkonzepten, stidtebaulichen Entwicklungskonzepten oder in
der vorbereitenden Bauleitplanung) dargelegt werden.

In Absatz 3 erfolgt fiir die Zentralen Orte, fiir die ein Gestaltungsraum Siedlung festgelegt ist, die in Zusammenarbeit
mit den Kommunen getroffene Standortfestlegung Stddtischer Kernbereiche innerhalb der zentraldrtlichen Standort-
gemeinden durch Festlegung als Symbol in der Festlegungskarte 2, erldutert durch Tabelle 3. Hierdurch soll auch
innerhalb der zum Teil groen Stadt- und Gemeindegebiete (einschlieBlich inzwischen eingemeindeter Ortsteile)
groBflichiger Einzelhandel auf ausgewdhlte, integrierte Standortbereiche mit entsprechenden Qualititen von Stadt-
oder Stadtteilzentren konzentriert werden. In Berlin und seinem Umland ist auf Grund des Nachfragepotenzials grof3-
flachiger Einzelhandelseinrichtungen, der im Vergleich zur Einwohnerzahl teilweise nur schwach ausgebildeten
Zentrenfunktionen und der starken siedlungsraumlichen und funktionalen Verflechtung die Gefahr der Zersplitterung
und Schwichung der Kernfunktionen mit der Folge eines verstirkten Individualverkehrs und Schwéchung vorhande-
ner Nahverkehrsachsen besonders ausgeprégt. Eine iibergemeindlich definierte und abgestimmte Festlegung von
Einzelhandelsschwerpunkten unter Einbeziehung der Metropole Berlin ist durch andere Regelungsebenen (Regional-
planung, regionale Einzelhandelskonzepte) nicht hinreichend wirksam und zeitgerecht moglich.

Die Stidtischen Kernbereiche zielen auf die vorwiegend tibergemeindlich wirksame Einzelhandelsfunktion der jewei-
ligen Zentralen Orte. Insbesondere in der Metropole Berlin und dem Oberzentrum Potsdam kdnnen im Einzelfall
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weitere innerdrtliche Standorte (z. B. Ortsteilzentren) fiir groBflachige Einzelhandelseinrichtungen mit iiberwiegen-
den Nahversorgungsfunktionen in Betracht kommen (vgl. Plansatz 4.8 (G) Absatz 5).

Die raumordnerisch symbolhaft und abschlieBend dargestellten Stédtischen Kernbereiche kdnnen in der kommunalen
Entwicklungsplanung (z. B. in Einzelhandels- und Zentrenkonzepten, stddtebaulichen Entwicklungskonzepten oder in
der vorbereitenden Bauleitplanung) anhand der ortlichen Gegebenheiten und Potenziale konkretisiert werden. Dabei
kann auch eine lineare Abgrenzung (z. B. entlang von Straflenziigen) oder die Entwicklung von zwei Einzelhandels-
konzentrationen an den Endpunkten eines StrafSenzuges innerhalb des raumordnerisch symbolhaft definierten Stand-
ortbereiches in Betracht kommen. Derartige lineare Konzentrationen oder Aufteilung in zwei Schwerpunktbereiche
entlang wichtiger Verkehrsstra3en sind besonders héufig in der Berliner Innenstadt gegeben (d. h. im S-Bahn-Ring,
z. B. Kurfiirstendamm/Tauentzienstral3e zwischen Halensee und Wittenbergplatz, Karl-Marx-Strale/Hermannstraf3e
zwischen Hermannplatz und S-Bahn-Ring oder im Bereich zwischen Alexanderplatz und Spittelmarkt). Den festge-
legten Stidtischen Kernbereichen kommt bei der Abwégung in der Bauleitplanung ein hohes Gewicht zu, soweit
grofiflichige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten zur Stirkung der Einzelhandelsfunktion
in den betreffenden Stddten angesiedelt werden sollen. Dabei muss ein rdumlich funktionaler Zusammenhang zu den
dargestellten Kernbereichsstandorten gegeben sein.

Als besondere Auspragung eines Stidtischen Kernbereiches ist in der Festlegungskarte 2 ein besonderer Stadtischer
Kernbereich ,,BBI Airport City“ festgelegt. Die Festlegung beriicksichtigt damit den Planfeststellungsbeschluss fiir
den Flughafen BBI vom 13. August 2004, wonach im Airport-Center im Midfield-Terminalbereich neben Gastrono-
mie, Hotel- und Biiroflichen usw. Einzelhandelsverkaufsflichen mit einer vorwiegend auf Fluggéste bezogenen
Einzelhandelsfunktion bauplanungsrechtlich zuléssig sind. Es ist von einem relativ hochwertigen Einzelhandelsange-
bot auszugehen, das liberwiegend auf die Nachfrage von Flugpassagieren sowie Beschiftigten und Besuchern dieses
Verkehrs- und Dienstleistungsstandortes orientiert ist und nur in geringerem Umfang Versorgungsfunktionen fiir den
Mittelbereich iibernimmt.

Absatz 4 regelt analog zu Plansatz 4.7 (Z) Absatz 5 die mafigeblichen Voraussetzungen fiir eine landesplanerische
Bewertung von Vorhaben an bereits bestehenden bzw. bauordnungsrechtlich genehmigten, jedoch an nicht raumver-
traglichen Standorten angesiedelten grofflachigen Einzelhandelseinrichtungen auflerhalb Stédtischer Kernbereiche.

Gemil Absatz 5 sind in den Zentralen Orten groBflichige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sorti-
menten, die ganz iberwiegend der Nahversorgung dienen, auch aulerhalb der Stidtischen Kernbereiche ausnahms-
weise zuldssig. Analog zu Plansatz 4.7 (Z) Absatz 6 ist dies im Einzelfall zu beurteilen. Dabei ergibt sich der hohere
Schwellenwert von 5 000 Quadratmeter Verkaufsflache fiir Einzelvorhaben der Nahversorgung in der Metropole
Berlin und den Oberzentren aus deren wesentlich héheren Einwohnerzahlen in den zu versorgenden Nahbereichen.
Um bei der gegebenen Vielzahl von Standortpotenzialen und dem Nachfragedruck durch grofflichige Vorhaben die
Versorgung auf den Nahbereich zu orientieren und die Funktion der hoherrangigen Stadtischen Kernbereiche nicht zu
gefihrden, sollen fiir die Beurteilung von grofflichigen Einzelhandelsvorhaben die kommunalen Entwicklungsvor-
stellungen zum Einzelhandel unter Beriicksichtigung der vorhandenen Versorgungssituation zur Bestimmung der
jeweiligen Versorgungszentren durch eine kommunale Entwicklungsplanung (z. B. in Einzelhandels- und Zentren-
konzepten, stadtebaulichen Entwicklungskonzepten oder in der vorbereitenden Bauleitplanung) vorgelegt werden.

Tabelle 3: Stidtische Kernbereiche in Zentralen Orten im Gestaltungsraum Siedlung
Zentraler Ort Stadtische Kernbereiche
Potsdam Gebiet/Umfeld Innenstadt
Gebiet/Umfeld Babelsberg/Weberviertel
Falkensee Gebiet/Umfeld Zentrum/Bahnhofstraf3e/Poststrafle
Hennigsdorf Gebiet/Umfeld Bahnhof/Zentrum/Berliner Strafe
Oranienburg Gebiet/Umfeld Bahnhof/Altstadt

Bernau bei Berlin

Gebiet/Umfeld Altstadt/Bahnhofspassagen

Neuenhagen bei Berlin

Gebiet/Umfeld Bahnhof/Zentrum

Strausberg

Gebiet/Umfeld Altstadt/Stadt-Bahnhof

Erkner

Gebiet/Umfeld Zentrum/Bahnhof

Konigs Wusterhausen

Gebiet/Umfeld Bahnhof/Altstadt

Schonefeld — Wildau

Gebiet/Umfeld Neues Zentrum Schonefeld
Gebiet/Umfeld Zentrum Wildau (Karl-Marx-Strae/Freiheitsstrale)

Ludwigsfelde

Gebiet/Umfeld Zentrum (Potsdamer Straf3e)

Teltow

Gebiet/Umfeld Zentrum/Altstadt (Oderstrae/Potsdamer Stral3e)
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Zentraler Ort Stidtische Kernbereiche
Werder (Havel) > Gebiet/Umfeld Zentrum
Berlin Bereich innere Stadt

Gebiet/Umfeld Friedrichstralie

Gebiet/Umfeld Hauptbahnhof

Gebiet/Umfeld Potsdamer Platz/Leipziger Platz
Gebiet/Umfeld Alexanderplatz/Spittelmarkt
Gebiet/Umfeld Kurfiirstendamm/Tauentzienstralle
Gebiet/Umfeld westlicher Kurfiirstendamm
Gebiet/Umfeld Wilmersdorfer Straf3e/Kantstral3e
Gebiet/Umfeld Ostbahnhof/Warschauer Strafe
Gebiet/Umfeld Frankfurter Allee/Karl-Marx-Allee
Gebiet/Umfeld Greifswalder Strafle
Gebiet/Umfeld Schonhauser Allee

Gebiet/Umfeld Turmstralle

Gebiet/Umfeld Bahnhof Siidkreuz

Gebiet/Umfeld Kaiser-Wilhelm-Platz/Hauptstral3e
Gebiet/Umfeld Potsdamer Strafe

Gebiet/Umfeld Mehringdamm/Hallesches Tor/Platz der Luftbriicke
Gebiet/Umfeld Kottbusser Tor/Kottbusser Damm
Gebiet/Umfeld Hermannplatz/Karl-Marx-Strafle

Bereich nordwestliche duflere Stadt
Gebiet/Umfeld Altstadt Spandau/Bahnhof
Gebiet/Umfeld Wedding Miillerstraf3e
Gebiet/Umfeld Gesundbrunnen/Badstrafle/Pankstralle
Gebiet/Umfeld Kurt-Schumacher Platz
Gebiet/Umfeld Tegel Gorkistrae/Berliner Strafie
Gebiet/Umfeld Mérkisches Zentrum

Bereich nordostliche duflere Stadt

Gebiet/Umfeld Pankow Breite Strafie/Berliner Strafie
Gebiet/Umfeld Weillensee Berliner Allee
Gebiet/Umfeld Hohenschonhausen Prerower Platz

Bereich siidostliche auflere Stadt
Gebiet/Umfeld Marzahner Promenade
Gebiet/Umfeld Hellersdorf Helle Mitte
Gebiet/Umfeld Elsterwerdaer Platz
Gebiet/Umfeld Kopenick BahnhofstraBe/Altstadt
Gebiet/Umfeld Schoneweide/Schnellerstralie

Bereich siidliche duflere Stadt
Gebiet/Umfeld Johannisthaler Chaussee
Gebiet/Umfeld Tempelhofer Damm
Gebiet/Umfeld Steglitz/SchloBstraB3e
Gebiet/Umfeld Zehlendorf-Mitte

Standort Besonderer Stidtischer Kernbereich
Schonefeld . . .
BBI Airport City Midfield-Terminalbereich

Zu 49 (G)

Im Unterschied zu zentrenrelevanten Angeboten (vgl. Plansatz 4.8 (G)) ist bei groBflachigen Einzelhandelseinrich-
tungen mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten (Tabelle 4 Nummer 2) die alleinige Bindung an das Gemeindegebiet
Zentraler Orte ausreichend. Dabei soll der Standort vorrangig im bestehenden Siedlungszusammenhang gewahlt
werden und eine hinreichende Verkehrsanbindung gegeben sein (vgl. auch Plansitze 4.1 (G) und 6.8 (G)).

2 Werder (Havel) ist zusammen mit Beelitz Mittelzentrum in Funktionsteilung. Der Stadtische Kernbereich in Beelitz ist gemiB

Plansatz 4.8 (G) Absatz 1 und 2 zu bestimmen.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 24 vom 2. Juni 2015

Bei Mobel-, Bau- und Gartenmérkten fiihrt der dominierende Transport mit dem Pkw zu einem erheblichen Ver-
kehrsautkommen und Parkraumbedarf. Zudem haben sie sortimentsbedingt einen erheblichen Flachenbedarf, so dass
eine rdumliche Einbindung entsprechender Vorhaben in Stidtische Kernbereiche haufig nicht stddtebaulich vertrdg-
lich moglich wire. Allerdings werden neben diesen nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten sogenannte Randsorti-
mente, wie z. B. Textilien, Elektroartikel, Geschenkwaren u. A. angeboten, die dem zentrenrelevanten Sortiment
zuzurechnen sind.

Diese oftmals auf erheblicher Verkaufsflaichendimension angebotenen Sortimente fithren an einem peripheren Stand-
ort zu einem nicht unwesentlichen Kaufkraftabzug aus den Stddtischen Kernbereichen und damit zu einer funktiona-
len Schwichung der innerstddtischen Einzelhandelsstruktur. Aus diesem Grund ist die Beschrankung der Summe
aller zentrenrelevanten Randsortimente gemaf3 Tabelle 4 Nummer 1 auf 10 Prozent der Gesamtverkaufsfliche, bezo-
gen auf das jeweilige Vorhaben, geboten.

Tabelle 4: Liste der zentrenrelevanten und nicht-zentrenrelevanten Sortimente

1 Zentrenrelevante Sortimente

1.1 Zentrenrelevante Sortimente fiir die Nahversorgung

52.11/52.2° Nahrungsmittel, Getrinke und Tabakwaren

52.3 Apotheken, medizinische, orthopéddische und kosmetische Artikel (einschlieBlich Drogerie-
artikel)

52.47 Biicher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Biirobedarf

1.2 Sonstige zentrenrelevante Sortimente

52.41 Textilien

52.42 Bekleidung

52.43 Schuhe und Lederwaren

52.44.2 Beleuchtungsartikel

52.44.3 Haushaltsgegenstiande (einschlieBlich Campingmdobel)

52.44.4 Keramische Erzeugnisse und Glaswaren

52.44.6 Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren

52.44.7 Heimtextilien

52.45 Elektrische Haushaltsgerdte, Gerdte der Unterhaltungselektronik und Musikinstrumente

52.48.2 Kunstgegenstinde, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, Miinzen und Ge-
schenkartikel

52.48.5 Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck

52.48.6 Spielwaren

52.49.1 Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen Beetpflanzen, Wurzelstécke und Blumenerde

52.49.2 Zoologischer Bedarf und lebende Tiere

52.49.3 Augenoptiker

52.49.4 Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenoptiker)

52.49.5 Computer, Computerteile, periphere Einheiten und Software

52.49.6 Telekommunikationsendgerdte und Mobiltelefone

52.49.7 Fahrridder, Fahrradteile und -zubehor

52.49.8 Sport- und Campingartikel (ohne Campingmdbel), ausgenommen Sport- und Freizeitboote und
Zubehor

52.49.9 Sonstiger Facheinzelhandel, ausgenommen Biirom&bel und Brennstoffe

52.5 Antiquitdten und Gebrauchtwaren

2 Nicht-zentrenrelevante Sortimente

50.10.3 Kraftwagen

50.30.3 Kraftwagenteile und Zubehor

51.15.4 Aus der Unterklasse Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren:
Garagen, Gewidchshéuser, Gerdtehduschen und Baubuden

50.40.3 Kraftrader, Kraftradteile und -zubehor

52.44.1 Wohnmobel

52.46.1 Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren (einschlielich Sanitdrkeramik)

52.46.2 Anstrichmittel

52.46.3 Bau- und Heimwerkerbedarf

52.48.1 Tapeten- und Bodenbelédge (einschlielich Teppiche)

3 Gruppen/Klassen gemiB ,,Klassifikation der Wirtschaftszweige, Statistisches Bundesamt, 2003.
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52.49.1 Aus der Unterklasse Blumen, Pflanzen und Saatgut: Beetpflanzen, Wurzelstdcke und Blumen-
erde

52.49.8 Aus der Unterklasse Sport- und Campingartikel: Sport- und Freizeitboote und Zubehor

52.49.9 Aus der Unterklasse Sonstiger Facheinzelhandel: Biiromdbel und Brennstoffe

51.51.3 Mineral6lerzeugnisse

ZuS Steuerung der Freiraumentwicklung
Zu5.1(G)

Die multifunktionale Freiraumentwicklung baut konsequent auf den drei Séulen der Nachhaltigkeit (6kologisch,
okonomisch, sozial) auf. Eine querschnittsorientierte, integrative Freiraumentwicklung soll ein vertrdgliches Mitein-
ander der unterschiedlichen Funktionen und Nutzungen gewéhrleisten. Freiraum soll grundsitzlich so entwickelt
werden, dass seine Bedeutung als natiirliche Lebensgrundlage, als dkologischer Ausgleichs- und landschaftlicher
Erlebnisraum fiir die Erholungsnutzung sowie als Wirtschaftsraum fiir eine ordnungsgeméfe Land- und Gewésser-
nutzung einschlieBlich der Erzeugung nachwachsender Rohstoffe und regenerativer Energien gleichermaflen bertick-
sichtigt wird. Einseitige Belastungen und Uberbeanspruchungen des Freiraumes, die seine Funktionsfahigkeit beein-
trichtigen konnen, sind weitestgehend zu vermeiden. Vor dem Hintergrund der wasserhaushaltlichen Auswirkungen
des Klimawandels kommt MaBnahmen zur Rehabilitierung und Stabilisierung des Wasserhaushaltes zukiinftig eine
grofle Bedeutung zu.

Die Zerschneidung der Freirdume durch Infrastrukturtrassen (z. B. Bundesautobahnen, Leitungstrassen) stellt ein
Problem fiir ihre Funktionsfdhigkeit insbesondere als ungestorte Erholungsrdume und als Lebensrdume fiir Tierarten
mit grolen Arealanspriichen dar. Der gemeinsame Planungsraum zeichnet sich vor allem in den peripheren Teilrdu-
men durch groBrdumig unzerschnittene Freirdume > 100 Quadratkilometer aus, die es zu bewahren gilt. Neue Zer-
schneidungen sollen durch die Biindelung neuer Infrastrukturtrassen mit bestehenden Trassen vermieden werden.
Ebenso kann eine Neuzerschneidung durch die Nachnutzung nicht mehr genutzter Trassen vermieden werden. Zu-
gleich stellen stillgelegte Trassen lineare Strukturelemente dar, die sich zur touristischen Nutzung (z. B. Draisinen-
oder Radwege) eignen und damit zu einer Aufwertung der touristischen Freiraumfunktion beitragen kdnnen. Die
Wirkung unvermeidbarer Zerschneidungen durch raumbedeutsame Infrastrukturtrassen soll durch geeignete Mal-
nahmen zum Erhalt grordumiger Verbundstrukturen minimiert werden.

Eine nachhaltige Freiraumentwicklung umfasst einen sparsamen und schonenden Umgang mit nicht erneuerbaren
Ressourcen (Gewisser, Boden), die Minimierung der Inanspruchnahme bisher nicht durch Siedlung oder Infrastruk-
tureinrichtungen genutzter Flachen (Flachensparziel) und die weitgehende Vermeidung neuer Zerschneidungen durch
Infrastrukturtrassen. Durch die nachhaltige Freiraumentwicklung wird auch der Stabilisierung des Wasserhaushaltes
und dem globalen Klimaschutz Rechnung getragen.

Zu5.2 (Z)

Der landesplanerisch festgelegte Freiraumverbund umfasst hochwertige Freirdume mit besonders bedeutsamen Funk-
tionen, die gesichert und in ihrer Funktionsfahigkeit entwickelt werden sollen. Bei der Konzeption des Freiraumver-
bundes wurden insbesondere die Darstellungen der Landschaftsprogramme von Berlin und Brandenburg beriicksich-
tigt. Die nachfolgend aufgelisteten Gebietskategorien bilden das Kriteriengeriist fiir die rdumliche Ausprigung des
Freiraumverbundes. Die Einbeziehung der einzelnen Teilfldchen erfolgte unter Beriicksichtigung von Freiraum-
planungen der Nachbarlédnder sowie unter Abwagung mit anderen raumrelevanten Erfordernissen:

Tabelle 5: Gebietskategorien innerhalb des Freiraumverbundes

Kriterium

Prioritit der Einbeziehung

Begriindung

FFH-Gebiet (B und BB)

weitestgehend, sofern darstellbar
und Verbindung herstellbar

Verbesserung der Kohédrenz des
europdischen Schutznetzes

festgesetztes Uberschwemmungsge- | weitestgehend Hochwasserschutz
biet (BB)
freiraumrelevante Teile der weitestgehend Sicherung des kulturellen Erbes

Potsdamer Kulturlandschaft
(UNESCO Weltkulturerbe)
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Kriterium Prioritit der Einbeziehung Begriindung

NSG (B und BB) weitgehend hohe Bedeutung zur Stabilisierung
des Naturhaushaltes

geschiitzter Wald weitgehend hohe Bedeutung zur Stabilisierung

(gemidB § 12 LWG (BB) und des Naturhaushaltes, natiirliche

§ 10 LWG (B)) Kohlenstoffsenke

geschiitztes Waldbiotop, weitgehend hohe Bedeutung zur Stabilisierung

Erholungswald Stufe 1(BB) des Naturhaushaltes, natiirliche
Kohlenstoffsenke und Erhalt hoch-
wertiger Erholungsrdume

FlieBgewdsserschutzsystem weitgehend Stabilisierung des Naturhaushaltes,

(B und BB) groBrdumige Verbundstruktur

sehr hochwertiges Moor mit Schutz- | weitgehend hohe Bedeutung zur Stabilisierung

bedarf (BB)

des Naturhaushaltes, insbesondere
Stoff- und Landschaftswasserhaus-
halt, Klimaschutz

hochwertiges Moor mit
Sanierungsbedarf (BB)

mdoglichst weitgehend bei grofrdu-
mig, komplexen Vorkommen

hohes Renaturierungspotenzial mit
positiver Wirkung insbesondere auf
Stoff- und Landschaftswasserhaus-
halt, Klimaschutz

Erholungswald Stufe 2 und 3, Bo-
denschutzwald (BB)

Einzelfallentscheidung unter Be-
riicksichtigung der rdumlichen Aus-
gewogenheit

bedeutsame Bereiche fiir Erholung
und Bodenschutz insbesondere
Erosionsschutz, Arrondierungs- und
Verbindungsfunktion, natiirliche
Kohlenstoffsenke

Kernflichen des Naturschutzes
(LAPRO BB)

Artenreservoire (LaPro B)

Einzelfallentscheidung, unter Be-
riicksichtigung der rdumlichen Aus-
gewogenheit

bedeutsame Lebensrdume, Arten-
schutz

LSG mit hochwertigem Land-
schaftsbild (geméfl LAPRO BB)

LSG im SPA (BB)

Zusatzkriterium filir Einzelfallent-
scheidung

Landschaftsschutz mit hoher Erho-
lungseignung oder Artenschutzfunk-
tion

festgesetzte Kompensationsflachen
(BB), aktuelle Flachenpoolprojekte
(BB), Renaturierungsflichen im
Rahmen der Braunkohlesanierung

Waldumbaufldchen (BB)

Zusatzkriterium fiir Einzelfallent-
scheidung

erfolgte bzw. geplante Aufwertung
des Naturhaushaltes und Land-
schaftsbildes (zum Teil aus Landes-
mitteln)

natiirliche Kohlenstoffsenke, Anpas-
sung an den Klimawandel

Lebensraume Wiesenbriiter (BB)

Zusatzkriterium fiir Einzelfallent-
scheidung

bedeutsame Lebensrdume, Arten-
schutz Avifauna

Der Darstellungsgrenzwert betriagt sowohl hinsichtlich der Einbeziehung von Flichen in die Verbundstruktur als auch
hinsichtlich der Ausgrenzung von bestehenden Nutzungen 20 Hektar. Das heif3t, bestehende kleinrdumige Nutzungen
wie Bebauung (einschlieflich Gemeindeteile), Rohstoffabbau und Infrastruktureinrichtungen sind sowohl im Randbe-
reich als auch innerhalb des Freiraumverbundes vorhanden und werden auf Grund des Grenzwertes fiir die Darstel-
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lung nicht gesondert ausgegrenzt. Diese Standorte genie3en Bestands- und Entwicklungsschutz, sofern eine Entwick-
lung oder Umnutzung zu keiner wesentlichen Erweiterung des Standortes fiihrt. Bestandsschutz gilt ebenso fiir pla-
nungsrechtlich zuldssige Bebauung, raumordnerisch positiv beurteilte Vorhaben, fiir den Bestand und die Entwick-
lung von Infrastrukturtrassen sowie fiir alle Vorhaben, iiber deren Zuléssigkeit bei Inkrafttreten des LEP B-B bereits
verbindlich entschieden wurde, einschlieB3lich der regionalplanerisch festgelegten Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fiir
die Gewinnung oberflichennaher Rohstoffe.

Die in Plansatz 5.1 (G) genannten Anforderungen zur multifunktionalen Freiraumentwicklung gelten auch innerhalb
der Gebietskulisse des Freiraumverbundes, d. h. auch hier sollen die 6konomischen, kologischen und sozialen Frei-
raumfunktionen und -nutzungen aufrechterhalten und miteinander harmonisiert werden.

Zusétzlich zu den fachrechtlich geschiitzten Gebieten, deren Schutz und Pflege durch die Fachplanung gewéhrleistet
ist, besteht der Freiraumverbund auch aus fachrechtlich nicht geschiitzten Arrondierungsflichen und Verbindungs-
elementen wie dem im Landschaftsprogramm Brandenburg dargestellten FlieBgewisserschutzsystem und weiteren
Verbindungsflichen mit hohem Entwicklungspotenzial. Zumindest zeichnen sich die Verbindungsflichen iiber eine
— in der Regel jedoch mehrere — der in der Auflistung genannten Qualitdten aus. Fiir die Arrondierungs- und Verbin-
dungsfldachen wird eine Minderung von Stér- und Barrierewirkungen sowie Aufwertung und Verbesserung der Frei-
raumfunktionen angestrebt. Viele Verbindungsfldchen sind intakte, schutzwiirdige Niedermoore bzw. Niedermoore
mit hohem Renaturierungspotenzial, die neben ihrer Lebensraumfunktion fiir spezifische Tier- und Pflanzenarten
wichtige Funktionen im Landschaftswasser- und Stoffhaushalt sowie fiir das Regionalklima erfiillen bzw. deren
Funktionsfahigkeit durch die angestrebte Wiederverndssung verbessert werden soll. Der Schutz und die Regeneration
der Niedermoore stellen auch einen Beitrag zur Minderung der Emission klimaschédlicher Gase und damit einen
Beitrag zum globalen Klimaschutz dar.

Bei der raumlichen Ausgestaltung der Gebietskulisse des Freiraumverbundes wurde ein moglichst rdumlich ausge-
wogenes System sowie ein Gesamtflachenanteil von hochstens 30 Prozent der Flache des gesamten Planungsraumes
angestrebt, d. h. auf iiber zwei Drittel der Gesamtflache gibt es hinsichtlich des besonderen Freiraumschutzes keine
Restriktionen. Zur Verwirklichung der Entwicklungsziele im Freiraumverbund sollen u. a. Mittel des Vertragsnatur-
schutzes sowie naturschutzrechtliche Kompensationsmafinahmen — auch aus angrenzenden Gebieten — genutzt wer-
den.

Raumbedeutsame Inanspruchnahmen des Freiraumverbundes sowie Neuzerschneidungen durch Infrastrukturtrassen,
die die rdumliche Entwicklung oder Funktion des Freiraumverbundes beeintrichtigen, wie Freizeitgro3vorhaben,
gewerblich-industrielle Vorhaben, grofflichige Einrichtungen der technischen Infrastruktur (z. B. groBflichige,
baurechtlich nicht privilegierte Biomasseanlagen sowie Windenergieanlagen, Fotovoltaik-Freiflaichenanlagen) und
der Abbau nicht bestandsgeschiitzter oberflachennaher Rohstoffe sind innerhalb der Gebietskulisse des Freiraumver-
bundes regelméBig ausgeschlossen. Diese Nutzungen sind nur unter den genannten Ausnahmebedingungen moglich.
Dabei soll darauf hingewirkt werden, dass die Inanspruchnahme des Freiraumverbundes minimiert und der rdumliche
Zusammenhang des Verbundes erhalten bleibt. Ein 6ffentliches Interesse ist zum Beispiel bei bestehenden oder ge-
planten Militdreinrichtungen anzunehmen oder wenn im Rahmen von Braunkohlenpldnen der Abbau von Braunkoh-
levorkommen vorgesehen ist. Eine Siedlungsentwicklung in den Zentralen Orten aulerhalb des in der Festlegungs-
karte 1 gemél Plansatz 4.5 (Z) Absatz 1 Nummer 2 festgelegten Gestaltungsraumes Siedlung und im Rahmen der
zusitzlichen Entwicklungsoption (gemill Plansatz 4.5 (Z) Absatz 2) kann auf Flichen des Freiraumverbundes nur
dann erfolgen, wenn nachgewiesen wird, dass fiir die zuldssige Siedlungsentwicklung keine ausreichenden Fléchen
auBerhalb des Verbundes zur Verfligung stehen.

Mit der integrierten Freiraumentwicklung vereinbarte Nutzungen wie die Erholungsnutzung oder die ordnungsgema-
e Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, die die rdumliche Entwicklung oder Funktion des Freiraumverbundes nicht
negativ beeinflussen, sind im Freiraumverbund regelmiflig zulédssig. Allerdings besteht der Freiraumverbund zu
erheblichen Flachenanteilen aus fachgesetzlich besonders geschiitzten Gebieten (siche Tabelle 5), so dass sich daraus
im Einzelnen besondere Anforderungen, bestandsschiitzende Regelungen und Restriktionen ergeben kdnnen, die iiber
die landesplanerischen Schutzanforderungen hinausgehen. Teilgebiete des Freiraumverbundes, die auf Grund ihrer
reichen Naturausstattung, ihres Wasserreichtums, ihrer Bedeutung fiir den Hochwasserschutz sowie ihrer besonderen
Naturhaushalts- und Lebensraumfunktionen eine herausgehobene Wertigkeit aufweisen, sind mit den Instrumenten
der Fachplanung zu sichern. Zur Verbesserung der dkologischen Wirksamkeit und Kohédrenz sind die zu sichernden
»Werte® in das iibergreifende Gesamtsystem des Freiraumverbundes eingebunden.

Die Gebietskulisse schlieBt auch die wasserrechtlich festgesetzten Uberschwemmungsgebiete zwischen Wasserlauf
und Deich bzw. Hochufer und Polderfldchen ein, die bei Hochwasser hédufig durchflossen und iiberstaut werden. Die
wasserrechtlich festgesetzten Gebiete basieren auf flussspezifischen Hochwasserereignissen (z. B. fiir die Oder ein
Bemessungshochwasser (BHQ) 200 und fiir die Elbe ein BHQ 100 bis 200). Durch die wasserrechtlichen Festsetzun-
gen bestehen differenzierte Nutzungseinschrankungen. So sind geméf den jeweiligen Verordnungen fiir wasserrecht-
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lich festgesetzte Uberschwemmungsgebiete diese Gebiete von hochwasserabflusshemmenden Nutzungen und Bebau-
ungen freizuhalten; andere Nutzungen sind nur zuléssig, wenn sie mit dem Hochwasserschutz vereinbar sind. Fiir den
Fall eines Hochwassers ist ein gefahrloser Hochwasserabfluss sicherzustellen.

Zu 5.3 (G)

Eine Folge des Klimawandels ist die Zunahme von Starkregenereignissen und das damit verbundene erhohte Risiko
von Uberschwemmungen. Aus Vorsorgegesichtspunkten ist eine frithzeitige planerische Einflussnahme auf die ge-
féhrdeten Flachen erforderlich, um Nutzungen mit hohen Schadensrisiken zu vermeiden oder spezifische Schutzan-
forderungen an die Nutzungen zu erreichen.

Die Gebietskulisse fiir den Risikobereich Hochwasser umfasst sowohl die wasserrechtlich festgesetzten Uber-
schwemmungsgebiete als auch die iiberschwemmungsgefihrdeten Gebiete. Die Kulisse dieser beiden Kategorien
wird von der Fachplanung vorbereitet und im Sinne eines Extremszenarios in die Festlegungskarte 1 iibernommen. In
diesen Gebieten kann auf Grund der physisch-geografischen Situation (tiefliegendes Geldnde unter dem wasserwirt-
schaftlich kalkulierten Hochwasserstand) eine Uberschwemmung auch auf Grund von Deichbruch oder Deichiiber-
flutung im Katastrophenfall nicht ausgeschlossen werden.

Die Konzentration des Hochwasserschutzes auf bauliche MaBnahmen und wasserrechtliche Festsetzungen in Uber-
schwemmungsgebieten hat in der Vergangenheit zu einer Vernachldssigung der Vorsorge in iiberschwemmungsge-
fahrdeten Gebieten gefiihrt. Potenzielle Hochwassergefahren und vorsorgende Mafinahmen fiir extreme Hochwasser-
ereignisse miissen in diesen Gebieten bei allen Planungen und Malinahmen stérker beriicksichtigt werden.

Durch Beriicksichtigung in Planungs- und Genehmigungsverfahren in Ergéinzung fachgesetzlicher Regelungen soll
das Gefahrenpotenzial durch geeignete Mallnahmen verringert werden. Insbesondere sollen Nutzungen, die einen
allein durch Hochwasser entstehenden Schaden noch erhéhen kénnen, vermieden bzw. entsprechende Schutzvorkeh-
rungen getroffen werden (z. B. Lagerung wassergefahrdender Stoffe, Rohstoffabbau). Ferner soll eine hochwasser-
angepasste oder zumindest schadensminimierende Gestaltung kiinftiger — und soweit moglich auch bestehender —
baulicher und Infrastrukturanlagen bei allen Planungen und Maflnahmen gewdhrleistet werden und StraBenneubauten
sollen so geplant werden, dass sie im Hochwasserfall als sichere Flucht- und Rettungswege geeignet sind.

Zu 6 Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energiegewinnung
Zu 6.1 (Z)

Die dargestellten transnationalen Verkehrskorridore leiten sich aus den europaweit zu entwickelnden Verkehrsver-
bindungen (TEN- bzw. TINA-Netze) sowie Korridoren ab, die fiir die Integration der Metropole Berlin in das trans-
europdische Verkehrsnetz und die Verkniipfung der Hauptstadtregion mit den angrenzenden Metropolenrdumen von
grof3er Bedeutung sind.

Die Entwicklung der Verkehrsverbindungen innerhalb der Korridore dient in besonderem MaBle dem groBrdumigen
Leistungsaustausch und der Vernetzung der européischen Regionen.

Eine besondere Bedeutung hat dabei die Qualifizierung der groraumigen West- Ost- und Nord-Siid-Verbindungen,
in deren Schnittpunkt der gemeinsame Planungsraum Berlin-Brandenburg liegt.

Fiir die transnationale Anbindung der Hauptstadtregion ist insbesondere die Erreichbarkeit im Schienenverkehr in
Richtung Skandinavien (iiber Rostock), Baltischer Raum (iiber Stettin) sowie nach Posen/Warschau/Baltischer
Raum/Moskau (iiber Frankfurt (Oder)) und Breslau/Kiew (iiber Cottbus) zu verbessern.

Zu 6.2 (Z)

Durch die in der Festlegungskarte 1 dargestellten raumordnerischen Verkehrsverbindungen sollen die Mobilitétsbe-
diirfnisse der Bevdlkerung sowie der Transportbedarf der Wirtschaft unter Beriicksichtigung 6kologischer, 6kono-
mischer und sozialer Anforderungen befriedigt werden und iiber die Zentralen Orte des Planungsraumes der
Leistungsaustausch zu anderen deutschen und européischen Wirtschaftsrdumen realisiert werden.

Die grofiraumigen und iiberregionalen Verbindungsfunktionen beschreiben den Verbindungsbedarf zwischen Metro-
polen, Oberzentren, Mittelzentren und die Anbindung zum néchsthéherrangigen Zentralen Ort, jeweils unter Bertick-
sichtigung der Verbindungen zu den entsprechenden Zentralen Orten benachbarter Bundesléinder und Staaten. Uber
die auf die Zentralen Orte orientierten Verkehrsverbindungen kdnnen auch die iibergeordneten Verkehrsbediirfnisse
der Regionalen Wachstumskerne und Branchenschwerpunktorte befriedigt werden.
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Das in der Festlegungskarte 1 dargestellte Netz von grofrdumigen und iiberregionalen Verkehrsverbindungen be-
schreibt das Basisnetz, in dem die Sicherung bzw. Verbesserung der Verbindungsqualitét (z. B. durch AusbaumaB-
nahmen oder verbesserte Bedienung) Prioritdt haben, um unter Beriicksichtigung einer ausgewogenen Erschliefung
des Gesamtraumes, eines sparsamen Flachenverbrauchs, begrenzter dffentlicher Mittel und zunehmenden Finanzbe-
darfes zur Erhaltung der bestehenden Infrastruktur die Erreichbarkeit der Zentralen Orte im iibergeordneten Ver-
kehrsnetz im gesamten Planungsraum langfristig zu gewihrleisten. Weitere Vorhaben z. B. zur kleinrdumigen An-
bindung einzelner Standorte der Regionalen Wachstumskerne oder sonstiger AusbaumafBnahmen oder Netzergén-
zungen werden daher in der Regel nachrangig zu behandeln sein und bediirfen einer besonderen Begriindung.

Die Sicherung dieser Verbindungsqualitdten verbunden mit den Erreichbarkeitserfordernissen (vgl. Plansatz 6.3 (G))
sind insbesondere Voraussetzungen fiir die Gestaltung eines attraktiven OPNV bzw. die Stirkung umweltfreundlicher
Verkehrsangebote im Planungsraum.

Die grofrdaumigen Verkehrsverbindungen sichern die infrastrukturellen Voraussetzungen fiir eine leistungsfdhige
Vernetzung der Metropole Berlin mit angrenzenden Metropolenraumen sowie der Oberzentren fiir den Personen- und
Giiterverkehr.

Die festgelegten groBrdumigen und iiberregionalen Straflenverbindungen werden bestimmt durch die Bundesauto-
bahnen und {iber ein ausgewéhltes Netz von Bundesstralien, im Einzelfall teilweise auch durch Landesstraflen. Die
Darstellung des funktionalen Netzes der {ibergeordneten Stra3enverbindungen erfolgt in Anlehnung an das vorhande-
ne Stralennetz, legt jedoch keine konkreten Trassenverldufe, sondern nur den raumordnerischen Verbindungsbedarf
fest. Die Maflnahmen gemiB Bundesverkehrswegeplan (2003) und der Bedarfsplanungen der Lénder Berlin und
Brandenburg sind beriicksichtigt worden, soweit sie fiir die raumordnerische Verbindungsfunktion von Bedeutung
sind. Die vorgenommene generalisierte Plandarstellung der Verbindungsfunktion ersetzt im Einzelfall kein Raum-
ordnungsverfahren oder nachfolgendes Planverfahren, so dass die Entscheidung iiber die raumkonkrete Ausgestal-
tung einzelner Maflnahmen (Trassenfestlegung) durch die Ausweisung der Verbindungsfunktion nicht getroffen wird.

Bei der Bestimmung des konkreten Trassenverlaufes sollte durch die Minimierung der Freiflicheninanspruchnahme
sowie der Zerschneidung des Freiraumes durch geringe Neutrassierungen und weitestgehende Trassenbiindelung eine
sparsame Nutzung der natiirlichen Ressourcen angestrebt werden (vgl. Plansatz 6.8 (G)).

Innerhalb des Netzes groBrdumiger und iiberregionaler Schienenverkehrsverbindungen soll durch Fernverkehrshalte
und Haltepunkte im hochwertigen Regionalverkehr insbesondere in Berlin, am kiinftigen Verkehrsflughafen Berlin
Brandenburg International (BBI) und in den Oberzentren die ErschlieBung der Zentralen Orte im Sffentlichen Ver-
kehr und deren Anbindung an iibergeordnete Verkehrsverbindungen gewéhrleistet und unterstiitzt werden.

Auflerdem soll mit der Sicherung und Entwicklung der dargestellten groraumigen und {iberregionalen Schienenver-
kehrsverbindungen die Erschliefung der Mittelzentren im Schienenverkehr und damit die Funktion als iiberregionale
Verkehrsknoten und deren Vernetzung mit anderen Verkehrstrigern gewéhrleistet werden. Fiir die ErschlieBung des
Planungsraumes im 6ffentlichen Verkehr und als iibergeordnetes Grundnetz zur méglichen Nutzung durch Schienen-
giiterverkehrsanbieter ist die Anbindung der Zentren mit mittelzentralen Funktionen an den Schienenverkehr eine
wichtige Voraussetzung, um langfristig die 6ffentliche Erreichbarkeit zu sichern und die ErschlieBungsgunst bzw.
Qualitét der Zentralen Orte als Ankerstiddte im Raum zu gewiahrleisten.

Das Bedienungsangebot im SPNV erfolgt auf der Grundlage der Landesnahverkehrspldne beider Lénder und kann
bei entsprechender Nachfrage und gesicherter Finanzierung weitere Schienenverbindungen umfassen. Festlegungen
zur Angebotsstruktur werden landesplanerisch nicht getroffen. Zur Vernetzung der Metropole Berlin mit den Ober-
und Mittelzentren sowie dieser Zentren untereinander sind bei der fachplanerischen Umsetzung direkte/umsteigefreie
Verbindungen anzustreben. Zu Schienenverbindungen, die nur dem Giiterverkehr dienen, wird durch die hochstufige
Landesplanung keine Festlegung getroffen.

Zu 6.3 (G)

Eine angemessene Erreichbarkeit der Metropole oder der anderen Oberzentren von den festgelegten Mittelzentren aus
sichert die iiberregionalen Versorgungsbediirfnisse der Bevolkerung und der Wirtschaft. Die Erreichbarkeit der Ober-
zentren bzw. der Metropole Berlin innerhalb von 90 Minuten von den nichstgelegenen Mittelzentren soll als eine
ZielgroBe fiir die Sicherung der groBrdumigen ErschlieBungsqualitit im Gesamtraum angestrebt werden. Die Sicher-
stellung der Erreichbarkeit der jeweils benachbarten Mittelzentren untereinander innerhalb von 60 Minuten ist ein
weiteres Planungsziel fiir die Daseinsvorsorge im gemeinsamen Planungsraum, da nicht alle Mittelzentren sdmtliche
Funktionen in gleichem Mafe erfiillen. Diese haben zudem eine wichtige Funktion als Wirtschaftsstandort im Raum,
so dass deren Erreichbarkeit gesichert werden soll.
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Beide Erreichbarkeitswerte sind als anzustrebende Orientierungswerte durch die Fachplanung mit realen Verkehrsbe-
darfen, Aufwand und Nutzen sowie der Prioritdtensetzung verschiedener VerkehrsmaBlnahmen abzuwigen. Die Wer-
te sind mindestens iiber eine Verkehrsart (in der Regel Individualverkehr) zu erzielen. In der Regel entstehen durch
die Qualitdt der StraBenverkehrsinfrastruktur Erreichbarkeitsvorteile im Individualverkehr, so dass die Erreichbar-
keitswerte vor allem bei der erforderlichen Verbesserung der 6ffentlichen Verkehrsangebote zu beriicksichtigen sind.

Die offentliche Erreichbarkeit (Bahn, Bus) kann in vielen Féllen nicht ganztégig gewéhrleistet werden, der jeweilige
Erreichbarkeitswert ist jedoch erforderlich und wird tagsiiber angestrebt, um auch nichtmotorisierten Bevolkerungs-
teilen die Moglichkeit des Zugangs vom Mittelzentrum zum néchsten Oberzentrum in angemessener Bedienungs-
qualitdt einzurdumen und zu einer umweltvertrdglichen Verkehrsabwicklung beizutragen.

Dies erfordert eine langfristige Entwicklung von Bedienangeboten im Regional- und Fernverkehr bzw. von Mafnah-
men bei der Entwicklung des Stralennetzes. Bei geeigneten Siedlungsdichten sollen 6ffentliche Verkehrsmittel vor-
rangig gestirkt werden, um insbesondere im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam sowie in weite-
ren dichter besiedelten Teilen des gemeinsamen Planungsraumes die Belastungen durch Stralenverkehr zu reduzieren
und die Erreichbarkeit auch fiir nicht-motorisierte Bevolkerungsgruppen (insbesondere auch die zunehmende Zahl
dlterer Menschen) mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln zu ermdglichen.

Zu 6.4 (G)

Bei der Sicherung und Entwicklung der tibergeordneten Verkehrsverbindungen sind neben der besonderen Bedeutung
fiir die Verbesserung der Erreichbarkeit auch die Belange einer umwelt-, sozial- und gesundheitsvertriglichen Ver-
kehrsentwicklung wie:

—  die Vermeidung bzw. Minderung von Immissionen,

—  die Minimierung der Flacheninanspruchnahme sowie Biindelung von Verkehrstrassen,
Potenziale bzw. Kapazitdten einer Verkehrsverlagerung auf die Schiene oder die Wasserstraf3e,
Belange des nicht-motorisierten (Fuflgédnger- und Radverkehr) und 6ffentlichen Verkehrs

zu beriicksichtigen.

MaBnahmen zur Verkehrsverlagerung, Verkehrsberuhigung, zum Abbau von Larmbelédstigungen, Bau von Radwegen
usw. konnen Verkehrsbelastungen innerhalb von Stddten und Orten reduzieren.

Dies dient, insbesondere im Bereich der Ortsdurchfahrten, auch dem Ziel, die Wohn- und Lebensbedingungen in den
Zentralen Orten und weiteren Stddten, die als wichtige Ankerpunkte im Raum dienen sollen, zu verbessern. Hierzu ist
der Bau von Ortsumgehungen von groBer Bedeutung, soweit auf Grund iiberwiegenden Durchgangsverkehrs damit
eine wirksame Entlastung erreichbar und eine stadtvertragliche Gestaltung der Ortsdurchfahrt nicht moglich ist.

Zu 6.5 (G)

Durch die Entwicklung der Binnenwasserstralen von der Nordsee mit ihren westeuropdischen Héfen und von den
Ostseehédfen sowie ihre Einbindung in die groBrdumigen West-Ost- und Nord-Siid-Verbindungen kann die Anbin-
dung der Metropolregion an das west- und osteuropédische Binnenwasserstraf3ennetz gesichert, die Bedeutung der
Binnenschifffahrt gestirkt und die ErschlieBung {ibergeordneter Gewerbestandorte verbessert werden. In Verbindung
mit der Verkniipfung der BinnenwasserstraBen mit den anderen Verkehrstrdgern kann hierdurch eine Voraussetzung
zur Verkehrsverlagerung auf die Wasserstralle geschaffen werden, um den Anteil der Binnenschifffahrt am gesamten
Giiterverkehrsaufkommen zu steigern.

Die Entwicklung der iibergeordneten Binnenwasserstralenverbindungen soll keinen einseitig verkehrsorientierten
Ausbau nach sich ziehen, sondern in Form einer naturvertrdglichen Wasserstralengestaltung unter Beachtung der
Belange von Naturschutz und Landschaftspflege, Stddtebau, Denkmalschutz, Hochwasserschutz durch im Einzelfall
angepasste wasserwirtschaftliche Maflnahmen erfolgen.

Zu 6.6 (Z)

§ 19 Absatz 11 des Landesentwicklungsprogrammes (LEPro) von 2003 sieht als Grundsatz der Raumordnung vor,
dass der im Gesamtraum Berlin-Brandenburg zu erwartende Bedarf an Luftverkehrskapazitidten durch rechtzeitige
Bereitstellung vornehmlich innerhalb des bestehenden internationalen Flughafensystems, insbesondere unter Ver-
ringerung der Larmbetroffenheit, gedeckt werden soll. Dabei soll der nationale und internationale Luftverkehrs-
anschluss fiir Berlin und Brandenburg mdglichst auf einen Flughafen konzentriert werden. Eine enge rdumliche Be-
ziehung des Flughafens zum Aufkommensschwerpunkt Berlin mit kurzen Zugangswegen und unter Einbindung in
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das vorhandene Verkehrssystem, insbesondere zum Schienennetz und zum offentlichen Personennahverkehr, ist
anzustreben. Fiir die Allgemeine Luftfahrt sollen ergdnzend regionale Flugplétze geschaffen werden.

Der Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP FS) bestimmt als Ziel der Raumordnung in Z 1,
dass zur Deckung des nationalen und internationalen Luftverkehrsbedarfes der Lander Berlin und Brandenburg der
Flughafen Berlin-Schonefeld weiter zu entwickeln ist. Mit Inbetriebnahme der Kapazititserweiterung am Standort
Schonefeld sind die Flugplitze Berlin-Tegel und Berlin-Tempelhof zu schliefen und ihre Fldchen einer anderen
Nutzung zuzufiithren.

Mit der Neuordnung des Luftverkehrs (Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-Schonefeld und SchlieBung der inner-
stadtischen Flugplitze Berlin-Tegel und Berlin-Tempelhof) wird dem steigenden Luftverkehrsverbindungsbedarf des
Gesamtraumes Berlin-Brandenburg nachhaltig Rechnung getragen. Der dadurch entstehende Verkehrsflughafen
Berlin Brandenburg International (BBI) soll nach seiner Inbetriebnahme den Linien- und Pauschalflugreiseverkehr
fiir den Gesamtraum Berlin-Brandenburg abwickeln. Dies gilt auf der Basis des Planfeststellungsbeschlusses Ausbau
Verkehrsflughafen Berlin-Schonefeld vom 13. August 2004, des Bescheides iiber den Widerruf der Betriebsgeneh-
migung fiir den Flughafen Berlin-Tegel vom 29. Juli 2004 und des Bescheides iiber die Entlassung der Anlagen und
Flachen des Flughafens Berlin-Tegel aus der luftverkehrsrechtlichen Zweckbestimmung (Aufhebung der Planfest-
stellung) vom 2. Februar 2006 mit Ablauf von sechs Monaten, nachdem die Verlédngerung der kiinftigen Start- und
Landebahn 07L/25R (Nord- und heutige Stidbahn) auf 3 600 Meter Lénge und der Neubau der kiinftigen Start- und
Landebahn 07R/25L (Siidbahn) des Verkehrsflughafens Berlin-Schonefeld (BBI) funktionsfahig in Betrieb genom-
men worden sind. Bis zu diesem Zeitpunkt soll der von Absatz 1 des Plansatzes betroffene Verkehr auf das Berliner
Flughafensystem in seiner jeweiligen Form (Artikel 2 Buchstabe m in Verbindung mit Anhang II der Verordnung
(EWG) Nr. 2408/92) konzentriert werden. Dies sind zunéchst die Verkehrsflughédfen Berlin-Tegel, Berlin-Schonefeld
und Berlin-Tempelhof, nach der SchlieBung des Flughafens Berlin-Tempelhof sind dies die Verkehrsflughdfen Ber-
lin-Tegel und Berlin-Schonefeld.

Linienflugverkehr im Sinne des Plansatzes wird durch die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Plansatzes geltende
Fassung der Definition des § 21 Absatz 1 Satz 1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) (Fluglinienverkehr) gekenn-
zeichnet. Diesen iibt jedes Luftfahrtunternehmen aus, welches Personen oder Sachen gewerbsmifig durch Luftfahr-
zeuge auf bestimmten Linien 6ffentlich und regelméBig befordert. Dies bedeutet, dass die Beforderung nach einem
veroffentlichten Flugplan oder in Form von so regelmifligen oder hiufigen Fliigen durchgefiihrt wird, dass es sich
erkennbar um eine systematische Folge von Fliigen handelt. Hinzu kommt, dass die Beforderung offentlich ist. Dies
ist dann der Fall, wenn die Beforderung jedermann fiir jeden Beforderungszweck zu den gleichen Beforderungsbe-
dingungen zur Verfiigung steht, es sei denn, dass fiir alle gleichméBig geltende Ausschlussgriinde oder Hinderungs-
momente vorliegen. Es wird daher hinsichtlich des Kriteriums der Offentlichkeit nicht auf die Definition des Arti-
kels 2 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 Bezug genommen.

Unabhéngig davon, ob der Pauschalflugreiseverkehr unter den Begriff des Linienflugverkehrs zu subsumieren ist, soll
mit der Aufnahme dieses Verkehrs in den Plansatz sichergestellt werden, dass auch dieser von der Biindelungswir-
kung erfasst wird. Pauschalflugreiseverkehr ist die Beforderung von Pauschalreisenden im turnusméfBigen Verkehr
fiir gewerbliche Reiseveranstalter. Die Art des Vertriebs ist nicht ausschlaggebend. Die Definition einer Pauschalreise
ergibt sich aus Artikel 2 der Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 iiber Pauschalreisen (ABI. L 158
vom 23.6.1990, S. 59). Danach handelt es sich um die im Voraus festgelegte Verbindung von mindestens zwei der
folgenden Dienstleistungen, die zu einem Gesamtpreis verkauft oder zum Verkauf angeboten wird, wenn diese
Leistung linger als 24 Stunden dauert oder eine Ubernachtung einschlieBt: a) Beforderung, b) Unterbringung,
c¢) andere touristische Dienstleistungen, die nicht Nebenleistungen von Beforderung oder Unterbringung sind und
einen betrachtlichen Teil der Gesamtleistung ausmachen.

Mit Inbetriebnahme des Verkehrsflughafens BBI wird der von Absatz 1 erfasste Luftverkehr ausschlielich auf die-
sen Flughafen konzentriert. Damit wird den umfangreichen, bereits getétigten 6ffentlichen Infrastrukturinvestitionen
Rechnung getragen. Die aufkommensnahe Lage eines Flughafens gewihrleistet eine Reduzierung von Bodenver-
kehrsstromen und damit eine Verminderung vom Umweltbelastungen und Energieverbrauch (§ 2 Absatz 2 Num-
mer 12 ROG). Der Linien- und Pauschalflugreiseverkehr besitzt das grofte Wachstumspotenzial und den groBten
Anteil am Verkehrsaufkommen. Es ist daher angezeigt, dieses Verkehrssegment auf den Verkehrsflughafen Berlin
Brandenburg International zu biindeln. Die Entwicklung von peripheren Flughédfen zur Abwicklung dieses Verkehrs
wire mit zusidtzlichen Umweltbelastungen verbunden, die vermieden werden konnen. Die Entwicklung peripherer
Flughéfen zur Abwicklung dieses Verkehrs konnte auBerdem Anforderungen an die Bereitstellung von offentlicher
Infrastruktur auslésen, die vermieden werden sollen. Aus ressourcendkonomischen Griinden, aber auch, um den
Luftverkehrsbedarf weiterhin in moglichst enger rdumlicher Anbindung an dem Schwerpunkt seines Aufkommens
befriedigen zu konnen, soll der Linien- und Pauschalflugreiseverkehr konzentriert werden. Entsprechendes gilt fiir
den Frachtverkehr, der im Linienverkehr angeboten wird.
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Die Zulassung von Verkehr mit Flugzeugen mit hoheren zuldssigen Hochstabflugmassen als 14 000 Kilogramm
auBerhalb des Berliner Flughafensystems bzw. des Verkehrsflughafens BBI wiirde in dem betroffenen Verkehrsseg-
ment dem Konzentrationsgebot zuwiderlaufen. Dies gilt zunéchst fiir eine Hochstabflugmasse von 50 000 Kilogramm
und mehr. Mit derartigen Flugzeugen konnen mehr als 100 Passagiere pro Flug befordert werden. Eine Zulassung
von Linien- und Pauschalflugreiseverkehr mit solchen Flugzeugtypen ist mit dem Konzentrationsgebot nicht verein-
bar. Das Gleiche gilt fiir eine Beschrinkung der Abflugmasse auf 30 000 bis 50 000 Kilogramm. Mit diesen Flugzeu-
gen konnen in der Regel zwischen 70 bis 100 Passagiere befordert werden. Selbst Flugzeugtypen mit einer zuldssigen
Hochstabflugmasse von 14 000 bis 30 000 Kilogramm erlauben in der Regel den Transport von ca. 50 Passagieren.
Bei regelméBigen Fliigen ist auch dies ein Passagierverkehr in nicht unerheblichem Ausmal. Das Ziel besteht darin,
diesen Verkehr auf den Verkehrsflughafen BBI zu konzentrieren.

Da mit dem Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-Schonefeld derzeit die Kapazitéten fiir die dauerhafte Aufnahme
der in den Landern Berlin und Brandenburg vorhandenen und zu erwartenden Linien- und Pauschalflugreiseverkehre
geschaffen werden und der Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-Schonefeld landesplanerisch mit der SchlieBung
der Flugplitze Berlin-Tegel und Berlin-Tempelhof verkniipft ist (Z 1 LEP FS), besteht keine Veranlassung, die Ver-
lagerung dieser Fliige auf andere Standorte mit den damit verbundenen Belastungen und der Inanspruchnahme weite-
rer Ressourcen zuzulassen.

Nach den im Planfeststellungsverfahren zum Ausbau des Flughafens Berlin-Schonefeld und im LEP FS (2006) ge-
machten Verkehrsprognosen kann der ausgebaute Flughafen den Linien- und Pauschalflugreiseverkehr des Gesamt-
raumes Berlin-Brandenburg und des iibrigen Einzugsbereiches einschlieflich der Umsteigeverkehre nach seinen
Kapazitdten in angemessener Art und Weise langfristig sicherstellen. Diese Prognosen sind in ihrer Grundaussage
weiterhin aktuell. Fiir den Ausbau bestehender Flugpldtze zu Regionalflughéfen besteht daher hinsichtlich des
Linien- und Pauschalflugreiseverkehrs kein Bedarf.

Das Ziel der Raumordnung Z 1 LEP FS wird durch diese Zielaussage erginzt. Das in § 19 Absatz 11 Satz 2 LEPro
statuierte Gebot zur Konzentration des nationalen und internationalen Luftverkehrsanschlusses fiir Berlin und Bran-
denburg ,,moglichst auf einen Flughafen“ wird beachtet. Als Grundsatz der Raumordnung kann die Aussage des § 19
Absatz 11 Satz 2 LEPro im Rahmen der Abwégung bei der Festlegung eines Ziels der Raumordnung fortentwickelt
werden.

Durch die Zulassung einer zuldssigen Hochstabflugmasse von bis zu 14 000 Kilogramm wird dem Umstand Rech-
nung getragen, dass es Linienverkehre mit kleinen Flugzeugen gibt, die der Biindelungsfunktion des Verkehrsflug-
hafens Berlin Brandenburg International nicht entgegenstehen. Die Begrenzung der zuldssigen Hochstabflugmasse
auf 14 000 Kilogramm greift die rechtliche Kategorie des § 22a der Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) auf. Danach
diirfen Flugzeuge mit einer zuldssigen Hochstabflugmasse von mehr als 14 000 Kilogramm bei der gewerbsméBigen
Beforderung von Personen und Sachen in der Regel nur starten oder landen, wenn fiir die An- und Abfliige Instru-
mentenflugverfahren festgelegt sind und eine Flugverkehrskontrolle vorhanden ist. Die Erfiillung dieser Anforderun-
gen 16st nicht unerhebliche Kosten aus. Linien- und Pauschalflugreiseverkehr ist grundsétzlich auf die Einhaltung des
Flugplanes und einen wetterunabhingigen Flugverkehr angewiesen. Ohne Instrumentenflugverfahren fiir Prézisions-
anfliige und eine Flugverkehrskontrolle kann dies regelméBig nicht gewihrleistet werden. Linienflugverkehr mit
Flugzeugen unter 14 000 Kilogramm zuldssiger Hochstabflugmasse bedient spezielle Beforderungsbediirfnisse,
z. B. der Geschiftsreisenden. Fiir diese ist eine Konzentration auf das Berliner Flughafensystem bzw. den Verkehrs-
flughafen BBI nicht erforderlich.

Mit der landesplanerischen Zielfestlegung wird der betroffene Flugverkehr auBerhalb des Verkehrsflughafens BBI
bzw. des Berliner Flughafensystems daher auf Fliige mit einer zuldssigen Hochstabflugmasse bis einschlieBlich
14 000 Kilogramm beschrinkt. Das bisherige Ziel 2.5.1 LEP GR wird in einer Weise veréndert, dass dem Konzentra-
tionsgebot auf den Verkehrsflughafen BBI nachhaltig Rechnung getragen wird. Der bisherige Plansatz Z 2.5.1
LEP GR sah vor, dass zur ErschlieBung des Planungsraumes fiir den regionalen Luftverkehr — in Ergdnzung zum
bestehenden Standortangebot fiir den nationalen und internationalen Luftverkehr und seiner Weiterentwicklung — ein
in verkehrlicher und funktionaler Verflechtung mit den regionalen Entwicklungszentren orientiertes System von
Regionalflughédfen und Verkehrslandepldtzen zu sichern und zu entwickeln ist. In der Begriindung wurde dargelegt,
dass nachfrageorientiert Eberswalde-Finow, Cottbus-Drewitz und Brandenburg-Briest zu entwickeln sind. Dem
entspricht die mittelfristige Entwicklung der Regionalflughéfen fiir Flugzeuge mit einer maximal zuldssigen Abflug-
masse von 20 Tonnen bei strahlgetriebenen Flugzeugen und von 30 Tonnen bei Propellermaschinen. Die luftver-
kehrsrechtlichen Genehmigungen der Verkehrslandeplidtze Eberswalde-Finow und Brandenburg-Briest haben diesen
Plansatz bisher nicht aufgegriffen. Soweit die Genehmigung fiir den Verkehrslandeplatz Cottbus-Drewitz den Ver-
kehr mit Flugzeugen bis zu einer Hochstabflugmasse von 30 000 Kilogramm zulésst, bleibt dies unberiihrt. Dies wird
durch die Regelung des Absatzes 2 klargestellt. Keiner der bisher im Land Brandenburg bestehenden Flugplitze wird
daher durch den Plansatz in einer Weise beschrankt, die hinter die bestehenden luftverkehrsrechtlichen Genehmi-
gungen zuriickfillt.
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Die Verkehrslandepldtze werden jedoch in einer bisher landesplanerisch eingerdumten Entwicklungsmdglichkeit
hinsichtlich des Linien- und Pauschalflugreiseverkehrs beschrénkt. Dies ist gerechtfertigt, da die Vorhaltung von
Regionalflughédfen verkehrlich nicht erforderlich und ressourcendkonomisch unerwiinscht ist. Auch in Anbetracht
der Tatsache, dass Flugplidtze in Nachbarregionen des Gesamtraumes Berlin-Brandenburg keinen landesplane-
rischen Beschrinkungen der zuldssigen Verkehre unterliegen, rechtfertigt die Umsetzung der mit dem
»Single-Airport“-Konzept verbundenen Vorteile die Konzentration der in Absatz 1 beschriebenen Verkehre. Verblei-
bende Geschiftsfelder sind der Linien- und Pauschalflugreiseverkehr mit einem zuldssigen Hochstabfluggewicht bis
zu 14 000 Kilogramm, der Frachtflugverkehr, soweit es sich nicht um Linienfliige handelt, Schulungs- und Trainings-
fliige, Werkverkehre der angesiedelten Unternehmen, der Sport- und Privatflugverkehr sowie gewerbliche Verkehre
der sonstigen Allgemeinen Luftfahrt. Alle Verkehrsarten, die nicht Linienflugverkehr oder Pauschalflugreiseverkehr
sind, kdnnen aus landesplanerischer Sicht {iber die bisherige Regelung des Z 2.5.1 LEP GR hinaus ohne Beschrén-
kung der Abflugmasse auf Flugpldtzen auBlerhalb des Verkehrsflughafens BBI bzw. des Berliner Flughafensystems
starten und landen.

Die raumordnerischen Belange der Flugplitze konnen im Ubrigen einschlieBlich der erforderlichen Planungszonen
der Siedlungsbeschrankung in den Regionalplénen (§ 2 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und
Sanierungsplanung (RegBkPI1G)) geregelt werden.

Zu 6.7 (G)

Zur umweltgerechten Abwicklung des Giiterverkehrs und zur Stirkung der Logistikfunktion in der Hauptstadtregion,
insbesondere zur Versorgung der Metropole und im Transitverkehr, sind leistungsfahige Schnittstellen zwischen den
Verkehrstragern Schiene, Strale und Wasserstrafle erforderlich. Durch den Ausbau dieser Umschlagstellen und Ent-
wicklung entsprechender Logistikkonzepte sollen die Verkehrsverlagerung auf umweltfreundliche Verkehrstrager
gefordert und Umweltbelastungen, insbesondere des weiter zunehmenden Stralengiiterverkehrs, vermindert werden.
Der Logistikbranche kommt durch den wachsenden europédischen Verkehr, die hierauf basierende Nachfrage nach
logistischen Dienstleistungen und den damit verbundenen Moglichkeiten eigener Wertschopfung fiir die Metropol-
region Berlin-Brandenburg eine hohe wirtschaftliche Bedeutung zu.

Zum Grundnetz fiir die Organisation des Giiterverkehrs und Giiterumschlags im gemeinsamen Planungsraum
Berlin-Brandenburg gehoren die Giiterverkehrs- bzw. Logistikzentren Groflbeeren, Freienbrink, Wustermark/Briese-
lang, Frankfurt (Oder), die innerstadtischen Logistikzentren in Berlin, die Binnenhéifen der Region mit ihrem zum
Teil umfangreichen Dienstleistungsangebot sowie ergdnzende Standorte des kombinierten Verkehrs, z. B. in Berlin
und Schwarzheide. Im Zusammenhang mit dem Ausbau des Internationalen Verkehrsflughafens Berlin-Schonefeld
zum Verkehrsflughafen BBI kommt hier die Entwicklung eines weiteren Logistikstandortes in Betracht. Um ihre
Logistikfunktionen erfiillen zu kdnnen, miissen diese Standorte erreichbar und an ein leistungsféahiges Strafien- und
Schienennetz angebunden sein. Der Erhaltung und bedarfsgerechten Erweiterung dieser Umschlag- und Logistik-
standorte kommt ein besonderes planerisches Gewicht zu.

Giiterverkehrszentren bieten durch Anlagen fiir den kombinierten Verkehr und die Verkniipfung logistischer Dienst-
leistungen giinstige Voraussetzungen fiir die angestrebte stirkere Nutzung der Schiene insbesondere im Giiterfern-
verkehr.

Neben der Entwicklung konzentrierter Logistikstandorte ist flir die umweltfreundliche Abwicklung spezifischer
Giiterverkehrsbeziehungen die Sicherung, Schaffung und Nutzung geeigneter Gleisanschliisse von erheblicher Be-
deutung und soll daher bei entsprechenden Planungen und MafBnahmen im Zusammenhang mit gewerblicher Ent-
wicklung und (Um-)Nutzung von Bahnflachen beriicksichtigt werden.

Zu 6.8 (G)

Die Errichtung neuer Standorte, Anlagen, Trassen oder Netze der Energie- und Abfallwirtschaft, Wasserver- und
Entsorgung, Telekommunikation/Mobilfunk und des Verkehrs fithren héufig zu einer zusétzlichen Raumbeanspru-
chung durch Schutzbereiche, Nutzungsbeschrinkungen, Zerschneidungswirkungen sowie zu Nutzungskonflikten und
Immissionsbelastungen durch die Anlage selbst oder durch das aus ihrer Nutzung resultierende Verkehrsaufkommen.
Dies betrifft auch die Standortwahl grundsitzlich zu unterstiitzender Vorhaben dezentraler, regenerativer Energiege-
winnung, z. B. der Wind-, Solar- und Bioenergie (vgl. Plansatz 6.9).

Durch die verdnderten, zunehmend privatrechtlich organisierten Betreiberstrukturen werden diese Folgewirkungen
teilweise verschérft, z. B. durch einen konkurrierenden Ausbau von Hochspannungs- oder Gasleitungen. Um Zer-
schneidungswirkungen, insbesondere im Freiraum, standort- und verkehrsbedingte Belastungen sowie Folgekosten
fiir zusitzliche VerkehrserschlieBungen o. A. zu vermeiden, sollen Vorhabentriiger, kommunale und regionale Pla-
nungstriager sowie Genehmigungsbehdrden den Grundsatz einer Biindelung von Leitungs- und Verkehrstrassen be-
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riicksichtigen. Die Nach- bzw. Mitnutzung vorhandener Standorte (z. B. Betriebshofe, Abfallbehandlungsanlagen,
Kraftwerksstandorte, usw.) sowie — bei verkehrsintensiven Standorten beispielsweise der Abfall- und Energiewirt-
schaft — die Zuordnung zu bereits vorhandenen leistungsfiahigen Verkehrsverbindungen sind bei der Beurteilung und
Abwigung entsprechender Vorhaben besonders zu beriicksichtigen. Soweit Sicherheitsrisiken z. B. durch Biindelung
von Gasleitungen und Verkehrsanlagen bestehen, werden diese Belange im Einzelfall Vorrang gegeniiber einer Biin-
delung haben.

Bei anderen Vorhaben mit einem erheblichen Verkehrsaufkommen, die auf Grund ihrer Standortanforderungen nicht
in stddtebaulich integrierten Standorten lokalisiert werden (z. B. Freizeitgrovorhaben, groBfléchige Einzelhandelsbe-
triebe, Gewerbebetriebe, grole Bioenergieanlagen), ist

—  eine Zuordnung zu leistungsfihigen Schienen- oder Stralenverkehrsverbindungen,

—  Dbei entsprechendem Giiterverkehr eine Zuordnung zu Zugangsstellen zum Schienen- bzw. Wasserstraennetz,

—  bei entsprechendem Personenverkehrsaufkommen eine funktionsgerechte Anbindung an das o6ffentliche Ver-
kehrsnetz

von ausschlaggebender Bedeutung, um das Verkehrsaufkommen unter Kosten- und Umweltaspekten effektiv bewél-
tigen zu kdnnen.

Zu 6.9 (G)

Die Nutzung bzw. Gewinnung der einheimischen Energiepotenziale (konventionelle Energien, z. B. Braunkohle
sowie regenerative Energien, z. B. Windenergie, Solarenergie, Bioenergie, Geothermie) hat eine erhebliche energie-
sichernde und wirtschaftliche Bedeutung fiir den gemeinsamen Planungsraum. Die Verstromung der einheimischen
Braunkohle mit emissionsarmen Technologien soll unter umwelt- und sozialvertraglicher Gewinnung der Braunkohle
langfristig gesichert werden. Hinsichtlich der Klimaschutzziele sollen zudem erneuerbare Energien besonders ent-
wickelt und gefordert werden. Fiir einen zukunftssicheren Energiemix kommt neben der Nutzung von Braunkohle,
anderen konventionellen Energiearten und Windenergie auch der Biomassenutzung und Solarenergie, sowie der
Tiefen- und oberflichennahen Geothermie eine besondere Bedeutung zu.

Die Nutzung dieser Energiepotenziale kann durch ihre spezifischen Wirkungen und Anspriiche gegeniiber anderen
Raumfunktionen und -nutzungen die rdumliche Entwicklung und Funktion eines Gebietes erheblich beeinflussen.
Dies betrifft u. a. Flachenverbrauch, Verkehrserzeugung, Beeintrachtigungen auf Grund von Larmemissionen und
optischen Effekten sowie Beeintrichtigungen des Landschaftsbildes und Konflikte zum Natur- und Artenschutz bis
hin zur Umsiedlung von Orten beim Braunkohleabbau. Zur effektiven Nutzung der vorhandenen Potenziale unter
Beachtung der besonderen Standortvoraussetzungen, einer umweltvertriglichen Standortwahl und der Vermeidung
von Nutzungskonflikten und Beeintrdchtigungen anderer Raumnutzungen sind Fachkonzepte erforderlich. Die Ge-
winnung der Braunkohle im Siidosten Brandenburgs richtet sich nach dem Ergebnis der in Brandenburg auf Ebene
der Landesplanung gesetzlich verankerten Braunkohlenplanung. Dabei wird in Braunkohlenplédnen der landesplane-
rische Rahmen fiir Vermeidungs-, Minderungs- und AusgleichsmaBinahmen bei unvermeidbaren Eingriffen in Natur,
Landschaft und Siedlungsstruktur durch den Braunkohlenbergbau vorgegeben, der in Fachplanungen umzusetzen ist.
Nutzungskonzepte fiir regenerative Energien sollen vorzugsweise auf regionaler Ebene moderiert werden.

Eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung hat auch die Gewinnung und Nutzung der vom Bergrecht erfassten ein-
heimischen Bodenschitze. Neben der Braunkohle betrifft dies im gemeinsamen Planungsraum insbesondere die
oberflaichennahen Rohstoffe, deren Aufsuchung und Gewinnung sichergestellt werden soll. Als wirtschaftlich nutz-
bare oberflichennahe Rohstoffe gelten im Wesentlichen Sand, Kies, Ton, Kalkstein, Grauwacke und Badetorfe.
Diese unentbehrlichen Rohstoffe werden zunehmend knapper. Haufig bestehen auf Flachen, unter denen die vorhan-
denen, begrenzten Rohstoffvorrite lagern, andere Nutzungsinteressen, die einem Abbau ganz oder teilweise im Wege
stehen. Andererseits beeintrichtigt ein Abbau durch die zumindest zeitweise Verdnderung des Geldndes andere Nut-
zungsmoglichkeiten auf der Abbaufldche und in ihrer Umgebung und veréndert dabei die 6kologischen Verhéltnisse
oftmals fiir immer.

Entsprechende Zielkonflikte mit anderen Raumnutzungen sind im Rahmen der Regionalplanung durch die Festlegung
eines ausreichenden Potenzials an Raumordnungsgebieten fiir die Gewinnung oberflichennaher Rohstoffe zu 16sen.
Dabei sollen die Standortgebundenheit der Lagerstitten, die Begrenztheit der Vorkommen sowie konkrete Betriebs-
und Lagerstéttenverhdltnisse im Rahmen der Abwégung berticksichtigt werden.

B Zusammenfassende Erklirung und Umweltbericht

Zusammenfassende Erklirung
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Verfahrensbegleitend zur Aufstellung des Landesentwicklungsplanes Berlin-Brandenburg (LEP B-B) wurde eine
Strategische Umweltpriifung (SUP) gemif Artikel 8a des Landesplanungsvertrages* (LPIV) durchgefiihrt. GemaB
Artikel 8a Absatz 8 LP1V hat die im Ergebnis des Abwégungsprozesses abschlieBend zu {iberarbeitende Begriindung
des Raumordnungsplanes hinsichtlich der Umweltpriifung eine zusammenfassende Erklérung dariiber zu enthalten,
wie Umwelterwigungen, der Umweltbericht, die in der Behdrden- und Offentlichkeitsbeteiligung abgegebenen Stel-
lungnahmen und die Ergebnisse der nach Artikel 8a Absatz 6 LP1V durchgefiihrten Beteiligungsverfahren im Plan
beriicksichtigt wurden und aus welchen Griinden der Plan nach Abwagung mit den gepriiften, in Betracht kommen-
den alternativen Planungsmoglichkeiten gewihlt wurde. Die vorgesehenen MaBnahmen zur Uberwachung der erheb-
lichen Auswirkungen sind zu benennen.

Konzeptionelle Umwelterwédgungen im LEP B-B

Bereits bei der Konzeption des LEP B-B wurde den Anforderungen einer nachhaltigen Raumentwicklung Rechnung
getragen, indem Umweltgesichtspunkte in die inhaltliche Ausrichtung des LEP B-B sowie in die Formulierung der
Plansitze eingeflossen sind. Vor allem die inhaltlichen Schwerpunktsetzungen des LEP B-B zum Schutz von Frei-
rdumen, zur Orientierung der Wohnfldchen- und Infrastrukturentwicklung auf raumliche Schwerpunkte und damit der
Schonung grofler, vielfach 6kologisch empfindlicher Teilrdume tragen der Zielsetzung Rechnung, die Flacheninan-
spruchnahme und Zerschneidung von Freirdumen zu reduzieren. Auf der Mal3stabsebene des LEP B-B erkennbare
und relevante Umweltaspekte wurden auch bei der Auswahl der Vorsorgestandorte fiir grofflichige industriell-
gewerbliche Vorhaben von vornherein beriicksichtigt. Anregungen fiir nachfolgende Akteursebenen zur Gestaltung
von Handlungsrdumen ergénzen die normativen Festlegungen und sollen insbesondere auf eine qualitative und nach-
haltige regionale Entwicklung hinwirken.

Methodik und Inhalte des Umweltberichts

Zu dem von den Landesregierungen zur Kenntnis genommenen Entwurf des LEP B-B (Fassung vom 21. August
2007) wurde gemél Artikel 8 Absatz 4 LPIV ein Umweltbericht als gesonderter Bestandteil der Begriindung zum
LEP B-B erstellt. Der Umweltbericht dokumentiert den Prozess der Ermittlung und Beriicksichtigung der Umweltbe-
lange wihrend der Planerarbeitung. Dabei wurde insbesondere ermittelt, beschrieben und bewertet, inwieweit durch
die Festlegungen des Planes ein Rahmen gesetzt wird fiir Vorhaben mit voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen, welche Planungsalternativen in Betracht kommen, und welcher Gestaltungsspielraum fiir die nachfolgenden
Planungsebenen gelassen wird, um voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen zu vermeiden oder zu minimie-
ren. Der Detaillierungsgrad und die Untersuchungstiefe des Umweltberichts wurden unter Beteiligung der obersten
Berliner und Brandenburger Behorden, deren Aufgabenbereich von den Umweltauswirkungen des LEP B-B beriihrt
sein konnen, festgelegt.

Die Beurteilung der Umweltwirkungen des LEP B-B erfolgte auf der Grundlage von relevanten Umweltzielen, einer
nach Schutzgiitern differenzierten Charakterisierung des derzeitigen Umweltzustandes im gemeinsamen Planungs-
raum sowie einer Prognose der voraussichtlichen Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchfiihrung der Pla-
nung.

Im Umweltbericht wurden alle Festlegungen des LEP B-B zunichst dahingehend gepriift, ob von ihnen iiberhaupt
Umweltauswirkungen auf die fiir die strategische Umweltpriifung relevanten Schutzgiiter ausgehen. Definitorische
oder typisierende Regelungen ohne erkennbare Umweltrelevanz wurden nicht vertieft untersucht. Eine vertiefte ver-
bal-argumentative Priifung erfolgte fiir die Festlegungen, von deren Umsetzung voraussichtlich Umweltauswirkungen
(positive wie negative) ausgehen. Dabei spielte die Beriicksichtigung relevanter Umweltziele eine wesentliche Rolle.
AnschlieBBend wurde gepriift, ob durch die Umsetzung der Festlegungen erhebliche negative Umweltauswirkungen
verursacht werden konnen. Dies wire nur der Fall, wenn durch eine Festlegung ein verbindlicher Rahmen fiir rdum-
lich konkrete Vorhaben gesetzt wiirde, fiir die eine Umweltvertriaglichkeitspriifung nach dem Gesetz iiber die Um-
weltvertraglichkeitspriifung (UVPGQG) generell oder im Einzelfall erforderlich ist oder wenn ein Natura 2000-Gebiet
voraussichtlich beeintrachtigt wiirde.

Entsprechend seiner Stellung in der Planungshierarchie (hochstufiger Raumordnungsplan fiir den Gesamtraum der
Lénder Berlin und Brandenburg) und seinem MaBstab 1 : 250 000 enthilt der LEP B-B vornehmlich Festlegungen
zur rdumlichen Entwicklung des gemeinsamen Planungsraumes, die einen Rahmen fiir Abwigungsentscheidungen
und Konkretisierung auf nachfolgenden Planungsebenen setzen. Dies gilt nicht nur fiir Festlegungen ohne konkreten
Raumbezug, sondern auch fiir Funktionsfestlegungen zum Zentrale-Orte-System oder zur Entwicklung des funktio-
nalen Verkehrsnetzes. Zwar wird durch die Festlegung des Zentrale-Orte-Systems ein Rahmen fiir eine rdumliche

4 Landesplanungsvertrag (Berlin: in der Fassung vom 1. Februar 2008 (GVBI. S. 37); Brandenburg: in der Fassung der Bekannt-

machung vom 10. Februar 2008 (GVBI. I S. 42))
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Konzentration von Funktionen mit méglichen negativen Umweltauswirkungen gesetzt, aber auf den nachfolgenden
Planungsebenen verbleiben grofle Ausgestaltungsspielrdume. Zudem weisen alle Zentralen Orte ausreichende Poten-
ziale fiir eine umweltvertragliche Einbindung der Funktionen auf. Zugleich werden durch die Konzentration wenig
belastete Teilrdume geschont, so dass in der Gesamtbetrachtung positive Umweltwirkungen iiberwiegen.

Das funktionale Verkehrsnetz ist darauf ausgerichtet, die Erreichbarkeit und Anbindung der Zentralen Orte sicherzu-
stellen. Die schematische Darstellung des Netzes erfolgt in Anlehnung an die vorhandene Verkehrsinfrastruktur. Es
werden keine raumkonkreten Festlegungen von Flichen, Trassen, Standorten oder Ausbaustandards getroffen, so dass
fiir die Entwicklung des funktionalen Verkehrsnetzes ein erheblicher Abwigungs- und Gestaltungsspielraum ver-
bleibt, um auf den nachfolgenden Planungsebenen eine umweltvertrdgliche Ausgestaltung zu erreichen.

Auch von den raumkonkreten Festlegungen, die sich auf in der Festlegungskarte dargestellte Standorte oder Raum-
ordnungsgebiete beziehen, gehen keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen aus. Der als Ziel der Raumord-
nung instrumentierte Freiraumverbund dient dem Erhalt und Schutz von Freirdumen und erzeugt daher positive Um-
weltauswirkungen. Die Festlegung eines Gestaltungsraumes Siedlung innerhalb des Stadt-Umland-Zusammenhangs
von Berlin und Potsdam hat zum Ziel, den hoheren Entwicklungsdruck auf die giinstig erschlossenen Siedlungsbe-
reiche entlang der bestehenden Schienenverkehrstrassen zu konzentrieren. Die beabsichtigte Konzentration wirkt
summarisch positiv auf die Umwelt (Verringerung des Individualverkehrs einschlieBlich der damit verbundenen
Emissionen und Fliachenanspriiche, Vermeidung der Inanspruchnahme o6kologisch empfindlicher Bereiche durch
Verdichtung und Nutzung vorbelasteter Flichen, Ausnutzung vorhandener Sachgiiter). Ortlich kénnen durch die
Konzentration jedoch auch Belastungen entstehen (Larm, Verlust 6kologisch wirksamer Fliachen und von Erholungs-
flachen). Sie werden aber landesplanerisch nicht préjudiziert, denn die konkrete Ausgestaltung der Siedlungsentwick-
lung im Gestaltungsraum Siedlung obliegt der kommunalen Bauleitplanung.

Dies gilt analog auch fiir die in der Festlegungskarte 1 dargestellten Standorte fiir groBflachige gewerblich-
industrielle Vorhaben sowie die in der Festlegungskarte 2 dargestellten Stddtischen Kernbereiche, in denen die An-
siedlung groBfléachiger Einzelhandelseinrichtungen zuléssig ist. Auch diese symbolhaften Grundsatzfestlegungen sind
der Abwigung zugénglich und bediirfen einer weiteren planerischen Vertiefung auf kommunaler Ebene. Auf der
Ebene des LEP B-B relevante und erkennbare Umweltaspekte wurden bereits bei der Auswahl und Festlegung der
Standorte beriicksichtigt. Insgesamt wurde im Umweltbericht nachvollziehbar dargestellt, dass von keiner der Fest-
legungen des LEP B-B erhebliche negative Umweltauswirkungen ausgehen.

Behorden- und Offentlichkeitsbeteiligung

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zum LEP B-B wurde auch zum Umweltbericht ein Beteiligungsverfahren
durchgefiihrt. Neben den Triger &ffentlicher Belange, den Nachbarlindern, dem Nachbarstaat Polen und der Offent-
lichkeit wurde den bereits im Scoping beteiligten Behorden Gelegenheit zur Stellungnahme zum Umweltbericht
gegeben. Eine grenziiberschreitende Offentlichkeitsbeteiligung gemiB Artikel 8a Absatz 6 LPIV in Verbindung mit
§ 9a UVPG war nicht erforderlich, da im Umweltbericht festgestellt wurde, dass die Umsetzung des LEP B-B vor-
aussichtlich keine erheblichen Auswirkungen auf einen Mitgliedstaat der Europdischen Union haben wird. Die einge-
gangenen Stellungnahmen bezogen sich in aller Regel auf verschiedene Sachpunkte des LEP B-B und nur zum Teil
auf den Umweltbericht. Letztere wurden — wie alle Anregungen zum LEP B-B — einer Sachaufkldrung und Bewer-
tung unterzogen.

Einen Schwerpunkt der Stellungnahmen zum Umweltbericht stellten Anregungen zu den aufgefiihrten Umweltzielen
und zur Beschreibung des Umweltzustandes dar. Thnen wurde Rechnung getragen, indem die entsprechenden Textab-
schnitte des Umweltberichts redaktionell iberarbeitet wurden.

Den Anregungen zur Priifung der Auswirkungen der Umsetzung des Planes auf die Umwelt ist entgegenzuhalten,
dass die Priiftiefe des Umweltberichts sowie die im Einzelnen dargelegten Schlussfolgerungen zur Erheblichkeit der
negativen Umweltwirkungen sachgerecht sind. Im Rahmen der Strategischen Umweltpriifung von Raumordnungs-
plidnen sollen die voraussichtlich erheblichen Auswirkungen der Umsetzung eines Raumordnungsplanes auf die
Umwelt sowie in Betracht kommende Planungsalternativen ausgehend von den Zielen des Raumordnungsplanes
angemessen ermittelt, beschrieben, bewertet und in einem Umweltbericht niedergelegt werden (vgl. Artikel 8a Ab-
satz 1 LP1V). Die ,,Erheblichkeit” der Umweltauswirkungen wird dabei maf3geblich bestimmt durch die Verbindlich-
keit der Rahmensetzung in Bezug auf Standort, Art, GroBe und Betriebsbedingungen von Vorhaben mit erheblichen
Umweltauswirkungen sowie dem Ausmal, in dem der Plan andere Pléne in der Planungshierarchie beeinflusst. Der
LEP B-B konkretisiert als iiberortliche und zusammenfassende Planung die Grundsatzfestlegungen des Landesent-
wicklungsprogrammes 2007 (LEPro 2007) und setzt einen iibergeordneten Rahmen fiir kiinftige raumliche Entwick-
lungen in der Hauptstadtregion. Der LEP B-B setzt insbesondere einen Rahmen fiir die Regionalplanung (Rohstoft-
sicherung, Nutzung Windenergie), die Braunkohleplanung in Form von sachlichen und rdumlichen Raumordnungs-
planen, die Bauleitplanung (Siedlungsentwicklung) und Fachplanung (Infrastruktur, Verkehr). Auf diesen Ebenen
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verbleiben erhebliche Spielrdume fiir eine umweltvertragliche Gestaltung der Vorhaben. Eine Priifung aller Einzel-
heiten, die innerhalb des durch die Festlegungen des LEP B-B gesetzten Rahmens moglich sein konnten, ist nicht
erforderlich, da auch auf den nachfolgenden Planungsebenen eine strategische Umweltpriifung durchzufiihren ist. Im
Rahmen mehrstufiger Planungs- und Zulassungsverfahren ist jeder Plan auf seiner Stufe nur insoweit einer Umwelt-
priifung zu unterziehen, wie dies nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Planes angemessen verlangt werden kann.

Auch hinsichtlich der Alternativenpriifung entsprechen die Ausfiihrungen im Umweltbericht den Anforderungen des
Artikel 8a Absatz 1 Satz 2 LPIV. Entsprechend dieser Bestimmung sollen nur in Betracht kommende Planungsalter-
nativen gepriift werden. Der grundsitzliche Verzicht auf die Planung kommt regelméafBig nicht in Betracht, da die
Aufstellung des Landesentwicklungsplanes auf der Grundlage des Landesentwicklungsprogrammes dem gesetzlichen
Planungsauftrag folgt. Ebenso kommt ein Abweichen von den grundlegenden Vorgaben des LEPro 2007 beispiels-
weise zur Entwicklung der Hauptstadtregion, zum Prinzip der zentralortlichen Gliederung oder der Verkehrsentwick-
lung weder als Planungsalternative in Betracht, noch sind die bereits im Rahmen der Strategischen Umweltpriifung
zum LEPro 2007 gepriiften Grundsatzfestlegungen erneut zu priifen (Abschichtung nach oben).

Ebenso kommen bei den rdumlich konkreten Festlegungen des LEP B-B beispielsweise zu Verkehrsverbindungen
oder zur Freihaltung von Standorten fiir grofliachige gewerblich-industrielle Vorhaben nicht beliebig viele Planungs-
alternativen in Betracht, sondern nur diejenigen, die den konzeptionellen raumordnerischen Anforderungen und
Kriterien entsprechen. Die raumordnerische Bewertung derartiger Alternativen ist regelmaflig Gegenstand der plane-
rischen Konzeption. Diese wird im erforderlichen Umfang in der Begriindung zu den Festlegungen beschrieben. Die
Konzeptalternativen werden im Einzelnen im Umweltbericht nicht erneut dargestellt. Die Priifung von (Stand-
ort-)Alternativen war im Umweltbericht nicht erforderlich, da von der Umsetzung der Ziele des LEP B-B voraus-
sichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen.

Forderungen nach zusétzlichen oder stringenteren umweltbezogenen Festlegungen im LEP B-B werden angesichts
anderer konzeptionell im LEP B-B verfolgten Ziele iiberwiegend zuriickgewiesen. Vor allem die beabsichtigte Redu-
zierung der Festlegungen und ihrer Detailschirfe auf das fiir eine geordnete Entwicklung notwendige MaB, das plane-
risch gewollte Einrdumen grofziigiger Entwicklungsspielriume in Bereichen, wo Verkehrsgunst, wirtschaftliche
Dynamik und Bevdlkerungskonzentration gegeben sind, sowie die Unterstiitzung der gewerblichen Entwicklung
durch weitgehenden Verzicht auf rdumliche Schranken, sprechen gegen eine einseitige Verscharfung der umweltbe-
zogenen Festlegungen. Gleichwohl wurden aber an mehreren Stellen des Umweltberichts und in den Begriindungen
zu den Festlegungen die der Planung zu Grunde liegenden Uberlegungen im Hinblick auf einen integrativen Umwelt-
und speziell Klimaschutz ergénzt und prézisiert.

Den vorgebrachten Anregungen zur Beeintrichtigung von Natura 2000-Gebieten ist entgegenzuhalten, dass im
LEP B-B 90 Prozent der von Berlin und Brandenburg an die Europdische Kommission gemeldeten FFH-Gebiete
sowie die national zumindest als Landschaftsschutzgebiet (LSG) geschiitzten Bereiche der sehr grofrdumigen Vogel-
schutzgebiete in den Freiraumverbund einbezogen wurden. Dadurch werden die Gebiete nicht nur vor Inanspruch-
nahme und Neuzerschneidung durch Infrastrukturtrassen geschiitzt, sondern auch das nach Artikel 10 der
FFH-Richtlinie angestrebte Ziel der Verbesserung der Kohédrenz von Natura 2000 wird nachhaltig unterstiitzt. Die
nicht in den Freiraumverbund einbezogenen Natura 2000-Gebiete werden aber vom LEP B-B weder in Frage gestellt
noch {iberplant.

Hinsichtlich der Anregungen zu den UberwachungsmaBnahmen wird auf die Bestimmungen des Artikels 8a Ab-
satz 10 LPIV verwiesen. Im Umweltbericht wird nachvollziehbar dargestellt, dass vom LEP B-B keine erheblichen
negativen Umweltauswirkungen ausgehen. Die Beschreibung von Maflnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder
zum Ausgleich von Umweltauswirkungen ist gemédfB Anlage 3 zum LPIV (entspricht auch § 14g Absatz 2 Num-
mer 6 UVPQG) nur vorgesehen, wenn die Auswirkungen erheblich negativ sind.

Beriicksichtigung des Umweltberichts im Rahmen der Abwéigung zum LEP B-B cinschlieBlich in Betracht kom-
mende alternative Planungsmdoglichkeiten

Der Umweltbericht dokumentiert den Prozess der Ermittlung und Beriicksichtigung der Umweltbelange wihrend der
Planerarbeitung. In der Gesamtbetrachtung der Umweltauswirkungen wird festgestellt, dass der LEP B-B einem
konsequent steuernden Leitgedanken folgt, der auf eine Konzentration der Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung
abzielt. Dadurch ergeben sich einerseits potenziell negative Umweltauswirkungen in bereits vorbelasteten Bereichen,
andererseits wird eine weitgehende Schonung des Freiraumes sowie 0kologisch wertvoller Fldchen erreicht. Ferner
wird im Umweltbericht nachvollziehbar dargestellt, dass vom LEP B-B keine erheblichen negativen Umweltauswir-
kungen ausgehen. Die Ergebnisse des Umweltberichts erfordern somit keine Verdnderungen der Festlegungen des
LEP B-B. Die im Ergebnis des Beteiligungsverfahrens zum LEP B-B vorgenommenen Anderungen einiger Festle-
gungen und Begriindungen wurden dahingehend iiberpriift, ob sich daraus verdnderte Einschitzungen der Umwelt-
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auswirkungen ergeben. Dies ist generell nicht der Fall. Gleichwohl wurde aber eine redaktionelle Kongruenz zwi-
schen den Anderungen im Festlegungsteil, den Begriindungen und dem Umweltbericht hergestellt.

Die Priifung in Betracht kommender Planungsmdglichkeiten ergibt keine grundlegenden Anderungen des LEP B-B.
Der grundsitzliche Verzicht auf die Planung kommt nicht in Betracht, weil die Aufstellung des Landesentwicklungs-
planes auf der Grundlage des Landesentwicklungsprogrammes dem gesetzlichen Planungsauftrag folgt. Auch ein
Abweichen von den Vorgaben des LEPro 2007 kommt weder als Planungsalternative in Betracht, noch sind die be-
reits im Rahmen der Strategischen Umweltpriifung zum LEPro 2007 gepriiften Grundsatzfestlegungen erneut zu
priifen (Abschichtung nach oben). Auf der MafBstabsebene des LEP B-B erkennbare und relevante Umweltaspekte
wurden insbesondere bei der Konzeption von rdumlich konkreten Festlegungen von vornherein beriicksichtigt. Zu-
sétzliche oder stringentere umweltbezogene Festlegungen kommen als Planungsalternativen nicht in Betracht, weil
anderen konzeptionellen Zielsetzungen des LEP B-B ein hoheres Gewicht beigemessen wird (Reduzierung der Fest-
legungen und ihrer Detailschirfe auf das fiir eine geordnete Entwicklung notwendige Mal3, das planerisch gewollte
Einrdumen grofziigiger Entwicklungsspielrdume in Bereichen, wo Verkehrsgunst, wirtschaftliche Dynamik und
Bevolkerungskonzentration gegeben sind sowie die Unterstiitzung der gewerblichen Entwicklung durch weitgehen-
den Verzicht auf rdumliche Schranken). Die Priifung von (Standort-)Alternativen ist nicht erforderlich, weil von der
Umsetzung der Ziele des LEP B-B voraussichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen.

MaBnahmen zur Uberwachung der erheblichen Umweltauswirkungen

Da entsprechend den Ergebnissen des Umweltberichts vom LEP B-B keine erheblichen negativen Umweltauswir-
kungen ausgehen, sind auch keine speziellen UberwachungsmaBnahmen geplant. Gleichwohl erfolgt eine Umwelt-
iiberwachung im gemeinsamen Planungsraum grundsitzlich durch die laufende Raumbeobachtung (vgl. Artikel 8a
Absatz 10 LP1V) und die Messnetze der Umweltbehdrden zur Umweltbeobachtung in Berlin und Brandenburg. Die
Ergebnisse der Uberwachung werden bei einer erneuten Aufstellung oder einer Anderung des LEP B-B beriicksich-
tigt und im Rahmen dieses Verfahrens der Offentlichkeit zuginglich gemacht.

Umweltbericht
1 Grundlagen und Methodik
1.1 Anlass und Aufgabenstellung

Die Lander Berlin und Brandenburg stellen einen gemeinsamen Landesentwicklungsplan fiir das Gebiet beider Lan-
der auf. Als Raumordnungsplan fiir das Landesgebiet nach § 8 des Raumordnungsgesetzes (ROG) zéhlt der Landes-
entwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) geméll Anlage 3 des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung (UVPG) zu den Planungen, fiir die die Pflicht zur Durchfithrung einer Strategischen Umweltpriifung (SUP)
besteht. § 7 Absatz 5 ROG bestimmt hierzu, ,,dass bei der Aufstellung und Anderung von Raumordnungsplinen eine
Umweltpriifung im Sinne der Richtlinie 2001/42/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001
iiber die Priifung der Umweltauswirkungen bestimmter Plane und Programme (ABL L 197 vom 21.7.2001, S. 30)
durchgefiihrt wird“. Diese Regelung wurde in das Landesrecht der Lénder Berlin und Brandenburg
(Artikel 8a des Landesplanungsvertrages (LP1V)) iibernommen. Die gemeinsamen Landesentwicklungspléne werden
in diesem Zusammenhang als priifpflichtig benannt.

Artikel 8a Absatz 1 LP1V bestimmt fiir den Umweltbericht die folgende Aufgabe: ,,Mit dem Ziel einer nachhaltigen
Raumentwicklung sollen die voraussichtlich erheblichen Auswirkungen der Umsetzung eines Raumordnungsplanes
auf die Umwelt sowie in Betracht kommende Planungsalternativen ausgehend von den Zielen des Raumordnungs-
planes angemessen ermittelt, beschrieben, bewertet und in einem Umweltbericht niedergelegt werden. Dabei ist vom
gegenwirtigen Wissensstand, vom Inhalt und Detaillierungsgrad des Raumordnungsplanes und der Stellung des
Raumordnungsplanes im Entscheidungsprozess auszugehen und nach allgemein anerkannten Priifmethoden zu ver-
fahren®.

Der LEP B-B konkretisiert als iiberortliche und zusammenfassende Planung die Grundsatzfestlegungen des Landes-
entwicklungsprogrammes 2007 (LEPro 2007) und setzt einen iibergeordneten Rahmen fiir kiinftige rdumliche Ent-
wicklungen in der Hauptstadtregion, die auf nachfolgenden Planungsebenen konkretisiert und umgesetzt werden.
Eine Priifung aller Einzelheiten, die innerhalb des durch die Festlegungen gesetzten Rahmens moglich sein konnten,
ist nicht erforderlich, da auch auf den nachfolgenden Planungsebenen eine strategische Umweltpriifung durchzu-
fithren ist. Im Rahmen mehrstufiger Planungs- und Zulassungsverfahren ist jeder Plan auf seiner Stufe nur insoweit
einer Umweltpriifung zu unterziehen, wie dies nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Planes angemessen verlangt
werden kann.
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1.2 Inhalt und Ziele des Landesentwicklungsplanes Berlin-Brandenburg

Mit dem LEP B-B werden die bisher giiltigen Landesentwicklungspléne bis auf den gemeinsamen Landesentwick-
lungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP FS) von 2006 abgeldst.

Aufbauend auf der von den Léndern Berlin und Brandenburg einvernehmlich entwickelten Konzeption und den
Vorgaben des ,,Leitbildes Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg® und des LEPro 2007 enthélt der LEP B-B Festle-
gungen, die als Ziele, Grundsétze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung bei raumbedeutsamen Planungen,
Vorhaben und sonstigen MaBinahmen, durch die Raum in Anspruch genommen oder die rdumliche Entwicklung oder
Funktion eines Gebietes beeinflusst werden, zu beachten (Ziele der Raumordnung) bzw. zu beriicksichtigen (Grund-
sitze der Raumordnung) sind. Der LEP B-B soll als Rechtsverordnung der Landesregierungen mit Wirkung fiir das
jeweilige Landesgebiet festgesetzt werden.

Konzeptionell verfolgt der LEP B-B die folgenden Ziele:

—  Konkretisierung des Leitbildes fiir die Hauptstadtregion und des LEPro 2007 durch Festlegungen von Zielen
und Grundsétzen der Raumordnung fiir den Gesamtraum

—  Zusammenfiihren der festgelegten Themenbereiche der bisherigen Landesentwicklungsplidne (Landesentwick-
lungsplan Brandenburg LEP I — Zentralortliche Gliederung —, Landesentwicklungsplan fiir den engeren Ver-
flechtungsraum Brandenburg-Berlin (LEP eV) und Landesentwicklungsplan fiir den Gesamtraum Berlin-
Brandenburg (LEP GR) — ergénzende raumordnerische Festlegungen fiir den du3eren Entwicklungsraum —)

—  Reduzierung der Festlegungen auf das fiir eine geordnete Entwicklung notwendige Mal3

—  Detailschérfe der Festlegungen auf einen Mafistab 1 : 250 000

—  Einrdumen groBziigiger Entwicklungsspielrdume in Bereichen, wo Verkehrsgunst, wirtschaftliche Dynamik und
Bevolkerungskonzentration gegeben sind

—  Unterstiitzung der gewerblichen Entwicklung durch weitgehenden Verzicht auf raumliche Schranken.

Inhaltlich konzentriert sich der LEP B-B auf die folgenden Schwerpunkte:

—  Einbindung der Hauptstadtregion in nationale und internationale Verflechtungen

—  Ermoglichung von Wirtschaftswachstum

—  Réumliche Ordnung der Daseinsvorsorge

—  Orientierung der Wohnfldchen- und Infrastrukturentwicklung auf rdumliche Schwerpunkte
—  Schutz von Freirdumen und natiirlichen Ressourcen

—  Anregung nachfolgender Akteursebenen zur Gestaltung von Handlungsrdumen.

System der riumlichen Planung/Abschichtung

Landesentwicklungsprogramm 2007
der Lénder Berlin und Brandenburg

(LEPro 2007)
Landesentwicklungsplan Landesentwicklungsplan Braunkohlen- und
Berlin-Brandenburg Flughafenstandortentwicklung Sanierungspliane
(LEP B-B) (LEP FS) Brandenburg
Mafstab 1 : 250 000 Mafstab 1 : 100 000 Malstab 1 : 50 000

Brandenburger Regionalplanung
MaBstab 1 : 100 000

Regionalplanerische Elemente des Berliner Flichennutzungsplanes (FNP)
Mafstab 1 : 25 000

Kommunale Bauleitplanung und Fachplanung

Die Festlegungen des LEP B-B sind fiir die nachgeordneten Ebenen der rdumlichen Planung wie auch als raumliche
Orientierungspunkte fiir verschiedene Fachplanungen verbindlich. Dabei wird unterschieden zwischen beachtens-
pflichtigen Zielen der Raumordnung (Z), die einer Uberwindung im Rahmen der Abwigung in nachfolgenden Pla-
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nungsverfahren nicht mehr zugénglich sind, und beriicksichtigungspflichtigen Grundsitzen der Raumordnung (G) als
Vorgaben fiir nachfolgende Abwégungs- oder Ermessensentscheidungen. Gemaf3 Artikel 8 Absatz 7 LPIV soll der
LEP B-B spétestens zehn Jahre nach seiner Aufstellung iiberpriift werden.

Teil I des LEP B-B enthilt eine Darstellung der Rechtsgrundlagen und Erlduterungen zum Verhéltnis des LEP B-B
zu anderen Programmen und Plinen der Raumordnung. Die programmatisch-konzeptionellen Rahmenbedingungen
und Eckpunkte fiir die rdumliche Entwicklung der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg werden im Teil II des
LEP B-B ausgefiihrt. Im Teil III erfolgt die konkrete Ausgestaltung mit den textlichen Festlegungen, die im Teil IV
erldutert und begriindet werden. Im Teil V erfolgen die zeichnerischen Festlegungen in zwei Festlegungskarten.

Die Bevolkerungsentwicklung der letzten zehn Jahre und der prognostizierte demografische Wandel haben Konse-
quenzen in den rdumlichen Strukturen und machen eine Anpassung der raumplanerischen Steuerungsinstrumente
erforderlich. Das Leitbild der ,,Dezentralen Konzentration®, durch das ein Ausgleich zwischen den Teilregionen
angestrebt wurde, wird durch das Leitbild ,,Stirken stirken®, also einer gezielten Férderung bereits vorhandener und
erfolgreicher Strukturen zum Wohl des Gesamtraumes, abgelst. Entsprechende Eckpunkte fiir die rdumliche Grund-
orientierung werden durch das LEPro 2007 vorgegeben. Der LEP B-B konkretisiert die Grundsatzfestlegungen des
LEPro 2007 und enthélt bindende Vorgaben sowie Handlungsempfehlungen fiir die nachfolgenden Planungsebenen.
Die Regelungstiefe gegeniiber der bisherigen Planung wird zuriickgenommen. Der Gestaltungsspielraum der nachge-
ordneten Regional-, Bauleit- und Fachpldne wird damit erheblich erweitert.

1.3 Methodik und Datengrundlage des Umweltberichts
1.3.1 Methodik und Inhalte des Umweltberichts

Der Umweltbericht dokumentiert den Prozess der Ermittlung und Beriicksichtigung der Umweltbelange wihrend der
Planerarbeitung. Dabei ist insbesondere zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten, inwieweit durch die Fest-
legungen des Planes ein Rahmen gesetzt wird fiir Vorhaben mit voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen,
welche Planungsalternativen in Betracht kommen und wie sie in der Abwéagung beriicksichtigt wurden und welcher
Gestaltungsspielraum fiir die nachfolgenden Planungsebenen gelassen wird, um voraussichtlich erhebliche Umwelt-
auswirkungen zu vermeiden oder zu minimieren. Die Detaillierung der Umweltpriifung orientiert sich am Mafstab
und der Aussageschirfe des Planes. Vertiefende Priifungen sind nur erforderlich, wenn auch der Plan detailliertere
Festlegungen vorsieht, insbesondere einen verbindlichen raumkonkreten Rahmen setzt fiir Vorhaben mit erheblichen
Umweltauswirkungen. Der Umweltbericht hat im Einzelnen zu den in Anlage 3 LPIV aufgefiihrten Inhalten Aus-
sagen zu treffen’. In welchen Kapiteln welche Inhalte der Anlage 3 behandelt werden, ist der Tabelle 6 zu entneh-
men.

Ein wesentliches Element der Strategischen Umweltpriifung ist die Alternativenpriifung. Dazu wird in Artikel 8a
Absatz 1 Satz 2 LPIV ausgefiihrt: ,,Mit dem Ziel einer nachhaltigen Raumentwicklung sollen die voraussichtlichen
erheblichen Auswirkungen der Umsetzung eines Raumordnungsplanes sowie in Betracht kommende Planungsalter-
nativen ausgehend von den Zielen des Raumordnungsplanes angemessen ermittelt, bewertet und in einem Umwelt-
bericht niedergelegt werden*.

Entsprechend dieser Bestimmung sollen nur in Betracht kommende Planungsalternativen gepriift werden. Der grund-
sitzliche Verzicht auf die Planung kommt regelmaBig nicht in Betracht, da die Aufstellung des Landesentwicklungs-
planes auf der Grundlage des Landesentwicklungsprogrammes dem gesetzlichen Planungsauftrag folgt. Ebenso
kommt ein Abweichen von den grundlegenden Vorgaben des LEPro 2007 beispielsweise zur Entwicklung der Haupt-
stadtregion, zum Prinzip der zentral6rtlichen Gliederung oder der Verkehrsentwicklung weder als Planungsalternative
in Betracht, noch sind die bereits im Rahmen der SUP zum LEPro 2007 gepriiften Grundsatzfestlegungen erneut zu
priifen (Abschichtung nach oben). Auch bei den rdumlich konkreten Festlegungen des LEP B-B beispielsweise zu
Zentralen Orten oder Verkehrsverbindungen kommen nicht beliebig viele Planungsalternativen in Betracht, sondern
nur diejenigen, die den konzeptionellen raumordnerischen Anforderungen und Kriterien entsprechen. Die raumordne-
rische Bewertung derartiger Alternativen ist regelmifBig Gegenstand der planerischen Konzeption. Diese wird im
erforderlichen Umfang in der Begriindung zu den Festlegungen (siehe IV A) beschrieben. Die Konzeptalternativen
werden im Einzelnen im Umweltbericht nicht erneut dargestellt. Die Priifung von Alternativen wird im Umwelt-
bericht nur dann thematisiert, wenn von der Umsetzung der Ziele des Raumordnungsplanes voraussichtlich erheb-
liche Umweltauswirkungen ausgehen. In derartigen Féllen ist eine Priifung der in Betracht kommenden (Stand-
ort-)Alternativen erforderlich.

5 Anlage 3 des Landesplanungsvertrages, der den Anhang I der Richtlinie 2001/42/EG wortgetreu wiedergibt, stellt keine Gliede-

rungsvorgabe fiir den Umweltbericht dar, sondern listet lediglich die Informationen auf, die in einem Umweltbericht aufzuneh-
men sind.
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Tabelle 6: Zuordnung der Inhalte gemiifl Anlage 3 zum Landesplanungsvertrag zu den Kapiteln des Um-
weltberichts
Informationen gemif3 Artikel 8a Absatz 4 Satz 1 Umweltbericht

a) | eine Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Raumordnungsplanes | Kapitel 1.2
sowie der Beziehung zu anderen relevanten Planen und Programmen

b) |die relevanten Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes und dessen voraussicht- | Kapitel 3
liche Entwicklung bei Nichtdurchfiihrung des Raumordnungsplanes

¢) | die Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden

d) |samtliche derzeitigen fiir den Raumordnungsplan relevanten Umweltprobleme unter
besonderer Berlicksichtigung der Probleme, die sich auf Gebiete mit einer speziellen
Umweltrelevanz beziehen, wie etwa die gemill den Richtlinien 79/409/EWG und
92/43/EWG ausgewiesenen Gebiete

e) |die auf internationaler oder gemeinschaftlicher Ebene oder auf der Ebene der Mit- | Kapitel 2
gliedstaaten festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die fiir den Raumordnungsplan
von Bedeutung sind, und die Art, wie diese Ziele und alle Umwelterwigungen bei
der Ausarbeitung des Raumordnungsplanes beriicksichtigt wurden

f) | die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen®, einschlieflich der Auswir- | Kapitel 4
kungen auf Aspekte wie die biologische Vielfalt, die Bevolkerung, die Gesundheit
des Menschen, Fauna, Flora, Boden, Wasser, Luft, klimatische Faktoren, Sachwerte,
das kulturelle Erbe einschlieBlich der architektonisch wertvollen Bauten und der
archdologischen Schétze, die Landschaft und die Wechselbeziehung zwischen den
genannten Faktoren

g) | die MaBnahmen, die geplant sind, um erhebliche negative Umweltauswirkungen auf
Grund der Durchfiihrung des Raumordnungsplanes zu verhindern, zu verringern und
soweit wie mdglich auszugleichen

h) | eine Kurzdarstellung der Griinde fiir die Wahl der gepriiften Alternativen und eine
Beschreibung, wie die Umweltpriifung vorgenommen wurde, einschlieBlich etwaiger
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informationen (z. B.
technische Liicken oder fehlende Kenntnisse)

i) |eine Beschreibung der geplanten MaBnahmen zur Uberwachung gemiB Artikel 8a | Kapitel 5
Absatz 10

7 eine nichttechnische Zusammenfassung der oben beschriebenen Informationen Kapitel 6

Das methodische Vorgehen wird im Folgenden ndher erldutert. Eine Priifung aller theoretisch denkbaren Umwelt-
auswirkungen im Detail, die innerhalb des vom LEP B-B gesetzten Rahmens moglich sein kdnnten, ist nicht erforder-
lich, da auch auf den nachfolgenden Planungsebenen eine strategische Umweltpriifung durchzufiihren ist. Im Rahmen
mehrstufiger Planungs- und Zulassungsverfahren ist jeder Plan auf seiner Stufe nur insoweit einer Umweltpriifung zu
unterziehen, wie dies nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Planes angemessen verlangt werden kann.

Darstellung der planrelevanten Umweltziele nach Schutzgiitern

Die Beurteilung der Umweltwirkungen des LEP B-B soll entsprechend der Aussagetiefe anhand von Umweltzielen
erfolgen. Im Rahmen der SUP zum LEPro 2007 wurde ein umfassender Zielkatalog zusammengestellt. Auf Grund
des stirkeren rdumlichen Bezugs des LEP B-B wurde dieser modifiziert und auf der Grundlage der Abstimmung mit
den obersten Fachbehdrden im Rahmen des Scopings ergidnzt. Die Umweltziele werden der Darstellungsebene des
LEP B-B entsprechend in Kapitel 2 beschrieben.

6 einschlieBlich sekundirer, kumulativer, synergetischer, kurz-, mittel- und langfristiger, stindiger und voriibergehender, positiver

und negativer Auswirkungen
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Beschreibung des Umweltzustandes im Planungsraum und der voraussichtlichen Entwicklung bei Nichtdurchfiihrung
des LEP B-B

Zur Darstellung der Umweltsituation erfolgt eine textliche Charakterisierung des derzeitigen Umweltzustandes im
Raum Berlin-Brandenburg nach Schutzgiitern gegliedert; einerseits allgemein statistisch (z. B. Flachenanteil der
Schutzgebiete, insbesondere auch der europarechtlich geschiitzten Gebiete) und andererseits in seiner (gromaf-
stiblichen) rdumlichen Differenzierung. In verschiedenen Teilriumen des gemeinsamen Planungsraumes
Berlin-Brandenburg stellt sich die Umweltsituation grundsétzlich unterschiedlich dar, was durch eine Beschreibung
der Besonderheiten fiir den Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam und der {iberwiegend ldndlich
geprigten Rdume zum Ausdruck kommt. Diese Differenzierung orientiert sich an den faktischen rdumlichen Struk-
turen, die nicht mit den administrativen Grenzen der Lander identisch sind.

Die Prognose der voraussichtlichen Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchfiihrung der Planung erfolgt als
qualitative Beschreibung der Entwicklungstendenzen des Umweltzustandes auf der Grundlage der Annahmen zur
Bevolkerungsentwicklung und der beabsichtigten umweltbezogenen Mafinahmen der Fachbehorden in den folgenden
Jahren. Es wird dabei vom Status-quo ausgegangen, der sich u. a. auch unter den Voraussetzungen der bisher giiltigen
Teilplane der Landesentwicklungsplanung eingestellt hat.

Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Ziele und Grundsitze des Planes

Die Priifung konzentriert sich auf die Ermittlung, ob durch die Umsetzung des Planes mégliche erhebliche Umwelt-
auswirkungen verursacht werden kénnen. Die im LEP B-B enthaltenen Festlegungen sind vor diesem Hintergrund in
einem ersten Priifschritt beziiglich ihrer Umweltrelevanz zu beurteilen. Die einzelnen Festlegungen werden dabei
unterteilt in Regelungen mit und in Regelungen ohne Umweltrelevanz. Erstgenannte sind Gegenstand der weiteren
Umweltpriifung, Festlegungen ohne Umweltrelevanz werden nicht weiter betrachtet.

Die Festlegungen des LEP B-B lassen sich unterteilen in rdumlich nicht konkretisierte und rdumlich konkretisierte
Ziele und Grundsétze der Raumordnung. Grundsitze sowie Ziele der Raumordnung, die sich nicht auf konkrete
Raumordnungsgebiete oder Standorte beziehen, lassen in der Regel ausreichend Handlungsspielraum, auf nachfol-
genden Planungsebenen erhebliche Umweltauswirkungen zu vermeiden oder zu minimieren. Sie zeigen jedoch Rich-
tungen der Landesentwicklung auf, die in der Tendenz mehr oder weniger giinstig beziiglich der umweltrelevanten
Zielsetzungen sein konnen. Diese Tendenzen werden im Text qualitativ beschrieben. Es werden im Sinne der Ab-
schichtung Hinweise auf Inhalte, deren Umweltrelevanz sich erst auf nachfolgender Planungsebene konkretisieren
lasst, eingefiigt.

In einem zweiten Priifschritt wird die Umweltrelevanz der verbleibenden Festlegungen beschrieben. Dabei spielt die
Beriicksichtigung relevanter Umweltziele eine wesentliche Rolle und es wird gepriift, inwieweit voraussichtlich
erhebliche Umweltauswirkungen (positive wie negative) mit der Umsetzung der Festlegungen des LEP B-B verbun-
den sind.

Von mdglichen erheblichen negativen Umweltauswirkungen wird ausgegangen, wenn durch die Festlegungen ein
Rahmen gesetzt wird fiir konkrete Vorhaben, fiir die eine Umweltvertriglichkeitspriifung gemal UVPG generell oder
im Einzelfall erforderlich ist oder wenn ein Natura 2000-Gebiet betroffen ist.

Bei den moglichen Auswirkungen auf die Umwelt, die durch raumkonkrete Ziele oder Grundsitze der Raumordnung
ausgelost werden konnen, ist zu unterscheiden zwischen flachenhaften Rahmensetzungen (z. B. Freiraumverbund,
Gestaltungsraum Siedlung) sowie standortbezogenen und linienhaften Festlegungen (z. B. Vorsorgestandorte fiir
grofflachige gewerblich-industrielle Vorhaben, Stadtische Kernbereiche, grordumige und iiberregionale Verkehrs-
verbindungen).

Alternativen sowie MaBBnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltauswirkungen

In diesen Abschnitten werden Aussagen zu Planungsalternativen und/oder Moglichkeiten zur Vermeidung, Minde-
rung, gegebenenfalls auch zum Ausgleich erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen getroffen.

Auswirkungen der Umsetzung des Gesamtplanes, grenziibergreifende Umweltauswirkungen und Aussagen zur
FFH-Vertraglichkeit

Der Priifung der einzelnen Plansitze mit Umweltrelevanz schliefit sich eine summarische Priifung des Gesamtplanes
an. Hier erfolgt eine verbal-argumentative Zusammenschau der vorher einzeln abgeschitzten Auswirkungen mit
Hinweisen zu kumulierenden Wirkungen und Aussagen zu moglichen grenziibergreifenden Wirkungen.
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Eine Vorpriifung, inwieweit durch die Festlegungen des LEP B-B eine erhebliche Beeintrichtigung von Natura 2000-
Gebieten nicht ausgeschlossen werden kann, erfolgt im Anschluss an die allgemeine Priifung der Umweltauswirkun-
gen. Auf der Ebene des LEP B-B konnen nur grobe Aussagen zur Natura 2000-Vertraglichkeit im Zusammenhang
mit raumlichen Festlegungen gemacht werden.

1.3.2 Datengrundlagen

Die fiir die Umweltpriifung heranzuziehenden Unterlagen und Daten sowie die Quellen der zu beriicksichtigenden
relevanten Umweltziele wurden ebenso wie die Priifmethodik der SUP in einem Scopingtermin vorgestellt und mit
den obersten fiir Natur, Umwelt, Gesundheit und Denkmalschutz zusténdigen Fachbehdrden der Lander abgestimmt.
Fiir die Sichtung der fiir das Land Berlin geeigneten Datengrundlagen fand ein zusitzlicher Abstimmungstermin bei
der Senatsverwaltung filir Stadtentwicklung in Berlin statt. Es war insgesamt erforderlich, eine Datengrundlage zu
schaffen, die dem Mafstab des LEP B-B und damit der Aussagetiefe des Planes angemessen ist. Einige fiir eine
Betrachtung im Sinne der SUP geeignete Daten konnten fiir die Bewertung nicht herangezogen werden, da diese zum
Zeitpunkt der Erarbeitung des Umweltberichts noch nicht vorlagen. Hierzu zdhlen die Ergebnisse der Larmminde-
rungsplanung und die aufbereiteten Daten fiir den ,,Methodenrahmen fiir eine Umweltbewertung geméfl UVPG fiir
die vorbereitende Bauleit- und Landschaftsplanung* in Berlin.

Es wurden ausschlieB3lich bereits vorliegende Daten der Fachbehorden, die sich wie folgt gliedern lassen, verwendet:

—  Statistische Daten, die die Umweltsituation im Gebiet der beiden Bundeslédnder nach Schutzgiitern allgemein
beschreiben (Internetangebote zur Statistik, Umweltberichte u. A.)

—  Flichenbezogene, fiir das gesamte Gebiet von Brandenburg bzw. Berlin vorliegende digitale und zum Teil auch
analoge rdumliche Daten zu den Schutzgiitern (Ausziige aus dem Planungsinformationssystem (PLIS), dem digi-
talen Raumordnungskataster (DiROK), dem digitalen Umweltatlas Berlin)

Eine detaillierte Aufstellung der verwendeten Daten und Quellen enthélt Kapitel 7 des Umweltberichts.
2 Planrelevante Umweltziele nach Schutzgiitern

Ein wesentliches Ziel der Richtlinie 2001/42/EG ist es, bereits auf der Ebene der Konzeptionen und Rahmensetzun-
gen fiir konkrete Vorhaben Umweltziele als Grundlage einer vorsorgeorientierten und nachhaltigen Entwicklung in
die Planung zu integrieren. Dieser strategische Ansatz wurde bereits bei der Erarbeitung des LEP B-B beriicksichtigt.
Die SUP ist das im LPIV verankerte Instrument zur Priifung und Dokumentation der Umsetzung. Die im Zusammen-
hang mit der Aufstellung des LEP B-B relevanten Umweltziele werden nachfolgend dargestellt.

Die fiir den Planungsraum relevanten Umweltziele basieren iiberwiegend auf allgemeinen Umweltentwicklungszielen
und Konzepten, die auf internationaler, européischer und auf Bundes- und Landesebene formuliert wurden. Die inter-
nationalen Konzeptionen finden ihren Niederschlag in zahlreichen volkerrechtlichen Vertrdgen, den Konventionen,
die Deutschland mit unterzeichnet hat (vgl. folgende Tabelle).

Tabelle 7: Auswahl wichtiger internationaler Umweltkonventionen
Konvention Inhalt
Genfer Konvention UNO/ECE Konvention iiber weitrdumige grenziiberschreitende Luftverun-
reinigungen
Klimakonvention UNO Rahmeniibereinkommen iiber Klimaénderungen
Welterbe Konvention Ubereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt
Berner Konvention Ubereinkommen {iber die Erhaltung der europdischen wildlebenden Pflanzen

und Tiere und ihrer natiirlichen Lebensrdume

Washingtoner Artenschutz- Ubereinkommen iiber den internationalen Handel mit gefihrdeten Arten
abkommen freilebender Tiere und Pflanzen
Ramsar Konvention Ubereinkommen iiber Feuchtgebiete, insbesondere als Lebensraum fiir Was-

ser- und Watvogel, von internationaler Bedeutung

Bonner Konvention Ubereinkommen zur Erhaltung der wandernden wildlebenden Tierarten
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Biodiversititskonvention Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt

Die wesentlichen umweltbezogenen Ziele der Europidischen Union enthélt das 6. Umweltaktionsprogramm. Die
Prioritdt des Handelns bis zum Jahre 2012 liegt gemif} diesem Programm in den Bereichen

—  Klimaschutz,

—  Natur und biologische Vielfalt,

—  Umwelt, Gesundheit und Lebensqualitit,
—  Ressourcenmanagement.

Grundlage speziell fiir den europdischen Naturschutz und die Schutzgiiter Tiere und Pflanzen bildet die Konzeption
des kohérenten Netzes Natura 2000. Auch beziiglich einiger anderer Schutzgiiter gibt es européische Zielkonzepte,
die sich in entsprechenden Richtlinien, wie z. B. der Wasserrahmenrichtlinie, niedergeschlagen haben.

Eine allgemeine, auch auf die Umwelt bezogene Zielkonzeption auf Ebene des Bundes enthélt die Nationale Nach-
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Konkretere, schutzgutbezogene Ziele enthalten umweltrelevante Fachgeset-
ze wie das Bundesnaturschutzgesetz, das Bundes-Immissionsschutzgesetz, das Bundes-Bodenschutzgesetz oder das
Wasserhaushaltsgesetz. In diesen Fachgesetzen sind in der Regel auch die internationalen/européischen Zielvorgaben
in nationales Recht umgesetzt.

In den folgenden Abschnitten werden die fiir den LEP B-B relevanten Umweltziele nach den in Anlage 3 zum LPIV
vorgegebenen Schutzgiitern gegliedert dargestellt. Die wesentlichen Zielrichtungen, die in den Regelungen und Ver-
tragen auf internationaler, europdischer, Bundes- und Landesebene in unterschiedlichem Detaillierungsgrad ausfor-
muliert sind, werden zusammengefasst. Die Quellen der Umweltziele sind im Kapitel 7.4 gelistet.

2.1 Mensch und Gesundheit

Ein groBer Teil der Umweltziele ist auf die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen ausgerichtet. So be-
stimmt z. B. die Europdische Charta Umwelt und Gesundheit u. a.: ,,Fiir Gesundheit und Wohlergehen ist eine saube-
re und harmonische Umwelt erforderlich.“ und ,,Die Umwelt soll als Grundlage fiir bessere Lebensbedingungen und
gesteigertes Wohlbefinden angesehen werden.“, wobei ,,die Gesundheit des Einzelnen und die von Bevdlkerungs-
gruppen eindeutig Vorrang vor wirtschaftlichen Uberlegungen haben sollte.

Im Einzelnen umfasst der Schutz der Gesundheit und des Wohlbefindens der Bevolkerung folgende Ziele, die durch
zahlreiche Gesetze, Richtlinien, Verordnungen, politische Ziele und Strategien, Pline und Programme auf europé-
ischer, nationaler und Landerebene (Berlin und Brandenburg) verbindlich untersetzt sind:

—  Schutz der Natur als Lebensgrundlage des Menschen

—  Verfiigbarkeit und Schutz sauberen Trinkwassers

—  Reinhaltung der Luft, d. h. Schutz vor gesundheitsschiddigenden Stoffimmissionen sowie Senkung bestehender
Belastungen

—  Reduzierung belastender Klimasituationen durch Senkung von Luftbelastungen und Freihaltung klimatischer
Ausgleichsrdume

—  Sicherung von Landschaftsrdumen als Voraussetzung fiir die Erholung

—  Schutz vor Larm, Erschiitterungen und sonstigen gesundheitsbelastenden Umwelteinwirkungen und Senkung
bestehender Belastungen

Relevante Quellen

—  EU-Umgebungslarmrichtlinie

—  Wasserrahmenrichtlinie

—  Raumordnungsgesetz

—  Bundes-Immissionsschutzgesetz und die dazugehdrigen Verordnungen
—  Gesetz zum Schutz gegen Flugldrm

—  Bundesnaturschutzgesetz

—  Naturschutzgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Landschaftsprogramme der Lander Berlin und Brandenburg

—  Waldgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

Die Ziele fiir das Schutzgut Mensch und Gesundheit weisen Uberschneidungen mit den Zielen fiir die nachfolgend
aufgefiihrten Schutzgiiter auf und werden durch diese ergénzt. Alle Ziele zum Schutz von Natur und Umwelt sowie
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von Kultur- und Sachgiitern sind anthropozentrisch darauf ausgerichtet, eine lebenswerte Umwelt, auch fiir nachfol-
gende Generationen, zu erhalten.

2.2 Landschaft und kulturelles Erbe

Die wesentlichen, auf Landschaft bezogenen Umweltziele sind im Bundesnaturschutzgesetz zusammengefasst und
beziehen sich sowohl auf Schutz, Pflege und Entwicklung der Vielfalt, Eigenart und Schonheit als auch den Erho-
lungswert der Landschaft sowie den Schutz historischer Kulturlandschaften. Ziel des UNESCO-Ubereinkommens
zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt ist der Erhalt historischer Kulturlandschaften einschlieBlich beson-
derer Naturgebilde sowie Denkmale und Denkmalensembles.

Diese Ziele werden durch Regelungen im Raumordnungsgesetz und in den Denkmalschutzgesetzen ergénzt und
durch entsprechende Verordnungen und Programme in Berlin und Brandenburg inhaltlich und rdumlich detailliert
umgesetzt. Die wesentlichen Ziele lassen sich wie folgt zusammenfassen:

—  Schutz der Eigenart, Vielfalt und Schonheit sowie Erholungseignung der Landschaft

—  Erhalt groraumiger, storungsarmer Landschaftsraume

—  Schutz historischer Kulturlandschaften

—  Erhalt des archdologischen und des architektonischen Erbes als Teil der kulturellen Identitdt
—  Schutz von Baudenkmalen, Denkmalbereichen, Garten- und Bodendenkmalen

Relevante Quellen

—  UNESCO-Ubereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt

—  Ubereinkommen des Europarates zum Schutz des architektonischen Erbes Europas

—  Europiische Ubereinkommen zum Schutz archiologischen Kulturguts revidiert durch die Europiische Konven-
tion zum Schutz des archdologischen Erbes

—  Europiisches Raumentwicklungskonzept

—  EU-Umgebungslarmrichtlinie

—  Raumordnungsgesetz

—  Landesentwicklungsprogramm 2007

—  Bundesnaturschutzgesetz

—  Naturschutzgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Denkmalschutzgesetze der Lénder Berlin und Brandenburg

—  Waldgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Landschaftsprogramme der Lander Berlin und Brandenburg

2.3 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Die Umweltziele, die sich auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt richten, konzentrieren sich
auf Schutz, Erhalt und Entwicklung der Arten und ihrer Lebensrdume, insbesondere auch deren Diversitit sowie die
Vernetzung der Lebensrdume.

Diese Ziele werden durch zahlreiche Gesetze, Richtlinien, Verordnungen, politische Ziele und Strategien, Plédne und
Programme auf européischer, nationaler und Lénderebene (Berlin und Brandenburg) inhaltlich und rdumlich detail-
liert und verbindlich untersetzt. Die wesentlichen Zielrichtungen umfassen:

—  Schutz von Tier- und Pflanzenarten und deren Lebensrdumen
—  Vernetzung wertvoller Lebensrdume zum Erhalt und zur Entwicklung der Biodiversitit und Funktion des Natur-
haushaltes (Kohérentes Netz Natura 2000, Biotopverbundnetze)

Relevante Quellen

—  Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt (Biodiversititskonvention)
—  Sevilla-Strategie der UNESCO

—  Ziele des 6. Umweltaktionsprogrammes der EU

—  FFH- und Vogelschutzrichtlinie

—  Raumordnungsgesetz

—  Landesentwicklungsprogramm 2007

—  Bundesnaturschutzgesetz

—  Naturschutzgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Waldgesetze der Lander Berlin und Brandenburg
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—  Artenschutz- und Landschaftsprogramme der Lander Berlin und Brandenburg
24 Boden

Die Umweltziele, die sich auf das Schutzgut Boden beziehen, zielen auf den Schutz der natiirlichen Funktionen des
Bodens sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte. Neben dem Schutz vor schiddlichen Ein-
wirkungen geht es um die Reduzierung der Inanspruchnahme durch Versiegelung und die Sanierung vorhandener
Altlasten.

Diese Ziele werden insbesondere durch das Bundes-Bodenschutzgesetz, die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie der
Bundesregierung sowie durch Verordnungen und Programme in Berlin und Brandenburg konkretisiert. Die ange-
strebten Zielrichtungen lassen sich wie folgt zusammenfassen:

—  Sparsamer Umgang mit Boden (Flacheninanspruchnahme)

—  Schutz des Bodens als Teil des Naturhaushaltes (Funktion und Vielfalt)
—  Erosionsschutz

—  Sanierung von Altlasten

—  Schutz des Bodens als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte

Relevante Quellen

—  Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung

—  Raumordnungsgesetz

—  Landesentwicklungsprogramm 2007

—  Bundes-Bodenschutzgesetz

—  Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz

—  Bundesnaturschutzgesetz

—  Naturschutzgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Bodenschutzgesetz des Landes Berlin

—  Abfallgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Waldgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Landschaftsprogramme der Lénder Berlin und Brandenburg
—  Denkmalschutzgesetze und Denkmallisten der Lander Berlin und Brandenburg

2.5 Wasser

Die Umweltziele, die sich auf das Schutzgut Wasser beziehen, werden am umfassendsten durch die Wasserrahmen-
richtlinie und deren Umsetzung im Wasserhaushaltsgesetz umschrieben. Angestrebt werden insbesondere der Schutz
und die Verbesserung des Zustandes der aquatischen Okosysteme, der Wasserqualitit und des Grundwasserdar-
gebots. Zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie werden Bewirtschaftungspléne und MaBnahmenprogramme
erarbeitet. Zusammenfassend ergeben sich folgende wesentliche Zielrichtungen:

—  Schutz und Verbesserung der aquatischen Okosysteme
—  Verschlechterungsverbot und Verbesserung der Wasserqualitét
—  Schutz und Verbesserung der Trinkwasserressourcen und sparsamer Umgang damit

Relevante Quellen

—  Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung

—  Wasserrahmenrichtlinie

—  Raumordnungsgesetz

—  Landesentwicklungsprogramm 2007

—  Wasserhaushaltsgesetz

—  Bundesnaturschutzgesetz

—  Wassergesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Naturschutzgesetze der Lander Berlin und Brandenburg
—  Waldgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Bewirtschaftungsplédne und Manahmeprogramme

—  Landschaftsprogramme der Lander Berlin und Brandenburg
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2.6 Klima und Luft

Der Klimaschutz konzentriert sich insbesondere auf die anthropogen verursachten Wirkungen des Treibhauseffektes.
Ausgehend vom Kyoto-Protokoll der Vereinten Nationen befassen sich zahlreiche Richtlinien, Gesetze, Strategien
und Programme auf européischer, nationaler und auf Ebene der Bundeslidnder mit der Umsetzung des Ziels der Redu-
zierung der den Treibhauseffekt verursachenden Emissionen. Bereits auf européischer Ebene sind die Verbesserung
und Erhaltung einer fiir die menschliche Gesundheit und die Umwelt ausreichenden Luftqualitéit ein klar erklartes
Ziel, das sich im Goteborg-Protokoll und der Rahmenrichtlinie Luftqualitdt widerspiegelt. Zusammenfassend ergeben
sich folgende wesentliche Zielrichtungen:

—  Begrenzung und Reduzierung umwelt- und gesundheitsschidigender Emissionen und Abbau bestehender
Immissionsbelastungen

—  Reduzierung des AusstoBes von C0*-Aquivalenten

—  Erh6hung des Anteils erneuerbarer Energien

—  Verbesserung der Energietechnik (Effizienzsteigerung)

—  Reduzierung des Energieverbrauches (Energieeinsparung)

—  Erhalt bedeutsamer klimadkologischer Ausgleichsraume und Luftaustauschbahnen

Relevante Quellen

—  Protokoll von Kyoto zum Rahmeniibereinkommen der Vereinten Nationen iiber Klimadnderungen
—  Ziele des 6. Umweltaktionsprogrammes der EU

—  Luftqualitdts-Rahmenrichtlinie sowie Einzelrichtlinien

—  Richtlinie 99/33/EG iiber die Grenzwerte fiir Luftschadstoffe

—  Strategie der Europdischen Kommission zur Luftreinhaltung in Europa (Clean Air For Europe CAFE)
—  Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung

—  Nationales Klimaschutzprogramm der Bundesregierung

—  Raumordnungsgesetz

—  Landesentwicklungsprogramm 2007

—  Bundes-Immissionsschutzgesetz und die dazugehorigen Verordnungen

—  Landesenergieprogramm Berlin

—  Energiestrategie 2010 des Landes Brandenburg

—  Berliner Energiespargesetz

—  Naturschutzgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Waldgesetze der Lander Berlin und Brandenburg

—  Integriertes Klimaschutzmanagement Land Brandenburg

—  Landschaftsprogramme der Lander Berlin und Brandenburg

—  Luftreinhalte- und Aktionspléne der Lander Berlin und Brandenburg

2.7 Kultur- und Sachgiiter

Als raumordnerisch relevante Umweltziele zum Schutz von Sach- und Kulturgiitern sind insbesondere Vorsorgemalf3-
nahmen zum Schutz vor Hochwassergefahren und zur Schadensminderung von Hochwasserereignissen hervorzu-
heben. Dariiber hinaus gilt es, Kulturgiiter in ihren geschichtlichen und kulturellen Zusammenhéngen zu bewahren
und erlebbar zu machen. Folgende Ziele sind hervorzuheben:

—  Erhalt des archdologischen und architektonischen Erbes als Teil der kulturellen Identitét
—  Schutz von Baudenkmalen, Denkmalbereichen, Garten- und Bodendenkmalen
—  Vorbeugender Hochwasserschutz

Relevante Quellen

—  Ubereinkommen des Europarates zum Schutz des architektonischen Erbes Europas

—  Europiische Ubereinkommen zum Schutz archiologischen Kulturguts revidiert durch die Europiische Konven-
tion zum Schutz des archdologischen Erbes

—  Raumordnungsgesetz

—  Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes

—  Denkmalschutzgesetze und Denkmallisten der Lander Berlin und Brandenburg
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3 Beschreibung des Umweltzustandes und der Entwicklungstendenzen

Die folgende Darstellung des Umweltzustandes im Planungsraum Berlin-Brandenburg und der Entwicklungsten-
denzen beruht auf der Auswertung verfligbarer raumlicher und statistischer Umweltdaten der Fachbehorden der
Léander Berlin und Brandenburg und des Bundes, ergédnzt durch vorliegende Fachpldne und Gutachten. Es wird dabei
vom Status quo ausgegangen, der sich u. a. auch unter den Voraussetzungen der bisher giiltigen Teilplédne der Lan-
desentwicklungsplanung eingestellt hat.

Die Aussagen iiber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtumsetzung des vorliegenden LEP B-B kénnen
allgemein und qualitativ beschrieben werden. Die Aussagen beruhen dabei im Wesentlichen auf Annahmen zur Be-
volkerungsentwicklung und beabsichtigten umweltbezogenen Mallnahmen der Fachbehdrden in den kommenden
Jahren.

3.1 Mensch und Gesundheit

Die fiir das Schutzgut Mensch und insbesondere fiir die menschliche Gesundheit relevanten Umweltaspekte umfassen
die Wohn- und Wohnumfeldqualitdt sowie die Erholungsfunktion der umgebenden Landschaft. Wesentlicher Faktor
zur Beschreibung der Wohn- und Wohnumfeldqualitdt sind der Belastungszustand durch Larm oder Luftschadstofte,
Erschiitterungen und sonstige Umwelteinwirkungen sowie die Verfiigbarkeit wenig belasteter Erholungsraume. Auf
den Aspekt der Schadstoffemissionen und -immissionen wird im Kapitel zum Schutzgut Klima und Luft ndher einge-
gangen. Der Aspekt der Erholungsrdume wird im Kapitel Landschaft und Kulturelles Erbe erortert.

Zustandsbeschreibung

Auf der insgesamt 30 370 Quadratkilometer gro3en Flache der Lénder Berlin und Brandenburg leben insgesamt rund
5,95 Mio. Menschen (Stand 2007) in sehr ungleicher rdumlicher Verteilung. Mehr als 3,4 Mio. Menschen wohnen in
Berlin selbst und tiber 1 Mio. Menschen im direkt anschlieBenden Umland. Die Bevdlkerungsdichte liegt in Berlin
bei 3 807 Einwohnern pro Quadratkilometer, wihrend sie in den vom Verdichtungsraum entfernten Regionen
zum Teil auf 70 Einwohner pro Quadratkilometer und darunter sinkt.

Eine entscheidende Rolle spielt beziiglich des Larms der Verkehr (insbesondere der StraBenverkehr), der bei der hier
erfolgten Zustandsbeschreibung eine Indikatorfunktion einnimmt. Die Darstellung der StraBen und Straenabschnitte
mit einem durchschnittlichen Verkehrsaufkommen von mehr als 16 000 Kraftfahrzeugen/Tag (durchschnittlicher
téglicher Verkehr, DTV) ergibt im Zusammenhang mit der Siedlungsstruktur ein Bild der Bereiche, in denen erhohte
Belastungen durch Verldrmung mit Werten um 65 dB(A) tags bzw. 55 dB(A) nachts auftreten. Diese Werte wurden
im Land Brandenburg als Priifwert fiir die laufende Larmminderungsplanung festgelegt.

Im Kernbereich der Stadt Berlin (innerhalb des S-Bahn-Ringes) ist das Netz der Stralen mit Verkehrsmengen iiber
16 000 Kraftfahrzeuge so dicht, dass nahezu von einer flichenhaft erhdhten Belastung mit zum Teil noch deutlich
hoéheren Léarmbelastungen, insbesondere im Bereich des Hauptstralennetzes auszugehen ist, die sich mit zuneh-
mender Entfernung zum inneren S-Bahn-Ring auflockert und sich auBerhalb entlang der Autobahnen und einzelner
Bundesstraf3enabschnitte fortsetzt. Belastungen treten im iibrigen Gesamtraum nur innerhalb der gro3eren Stidte und
vereinzelt auch in kleineren Stidten sowie entlang der Autobahnen Brandenburgs auf. Belastungen durch Verkehrs-
larm ergeben sich auch entlang der stérker frequentierten Bahntrassen und im Bereich der Anflugkorridore der Flug-
hédfen. Im ibrigen Gebiet des Planungsraumes finden sich demgegeniiber grole zusammenhéngende, weitgehend
larmfreie Landschaftsrdume, je nach Umfang der verkehrlichen Erschlieung.

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchfiihrung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme

Die Bevolkerungsprognosen fiir den Raum Berlin-Brandenburg gehen im Zeitraum zwischen 2005 und 2020 von
einem Bevolkerungsriickgang von 0,18 Mio. Einwohnern, d. h. 3,02 Prozent, aus, wobei davon allein 0,14 Mio. auf
das Land Brandenburg entfallen. Gleichzeitig wird mit einer weiteren Steigerung des Verkehrsaufkommens gerech-
net. Durch die Fortfiihrung der Larmminderungsplanung und weiterer MaBinahmen, die auf der Grundlage der zu
erarbeitenden Larmaktionspldne durchgefiihrt werden, sowie weiterer Verbesserungen in der Fahrzeugtechnik wird
davon ausgegangen, dass vor allem bestehende, gesundheitsgefdhrdende Spitzenbelastungen der Bevolkerung durch
Larm in den néchsten Jahren reduziert werden kdnnen. Diesen larmreduzierenden Wirkungen steht allerdings die
prognostizierte Zunahme des Verkehrs, insbesondere des LKW-Verkehrs entgegen. In der Umgebungslarm-Richt-
linie wird neben der Vermeidung und Verringerung von unzumutbaren Einwirkungen des Stralenverkehrsldrms auf
die Wohnbereiche erstmals auch der Erhalt bisher ruhiger Gebiete thematisiert.

Durch die SchlieBung der Innenstadtflughéifen in Berlin (Tegel und Tempelhof) und die Konzentration des gesamten
Flugverkehrs auf den Flughafen Berlin Brandenburg International (BBI) in Schonefeld wird sich innerhalb Berlins
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eine deutliche Entlastung der Bevolkerung durch Flugldrm ergeben, wihrend die Belastungen im Umfeld des neuen
GroBflughafens zunehmen werden. Die Anzahl der von Fluglirm betroffenen Einwohner wird jedoch insgesamt
deutlich zuriickgehen.

3.2 Landschaft und kulturelles Erbe
Zur Beschreibung der landschaftlichen und kulturhistorischen Verhiltnisse wird die Ausstattung mit groflichigen,
landschaftsbezogenen Schutzgebieten und ruhigen Landschaftsraumen sowie kulturhistorisch besonders hervorzuhe-

benden Teilrdumen im Zusammenhang mit der Flachennutzung (Wald und Gewésser) herangezogen.

Zustandsbeschreibung

Sowohl Brandenburg als auch Berlin zeichnen sich durch einen hohen Waldanteil aus. Mit rund 35 Prozent der Ge-
samtflache des Planungsraumes liegt dieser zusammen weit iiber dem Bundesdurchschnitt. Berlin ist gleichzeitig der
waldreichste Stadtstaat in Deutschland. Die Region Berlin-Brandenburg ist mit rund 20 000 Seen und Teichen sowie
einem weitverzweigten Gewdssernetz im Bundesvergleich ebenfalls iiberdurchschnittlich reich an landschaftlich
priagenden Gewiéssern. Hinzu kommt der hohe Anteil an GroB3schutzgebieten (rund 32 Prozent der Flache) und ruhi-
gen, durch stark befahrene Verkehrsachsen nicht zerschnittenen Raumen (ca. 60 Prozent des Territoriums von Berlin
und Brandenburg), die den Reichtum des Planungsraumes Berlin-Brandenburg an ruhigen und in Eigenart, Vielfalt
und Schonheit qualitativ hochwertigen Landschaften verdeutlichen.

Im brandenburgischen Teil der Lausitz befinden sich in einer Grofle von 48 150 Hektar Sanierungsflachen des
Braunkohlenbergbaus, auf denen die aus DDR-Zeiten entstandenen bergbaulichen Folgeschdden beseitigt werden.
Ein groBer Teil der Bergbausanierungsarbeiten ist bereits erbracht worden. In drei aktiven Tagebauen wird weiterhin
Braunkohle abgebaut. Bis zum Ende ihrer Laufzeit werden sie eine Flache von rund 19 700 Hektar beansprucht ha-
ben, die wieder nutzbar gemacht wird.

Insgesamt wurden im gemeinsamen Planungsraum Berlin-Brandenburg 163 Landschaftsschutzgebiete, zehn Natur-
parks, drei Biosphédrenreservate und ein Nationalpark ausgewiesen. Berlin besitzt zusdtzlich zu den Wald- und Ge-
wisserflachen weitere 3 900 Hektar an Griin- und Parkanlagen, die einen wertvollen Faktor fiir die Naherholung und
Aufenthaltsqualitdt im Planungsraum darstellen.

Das kulturelle Erbe der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg spiegelt sich in einem reichen und vielschichtigen
Bestand an Denkmalen (Baudenkmale, Denkmalbereiche sowie Garten- und Bodendenkmale) aus allen Epochen der
Landesgeschichte Berlins und Brandenburgs wider. Neben dem Berliner Denkmalbestand mit 8 000 Denkmalen, der
iiberwiegend den Zeitraum der letzten 200 Jahre umfasst, finden sich in Brandenburg rund 12 000 Denkmale, darun-
ter iiber 100 historische Stadt- und Ortskerne. Im Land Brandenburg sind gegenwértig rund 26 500 archiologische
Fundplitze (Bodendenkmale) bekannt. Im Land Berlin sind iiber 2 000 archdologische Fundobjektgruppen verzeich-
net mit groBenteils mittelalterlichen und friihneuzeitlichen Fundstellen. Als friihstddtische Kerne sind Spandau, Ber-
lin/C6lIn und Képenick iiberliefert.

Das Spektrum der kulturhistorisch wertvollen Denkmale und Bereiche reicht vom Gebiet des UNESCO-Welt-
kulturerbes ,,Schlosser und Gérten von Berlin und Potsdam* oder der ,,Berliner Museumsinsel* iiber zahlreiche pré-
historische Grabhiigel, Siedlungsplétze, Befestigungsanlagen, Bestattungs- und Opferplétze, Stadt- und Dorfkirchen,
Herrenhéuser, Parks, Wohngebdude, Gedenkstitten, Kasernen, Bauten von Industrie, Handel und Verkehr bis hin zu
volkskundlich und technisch bedeutenden Anlagen.

Eine aktuelle, zusammenfassende Darstellung kulturhistorischer Landschaftselemente und -strukturen liegt fiir das
Gebiet der Lander Berlin und Brandenburg bisher nicht vor. Es lassen sich in Brandenburg gromafstéblich regionale
Schwerpunkte beziiglich der kulturhistorischen Bedeutung identifizieren. Dies sind Regionen mit hoher Dichte von
Denkmalen, die auf Grund ihrer naturrdumlichen und kulturhistorischen Bedeutung den Charakter des Gebietes als
Kulturlandschaft pragen und in ihrer kulturlandschaftlichen Gesamtstruktur erhaltenswert sind. Hierzu zdhlen u. a.
die Potsdamer Kulturlandschaft, das Spreewaldgebiet, das Oderbruch, das Untere Odertal und das Elbtal im Raum
von Wittenberge — Lenzen.
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Tabelle 8: Landschaftlich wertvolle Fléichen im Planungsraum Berlin-Brandenburg
Gebiet Anzahl Grofle Anteil der Gebietsfliche
Brandenburg-Berlin’
(ha) (%)
Unzerschnittene verkehrsarme Rdume 95 1 832 340 60,33
(UZVR®) > 100 knn?
LSG 163 984 817 32,43
NSG 469 205 274 6,76
Naturparke 11 ca. 730 000 24,04
Biosphérenreservate 3 229985 7,57
Nationalpark 1 10 500 0,35
Wald - 1051917 34,64
Gewisser - 106 627 3,51

Quellen: Digitale Daten des BfN 2003 aktualisiert durch F&S 2007; MLUV 2007:
http://www.mluv.brandenburg.de/cms/detail.php/107783; DiROK 2007; Umweltatlas Berlin 2007

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchfithrung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme

Im gemeinsamen Planungsraum ist beabsichtigt, den Schutz landschaftlich wertvoller Fldchen moderat zu erweitern.
Derzeit laufen im Land Brandenburg drei Verfahren zur Neuausweisung von Landschaftsschutzgebieten, und im
Land Berlin wird eine Erhéhung des Anteils der Landschaftsschutzgebiete und geschiitzten Landschaftsbestandteile
auf rund 20 Prozent der Stadtfldche angestrebt (MLUV 2007: http://www.mluv.brandenburg.de; Umweltatlas Berlin
2007).

Auf Grund der Bevolkerungsstagnation in den ldndlichen Gebieten Brandenburgs ist mit einer nur moderaten Ge-
fahrdung grofflichig unzerschnittener verkehrsarmer Rdume zu rechnen. Der Riickgang der in der Landwirtschaft
beschiftigten Personen kann zum Riickgang der kulturlandschaftlichen Vielfalt filhren. In den néchsten Jahren ist mit
einer weiteren Entwicklung des Tourismus und einer Zunahme des Anbaus von Energiepflanzen mit ihren Chancen
und Risiken fiir den Erhalt wertvoller Landschaften zu rechnen.

Eine Nachnutzung von Arealen in Stiddten und Dorfern mit historischer Bedeutung oder hoher Denkmaldichte, die
dem Schutzzweck oder der historischen Bedeutung nicht angemessen ist, kann zu einer Gefdhrdung des kulturellen
Erbes und damit zu einer Beeintrachtigung weicher Standortfaktoren fiihren.

33 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Im Mafstab der Landesentwicklungsplanung ldsst sich die Bestandsituation beziiglich des Schutzgutes Tiere,
Pflanzen und biologische Vielfalt durch die Darstellung der vorhandenen Schutzgebietskulisse im Raum

Berlin-Brandenburg verdeutlichen.

Zustandsbeschreibung

Die Lander Berlin und Brandenburg leisten mit insgesamt 32 gemeldeten EU-Vogelschutzgebieten (SPA) und
635 FFH-Gebieten einen wichtigen Beitrag zum Erhalt der schiitzenswerten Arten und Lebensrdaume sowie der bio-
logischen Vielfalt. Das Gebiet der Lander Brandenburg und Berlin weist damit einen {iber dem Bundesdurchschnitt
liegenden Anteil an Natura 2000-Gebieten auf, was die besondere Bedeutung des Gebietes hinsichtlich seiner Biotop-
strukturen widerspiegelt. Die Natura 2000-Gebietskulisse iiberlagert in weiten Teilen die 469 ausgewiesenen Natur-
schutzgebiete (NSG). Dariiber hinaus wurden in Brandenburg 15 GroBschutzgebiete (GSG) eingerichtet, darunter
drei Biosphérenreservate und der Nationalpark ,,Unteres Odertal®. Dies macht die Vielzahl groiflichig zusammen-

Die Prozentanteile der einzelnen Schutzgebiete und wertvollen Landschaftsbereiche konnen nicht addiert werden, da sie sich an
vielen Stellen liberlagern (Gesamtwert > 100 Prozent).

Als unzerschnittene verkehrsarme Rdume (UZVR) werden Rdume bezeichnet, die eine Mindestgrofie von 100 Quadratkilometer
haben und von keiner Strale mit einer durchschnittlichen Verkehrsmenge von mehr als 1 000 Kraftfahrzeugen/24 Stunden
durchschnitten werden sowie von keiner Bahnstrecke (ein- oder mehrgleisig) durchschnitten werden und kein Gewésser enthal-
ten, das mehr als die Hélfte des Raumes beansprucht.
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héngend wertvoller und zum Teil ldnderiibergreifender Landschaftsriume im Gebiet deutlich. Neben einigen Heide-
und Seengebieten sind die zum Teil noch sehr naturnahen Auenlandschaften der Oder, Elbe und Spree besonders
erwihnenswert.

Ein weiterer wichtiger Faktor fiir den Erhalt der biologischen Vielfalt ist der Biotopverbund. Ein Biotopverbundsys-
tem muss auch den Ortswechsel und Populationsaustausch von Sdugetieren mit grofleren Arealanspriichen beriick-
sichtigen und setzt daher die Erhaltung und Wiederherstellung von Korridoren und groBflédchig unzerschnittenen
Landschaftsraumen voraus. Insbesondere das im internationalen Vergleich sehr dichte StraBennetz in Deutschland hat
dazu gefiihrt, dass unzerschnittene verkehrsarme Réume (UZVR) mit mindestens 100 Quadratkilometer Fldchengro-
e, d. h. Lebensrdaume mit ausreichender Grof3e fiir wildlebende Tiere und Pflanzen, dramatisch abgenommen haben.

In Brandenburg liegt der Anteil von UZVR an der Landesfliche weit iiber dem Bundesdurchschnitt. Mehr als
24 Prozent der Gesamtfliche dieser Gebiete in Deutschland ab einer Gréfe von 200 Quadratkilometern liegen
in Brandenburg. Mit 8,2 Prozent Siedlungs- und Verkehrsfliche hat Brandenburg eine der geringsten Sied-
lungs-/Verkehrsdichten in Deutschland.

Tabelle 9: Naturschutzfachlich wertvolle Fliichen und unzerschnittene verkehrsarme Riume (UZVR) im
Planungsraum Berlin-Brandenburg
Gebiet Anzahl Grofie Anteil der Gebietsfliiche
Brandenburg-Berlin’
(ha) (%)

FFH 635 338313 11,14

SPA 32 653 411 21,52

NSG 469 205 274 6,76

GSG 15 ca. 970 500 31,96

(Naturparks, Biosphérenreservate und

ein Nationalpark)

UZVR ab 100 km? bis 200 km? 68 983 595 33,37

UZVR ab 200 km? 27 848 745 28,79

Quellen: Digitale Daten des BfN 2003 aktualisiert durch F&S 2007; MLUV 2007:
http://www.mluv.brandenburg.de/cms/detail.php/107783; DiROK 2007; Umweltatlas Berlin 2007

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchfithrung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme

Der Schutz naturschutzfachlich wertvoller Flichen soll erweitert werden. Derzeit werden im Land Brandenburg
41 Verfahren zur Ausweisung von Naturschutzgebieten gefiihrt und im Land Berlin ist iiber den derzeitigen Bestand
an naturgeschiitzter Fliache hinaus eine Erweiterung auf rund 3 Prozent der Stadtfliche fiir Naturschutzgebiete an-
gestrebt.

Auf Grund der Bevélkerungsstagnation in den ldndlichen Gebieten Brandenburgs ist mit einer nur moderaten Ge-
fahrdung der UZVR zu rechnen. Neben der Entwicklung der Einwohnerdichte ist aber auch die Entwicklung des
Tourismus ein Faktor, der zur Gefahrdung der UZVR beitragen kann.

34 Boden

Fiir die Zustandsbeschreibung der Bodenverhiltnisse im Planungsraum Berlin-Brandenburg eignen sich zunéchst
vorhandene Informationen iiber die Verbreitung wertvoller und besonders schiitzenswerter Boden. Zusétzlich konnen
Daten zur Siedlungs- und Verkehrsflichendichte bzw. — soweit vorliegend — zum Versiegelungsgrad sowie die Fli-
chen, die in groBem Mafstab zur Rohstoffgewinnung abgetragen wurden, herangezogen werden. Stoffliche Vorbe-
lastungen koénnen mit Daten zum Bodenzustand und zu Altlasten beschrieben werden.

Zustandsbeschreibung

Okologisch besonders wertvolle Béden in Brandenburg sind im Wesentlichen die Niedermoor- und Auenbéden, die
im Vergleich zum iibrigen Bundesgebiet relativ hiufig, wenn auch vielfach durch Entwésserung in degradiertem
Zustand, anzutreffen sind. Das Landschaftsprogramm Brandenburg weist innerhalb des Bundeslandes zwolf Schwer-

9 Die verschiedenen Schutzgebietsarten iiberlagern sich teilweise. Die Flichenanteile konnen daher nicht addiert werden.
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punktrdume des Bodenschutzes aus. Dabei wurden zusammenhédngende Gebiete mit besonderer Bedeutung fiir den
Boden- und Naturschutz zusammengefasst, die durch Uberlagerung und/oder ein engriumiges Mosaik wertvoller
bzw. seltener Boden sowie einer Haufung von Bodendenkmalen gekennzeichnet sind.

In Berlin wurden besonders wertvolle Boden mit einem alle Bodenfunktionen integrierenden Bewertungsverfahren
ermittelt. Die so abgegrenzten Boden mit einer insgesamt hohen Leistungsféhigkeit sind {iberwiegend auf den Hoch-
flichen im Norden und Siiden, im Spandauer Forst und den Gosener Wiesen zu finden. Stark besiedelte Gebiete mit
einer hohen Naturferne weisen dagegen eine geringe bis mittlere Leistungsfahigkeit auf.

Fiir Brandenburg liegen keine Daten zum landesweiten Versiegelungsgrad vor. Statistisch erfasst sind lediglich zu-
sammenfassend die Gebédude-, Verkehrs- und Freiflaichen. Dennoch kénnen die Daten einen grofmaBstablichen
Eindruck des Anteils der Bereiche geben, in denen auf Grund der Bebauung kein natiirlich gewachsener Boden mehr
vorzufinden ist. Mit ca. 8 Prozent ist der Anteil der Gebédude-, Verkehrs- und Freifldchen in Brandenburg im Ver-
gleich zu den anderen Bundeslidndern am zweitniedrigsten'®. Hinzu kommen ca. 2 Prozent der Landesfliche Bran-
denburgs, auf der natiirlich gewachsene Béden auf Grund der Rohstoffgewinnung im Tagebau nicht mehr vorhanden
sind (diese Flache entspricht ca. 72 Prozent der Flache des Bundeslandes Berlin).

NaturgemélB stellen sich die Bodenverhiltnisse in Berlin vollsténdig anders dar. Bei einem Anteil der Gebédude-,
Verkehrs- und Freifliche von knapp 56 Prozent sind natiirlich gewachsene Bdden weitaus seltener anzutreffen als in

Brandenburg.

Neben diffusen Belastungen in Stédten oder im Nahbereich von Emittenten und punktuellen Belastungen altindustria-
lisierter Standorte (Altlasten) weisen die Boden im Planungsraum vorwiegend nur geringe Schadstoffgehalte auf.

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchfiihrung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme

Im Land Brandenburg liegt die statistisch erfasste tigliche Zunahme der Freifldcheninanspruchnahme durch Sied-
lungs- und Verkehrsflichen bei rund 8 Hektar/Tag (Stand 2003)''. Der raumliche Schwerpunkt der zusitzlichen
Flacheninanspruchnahme liegt in den an die Metropole Berlin angrenzenden Bereichen, wihrend auf Grund der
Bevolkerungsabnahme im iibrigen Gebiet Brandenburgs von einer deutlich langsameren Zunahme der Freiflichenin-
anspruchnahme auszugehen ist. Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie verfolgt das Ziel, die tdgliche Zunahme der
Siedlungs- und Verkehrsfldche bis 2020 um gut zwei Drittel auf bundesweit 30 Hektar zu reduzieren. Umgerechnet
auf die Fliche des Landes Brandenburg sind dies rund 2,5 Hektar pro Tag'?. Obwohl seit 2001 eine Stagnation der
Zunahme der Freiflacheninanspruchnahme festzustellen ist, ist diese Verringerung und auch das fiir 2050 angestrebte
Ziel einer vollstdndigen Vermeidung zusétzlicher Flacheninanspruchnahme nicht absehbar (vgl. Umweltdaten Bran-
denburg 2005).

Trotz der Bemithungen im Rahmen der Lokalen Agenda 21 ist auch in Berlin nicht von einem substanziellen Riick-
gang der zusitzlichen Freiflacheninanspruchnahme auszugehen. Ein besonderer Druck liegt dabei in den Randbe-
reichen der Metropole. Rdumlich begrenzt finden sich aber auch Tendenzen, die zur Riickgewinnung unversiegelter
Fléachen fiihren (z. B. Stadtumbaumalnahmen in den Ostlichen Bezirken Berlins).

Beziiglich der Bodenbelastungen ist davon auszugehen, dass insgesamt eine weitere Reduzierung erreicht werden
kann u. a. auf Grund des steigenden Anteils der 6kologischen Landwirtschaft, der fortgesetzten Bemiihungen der
Altlastenbeseitigung sowie der weiteren Verbesserung von Technologien (Energieeffizienz, Emissionsreduzierung).

35 Wasser
Fiir die Darstellung des Umweltzustandes in Bezug auf das Schutzgut Wasser im Planungsraum Berlin-Brandenburg

wurde insbesondere auf Informationen der Bestandserfassung im Rahmen der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
(WRRL) zuriickgegriffen.

10 Stichtag der zugrunde gelegten Daten: 31. Dezember 2004;

Quelle: Statistische Amter des Bundes und der Linder, www.statistikportal.de

Umweltindikatoren im Land Brandenburg, erste Fortschreibung 2005 in Umweltdaten Brandenburg 2005. Die Fortschreibung
der Umweltindikatoren erfolgt nicht jahrlich und ist daher im aktuellen Bericht (Umweltdaten 2006) nicht enthalten.
Umweltindikatoren im Land Brandenburg, erste Fortschreibung 2005 in Umweltdaten Brandenburg 2005. Fiir das Land Berlin
ist eine entsprechende Umrechnung nicht verdffentlicht worden.
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Zustandsbeschreibung

Grundwasser/Trinkwasser

Im Planungsraum dominieren unverfestigte silikatische Porengrundwasserleiter unter Deckschichten mit geringer
Schutzwirkung. In den groBfldchigen Tagebaugebieten im Siiden Brandenburgs werden die natiirlichen Grundwasser-
schichten durch bergbaubedingte Eingriffe gestort und sind grundlegend verédndert.

Im Bereich der Lander Berlin und Brandenburg finden sich 51 Grundwasserkorper, deren Grofe sich zwischen
26 Quadratkilometer und 3 358 Quadratkilometer bewegt. 30 von ihnen reichen iiber die Grenzen des Gebietes hin-
aus.

Die Grundwasserbeschaffenheit kann flichenhaft als gut eingestuft werden; regionale Verunreinigungen, z. B. durch
landwirtschaftliche Nutzung, ehemaligen Bergbau, kommunale Abwisser, ehemalige Abwasserverrieselung oder
Altlasten kénnen vorkommen.

Auf der Grundlage der ersten Bestandsaufnahme im Zuge der Umsetzung der WRRL wurde fiir 26 Grund-
wasserkorper, die den iliberwiegenden Teil der Fliche im Planungsraum umfassen, bereits eingeschétzt, dass die
gesetzten Giitekriterien wahrscheinlich bereits erreicht sind. Allerdings ist die Zielerreichung fiir die verbleibenden
25 Grundwasserkorper unklar oder unwahrscheinlich. Dies gilt vor allem in der Braunkohlenregion im Siiden des
Landes und in den dicht besiedelten Bereichen.

Die groBiten Trinkwasserentnahmen erfolgen in und im niheren Umfeld von Berlin. Die Trinkwassergewinnung im
Planungsraum ist insgesamt riickldufig. Der Riickgang der Grundwasserforderung hat seit 1990 zu einem flachen-
deckenden Anstieg der Grundwasserstidnde im Berliner Stadtgebiet gefiihrt. Im {ibrigen Planungsraum sind vorwie-
gend in den Hochfldchen fallende Grundwasserstinde zu verzeichnen, wihrend in den Niederungen in den letzten
Jahren leicht steigende Grundwasserstinde zu beobachten waren. In der Braunkohlenregion im Siidosten des Pla-
nungsraumes sind sie vollstindig anthropogen beeinflusst.

Die bergbaubedingten Wasserentnahmen in der Braunkohlenregion dienen der Freihaltung der Braunkohlentagebaue.
Dies fiihrt zu grofrdumigen Grundwasserabsenkungen mit starkem Einfluss auch auf die Oberflichengewésser (Was-
serstinde, Wassermengen, Wasserbeschaffenheit), die grundwasserabhiingigen Landdkosysteme sowie die Trinkwas-
serversorgung aus Uferfiltrat. Beim Wiederanstieg des Grundwassers nach Ende des Bergbaus konnen sich die hyd-
rochemischen Eigenschaften des Wassers durch die erfolgte Beliiftung der Grundwasserleiter stark verdndern. Es
entstehen zum Teil stark mineralisierte Wésser mit hohen Sulfat- und Metallgehalten, die das Grundwasser, die Vor-
fluter und die entstehenden Tagebauseen in ihrer Wasserqualitit beeintrichtigen. In Gebieten des Sanierungsbergbaus
haben sich durch den Grundwasseranstieg diese Szenarien bereits eingestellt.

Oberflichenwasser

Der Raum Berlin-Brandenburg besitzt ein reich verzweigtes Gewdssernetz, das vorwiegend dem Einzugsbereich der
Elbe zuzuordnen ist und zu einem weitaus kleineren Teil im Osten dem Einzugsbereich der Oder. Mit knapp
30 000 Kilometer FlieBgewésser und rund 3 000 Seen > 1 Hektar z&hlt das Gebiet zu einer der an Binnengewéssern
reichsten Regionen in Deutschland. Weitere groBflachige Seen entstehen durch Flutung von gestalteten Tagebaurest-
l16chern.

Im Rahmen der o. g. Bestandserfassung wurden entsprechend den Vorgaben der WRRL FlieBgewédsser mit einem
Einzugsgebiet > 10 Quadratkilometer und Seen ab einer Grofle von 50 Hektar beziiglich ihrer qualitativen Beschaf-
fenheit niher untersucht'®. ErwartungsgemiB sind die Beeintrichtigungen im Stadt-Umland-Zusammenhang von
Berlin und Potsdam besonders hoch. So wurde fiir Berlin eingeschétzt, dass ca. 74 Prozent der Gewésser die Zielwer-
te der WRRL nicht erfiillen. Aber auch in Brandenburg féllt der weitaus {iberwiegende Anteil der Oberflachengewds-
ser im Vergleich des Zustandes mit den Zielen der WRRL in die Kategorien ,,Zielerreichung unwahrscheinlich“ oder
Zielerreichung unklar®.

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchfiihrung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme

Nach den Szenarien des Potsdamer Instituts fiir Klimafolgenforschung (PIK) (PIK-Report: Gerstengarbe, F.-W.,
2003) ist in den néchsten Jahren mit einem Riickgang der mittleren Jahresniederschldge bei gleichzeitig steigenden
Temperaturen zu rechnen. Dadurch wird die Sickerwasserbildung im langjahrigen Mittel um ca. 46 mm/Jahr abneh-

13 rund 10 390 Kilometer FlieBgewisser (Einzugsgebiet > 10 Quadratkilometer) und ca. 230 Seen (Fliche ab 50 Hektar)

71



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 24 vom 2. Juni 2015

men. Die absehbaren Folgen konnten eine deutliche Verringerung der Grundwasservorrite, ein Absinken der Wasser-
stinde der Oberflaichengewisser und eine Abnahme der Gewisserqualitit sein. Demgegeniiber werden die auf Grund
der Umsetzung der WRRL erforderlichen MaBinahmen zur Verbesserung der Gewisserqualitit stehen. Anthropogene
Néhr- und Schadstoffeintrige sollen dabei reduziert und Verbesserungen der Gewisserstrukturen durchgefiihrt wer-
den.

Die Wasserverhiltnisse im Siidosten des Planungsraumes bleiben durch den Braunkohlenbergbau dauerhaft beein-
flusst. In Gebieten des Sanierungsbergbaus reduzieren sich sukzessive die Grundwasserdefizite bzw. haben sich
bereits stationdre Grundwasserverhéltnisse eingestellt. Der vorbergbauliche Zustand der Grundwasserleiter ist grund-
sdtzlich jedoch nicht wiederherstellbar. Das Entstehen neuer Gewésser bedingt einen dauerhaft anhaltenden Riick-
gang des Gebietsabflusses. Auch die Beeinflussung der Wasserbeschaffenheit (Sulfat, Eisen, Aluminium, Ammo-
nium) mit moglichen Auswirkungen auf die Vorflutsysteme und gegebenenfalls die Trinkwasserversorgung wird
langfristig anhalten. Dabei kénnen auch bisher nicht durch Grundwasserabsenkung betroffene Gebiete beeinflusst
werden. Potenzielle Summationseffekte mit den Tagebauen auf sdchsischem Gebiet konnen auftreten.

3.6 Klima und Luft

Zustandsbeschreibung

Mit mittleren Niederschldgen deutlich unter 600 Millimeter ist Berlin-Brandenburg eine der niederschlagsidrmsten
Regionen in Deutschland. Das Klima ist auf Grund der 6stlichen Lage bereits kontinental gepragt mit deutlichen
Temperaturextrema, d. h. vergleichsweise kalten Wintern und heiflen Sommern. Modifiziert werden die klimatischen
Verhiltnisse insbesondere durch die Flichennutzung und weniger durch die weitgehend fehlenden Reliefunterschie-
de. Im Raum Berlin ist ein deutlicher Einfluss der stddtischen Verdichtung mit héheren Durchschnittstemperaturen
und Niederschldgen zu spiiren.

Der tiberwiegend léndlich geprégte und diinn besiedelte Bereich auBerhalb des Stadt-Umland-Zusammenhangs von
Berlin und Potsdam mit seinen ausgedehnten Wald- und Wasserflachen erfiillt wichtige bioklimatische Ausgleichs-
funktionen fiir die dicht besiedelten stidtischen Bereiche. Besonders die stadtnahen und zum Teil weit in den stdd-
tisch geprégten Raum hereinragenden Wald- und Wasserflachen wirken sich durch Luftzirkulation und Luftaustausch
positiv auf das Stadtklima und die lufthygienische Gesamtsituation aus.

Diesen durch Luftschadstoffe gering belasteten Gebieten stehen in einzelnen Stddten Brandenburgs und in Berlin
Bereiche mit zum Teil deutlichen Belastungsspitzen vorwiegend durch Stickstoffdioxid und Feinstaub gegeniiber.
Mit 43-56 pg/m® wurden im Jahr 2007 an Verkehrs-Messstellen in Potsdam, Frankfurt (Oder) und Cottbus erhdhte
NO,-Jahresmittelwerte gemessen, die den ab 2010 geltenden Grenzwert von 40 pg/m?® (Jahresmittelwert) tibersteigen.
In Kernbereichen Berlins wird dieser Grenzwert zum Teil mit einem Spitzenwert von 59 pg/m? noch deutlicher iiber-
schritten. Spitzenbelastungen durch Schwebstaub spielen in innerstddtischen Bereichen ebenfalls eine entscheidende
Rolle. Der PM 10-Kurzzeit-Grenzwert, der pro Jahr nicht mehr als 35 Uberschreitungen eines Tagesmittelwertes von
50 pg/m?® Feinstaub zulédsst, wurde an den Verkehrs-Messstellen in den gréferen Stidten Brandenburgs (38 bis 96
Uberschreitungen im meteorologisch ungiinstigen Jahr 2006 bzw. 59 Uberschreitungen nur in Cottbus im meteoro-
logisch giinstigen Jahr 2007) und in Berlin (2006: 48 bis 71 Uberschreitungen) deutlich iiberschritten. Beziiglich der
Ozon-Belastungen wurden 2007 nur vereinzelt kritische Belastungen > 180 pg/m*® (1-Stunden-Mittelwert) erreicht,
wihrend der Hitzesommer 2006 in Brandenburg nahezu flichendeckend fiir Uberschreitungen sorgte. Dabei treten
Spitzenwerte weniger in Innenstddten mit hoher verkehrsbedingter Luftbelastung (NO-Emissionen), sondern vorwie-
gend an Stadtrdndern auf. Das EU-weit geltende maximale tadgliche 8-Stunden-Mittel von 120 pg/m?, das im dreijéh-
rigen Mittel nicht 6fter als an 25 Tagen iiberschritten werden darf, konnte zwischen 2005 und 2007 an 9 von 15 Sta-
tionen in Brandenburg nicht eingehalten werden. In Berlin wurden die Werte im Jahr 2006 am Stadtrand an 23 bis
41 Tagen liberschritten.

Die Belastung der Luft im Planungsraum Berlin-Brandenburg mit Schwefeldioxid, Kohlenmonoxid, Benzol und Blei
konnte bereits bis Ende des vergangenen Jahrzehnts erheblich reduziert werden, so dass die Grenzwerte heute fla-

chendeckend weit unterschritten werden.

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchfiihrung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme

Der PIK-Report geht von einer Zunahme der durchschnittlichen Jahrestemperatur von 1,4 Grad (2001 bis 2055) und
einem weiteren spiirbaren Riickgang der Niederschldge (Szenarien zwischen -18 und -221 Millimeter) mit entspre-
chenden Folgen fiir den Wasserhaushalt im Raum Berlin-Brandenburg aus. Gleichzeitig wird eine Zunahme klima-
tischer Extremereignisse mit Starkregen und Trockenperioden erwartet.
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Unter Beriicksichtigung der strengeren Anforderungen der Luftqualitétsrichtlinien stellt die Feinstaubbelastung
(PM10) in Berlin und vielen groferen Stidten Brandenburgs ein ernst zu nehmendes Problem dar. Dem wird durch
entsprechende Maflnahmen auf der Basis von Luftreinhaltepldanen und Aktionsplénen entgegengewirkt. In Branden-
burg war die Aufstellung von Luftreinhalteplénen in drei Stidten notwendig. Zusitzlich befinden sich Aktionsplane
in Umsetzung bzw. in Aufstellung. In Berlin wird durch die seit 1. Januar 2008 eingefiihrte ca. 88 Quadratkilometer
groBe Umweltzone innerhalb des Berliner S-Bahn-Ringes schrittweise bis 2010 eine erhebliche Entlastung der ca.
1 Mio. Einwohner der besonders dicht bebauten Innenstadt erwartet.

3.7 Kultur- und Sachgiiter

Zustandsbeschreibung

Kultur- und Sachgiiter wie 6ffentliche und private Bauwerke, Strafien, Eisenbahnlinien sowie sonstige Infrastruktur-
einrichtungen und -trassen stellen erhebliche Sachwerte dar. Sie sind im gesamten Planungsraum verbreitet, schwer-
punktméBig konzentrieren sich diese Werte allerdings in Berlin und den groBeren Stadten in Brandenburg. Kultur-
historisch bedeutende Kultur- und Sachgiiter sind zumeist als Denkmale geschiitzt (zur weitergehenden Zustands-
beschreibung des Denkmalbestandes siche Kapitel 3.2). Erhohte Schadensrisiken fiir Kultur- und Sachgiiter bestehen
in Gebieten, die auf Grund der topografischen Lage, vor allem in Niederungen der Flusseinzugsgebiete von Elbe und
Oder, hochwassergefahrdet sind.

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchfithrung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme

Der Klimawandel und die damit verbundenen Wetterextreme wie Stiirme und Starkregenereignisse fithren zu erhoh-
ten Schadensrisiken fiir Kultur- und Sachgiiter. Beide Lénder haben es sich daher zur Aufgabe gemacht, dem forcier-
ten Klimawandel im Rahmen ihrer Energiepolitik und Klimaschutzstrategien entgegenzuwirken. Ebenso gewinnt der
vorbeugende Hochwasserschutz zunehmend an Bedeutung.

3.8 Wechselwirkungen

Die einzelnen Schutzgiiter stellen jeweils nur Teilaspekte des gesamten Wirkungsgefiiges der Prozesse in Natur und
Landschaft dar. Eine isolierte Betrachtung und Bewertung der Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgiiter ohne
Beachtung der Wirkungszusammenhénge wiirde zum Teil zu widerspriichlichen und unvollstindigen Ergebnissen
fithren.

In dem hier gewihlten Untersuchungsansatz werden bestimmte Umweltfunktionen betrachtet, die sich einzelnen
Schutzgiitern zuordnen lassen, deren konkrete Bedeutung aber schutzgutiibergreifend zu bestimmen ist. So sind
z. B. besonders wertvolle Biotopstrukturen zumeist an Bdéden mit besonderen Standortfaktoren gebunden. Diese
Standorte stellen in der Regel fiir das Landschaftsbild und auf Grund ihres Erholungspotenzials fiir die Gesundheit
des Menschen ebenfalls wertvolle Bereiche dar. Die Beurteilung der Grundwassergefdhrdung und Gewasserdynamik
ist nur im Zusammenhang mit der Betrachtung der Bodenverhéltnisse und der klimatischen Situation beschreibbar,
ebenso wie die Bewertung des kulturellen Erbes oder der klimatisch-lufthygienischen Situation nicht ohne den Zu-
sammenhang mit dem Schutzgut Mensch sinnvoll ist.

4 Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen der Umsetzung des Planes auf die Umwelt

In einem ersten Priifungsschritt wurden alle Festlegungen des LEP B-B (Teil III gegebenenfalls in Verbindung mit
Teil V) hinsichtlich ihrer Umweltrelevanz iiberpriift. Die Plansétze 2.1 (Z) und 2.2 (G) sowie die folgenden Absitze
innerhalb weiterer Plansétze 4.5 (Z) Absatz 2 und 4.8 (G) Absatz 2 enthalten nur Definitionen und besitzen somit
keine Umweltrelevanz. In folgendem Kapitel 4.1 werden die verbliebenen Festlegungen des LEP B-B mit Umwelt-
relevanz hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Umwelt untersucht. Dabei werden die allgemeinen positiven und
negativen Auswirkungstendenzen beschrieben und auf deren mogliche Erheblichkeit eingegangen. In Kapitel 4.2
wird auf die moglichen Auswirkungen des Planes auf das Schutzgebietssystem Natura 2000 eingegangen und in
Kapitel 4.3 erfolgt eine zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen des Gesamtplanes.

4.1 Auswirkungen der raumordnerischen Ziele und Grundsitze auf die Umwelt, Planungsalternativen
sowie Vermeidungs- und Ausgleichsmafinahmen

Die Beschreibung der Auswirkungen der Ziele und Grundsétze wird in der Reihenfolge der einzelnen Festlegungen
des LEP B-B entsprechend der in Kapitel 1.3.1 des Umweltberichts dargestellten Methodik vorgenommen.
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4.1.1 Hauptstadtregion

Regelungsinhalt des LEP B-B

Mit den Plansdtzen 1.1 (G) und 1.2 (G) werden Grundsétze fiir die Entwicklung der Hauptstadtregion Berlin-Bran-
denburg bestimmt. Diese soll in ihrer Vielfalt im Sinne einer grolrdumigen Verantwortungsgemeinschaft nach dem
Prinzip ,,Stérken stirken* nachhaltig und integriert weiterentwickelt werden.

Umweltauswirkungen

Durch diese Festlegungen wird in einer programmatischen Form ein Rahmen fiir Entwicklungen gesetzt. Damit ver-
bunden ist eine weit gefasste Schwerpunktsetzung fiir die mogliche zukiinftige Umsetzung von Vorhaben, die auch
mit negativen Umweltauswirkungen verbunden sein konnen und gegebenenfalls der UVP-Pflicht unterliegen. Kon-
krete Umweltauswirkungen sind jedoch nicht absehbar Die Rahmensetzung erlaubt einen erheblichen Abwégungs-
und Gestaltungsspielraum auf den nachfolgenden Planungsebenen, so dass keine erheblichen negativen Umweltaus-
wirkungen zu erwarten sind.

Planungsalternativen sowie MaBnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltaus-
wirkungen

Da von den Festlegungen zur Hauptstadtregion keine direkten erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen,
sind keine Mafinahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen erforderlich. Sinnvolle
Planungsalternativen bieten sich nicht an.

4.1.2 Zentrale-Orte-System

Regelungsinhalt des LEP B-B

Das Zentrale-Orte-System ist ein normiertes, flichendeckendes und hierarchisches System von Orten, die komplexe
Funktionen fiir ihr Umland erfiillen. Die Zentralen Orte {ibernehmen entsprechend ihrer Funktion und Einstufung im
zentralortlichen System Aufgaben fiir die Gemeinden ihres jeweiligen iibergemeindlichen Verflechtungsbereiches.
Das Zentrale-Orte-System in der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg besteht aus den Elementen Metropole, Ober-
zentrum, Mittelzentrum und Mittelzentrum in Funktionsteilung. Auf die Festlegung von Zentren der Nahbereichs-
ebene wird verzichtet, da im Zuge der Gemeindegebietsreform leistungsfihige Gemeinden und Amter entstanden
sind, in denen die Grundversorgung der Bevolkerung abgesichert wird. Der LEP B-B regelt das Zentrale-Orte-System
abschliefend und ersetzt auch die Festlegungen von Zentralen Orten in den Regionalplénen.

In den Plansétzen werden das System der Zentralen Orte festgelegt (Plansétze 2.1 (Z), 2.5 (Z), 2.7 (Z), 2.9 (Z)) sowie
Grundsitze zu deren Entwicklung ausformuliert (Plansétze 2.2 bis 2.4 (G), 2.6 (G), 2.8 (G), 2.10 bis 2.12 (G)).

Umweltauswirkungen

Die Entscheidung fiir die Anwendung des Zentrale-Orte-Systems als Steuerungsansatz fiir die raumstrukturelle Ent-
wicklung hat das Ziel, einen Orientierungsansatz fiir Standortentscheidungen mit gemeindeiibergreifender Bedeutung
zu treffen, der insbesondere auf Funktionen der offentlichen Daseinsvorsorge abzielt. Durch das System der Zen-
tralen Orte soll die Entwicklung vorrangig auf geeignete Bereiche des Planungsraumes gelenkt werden. Dies fiihrt auf
der einen Seite zu einer Rahmensetzung fiir eine mogliche rdumliche Konzentration von Funktionen, die im Falle
eines Ausbaus mit voraussichtlich negativen Umweltauswirkungen, die alle Schutzgiiter betreffen, verbunden sein
konnen. Auf der anderen Seite fiihrt das Zentrale-Orte-System in der Tendenz zu einer Schonung grof3er Teile der im
Planungsraum groBfléchig vorhandenen okologisch empfindlichen und ruhigen R&ume und deren Nutzungen und
Funktionen (natiirliche Lebensgrundlage, 6kologischer Ausgleichsraum, insbesondere zum Schutz des Klimas und
zur Minderung der Folgen des Klimawandels und deren Anpassung, landschaftlicher Erlebnisraum, Wirtschafts-
raum).

Durch die Festlegung des Zentrale-Orte-Systems im LEP B-B entstehen keine erheblichen negativen Umweltauswir-
kungen.

Planungsalternativen sowie MaBnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltauswir-
kungen

Die Entscheidung fiir den Einsatz raumordnerischer Steuerungselemente zur Entwicklung der Raumstruktur durch
das Zentrale-Orte-System verfolgt die Zielrichtung, die Entwicklung von Einrichtungen der Daseinsvorsorge durch
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Entwicklungsoptionen an geeigneten Standorten und Entwicklungsrestriktionen an ungeeigneten Standorten zu beein-
flussen. Ein Standortangebot zur rdumlichen Biindelung der Funktionen der Daseinsvorsorge ist giinstiger zu bewer-
ten als der Verzicht auf ein solches Angebotssystem, da die ungerichtete Verteilung der Einrichtungen im Raum ein
zusitzliches Verkehrsaufkommen mit sich bringen wiirde. Die Auswahl der Zentralen Orte erfolgte insbesondere auf
der Grundlage von Erreichbarkeits- und Tragfdhigkeitskriterien sowie bereits wahrgenommenen Funktionen. Im
Gegensatz zur bisherigen raumplanerischen Konzeption steht die vorhandene funktionale Ausstattung der Zentren im
Hintergrund. Mit der besonderen Beriicksichtigung der Erreichbarkeit der Zentralen Orte fiir die Bewohner des jewei-
ligen zentralortlichen Verflechtungsbereiches werden diejenigen Orte prioritér fiir die zentraldrtliche Pradikatisierung
bevorzugt, die summarisch gesehen geringere Wegeldngen bzw. Fahrleistungen indizieren und damit tendenziell
einen reduzierten Verkehrsflichenbedarf sowie minimierte Larm- und Luftschadstoffbelastungen zur Folge haben.
Die Auswahl und Festlegung der Zentralen Orte ist damit die eigentliche Alternativenpriifung, wobei es im Zuge des
Erarbeitungsverfahrens eine umfangreiche, zum Teil auch 6ffentlich diskutierte Alternativenpriifung hinsichtlich der
Netzdichte des Zentrale-Orte-Systems gegeben hat. Diskutiert wurden insbesondere die Fragen, welche Mindesttrag-
fahigkeiten fiir die Einzugsbereiche Zentraler Orte erforderlich sind und welche Erreichbarkeiten der Zentralen Orte
aus ihrem Einzugsbereich zumutbar sind. Weitergehende Umweltkriterien spielten bei der Auswahl der Zentralen
Orte keine Rolle.

Durch die verbindliche Festlegung des Freiraumverbundes im LEP B-B (vgl. Kapitel 4.1.5 des Umweltberichts) wird
die Umsetzung von Vorhaben mit mdglichen negativen Umweltauswirkungen im Bereich 6kologisch empfindlicher
Bereiche auch innerhalb Zentraler Orte eingeschrankt.

Da von den Festlegungen zum Zentrale-Orte-System keine direkten erheblichen negativen Umweltauswirkungen
ausgehen, sind keine Maflnahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen erforderlich.
Sinnvolle Planungsalternativen bestehen nicht (Abschichtung nach unten).

4.1.3 Kulturlandschaft

Regelungsinhalt des LEP B-B

In den Plansétzen 3.1 (G) und 3.2 (G) wird eine aktive Kulturlandschaftsentwicklung angeregt, durch die die diffe-
renzierten Qualitéten in allen Teilriumen des Planungsgebietes herausgearbeitet und ihre Potenziale entwickelt wer-
den sollen. Dabei sind alle Bereiche des ldandlichen und stddtischen Raumes mit eingeschlossen, wobei raumliche
Prioritaten des Handlungsbedarfes benannt werden. Diese Kulturlandschaftsentwicklung soll iiber kooperative Raum-
entwicklungskonzepte befordert werden und dazu beitragen, den Kulturlandschaftswandel nachhaltig zu gestalten
sowie regionale Strukturprobleme zu mindern.

Umweltauswirkungen

Die Festlegungen zur Kulturlandschaft setzen keinen Rahmen fiir die Umsetzung UVP-pflichtiger Vorhaben und es
sind auch keine Beeintrichtigungen von Natura 2000-Gebieten zu erwarten. Erhebliche negative Umweltauswir-
kungen infolge der Umsetzung der Festlegungen konnen somit ausgeschlossen werden. Inwieweit iberhaupt positive
oder auch negative Umweltauswirkungen daraus resultieren, ist von der jeweiligen Schwerpunktsetzung in den auf
regionaler Ebene zu definierenden kulturlandschaftlichen Handlungsrdumen abhingig. Tendenziell sind aber insbe-
sondere fiir das Schutzgut Landschaft und kulturelles Erbe durch eine kooperative, die kulturlandschaftlichen Quali-
taten aufgreifende Regionalentwicklung positive Effekte zu erwarten.

Eine vertiefte Priifung der Umweltauswirkungen ist erst auf regionaler oder lokaler Ebene vor dem Hintergrund
konkreter planerischer Vorhaben méglich (Abschichtung).

Planungsalternativen sowie MaBinahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltauswir-
kungen

Da von den Festlegungen zur Kulturlandschaft keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen, sind
keine Mafinahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen erforderlich. Sinnvolle
Planungsalternativen bieten sich nicht an (Abschichtung nach unten).

4.1.4 Steuerung der Siedlungsentwicklung

Regelungsinhalt des LEP B-B

Mit den Festlegungen zur Steuerung der Siedlungsentwicklung ist beabsichtigt, einen Rahmen fiir die Entwicklungs-
absichten kommunaler Akteure zu schaffen.
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Zur qualitativen Steuerung der Siedlungsentwicklung werden Festlegungen (Plansitze 4.1 (G), 4.2 (Z), 4.3 (2)) for-
muliert, die auf eine Konzentration der Entwicklung auf bestehende Siedlungsbereiche und vorhandene Infrastruktu-
ren bei gleichzeitiger Schonung landschaftlich und 6kologisch wertvoller Bereiche (Freiraumverbund) abzielen.

Durch textliche Festlegungen, zum Teil in Verbindung mit zeichnerischen Festlegungen wird ein Rahmen fiir die
Siedlungsentwicklung in den unterschiedlich geprégten Teilriumen geschaffen (Plansatz 4.5 (Z)).

In weiteren Regelungen wird auf die folgenden Themen eingegangen:
—  Umgang mit militdrischen und zivilen Konversionsflidchen (Plansatz 4.4 (G))
—  Freihaltung von Standorten fiir grofiflichige gewerblich-industrielle Vorhaben (Plansatz 4.6 (G))

—  Zuléssigkeit und Standortwabhl fiir groBflachige Einzelhandelseinrichtungen (Plansétze 4.7 (Z), 4.8 (G), 4.9 (G))

Umweltauswirkungen

—  Entwicklung von Siedlungsflachen

Die Siedlungsentwicklung soll auf die vorhandenen Siedlungskerne und unmittelbar angrenzende Bereiche gelenkt
werden. Fiir die Bereiche auflerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung und auBlerhalb der Zentralen Orte wurde eine
Orientierung auf die Innenentwicklung festgelegt, die nur in Ausnahmefillen durch zusitzliche Entwicklungsop-
tionen im Auflenbereich ergénzt werden darf. Durch die Moglichkeit, die Entwicklungsoptionen mehrerer amtsan-
gehoriger Gemeinden rdumlich zu kumulieren, wird der Konzentrationsgedanke fortgesetzt und ermoglicht weitere
Spielrdume auch zur Vermeidung von Eingriffen in empfindliche Freiraumstrukturen.

AuBler durch die Festlegung des Freiraumverbundes wird die Entwicklung von Wohnsiedlungsflachen innerhalb
Zentraler Orte auflerhalb des Stadt-Umland-Zusammenhangs von Berlin und Potsdam quantitativ nicht eingegrenzt.
Die Festlegung eines Gestaltungsraumes Siedlung innerhalb des Stadt-Umland-Zusammenhangs von Berlin und
Potsdam hat zum Ziel, den hoheren Entwicklungsdruck auf die giinstig erschlossenen Siedlungsbereiche, insbeson-
dere die von Berlin ausgehenden Schienenverkehrsachsen, zu konzentrieren, an denen sich siedlungsgeschichtlich
bereits die hochste Verdichtung ergeben hat.

Die beabsichtigte rdumliche Konzentration und Biindelung unterstiitzt als positive Umweltauswirkung eine Schonung
empfindlicher und wertvoller Bereiche (biotische und abiotische Schutzgiiter) auBerhalb der Konzentrationsbereiche.
Durch eine starke rdumliche Konzentration der Siedlungsnutzungen kdnnen aber auch negative Umweltauswirkungen
nicht ausgeschlossen werden (z. B. Larmbelastung der Bevdlkerung, weitere Bodeninanspruchnahme usw.). Die
Regelungen des LEP B-B orientieren sich auf Bereiche, die bereits mit bestehenden Nahverkehrsangeboten ausgestat-
tet sind. Die gute Zuginglichkeit zu Angeboten des OPNV soll die in der Fliche bestehende Abhiingigkeit vom moto-
risierten Individualverkehr mindern und somit einen Beitrag zur umweltfreundlichen Verkehrsgestaltung leisten. Die
Reduzierung der Kohlendioxidemissionen durch Verringerung des motorisierten Individualverkehrs unterstiitzt die
gesetzlichen Vorgaben zur Minderung des Ausstoes von Kohlendioxid und tridgt somit zum Klimaschutz bei. In-
wieweit negative Umweltauswirkungen induziert werden und wie diese minimiert werden kdnnen, kann erst durch
Umweltpriifungen hinsichtlich etwaiger zusétzlicher Siedlungsflaichenausweisungen auf der Ebene der Regional- und
Flachennutzungsplanung vor dem Hintergrund der Festlegung konkreter Bauflichen geklart werden (Abschichtung).

Der LEP B-B setzt der Entwicklung zusitzlicher gewerblicher Flachen keine quantitativen Grenzen. Das Fehlen eines
Konzentrationsgebotes fiir die Entwicklung von Gewerbegebieten kann die Zersiedelung der Landschaft nach sich
ziehen, impliziert diese aber nicht. Auch hier sind erst auf der Ebene der Regional- und Fliachennutzungsplanung
konkrete Aussagen zu potenziellen Umweltauswirkungen moglich.

—  Umgang mit militérischen und zivilen Konversionsflichen

Durch die Festlegungen zum Umgang mit Konversionsflichen werden keine konkreten baulichen Vorhaben geplant.
Durch die gezielte Lenkung stidtebaulich schwer integrierbarer Vorhaben auf vorbelastete, bebaute oder versiegelte
Konversionsflichen, bei denen eine raumvertrdgliche Infrastrukturanbindung gewahrleistet ist, soll eine Inanspruch-
nahme noch unbelasteter Freirdume weitgehend vermieden werden. Die im LEP B-B fiir die Ansiedlung auf Konver-
sionsflichen genannten Vorhaben sind in der Regel UVP-pflichtig, so dass hier eine Rahmensetzung fiir die Umset-
zung von Vorhaben mit potenziell erheblichen negativen Umweltauswirkungen erfolgt. Allerdings ldsst die Fest-
legung einen so grofen rdumlichen und sachlichen Abwéagungs- und Gestaltungsspielraum fiir die nachfolgenden
Planungsebenen, dass auch von dieser Festlegung keine direkten erheblichen negativen Umweltauswirkungen aus-
gehen. Durch Umweltpriifungen auf nachgeordneten Ebenen konnen Beeintrichtigungen vermieden oder minimiert
werden (Abschichtung).



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 24 vom 2. Juni 2015

Tendenziell trigt der durch den LEP B-B gesetzte Rahmen dazu bei, bereits im Rahmen der hochstufigen Planung die
Gefahr erheblicher negativer Umweltauswirkungen fiir 6kologisch und landschaftlich wertvolle Gebiete zu reduzie-
ren, was sich insbesondere auf das Schutzgut Boden positiv auswirkt.

Unterstiitzt wird dieser Steuerungsgedanke durch die gesonderte Regelung in Plansatz 4.4 (G) Absatz 3 zu den Kon-
versionsflichen auBerhalb innerortlicher Siedlungsflichen mit hochwertigen Freiraumpotenzialen, die zugunsten von
Freiraumnutzungen entwickelt werden sollen. Dies wirkt sich positiv auf alle biotischen und abiotischen Schutzgiiter
aus.

—  Freihaltung von Standorten fiir groBflachige gewerblich-industrielle Vorhaben

Bei einer Realisierung grof3flichig gewerblich-industrieller Vorhaben ist in der Regel mit mdglichen erheblichen
negativen Umweltauswirkungen zu rechnen. Durch den LEP B-B werden fiir entsprechende Vorhaben 24 gezielt
ausgewdhlte, besonders geeignete Standorte festgelegt, die speziell fiir die Ansiedlung flichenintensiver Grovorha-
ben von einer kleinteiligen gewerblichen Bebauung freigehalten werden sollen. Bereits bei der Standortwahl wurden
dabei die zum jetzigen Kenntnisstand als relevant erkennbaren Umweltaspekte strategisch mit einbezogen. Alle
Standorte liegen auBerhalb des Freiraumverbundes. Dadurch wird sichergestellt, dass die in den Freiraumverbund
integrierten fachrechtlich geschiitzten Gebiete sowie weitere in den Verbund integrierte hochwertige Flachen fiir den
Ressourcenschutz (vgl. LEP B-B Tabelle 5) nicht beeintrachtigt werden. Zudem wurden Mindestabstéinde gegeniiber
Siedlungsgebieten sowie eine giinstige Zuordnung zur vorhandenen leistungsfahigen Verkehrsinfrastruktur beriick-
sichtigt. Dies setzt bereits einen Rahmen fiir die genannten Vorhaben, durch den das Risiko erheblicher negativer
Umweltauswirkungen — soweit diese auf der Ebene und im MafBstab des LEP B-B bereits erkennbar sind — reduziert
ist.

Sonstige mogliche Umweltauswirkungen konnen erst bei Kenntnis des konkreten Vorhabens beurteilt werden. Im
Falle einer konkreten Inanspruchnahme dieser Standorte sind auf nachgeordneten Planungsebenen auf den Einzel-
standort bezogen vertiefende Umweltpriifungen vorzunehmen (Abschichtung).

—  Zuléssigkeit und Standortwahl fiir groflichige Einzelhandelseinrichtungen

Die Planung grof3flichiger Einzelhandelseinrichtungen wird weitgehend auf das Gebiet der Zentralen Orte konzent-
riert und entsprechend ihrer Funktion im Umfang begrenzt. Innerhalb der Zentralen Orte soll entsprechend den Sor-
timenten von geplanten Einzelhandelseinrichtungen eine weitere Konzentration auf die stddtischen Kernbereiche
erfolgen. Die Zielrichtung der raumlichen Biindelung grofflichiger Einzelhandelseinrichtungen in Zentralen Orten
sowie das raumordnerische Beeintrachtigungsverbot fiihren tendenziell zu positiven Wirkungen auf die Umwelt (mit
Schwerpunkt bei den Schutzgiitern Boden, Klima und Luft sowie Mensch und Gesundheit). Empfindliche Bereiche
auBerhalb der Konzentrationszonen werden geschont und ein sonst mdglicherweise erforderlicher Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur vermieden. Eine weitergehende, vertiefte Umweltpriifung ist auf der Stufe des LEP B-B nicht
moglich, da keine konkreten Standorte festgelegt werden. Diese Priifung kann daher erst auf der Ebene der Regional-
oder Flachennutzungsplanung erfolgen (Abschichtung).

Planungsalternativen sowie MaBnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltaus-
wirkungen

Die Entscheidung fiir den Einsatz raumordnerischer Steuerungselemente zur Ausgestaltung der Siedungsentwicklung
verfolgt die Zielrichtung, die raumstrukturelle Entwicklung durch Entwicklungsoptionen an geeigneten Standorten
und Entwicklungsrestriktionen an ungeeigneten Standorten zu beeinflussen. Sie schrinkt damit den grundgesetzlich
garantierten Gestaltungsspielraum kommunaler Akteure im Spannungsfeld zwischen kommunaler Selbstverwaltung
und raumordnerischen Vorgaben im Rahmen der Anpassungspflichten des Baugesetzbuches ein.

Da von den Festlegungen zur Steuerung der Siedlungsentwicklung keine direkten erheblichen negativen Umweltaus-
wirkungen ausgehen, sind keine Mafinahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen
erforderlich. Sinnvolle Planungsalternativen bestehen nicht.

4.1.5 Steuerung der Freiraumentwicklung

Regelungsinhalt des LEP B-B

Zur Steuerung der Freiraumentwicklung werden im LEP B-B Festlegungen zum Schutz der Freiraumfunktionen
gegeniiber einer raumbedeutsamen Inanspruchnahme und Zerschneidung getroffen (Plansatz 5.1 (G)). Besonders
hochwertige Freiraumfunktionen werden in einem grofBrdumig iibergreifenden Raumordnungsgebiet Freiraum-
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verbund besonders geschiitzt (Plansatz 5.2 (Z)). Fiir den vorsorgenden Hochwasserschutz wird ein Risikobereich
Hochwasser festgelegt (Plansatz 5.3 (G)).

Umweltauswirkungen

Generell ergeben sich aus den freiraumbezogenen Festlegungen positive Umweltauswirkungen. Der Freiraumverbund
verkniipft 6kologisch und landschaftlich wertvolle und fachrechtlich geschiitzte Flichen zu einem zusammenhéngen-
den Verbund und begrenzt dessen Inanspruchnahme auf ca. ein Drittel der Fliche des Gesamtplanungsraumes. Dem
fachrechtlich abgesicherten Flachenschutz wird durch Verbindungsflichen ein wesentlicher Aspekt zum Erhalt und
zur Entwicklung der Biodiversitit sowie zur Minimierung der Landschaftszerschneidung hinzugefiigt und planerisch
festgesetzt. Hiermit werden im Sinne der Strategischen Umweltpriifung zentrale Umweltziele verbindlich umgesetzt,
die sich insbesondere auf die Schutzgiiter Landschaft, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden, Wasser sowie
Klima und Luft richten. Die Einbeziehung von Mooren und Wildern in die Gebietskulisse des Freiraumverbundes ist
insbesondere wegen ihrer positiven Wirkungen auf den Landschaftswasserhaushalt (Anpassung an die Folgen des
Klimawandels) und auf Grund ihrer Funktion als natiirliche Kohlenstoffsenken fiir den Schutz des globalen Klimas
von grofer Bedeutung.

Innerhalb des Freiraumschutzes wird der vorsorgende Hochwasserschutz hervorgehoben. Betont wird die Ver-
meidung von Schiaden an Sachwerten bzw. Kultur- und Sachgiitern durch vorsorgende Maflnahmen bereits bei der
Planung von Projekten in durch Hochwasser gefahrdeten Gebieten. Hierdurch wird auch einer Umweltgefdhrdung
(z. B. neben Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit durch Kontaminationen des Bodens und des Wassers) in
vielfacher Hinsicht vorgebeugt. Vorsorgender Hochwasserschutz ist dariiber hinaus eine Mafinahme zur Anpassung
an die Folgen des Klimawandels.

Planungsalternativen sowie MaBnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltaus-
wirkungen

Da von den Festlegungen zur Steuerung der Freiraumentwicklung positive Umweltauswirkungen ausgehen, sind
keine MaBinahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen erforderlich. Sinnvolle
Planungsalternativen bieten sich nicht an.

4.1.6 Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energiegewinnung

Regelungsinhalt des LEP B-B

Der LEP B-B trifft Festlegungen zur Sicherung und Entwicklung der groBrdumig/iiberregional bedeutsamen Elemen-
te der Verkehrsnetze und steuert durch Priorititensetzung die erforderliche Sicherung der transnationalen Verkehrs-
korridore (Plansatz 6.1 (Z)) und der grofrdumigen und iiberregionalen Verkehrsverbindungen zur Anbindung der
Zentralen Orte entsprechend ihrer Funktion (Plansatz 6.2 (Z)). Fiir Zentrale Orte werden Orientierungswerte flir die
Erreichbarkeit formuliert (Plansatz 6.3 (G)). Weiter werden in den Plansédtzen 6.4 bis 6.9 des LEP B-B folgende
Inhalte geregelt:

—  Verringerung der innerdrtlichen Umweltbelastungen im Zuge iibergeordneter Straflenverkehrsverbindungen
(Plansatz 6.4 (G))

—  Entwicklung von Wasserstralen und Hifen (Plansatz 6.5 (G))

—  Beschrinkung des Linienflug- und Pauschalflugreiseverkehrs iiber 14 000 Kilogramm auf den Verkehrsflug-
hafen Berlin Brandenburg International (BBI) (Plansatz 6.6 (Z))

—  Sicherung und Entwicklung von Standorten fiir Giiterverkehrszentren sowie Sicherung vorhandener Schienen-
infrastruktur zur Stirkung des Schienengiiterverkehrs (Plansatz 6.7 (G))

—  Biindelung von Infrastrukturtrassen (Plansatz 6.8 (G) Absatz 1)

—  Standortwahl und Verkehrsanbindung fiir Vorhaben der technischen Infrastruktur, Ver- und Entsorgung sowie
Energieerzeugung im Auflenbereich (Plansatz 6.8 (G) Absatz 2 und 3)

—  Sicherung einheimischer Bodenschitze und Energietrager (Plansatz 6.9 (G))

Umweltauswirkungen

Die Festlegungen zur Steuerung der Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie zur Energiegewinnung haben
iiberwiegend programmatischen Charakter. Es werden keine raumkonkreten Festlegungen von Fliachen, Trassen oder
Standorten getroffen. Die Festlegungen setzen einen sachlich und rdumlich so weit gefassten Rahmen, dass auf den
nachfolgenden Planungsebenen ein erheblicher Abwégungs- und Gestaltungsspielraum fiir eine umweltvertriagliche
Ausgestaltung von Trassen und Standorten vorhanden ist. Von den Festlegungen zur Steuerung der Verkehrs- und
Infrastrukturentwicklung gehen keine direkten erheblichen negativen Umweltauswirkungen aus.
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—  Transnationale Verkehrskorridore und iibergeordnete Verkehrsverbindungen

Die Regelungen zur Verkehrsinfrastruktur spiegeln iiberwiegend den Ist-Zustand des vorhandenen Netzes wider.
Soweit rdumlich konkretisierte oder konkretisierbare Festlegungen vorliegen (Ziel zur Sicherung iibergeordneter
Verkehrsverbindungsfunktionen, Grundsatz zur Erreichbarkeit zwischen Zentralen Orten), konnen die dazu mog-
lichen Maflnahmen und mdglicherweise resultierende Umweltwirkungen erst auf der konkreten Fachplanungsebene
auf Grund der rdumlichen Verhiltnisse, des Verkehrsbedarfes und anderer Kriterien ermittelt und beurteilt werden.
Grundsitzlich wird eine flachensparende, gebiindelte und den Freiraum schonende Entwicklung angestrebt, die
iiberwiegend ohne Neutrassierungen auskommen soll. Beziiglich der grofrdumigen Verkehrsverbindungen liegen
iiberwiegend bereits konkretere Planungen vor, die ihrerseits bereits auf Bundesebene im Bundesverkehrswegeplan
(BVWP) oder zum Teil im Rahmen von Raumordnungsverfahren durch Umweltpriifungen begleitet wurden.

Auf Grund der Verteilung der UZVR groBer 100 Quadratkilometer im Planungsraum wird deutlich, dass es im Falle
von Ausbau- oder Neubauvorhaben vorwiegend im Norden des Planungsgebietes schwierig wére, relativ umweltver-
tragliche Losungen zu finden, durch die keine Auswirkungen auf die UZVR entstehen. Auch eine Verdichtung des
Verkehrs kann zu einer Zunahme der Zerschneidungswirkung im Raum beitragen. Diesem Umstand wird z. B. bei
der bevorzugten Verbesserung der Schienenverbindungen in Richtung Skandinavien (iiber Rostock) und zum Bal-
tischen Raum (iiber Stettin) Rechnung zu tragen sein. Auf der Ost-West-Achse sowie im Siiden des Landes erscheint
dies mit weniger Problemen verbunden zu sein.

—  Verringerung der innerdrtlichen Umweltbelastungen im Zuge iibergeordneter Stralenverkehrsverbindungen

Die weiterfithrenden Regelungen zur StraBBeninfrastruktur zielen darauf ab, Umweltbelastungen (durch Verlarmung
und Schadstoffimmissionen bezogen auf die Schutzgiiter Mensch sowie Klima und Luft) insbesondere innerorts zu
reduzieren und auBerorts durch integrierte und fldchensparende Planungen zur minimieren. Insoweit wird ein Rah-
men gesetzt mit liberwiegend positiver Tendenz beziiglich moglicher Umweltauswirkungen. Die im Einzelfall mog-
lichen erheblichen negativen Umweltauswirkungen (z. B. auf die Schutzgiiter Boden sowie Tiere und Pflanzen) von
neuen Ortsumfahrungen miissen im Rahmen von Raumordnungs- und Planfeststellungsverfahren ermittelt und be-
riicksichtigt werden (Abschichtung).

—  Entwicklung von Wasserstralen und Hifen

Die Entwicklung von Wasserstra3en und Héfen wird im LEP B-B eingefordert, konkrete Regelungen zum Ausbau
werden jedoch nicht getroffen. Die Entwicklung der vorhandenen Wasserstralen und Héfen ist in der Regel mit
Ausbaumalinahmen verbunden, durch die negative Umweltauswirkungen entstehen kénnen. Auch hier gibt es zum
Teil bereits konkretere Planungen und Festlegungen des Bedarfes auf Bundesebene. Wasserstrafien liegen héufig in
okologisch besonders empfindlichen Bereichen (Schutzgiiter Boden, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sowie
Wasser). Zudem ist eine Verdnderung der Trassenfiihrung nicht oder nur mit erheblichem Aufwand und entsprechen-
den Auswirkungen auf die Umwelt moglich. Der LEP B-B weist daher darauf hin, dass ein notwendiger Ausbau in
Form einer naturvertrdglichen Wasserstralengestaltung unter Beachtung der Belange von Naturschutz und Land-
schaftspflege, Stddtebau, Denkmalschutz, Hochwasserschutz durch im Einzelfall angepasste wasserwirtschaftliche
MafBnahmen erfolgen soll. Eine rdumlich konkretisierte Vorhabensplanung und daraus méglicherweise resultierende
Umweltwirkungen konnen erst auf der nachfolgenden Planungsebene beurteilt werden (Abschichtung).

—  Beschriinkung des Linienflug- und Pauschalflugreiseverkehrs iiber 14 000 Kilogramm auf den Verkehrsflug-
hafen BBI

Der LEP B-B verfolgt den Gedanken der Biindelung und Konzentration des Flugverkehrs. Dies bedeutet im Raum
des Standortes Schonefeld eine zukiinftig steigende Belastung mit entsprechenden unvermeidlich erheblichen nega-
tiven Umweltauswirkungen (die Auswirkungen sind in den Planungsverfahren zum LEP FS und zum Planfest-
stellungsverfahren in die Abwégung eingestellt worden). Die vorgesehene SchlieBung der innerstddtischen Flughdfen
in Berlin fiihrt insgesamt zu einer Entlastung (Schutzgiiter Mensch und Gesundheit, Klima und Luft).

—  Sicherung und Entwicklung von Standorten fiir Giiterverkehrszentren sowie Sicherung vorhandener Schienen-
infrastruktur zur Stérkung des Schienengiiterverkehrs

Kernanliegen dieser Regelungen ist die Forderung umweltfreundlicherer Verkehrstrager durch eine Verbesserung der
Umschlagplitze. Im Mittelpunkt steht dabei die Forderung des Schienengiiterverkehrs zur Minderung der Umweltbe-
lastungen (Schwerpunkt Schutzgut Klima und Luft) durch den straBengebundenen Giiterverkehr. Eine rdumlich kon-
kretisierte Flachenvorsorge und daraus moglicherweise resultierende Umweltwirkungen kénnen erst auf der konkre-
ten kommunalen Planungsebene auf Grund jeweiliger rdumlicher Verhéltnisse, Flichenbedarf und anderer Kriterien
bestimmt und beurteilt werden (Abschichtung).
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—  Biindelung von Infrastrukturtrassen sowie Standortwahl und Verkehrsanbindung fiir Vorhaben der technischen
Infrastruktur, Ver- und Entsorgung sowie Energieerzeugung im Auflenbereich

Durch den LEP B-B werden keine Prioritdten fiir konkrete Vorhaben der technischen Infrastruktur, Energieversor-
gung und der Ver- und Entsorgung gesetzt. Die Festlegungen dienen der Steuerung bei der Standort- und Trassen-
wahl zugunsten der Schonung der Freirdume und zur Vermeidung erheblicher negativer Umweltauswirkungen
(Schutzgiiter Landschaft, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt). Auf Grund des in diesem Sektor vorhandenen
Entwicklungsdrucks setzt der LEP B-B hier einen wichtigen Rahmen, der sich in der Tendenz positiv auf die Umwelt
auswirken wird.

—  Sicherung einheimischer Bodenschitze und Energietréger

Durch den LEP B-B werden keine konkreten Gebietsausweisungen fiir den Abbau von Rohstoffen oder Standorten
fiir Anlagen zur Gewinnung von Energie vorgenommen. Erhebliche Umweltauswirkungen kénnen daher durch diese
allgemeine Handlungsaufforderung nicht hervorgerufen werden. Der Plan setzt jedoch inhaltliche Priorititen und
betont die Erforderlichkeit des Ausbaus der Energiegewinnung durch regenerative Energietrager, aber auch die weite-
re Sicherung der Braunkohlenutzung sowie weiterer einheimischer Bodenschitze. Die Forderung regenerativer Ener-
gietriger ist voraussichtlich mit positiven Umweltwirkungen verbunden (Schutzgut Klima und Luft). Gleichzeitig
wird bei der Umsetzung mit vielfaltigen, zum Teil erheblichen negativen Umweltauswirkungen (auf alle Schiitzgiiter
in unterschiedlichem Mafe je nach konkreter Lage und Art des Vorhabens) zu rechnen sein. Der LEP B-B weist auf
die Bedeutung anderer Nutzungsbelange — insbesondere der Umweltbelange — hin. Die konkrete Ausgestaltung und
die Minimierung erheblicher negativer Umweltauswirkungen obliegen der konkretisierenden Regional- bzw. den
Fachplanungen (Abschichtung). So richtet sich die rdumliche Sicherung der einheimischen Braunkohle im Land
Brandenburg nach dem Ergebnis der im Land Brandenburg gesetzlich verankerten Braunkohlenplanung (Landespla-
nung). Die bei konkreter Veranlassung erforderliche Aufstellung der Braunkohlenpldne in Form von sachlichen und
rdumlichen Teilpldnen beinhaltet ebenfalls eine strategische Umweltpriifung (§ 18 und § 2a RegBkPIG), in deren
Rahmen die Umweltauswirkungen der Pldne gepriift werden. Dabei sind auch die moglichen Auswirkungen auf die
Umwelt, insbesondere den Wasserhaushalt, der betroffenen Nachbarldnder (u. a. Berlin) und Polens zu priifen.

Planungsalternativen sowie MaBnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltaus-
wirkungen

Da von den Festlegungen zur Steuerung der Verkehrsinfrastruktur keine direkten erheblichen negativen Umweltaus-
wirkungen ausgehen, sind keine MaBlnahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen
erforderlich. Sinnvolle Planungsalternativen bestehen nicht.

Der LEP B-B verfolgt durch die Festlegungen beziiglich der Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energie-
gewinnung einen gegeniiber der bisherigen Landesentwicklungsplanung deutlicher integrierten, umweltorientierten
Weg. Verniinftige Alternativen, die einen weitergehenden Schutz der Umwelt beférdern, kommen nicht in Betracht.
Die Regelungen dienen zum Teil hauptsichlich der Vermeidung und Minderung méglicher negativer Umweltauswir-
kungen. Auf Grund des hohen Abstraktionsniveaus ist auf der Ebene der Landesentwicklungsplanung eine weiter-
gehende Festlegung entsprechender Mafinahmen nicht sinnvoll.

4.2 FFH-Vertriglichkeit

Auf Grund des hohen Abstraktionsniveaus des LEP B-B ergeben sich keine rdumlich konkreten Festlegungen fiir
Vorhaben. Es konnen daher auf dieser Ebene keine konkreten Auswirkungen auf das Schutzgebietssystem Natura
2000 im Sinne einer FFH-Vertriglichkeitspriifung abgeleitet werden (zur Priifung der einzelnen Festlegungen hin-
sichtlich ihres Konfliktpotenzials mit den Erhaltungszielen der Natura 2000-Gebiete siehe IV C Natura 2000-Ver-
traglichkeit). Auf den nachgeordneten Planungsebenen bedarf es jedoch im konkreten Planungsfall entsprechender
Vertréglichkeitspriifungen.

Durch die Festlegung des Freiraumverbundes werden 90 Prozent der FFH-Gebiete und 61 Prozent der SPA-Gebiete
vor Inanspruchnahme und Neuzerschneidung durch Infrastrukturtrassen geschiitzt. Zugleich wird durch die Einbin-
dung der FFH-Gebiete in die groBrdumige Struktur des Freiraumverbundes das nach Artikel 10 der FFH-Richtlinie
angestrebte Ziel der Schaffung eines kohérenten Netzes der Natura 2000 unterstiitzt.

4.3 Auswirkungen der Umsetzung des Gesamtplanes

4.3.1 Kumulative und summarische Umweltauswirkungen
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Da der LEP B-B keine raumkonkreten Vorhaben oder Maflnahmen festlegt, konnen auch direkt keine erheblichen
(negativen) Umweltauswirkungen durch seine Festlegungen entstehen. Auch durch das Zusammenwirken der ver-
schiedenen Festlegungen ergeben sich hier keine direkten erheblichen Umweltauswirkungen. Der Plan ldsst jedoch
bei der konkreten planerischen Ausgestaltung weite Spielrdume, so dass auch fiir die Vermeidung erheblicher negati-
ver Umweltauswirkungen ein ausreichend grofler Spielraum verbleibt. Bei den rdumlich konkreteren Festlegungen
(z. B. Freihaltung von Standorten flir groBflachige gewerblich-industrielle Vorhaben) wurde den Umweltbelangen
durch ein Priifverfahren im Zuge der Standortauswahl vorab Rechnung getragen. Der Plan folgt insbesondere im
Bereich der Wohnfldchenentwicklung einem konsequent steuernden Grundansatz, der in der Summe zu einer Kon-
zentration der Siedlungsentwicklung und der Infrastruktureinrichtungen fiihren soll.

Der Konzentrationsgedanke ist summarisch mit positiven Wirkungen auf die Umwelt verbunden. Das Konzept der
Kulturlandschaftsentwicklung kann dem Verfall kulturlandschaftlicher Qualititen entgegenwirken. Der konsequente
Schutz eines Freiraumverbundes fordert den Erhalt 6kologisch und landschaftlich wertvoller Rdume mit Ausgleichs-
funktion fiir die dicht besiedelten Gebiete. Gleichzeitig wird — verbunden mit den Regelungen zur Siedlungs- und
Infrastrukturentwicklung — einer Zersiedelung der Landschaft entgegengewirkt und eine Minimierung des Energie-
und Flichenverbrauches unterstiitzt.

4.3.2 Grenziibergreifende Umweltauswirkungen

Durch die Festlegung der transnationalen Korridore und der damit verbundenen Prioritdten fiir die Sicherung und
Entwicklung der Verkehrsnetze, aber auch durch die Festlegung des Freiraumverbundes und die Festlegung grenzna-
her Zentren bestehen unmittelbare raumliche Beziehungen zu den benachbarten Bundeslandern und zu Polen. Der
Freiraumverbund greift Landschaftsstrukturen auf, die sich in den angrenzenden Ladndern und dem Nachbarstaat
Polen fortsetzen. Die durch den LEP B-B unterstiitzte Prioritétensetzung zur Entwicklung bestimmter Raumentwick-
lungskorridore und Verkehrsverbindungen ist mit den angrenzenden Léndern abgestimmt, so dass diese auch Gegen-
stand der Planungen in diesen Léndern sind. Mogliche Umweltauswirkungen dieser strategischen Verbindungen auf
dem Gebiet der angrenzenden Léander sind daher im Rahmen der fiir die jeweiligen Planungen erforderlichen Um-
weltpriifungen zu behandeln. Da mit dem LEP B-B keine raumkonkreten Vorhaben oder Maflnahmen festgelegt
werden, gehen von ihm selbst keine direkten erheblichen grenziiberschreitenden Umweltauswirkungen aus.

5 UberwachungsmafBnahmen

Artikel 8a Absatz 10 LPIV bestimmt, dass MaBnahmen zur Uberwachung der erheblichen Auswirkungen auf die
Umwelt, die mit der Durchfiihrung des Planes einhergehen, zu benennen sind. Auf Grund des allgemein konzeptio-
nellen Charakters des Planes und der weiten Spielrdume, die durch die Festlegungen fiir die planerische Ausge-
staltung auf den folgenden Planungsebenen gelassen werden, ergibt die Umweltpriifung, dass durch die Umsetzung
des LEP B-B voraussichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen entstehen.

Des Weiteren bestimmt Artikel 8a Absatz 10 LPIV, dass sich die Gemeinsame Landesplanungsabteilung fiir die
Uberwachung der erheblichen Umweltauswirkungen unter besonderer Beriicksichtigung des Raumordnungskatasters
nach Artikel 18 der Mittel der Raumbeobachtung bedient.

6 Allgemein verstindliche Zusammenfassung

Die Lander Berlin und Brandenburg stellen einen gemeinsamen Landesentwicklungsplan fiir das Gebiet beider Lan-
der (LEP B-B) auf. Dieser Plan ist nach Maf3gabe des Artikels 8a des Landesplanungsvertrages (LPI1V) einer Strate-
gischen Umweltpriifung (SUP) zu unterziehen. Wichtiger Bestandteil der SUP ist der Umweltbericht, dessen wesent-
liche Inhalte und Ergebnisse hier zusammenfassend wiedergegeben werden.

Ziel des Umweltberichts ist die Priifung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen des LEP B-B, wobei
sowohl negative als auch positive Wirkungen betrachtet werden. Die Umwelt wird dabei in einzelne Bestandteile,
sogenannte Schutzgiiter, unterteilt (Mensch und Gesundheit, Landschaft und kulturelles Erbe, Tiere/Pflanzen und
biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Klima und Luft sowie Kultur- und Sachgiiter).

Die Beurteilung der Auswirkungen wurde anhand von Umweltzielen durchgefiihrt, die in einer Vielzahl von Konven-
tionen, Gesetzen und sonstigen Regelungen enthalten sind. Der Zielkatalog wurde im Vorfeld mit den obersten Fach-
behorden der Lander Berlin und Brandenburg abgestimmt.

Auch die fiir die Beurteilung heranzuziehenden Datengrundlagen der Fachbehorden wurden entsprechend ausgewahlt
und abgestimmt. Dabei handelt es sich um bereits vorhandene statistische und flaichenbezogene Daten fiir das gesam-
te Gebiet der beiden Bundeslander.
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Der wesentliche Teil des Umweltberichts besteht in der Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen der Umset-
zung des Planes auf die Umwelt. Hierzu werden die jeweiligen Plansétze (Ziele und Grundsétze) des LEP B-B unter-
sucht.

Hauptstadtregion

Die Festlegungen sind programmatischer Natur. Zwar werden erste Schwerpunkte fiir Vorhaben mit gegebenenfalls
negativen Umweltauswirkungen gesetzt, mogliche konkrete Umweltauswirkungen sind hier jedoch nicht zu erken-
nen. Grundsétzlich werden hier Rahmenbedingungen fiir eine die Umweltzusammenhénge respektierende Raument-
wicklung benannt.

Zentrale-Orte-System

Durch das System der Zentralen Orte wird die Entwicklung auf rdumliche Schwerpunkte konzentriert. Dadurch wird
der Rahmen fiir eine mogliche rdumliche Konzentration von Funktionen mit mdglichen negativen Umweltauswir-
kungen in bereits belasteten Bereichen gesetzt. Andererseits wird der Freiraum durch diese Konzentration in bereits
belasteten Bereichen geschont.

Kulturlandschaft
Fiir die Entwicklung der Kulturlandschaft wird im LEP B-B ein allgemeiner Rahmen gesetzt. Die Beriicksichtigung
regionaler und lokaler Qualitdten als identitétsstiftende Elemente stellt einen wichtigen Impuls fiir eine positive Um-

weltentwicklung dar.

Steuerung der Siedlungsentwicklung

Grundsitzlich wird im LEP B-B eine Konzentration der Siedlungen auf die vorhandenen Siedlungskerne und unmit-
telbar angrenzenden Bereiche vorgegeben. Durch diese Konzentration konnen Angebote des OPNV besser genutzt
und die Inanspruchnahme von Freiflichen durch eine entsprechende lokale oder regionale Planung minimiert werden.
In der Gesamtschau fiihrt die Konzentration zu positiven Umweltauswirkungen. Gleiches gilt fiir die Nachnutzung
bisher militdrisch genutzter Liegenschaften und ziviler Konversionsfliachen fiir stddtebaulich schwer integrierbare
Vorhaben.

Durch den LEP B-B werden fiir groBflichige gewerblich-industrielle Vorhaben 24 gezielt ausgewihlte Standorte
freigehalten. Bei der Auswahl dieser Standorte wurden Umweltgesichtspunkte bereits beriicksichtigt, so dass das
Risiko erheblicher negativer Umweltauswirkungen bei der Umsetzung des Planes auf nachfolgenden Planungsebenen
reduziert werden konnte.

Die Ansiedlung von grof3flichigen Einzelhandelseinrichtungen an Standorten, die die Funktionsfahigkeit vorhandener
Zentren gefdhrden oder zusitzliche Verkehrs- und Umweltbelastungen erzeugen kann, wird durch entsprechende

Regelungen verhindert.

Steuerung der Freiraumentwicklung

Der LEP B-B legt zeichnerisch und textlich einen integrierten Freiraumverbund fest. Damit wird neben dem fach-
rechtlich abgesicherten Fldchenschutz ein wesentlicher Beitrag zum Erhalt und zur Entwicklung der natiirlichen
Vielfalt und zur Minimierung der Landschaftszerschneidung geleistet. Einen weiteren Schwerpunkt bildet der vorsor-
gende Hochwasserschutz.

Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energiegewinnung

Die meisten Regelungen des LEP B-B haben hinsichtlich der Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung eher konzep-
tionellen Charakter ohne abschliefende raumkonkrete Festlegung von Trassen und Standorten. Es wird eine flachen-
sparende, gebiindelte Entwicklung angestrebt, wodurch auch hier die Schonung des Freiraumes und dkologisch wert-
voller Flachen gestdrkt wird. Auch fiir den Abbau von Rohstoffen (einschlieBlich Braunkohle) oder fiir Anlagen zur
Energiegewinnung werden keine konkreten Gebiete bzw. Standorte ausgewiesen, so dass sich hieraus keine erheb-
lichen Umweltauswirkungen ergeben kénnen.

Gesamtbeurteilung

Der LEP B-B folgt einem konsequent steuernden Leitgedanken, der auf eine Konzentration der Siedlungs- und Infra-
strukturentwicklung abzielt. Dadurch ergeben sich einerseits potenziell negative Umweltauswirkungen in bereits
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vorbelasteten Bereichen, andererseits wird eine weitgehende Schonung des Freiraumes sowie 6kologisch wertvoller
Flichen erreicht. Durch die Nihe der Siedlungsnutzungen zu OPNV-Angeboten ergibt sich aber auch die Moglichkeit
zur Minimierung des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und der damit verbundenen negativen Umweltaus-
wirkungen.

Im Rahmen der Strategischen Umweltpriifung des LEP B-B wurden die voraussichtlich erheblichen Auswirkungen
der Plandurchfithrung auf die Umwelt sowie in Betracht kommende Planungsalternativen ausgehend von den Zielen
des Planes angemessen ermittelt, beschrieben, bewertet und im Umweltbericht niedergelegt (gemafl Artikel 8a Ab-
satz 1 LP1V). Die ,,Erheblichkeit” der Umweltauswirkungen wird dabei maB3geblich bestimmt durch die Verbindlich-
keit der Rahmensetzung in Bezug auf Standort, Art, GroBe und Betriebsbedingungen von Vorhaben mit erheblichen
Umweltauswirkungen sowie dem AusmaB, in dem der LEP B-B andere Pldne in der Planungshierarchie beeinflusst.
Der LEP B-B konkretisiert als iiberdrtliche und zusammenfassende Planung die Grundsatzfestlegungen des Lan-
desentwicklungsprogrammes 2007 (LEPro 2007) und setzt einen iibergeordneten Rahmen fiir kiinftige rdumliche
Entwicklungen in der Hauptstadtregion. Auf dieser Ebene verbleiben grofie Spielrdume, um mogliche erhebliche
negative Umweltauswirkungen bei der Umsetzung des Planes zu vermeiden, zu mindern und gegebenenfalls aus-
zugleichen. Erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne des gesetzlichen Priifauftrages gemal Artikel 8a LP1V wer-
den durch die Festlegungen des LEP B-B nicht prijudiziert und es kommen auch keine konzeptionellen Planungs-
alternativen in Betracht. Eine Priifung aller Einzelheiten, die innerhalb des durch die Festlegungen gesetzten Rah-
mens moglich sein kdnnten, ist nicht erforderlich, da auch auf den nachfolgenden Planungsebenen eine Strategische
Umweltpriifung durchzufiihren ist. Im Rahmen mehrstufiger Planungs- und Zulassungsverfahren ist jeder Plan auf
seiner Stufe nur insoweit einer Umweltpriifung zu unterziehen, wie dies nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Pla-
nes angemessen verlangt werden kann. Hinsichtlich erforderlicher UberwachungsmaBnahmen wird auf die Bestim-
mungen des Artikels 8a Absatz 10 LP1V verwiesen. Die Beschreibung von MaBnahmen zur Verhinderung, Verringe-
rung oder zum Ausgleich von Umweltauswirkungen ist gemédf Anlage 3 zum LPIV (entspricht auch § 14g Absatz 2
Nummer 6 UVPQG) nur vorgesehen, wenn die Auswirkungen erheblich negativ sind. Dies ist im LEP B-B, wie oben
ausgefiihrt, nicht der Fall.
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vom 16. Juli 2001 (GVBL. S. 260)

Berliner Naturschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2008 (GVBL. S. 378)

Berliner Wassergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2005 (GVBL. S. 357, 2006 S. 248, 2007
S. 48), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 6. Juni 2008 (GVBI. S. 139)

Gesetz iiber den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (Brandenburgisches Denkmalschutz-
gesetz - BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBI. I S. 215)

Gesetz liber den Naturschutz und die Landschaftspflege im Land Brandenburg (Brandenburgisches Naturschutz-
gesetz - BbgNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 2004 (GVBL. I S. 350), gedndert durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 28. Juni 2006 (GVBI. I S. 74, 79)

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dezember 2004 (GVBI. I
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Denkmalschutzgesetz Berlin vom 24. April 1995 (GVBI. S. 274), zuletzt gedndert durch Artikel II des Gesetzes vom
14. Dezember 2005 (GVBL. S. 754)

Energiestrategie 2010 - Der energiepolitische Handlungsrahmen des Landes Brandenburg bis zum Jahre 2010; Be-
richt der Landesregierung Brandenburg, Juni 2002

Landesenergieprogramm Berlin 2005 - 2008 vom 1. November 2005

Landeswaldgesetz vom 16. September 2004 (GVBI. S. 391), gedndert durch Artikel IX des Gesetzes vom 11. Juli
2006 (GVBL. S. 819)

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 (GVBL. I S. 137), zuletzt geéndert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2007 (GVBL. I S. 106, 108)

Landschaftsprogramm Brandenburg, Stand Dezember 2000

Landschafts- und Artenschutzprogramm Berlin in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1994 (ABIL.
S. 2331), zuletzt gedndert am 21. September 2004 (ABI. S. 2350)

Lokale Agenda 21 - Berlin zukunftsféhig gestalten, Beschluss des Abgeordnetenhauses von Berlin vom 8. Juni 2006
(Drs. 15/3245)

7.5 Réumliche Daten- und Kartengrundlagen
Daten aus dem Digitalen Raumordnungskataster

- Trinkwasserschutzgebiete

- Satellitengestiitzte Siedlungsklassifikation
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- NSG, LSG, GroBschutzgebiete und Natura 2000-Gebiete
- Wasserfliachen (ATKIS Objektgruppe 5100)
- Topografische Rasterkarte 1 : 250 000

- Gemeindegrenzen Berlin-Brandenburg 2005

Daten aus dem Umweltatlas Berlin

- 06.01 Reale Nutzung der bebauten Flachen (Ausgabe 2007)

- 06.02 Griin- und Freifldchenbestand (Ausgabe 2007)

- 05.06 Natur- und Landschaftsschutzgebiete in Berlin (Stand Mérz 2006)
- 01.02 Versiegelung (Ausgabe 2004)

- 01.12.06 Leistungstahigkeit der Boden (Ausgabe 2006)

- Flachen der Natura 2000-Gebiete

- 02.11 Wasserschutzgebiete (Ausgabe 2006)

- 07.02 StraBenverkehrsldrm (Ausgabe 2005)

- 02.16 Verweilzeit des Sickerwassers in der ungeséttigten Zone (Ausgabe 2004), (Verschmutzungsempfindlich-
keit des Grundwassers)

Sonstige raumliche Daten- und Kartengrundlagen

- Bodendenkmale in Brandenburg (Stand 2007)

- Denkmaldichte in Brandenburg (Stand 2003)

- Verzeichnis der archdologischen Funde und Fundstellen in Berlin (Datenbank und digitale Karte, Stand 2007)
—  Luftverunreinigungsindex Brandenburg 2005

- Lebensraumkorridore Deutschland, BfN 2005

- Unzerschnittene verkehrsarme Raume Deutschlands, BfN 1999

- Unzerschnittene verkehrsarme Rdume in Brandenburg (Stand 2003)

C Natura 2000-Vertriglichkeit

Gemil Artikel 7 Absatz 4 des Landesplanungsvertrages in Verbindung mit § 16 des Berliner Naturschutzgesetzes
(NatSchGBIn) und § 26¢ des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes (BbgNatSchG) sind Raumordnungspliane auf
ihre FFH-Vertréglichkeit zu priifen. In Brandenburg werden die landesgesetzlichen Bestimmungen zur Durchfithrung
der FFH-Vertraglichkeitspriifung durch die Verwaltungsvorschrift der Landesregierung zur Anwendung der §§ 19a
bis 19f des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG alte Fassung, jetzt §§ 32 bis 38 BNatSchG vom 25. Mérz 2002
(BGBL. I S. 1193)) in Brandenburg, insbesondere zur Vertriaglichkeitspriifung nach der FFH-Richtlinie (ABIL. 2000
S. 358) konkretisiert. Geméll dieser Verwaltungsvorschrift sind bei Raumordnungsplédnen diejenigen raumordne-
rischen Ziele auf mogliche Konflikte mit den Schutzzielen von Natura 2000-Gebieten zu iiberpriifen, die einen kon-
kreten Flichenbezug haben. Raumordnerische Ziele ohne konkreten Flichenbezug, wie beispielsweise Funktionsfest-
legungen fiir Gemeinden, bediirfen regelméBig keiner Vertrdglichkeitspriifung. In Berlin gibt es keine entsprechende
Konkretisierung, so dass hier die Bestimmungen der §§ 16 und 17 NatSchGBIn fiir die Priifung ausschlaggebend
sind.

Im Folgenden werden die einzelnen textlichen Festlegungen des LEP B-B einer Vorpriifung dahingehend unterzogen,
ob die aufgefiihrten Ziele {iberhaupt geeignet sind, ein Natura 2000-Gebiet erheblich zu beeintrachtigen. Die Vorprii-
fung bezieht sich auf die von Brandenburg und Berlin an die Europédische Kommission abschlieBend gemeldeten
FFH-Gebiete und Européischen Vogelschutzgebiete.
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Zulll1l Hauptstadtregion

Die Plansitze enthalten keine Zielfestlegungen. Eine erhebliche Beeintrachtigung der Erhaltungsziele von Natura
2000-Gebieten ist daher auszuschlieBen.

Zulll2  Zentrale-Orte-System

Die Zielfestlegungen zum Zentrale-Orte-System beinhalten Funktionsfestlegungen fiir Gemeinden, von denen regel-
méBig keine erheblichen Beeintrdchtigungen von Natura 2000-Gebieten ausgehen.

Zu Il 3 Kulturlandschaft

Die Plansétze enthalten keine Zielfestlegungen. Eine erhebliche Beeintrichtigung der Erhaltungsziele von Natura
2000-Gebieten ist daher auszuschlieen.

Zulll 4 Steuerung der Siedlungsentwicklung

Die Plansitze enthalten keine Zielfestlegungen im Sinne von Vorrangfestlegungen fiir Raumordnungsgebiete. Zwar
bezieht sich der Plansatz 4.5 (Z) Absatz 1 Nummer 2 auf den in der Festlegungskarte 1 dargestellten Gestaltungsraum
Siedlung und stellt somit eine Festlegung mit konkretem Raumbezug dar, sie ist aber nicht mit einer Festlegung im
Sinne eines Vorranges fiir die Siedlungsentwicklung gleichzusetzen. Vielmehr werden den Kommunen grofe Gestal-
tungsspielrdume zur Binnendifferenzierung des Gestaltungsraumes Siedlung eingerdumt. Im Rahmen der bauleitpla-
nerischen Konkretisierung ist innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung dem fachrechtlich gebotenen Freiraum-
erhalt, einschlieSlich der Beriicksichtigung der Erhaltungsziele von Natura 2000, Rechnung zu tragen.

Grundsatzfestlegungen mit konkretem Flidchenbezug werden durch die Plansitze 4.6 (G) zu Vorsorgestandorten fiir
grofflachige gewerblich-industrielle Vorhaben (Festlegungskarte 1) und 4.8 (G) Stadtischen Kernbereichen (Fest-
legungskarte 2) getroffen. Im Sinne der o. g. Anforderungen der Verwaltungsvorschrift zur Durchfithrung der
FFH-Vertriglichkeitspriifung in Brandenburg bediirfen diese keiner speziellen Priifung. Gleichwohl wurden die
Standorte so ausgewiihlt, dass keine Uberschneidung mit Natura 2000-Gebieten auftritt. Im Rahmen der bauleitplane-
rischen Konkretisierung sind weitergehende Priifungen beziiglich der Vertréglichkeit der konkreten Vorhaben mit
den Erhaltungszielen von gegebenenfalls in deren Wirkraum vorhandenen Natura 2000-Gebieten durchzufiihren.

Zulll 5 Steuerung der Freiraumentwicklung

Die raumkonkrete Zielfestlegung im Plansatz 5.2 (Z) unterstiitzt die Sicherung und Entwicklung eines giinstigen
Erhaltungszustandes von Natura 2000.

Zulll 6 Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energiegewinnung

Die einzige Zielfestlegung in III 6 mit einem zumindest grob konkretisierbaren rdumlichen Bezug wird mit dem
Plansatz 6.2 (Z) getroffen. Zwar werden durch die schematische Darstellung des zu entwickelnden funktionalen
Netzes von groBraumigen und iiberregionalen Verkehrsverbindungen in der Festlegungskarte 1 noch keine Aussagen
zu flachenkonkreten Korridoren, Trassen oder einem anzustrebenden Ausbaustandard der Verbindungen getroffen, so
dass im Einzelnen auch noch keine erheblichen Beeintrichtigungen von Natura 2000-Gebieten abgeschétzt werden
konnen. Andererseits ist aber auch nicht auszuschlieBen, dass die Zielfestlegungen zur funktionalen Entwicklung von
Verkehrsverbindungen bei der Konkretisierung der Planung zu Beeintrachtigungen von Natura 2000-Gebieten fithren
konnen. Im Folgenden wird daher das bereits auf der Ebene des LEP B-B einschétzbare, mogliche Konfliktpotenzial
aufgezeigt und es werden Hinweise fiir die Konfliktbewiltigung im Rahmen der nachfolgenden Planungsebenen
gegeben.

Bei den festgelegten Schienenverbindungen handelt es sich ausschlieBlich um die Bestandssicherung und Entwick-
lung vorhandener Bahntrassen. Netzergénzungen sind nicht vorgesehen. Generell gilt fiir alle Schienenverbindungen
die Anforderung, dass bei partiellen Ausbaumafinahmen oder der Erneuerung der Gleiskdrper den Belangen der
Natura 2000-Gebiete Rechnung zu tragen ist.

Auch dem festgelegten Netz von Stralenverbindungen liegen iiberwiegend bestehende Straflen zugrunde. Zur Ver-
besserung ihrer Verbindungsfunktion wird insbesondere der Ausbau von Ortsumgehungen angestrebt, die jedoch erst
in nachfolgenden Verfahren raumlich konkretisiert werden. Im Rahmen dieser Verfahren ist den Belangen der Natura
2000-Gebiete Rechnung zu tragen.
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Neben der bestandsorientierten Darstellung enthélt das funktionale Verbindungsnetz auch einige Ergdnzungen und
Erweiterungen, die letztlich den Neubau von StraBlen nach sich ziehen. Das mogliche Konfliktpotenzial der Netz-
ergidnzungen mit Natura 2000-Gebieten wird daher im jeweiligen Einzelfall wie folgt eingeschétzt:

a) Schwedt/Oder — Ognica (Polen)

Eine grenziiberschreitende Straenverbindung nach Polen besteht bereits. Sofern die Entwicklung dieser Verbindung
eine neue Trassierung erfordert, sind weitere Abstimmungen, insbesondere auch mit dem Nachbarstaat Polen, not-
wendig. Die geplante Verbindung konnte die Durchquerung des Européischen Vogelschutzgebietes (Landesnummer
7007) ,,Unteres Odertal” erfordern. Aus dem FFH-Gebiet (Landesnummer 150) ,,Unteres Odertal* ist eine entspre-
chende Vorbehaltsfliche ausgegrenzt. Planung, Bau, Unterhaltung und Betrieb dieser StraBenverbindung sind auf3er-
dem von den Verboten des Nationalparkgesetzes Unteres Odertal ausgenommen. Die Lésung der potenziellen Kon-
flikte mit dem Européischen Vogelschutzgebiet ,,Unteres Odertal“, dem gleichnamigen FFH-Gebiet und dem Natio-
nalpark muss im Rahmen der planerischen Konkretisierung erfolgen.

b) Bad Freienwalde (Oder) — (Polen)

Die Darstellung der StraBenverbindung von Bad Freienwalde (Oder) nach Polen erfolgt in Anlehnung an die be-
stehende B 158, die auf einer Teilstrecke durch die Europdischen Vogelschutzgebiete (Landesnummern 7006 und
7020) ,,Schortheide-Chorin“ und ,,Mittlere Oderniederung™ fiihrt sowie das FFH-Gebiet (Landesnummer 607) ,,Oder-
Neile Ergénzung quert. Im Zuge konkretisierender Planverfahren ist eine Trassenfiihrung zu suchen, die eine erheb-
liche Beeintrachtigung der Natura 2000-Gebiete ausschlieft. Konflikte mit dem FFH-Gebiet ,,Oder-Neifle Ergén-
zung™ sind ebenfalls nicht zu erwarten, da fiir die Benennung des Gebietes insbesondere Fischarten ausschlaggebend
sind, deren Schutz durch eine entsprechende technische Ausgestaltung (Briicke) gewéhrleistet werden kann.

¢) Eberswalde — Strausberg — Fiirstenwalde/Spree

Eine vertrdgliche Entwicklung dieser Verbindung erscheint in den konkretisierenden Planverfahren moglich, wenn
erhebliche Beeintrichtigungen des FFH-Gebietes (Landesnummer 172) ,,Rotes Luch Tiergarten sowie des Vogel-
schutzgebietes (Landesnummer 7009) ,,Mérkische Schweiz* vermieden werden.

d) Eisenhiittenstadt — (Polen)

Fiir die grenziiberschreitende Verbindung bei Eisenhiittenstadt erscheint im Rahmen der konkretisierenden Planver-
fahren eine Trassenfiithrung ohne Konflikte mit dem FFH-Gebiet (Landesnummer 607) ,,Oder-Neifle Ergédnzung™
mdoglich, da fiir die Benennung des Gebietes insbesondere Fischarten ausschlaggebend sind, deren Schutz durch eine
entsprechende technische Ausgestaltung (Briicke) gewahrleistet werden kann. Ebenso miissen erhebliche Beeintrach-
tigungen des Vogelschutzgebietes (Landesnummer 7020) ,,Mittlere Oderniederung* auf nachfolgenden Planungsebe-
nen vermieden werden.

e) Guben — Cottbus

Die Verbindung wurde in Teilen bereits planerisch konkretisiert. Mogliche Konflikte mit dem FFH-Gebiet (Landes-
nummer 228) ,,Biotopverbund Spreeaue® konnen im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens fiir den noch erforder-
lichen Teilabschnitt bewiltigt werden.

f) Rathenow — Brandenburg an der Havel

Die Losung der potenziellen Konflikte mit dem Européischen Vogelschutzgebiet (Landesnummer 7002) ,,Niederung
der Unteren Havel” und dem zum Teil deckungsgleichen FFH-Gebiet (Landesnummer 117) ,,Niederung der Unteren
Havel/Giilper See* erscheint im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens realisierbar.

g) Wittstock/Dosse — Mirow (Mecklenburg-Vorpommern)

Im Geltungsbereich des LEP B-B erscheint eine vertrdgliche Ausgestaltung der Verbindung durch eine Trasse, die
die FFH-Gebiete ,,Berlincher See, Berlincher Luch* (Landesnummer 531), ,,Wittstock/Dosse-Ruppiner Heide* (Lan-
desnummer 556) und ,,.Buchheide (Landesnummer 285) quert, im Rahmen konkretisierender Planverfahren moglich.

h) Magdeburg (Sachsen-Anhalt) — Schwerin (Mecklenburg-Vorpommern)

Die Verbindung ist im Bundesverkehrswegeplan 2003 enthalten und fiihrt nur auf einer relativ kurzen Strecke durch
das Land Brandenburg. Eine Linienbestimmung wurde filir diesen Streckenabschnitt nach § 16 des Bundesfern-
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stralengesetzes einschlielich einer FFH-Vertraglichkeitspriifung durchgefiihrt. Vorbehaltlich Kohérenz sichernder
MaBnahmen fiir das Europdische Vogelschutzgebiet (Landesnummer 7015) ,,Agrarlandschaft Prignitz-Stepenitz® im
Rahmen des noch durchzufithrenden Planfeststellungsverfahrens wurde eine Ausnahme entsprechend § 34 Ab-
satz 3 BNatSchG zugelassen.

i) Neuruppin — Neustrelitz (Mecklenburg-Vorpommern)

Die Darstellung der StraBenverbindung erfolgt in Anlehnung an die bestehende L 16 sowie iiber Kreisstraen und
sonstige Straen. Im Rahmen konkretisierender Planverfahren erscheint eine Entwicklung dieser Verbindung ohne
Beeintrachtigung von Natura 2000-Gebieten moglich.

j) Templin — A 11 — Angermiinde

Die Ausgestaltung der StraBenverbindung durch eine Trasse kann zu Beeintrichtigungen des Europiischen Vogel-
schutzgebietes (Landesnummer 7006) ,,Schorfheide-Chorin* sowie der FFH-Gebiete (Landesnummern 134, 140, 124,
128) ,Krinertseen, ,Poratzer Morinenlandschaft”, , Endmordnenlandschaft bei Ringenwalde“, ,,Grumsiner
Forst/Redernswalde® fithren. Im Zuge konkretisierender Planverfahren ist eine Trassenfithrung zu suchen, die erheb-
liche Beeintrachtigungen dieser Gebiete ausschlieft.

k) Bad Liebenwerda — Miihlberg — Riesa (Sachsen)

Die Darstellung der grenziiberschreitenden Verbindung erfolgt in Anlehnung an die bestehende L 66, in deren Néhe
die FFH-Gebiete (Landesnummern 657 und 504) ,,Elbe* und ,,Elbdeichvorland Miihlberg-Stehla“ liegen. Im Rahmen
konkretisierender Planverfahren erscheint eine Entwicklung der Verbindung ohne erhebliche Beeintrachtigung der
genannten FFH-Gebiete mdglich.
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	I Rechtsgrundlagen und Verhältnis des LEP B-B zu anderen Programmen und Plänen der Raumordnung
	Mit der Vorlage des Landesentwicklungsplanes Berlin-Brandenburg (LEP B-B) entspricht die gemeinsame Landesplanung der Länder Berlin und Brandenburg dem Planungs- und Koordinierungsauftrag des Bundes- und des Landesrechts. Der Landesplanungsvertrag enthält die Rechtsgrundlagen für die Aufstellung der gemeinsamen Landesentwicklungspläne.
	Für die durch die Länder Berlin und Brandenburg gebildete Hauptstadtregion wird die Landesplanung bisher durch die Gesamtheit der hochstufigen Programme und Pläne vollzogen, die seit 1991 in beiden Ländern aufgestellt wurden. Die Möglichkeit zur Aufstellung räumlicher oder sachlicher Teilpläne ergibt sich aus Artikel 8 Absatz 1 des Landesplanungsvertrages. Die Raumordnungsplanung im gemeinsamen Planungsraum Berlin-Brandenburg stützt sich bisher auf ein System räumlicher und sachlicher Teilpläne, welche die Länder zum Teil eigenständig, zum Teil auch gemeinsam erarbeitet haben.
	Mit dem LEP B-B werden
	– § 3 Absatz 1 des Brandenburgischen Landesplanungsgesetzes (BbgLPlG),
	– der Landesentwicklungsplan Brandenburg LEP I – Zentralörtliche Gliederung –,
	– der gemeinsame Landesentwicklungsplan für den engeren Verflechtungsraum Brandenburg-Berlin (LEP eV), geändert durch den Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP FS) von 2006,
	– der Landesentwicklungsplan für den Gesamtraum Berlin-Brandenburg (LEP GR) – ergänzende raumordnerische Festlegungen für den äußeren Entwicklungsraum – und
	– § 16 Absatz 6 des Landesentwicklungsprogrammes (LEPro) von 2003
	abgelöst.
	Als sachlicher und räumlicher Teilplan hat der LEP FS weiterhin in vollem Umfang Bestand und überlagert insoweit Festlegungen des LEP B-B.
	Der LEP B-B trifft Aussagen zu raumbedeutsamen Planungen, Vorhaben und sonstigen Maßnahmen, durch die Raum in Anspruch genommen oder die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird, als Rechtsverordnung der Landesregierungen mit Wirkung für das jeweilige Landesgebiet.
	Die Adressaten des von allen Ressorts der Landesregierungen getragenen Landesentwicklungsplanes sind
	– die Gemeinden und die Gemeindeverbände,
	– die Regionalplanung,
	– die Fachplanungen,
	– die sonstigen öffentlichen Stellen und
	– die Personen des Privatrechts gemäß § 4 Absatz 3 des Raumordnungsgesetzes (ROG).
	Auf Grund des hierarchischen Verhältnisses zwischen den hochstufigen Raumordnungsplänen und den Regionalplänen verdrängen Ziele und Grundsätze des höherrangigen Planes entgegenstehende Ziele und Grundsätze des Regionalplanes, soweit ein Regionalplan noch nicht an einen inzwischen geänderten oder später erlassenen landesweiten Raumordnungsplan angepasst ist.
	Die Regelungen des Planes sind dahingehend differenziert, dass sie
	– verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren letztabgewogenen Festlegungen als beachtenspflichtige Ziele der Raumordnung, die einer Überwindung im Rahmen der Abwägung nicht mehr zugänglich sind, und
	– allgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes als berücksichtigungspflichtige Grundsätze der Raumordnung als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen
	zum Gegenstand haben.
	Die landesplanerischen Festlegungen werden mit „G“ für Grundsatz der Raumordnung und mit „Z“ für Ziel der Raumordnung bezeichnet.
	II Rahmenbedingungen und Eckpunkte für die räumliche Entwicklung der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg
	Die Länder Berlin und Brandenburg haben sich knapp zehn Jahre, nachdem die ersten gemeinsamen Raumordnungspläne verbindlich geworden sind, darauf verständigt, die bestehenden raumordnerischen Rahmensetzungen zu überarbeiten. Dabei führen Veränderungen der Raumstruktur, insbesondere die Auswirkungen des demografischen Wandels zu veränderten Schwerpunktsetzungen. Dies drückt sich zum einen in der Ablösung des bisherigen, auf Ausgleich zwischen den Teilräumen orientierten Leitbildes der „Dezentralen Konzentration“ durch den Grundsatz, systematisch Stärken zu stärken, aus. Da dieser veränderte entwicklungspolitische Ansatz erhebliche räumliche Implikationen besitzt, steht die gemeinsame Landesplanung vor besonderen Herausforderungen. Als überörtliche und zusammenfassende Planung ist sie Dienstleister für die Gestaltung der räumlichen Entwicklung. Sie muss im Zusammenwirken mit den Fachplanungsträgern, den kommunalen Gebietskörperschaften, ergänzt durch bürgerschaftliches Engagement, zukunftsorientierte raumordnerische Rahmenbedingungen für die Entwicklung der Hauptstadtregion bereitstellen.
	Die Instrumente dafür sind:
	– das Leitbild Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg, das als überfachlicher, von den Landesregierungen ent-wickelter Rahmen die Stärken der Region, die Ziele der Entwicklung im gemeinsamen Planungsraum und Schritte ihrer Umsetzung benennt,
	– das Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007), das durch Grundsätze der Raumordnung Eckpunkte für die räumliche Grundorientierung vorgibt,
	– der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B), der bindende Vorgaben im notwendigen Umfang enthält und diese durch Handlungsempfehlungen ergänzt.
	Diese Instrumente bedürfen der Anwendung und Umsetzung durch verschiedene Akteure in den Ländern, den Regionen und der kommunalen Ebene, um ihre Wirksamkeit entfalten zu können.
	Gestaltungsansatz der Raumordnung im LEP B-B

	Im Leitbild Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg wird die Zielrichtung der anzustrebenden Entwicklung im Gesamtraum beschrieben, die im LEPro 2007 mit seinen Grundsätzen der Raumordnung eine erste raumplanerische „Übersetzung“ findet.
	Mit dem LEP B-B wird das LEPro 2007 konkretisiert und damit der Beitrag der Raumordnung zur Entwicklung des Gesamtraumes ergänzt.
	Der Leitvorstellung einer nachhaltigen Entwicklung Rechnung tragend, wird hier der konkrete Rahmen für die künftige räumliche Entwicklung abgesteckt.
	Der LEP B-B
	– bindet die Hauptstadtregion in nationale und internationale Verflechtungen ein,
	– ermöglicht Wachstum,
	– ordnet räumlich die Daseinsvorsorge,
	– orientiert die Infrastrukturentwicklung auf räumliche Schwerpunkte, 
	– schützt Freiräume und natürliche Ressourcen und 
	– regt nachfolgende Akteursebenen zur Gestaltung von Handlungsräumen an.
	Neue räumliche Partnerschaften im europäischen Zusammenhang gestalten

	In der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg müssen die räumlichen Voraussetzungen so entwickelt werden, dass die internationale und nationale Wettbewerbsfähigkeit gestärkt wird. Die Hauptstadtregion muss ihre metropoli-tanen und regionalen Potenziale im Zusammenspiel nutzen und die Attraktivität ihrer Infrastruktur weiter ent-wickeln mit dem Ziel, sich im weltwirtschaftlichen Wettbewerb zu behaupten.
	Dazu ist auch eine aktive Gestaltung strategischer räumlicher Partnerschaften erforderlich. Es entspricht der Orientierung der Europäischen Union und den raumordnerischen Leitbildern des Bundes, durch kooperative Verant-wortungsgemeinschaften die Chancen räumlicher Entwicklung zu verbessern.
	Berlin und Brandenburg bilden eine solche Verantwortungsgemeinschaft. Zusätzlich soll die Entwicklung groß-räumiger Verantwortungsgemeinschaften und Kooperationsräume zwischen Metropolregionen, grenzübergreifend mit den polnischen Nachbarn und regional benachbarten Räumen (z. B. Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen) sowie zwischen der Hauptstadtregion und anderen Metropolregionen im internationalen Maßstab angestrebt werden. Sektorale und infrastrukturelle Vernetzungen über nationale und transnationale Korridore können helfen, die Chancen wirtschaftlicher Entwicklung auch außerhalb des wirtschaftlich prosperierenden Kernraumes der EU zu verbessern.
	Dies schließt die Intensivierung der engen Verflechtungsbeziehungen zum polnischen Nachbarn und die Nutzung von Lagevorteilen zum mittel- und osteuropäischen Raum sowie nach Skandinavien ein.
	Wachstum und Innovation unterstützen
	Der Kern der veränderten Entwicklungsstrategie ist die Konzentration auf vorhandene leistungsfähige Strukturen im Raum. Dies erfordert, Prioritäten in der Wirtschaft, Infrastruktur, Bildung, Wissenschaft und beim Technologietransfer zu setzen. Die Förderpolitik hat bereits mit der Fördermittelkonzentration auf die Kompetenzfelder in Berlin und im Land Brandenburg auf die Regionalen Wachstumskerne und die Branchenschwerpunktorte reagiert. Darüber hinaus werden die ländlichen Räume außerhalb dieser Schwerpunktförderung im Rahmen der landwirtschaftlichen Flächenförderung sowie der Förderpolitik der integrierten ländlichen Entwicklung gestärkt.
	Die Besinnung auf die eigenen Kräfte in allen Teilen des gemeinsamen Planungsraumes ist ein wichtiger Wert an sich. Die Selbstaktivierung und Selbstmobilisierung und die Kreativität der Menschen sollen als großes Zukunftspotenzial genutzt werden. Überall dort, wo Potenziale vorhanden sind, sollen Anstöße gegeben werden, diese zu nutzen.
	Das funktionierende Netzwerk zwischen beiden Ländern zur Mobilisierung der vorhandenen Potenziale muss gepflegt, eine intensivere und umfangreichere Kooperation zwischen Verwaltung, Hochschulen, Forschungszentren und Unternehmen beider Länder muss weiterentwickelt werden. Rahmenbedingungen für einen umfassenden Technologietransfer und für ein ganzheitliches, Innovationen förderndes Umfeld müssen geschaffen werden.
	Der LEP B-B soll räumliche Rahmenbedingungen fördern, die für eine wachstumsstarke Wirtschaftsregion und für die Schaffung dauerhafter und wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze erforderlich sind. Der Beitrag der Raumordnung richtet sich dabei auf die Passfähigkeit der funktions- und flächenbezogenen raumordnerischen Festlegungen mit den Schwerpunkten der Fachplanungen, darunter auch den Förderschwerpunkten. Der LEP B-B legt keine räum-lichen Förderschwerpunkte fest.
	Die Steuerung der Gewerbeflächenentwicklung erfolgt im LEP B-B dadurch, dass festgelegt wird, neue Siedlungsflächen an vorhandene anzuschließen, die Erweiterung von Streu- und Splittersiedlungen zu vermeiden sowie durch den Schutz des Freiraumes durch die Festlegung des Freiraumverbundes. Damit wird einerseits eine Zersiedelung des Freiraumes unterbunden und andererseits der gewerblichen Entwicklung der erforderliche Spielraum gegeben.
	Um auf Ansiedlungsbegehren flächenintensiver Großbetriebe schnell reagieren zu können, sieht der LEP B-B darüber hinaus eine raumordnerische Standortvorsorge für gewerblich-industrielle Ansiedlungen vor.
	Daseinsvorsorge räumlich ordnen und Infrastrukturentwicklung auf räumliche Schwerpunkte ausrichten
	Der demografische Wandel gehört zu den gesellschaftlichen Phänomenen, die der vollen Aufmerksamkeit der verschiedensten Politikfelder bedürfen. Er hat Auswirkungen auf die Raumstruktur und erfordert deshalb veränderte Ansätze der räumlichen Schwerpunktsetzung.
	Die bezogen auf den Gesamtraum unterschiedlichen, zum Teil gegenläufigen Entwicklungstendenzen werden sich auch in Zukunft fortsetzen. Während die Bevölkerung in Berlin und seinem näheren Umland zunehmen wird, wird die Bevölkerung in den Berlin fernen Teilräumen weiter abnehmen. Zudem werden die Menschen immer älter. Schon 2020 wird etwa jeder vierte Einwohner über 65 Jahre alt sein – bei ständig steigender Lebenserwartung. Zusätzlich wird die Bevölkerungsentwicklung im Land Brandenburg durch die gegenwärtige Abwanderung junger Menschen, insbesondere junger Frauen, beeinflusst.
	Alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens sind von diesen Entwicklungen betroffen. Auch die räumliche Organisation der Daseinsvorsorge erfolgt deshalb im LEP B-B über ein entsprechend verändertes Zentrale-Orte-System. Auf der Basis von Tragfähigkeits- und Erreichbarkeitsannahmen werden Mittelbereiche abgegrenzt, innerhalb derer die leistungsfähigsten – die starken – Gemeinden als Zentrale Orte festgelegt werden. Diese sollen als multifunktionale Schwerpunkte wie Anker im Raum wirken und Kulminationspunkt für die verschiedenen Daseinsfunktionen in ihrem jeweiligen Mittelbereich sein. Die Ausgestaltung des Zentrale-Orte-Systems soll damit gewährleisten, dass auch die ländlich geprägten Regionen über räumliche Schwerpunkte des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens verfügen. Die Infrastrukturentwicklung orientiert auf diese räumlichen Schwerpunkte. Die Leistungsfähigkeit dieser Zentralen Orte ist auch von deren Einbindung ins großräumige und regionale Verkehrsnetz abhängig.
	Zur Organisation von Daseinsvorsorge gehört eine funktionierende gemeindeübergreifende Abstimmung. Zentraler Ort und die jeweiligen Versorgungsbereichsgemeinden bilden eine „mittelzentrale Verantwortungsgemeinschaft“. Die konkrete räumliche Organisation der Daseinsvorsorge erhält so auf diesem Weg eine kommunale Mitgestaltungskomponente.
	Die wesentlichen Elemente der Grundversorgung sind Teil der kommunalen Aufgaben und werden durch die Großgemeinden bzw. in den Ämtern eigenständig organisiert.
	Freiraum schützen und Ressourcen bewahren

	Nach wie vor werden zusätzliche, bisher unbebaute Flächen für die Errichtung von Wohngebäuden, Gewerbeansiedlungen und den Ausbau der Infrastruktur beansprucht. Dieser Flächenverbrauch als Folge von Wachstum und Entwicklung führt gleichzeitig zu einem anhaltenden Verlust von Freiflächen mit ihren Funktionen für den Naturhaushalt und den Klimaschutz, die Erholung sowie ihren wirtschaftlichen Nutzfunktionen für die Land- und Forstwirtschaft, die Produktion regenerativer Energien sowie die Sicherung standortgebundener Bodenschätze. Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung sollen daher die Überbauung, Versiegelung und Zerschneidung des Freiraumes sowie die In-anspruchnahme insbesondere der nicht erneuerbaren natürlichen Ressourcen so gering wie möglich gehalten werden.
	Deshalb soll in der Bauleitplanung dem Prinzip des Vorranges der Innen- vor der Außenentwicklung gefolgt werden.
	Im LEP B-B werden hochwertige Freiräume mit besonders bedeutsamen Funktionen zu einem Freiraumverbund zusammengefasst. Die großräumig übergreifende Struktur des Freiraumverbundes bildet das Grundgerüst für den Ressourcenschutz im gemeinsamen Planungsraum. Der Freiraumverbund soll auch in seiner Funktion für den Landschaftswasserhaushalt sowie als natürliche Senke für klimaschädliche Gase – d. h. deren Bindung in Biomasse – besonders vor raumbedeutsamen Inanspruchnahmen geschützt werden.
	Die Darstellung des Risikobereiches Hochwasser dient im Sinne des Vorsorgeprinzips der Kennzeichnung der Flächen, die im Rahmen der Fachplanung durch Deichbau zu schützen oder als Retentionsbereiche zu sichern sind oder die bei Versagen von Hochwasserschutzanlagen überflutet werden können.
	Kulturlandschaften als Handlungsräume begreifen
	Der Kulturlandschaftsansatz im LEP B-B ist darauf gerichtet, räumliche Entwicklung als integrative Aufgabe unterschiedlicher regionaler Akteure zu vermitteln. Er orientiert darauf, die bestehende raumstrukturelle Vielfalt in ihrer räumlichen Einheit zu erkennen. Nicht in der Betonung des Nebeneinanders von städtisch oder ländlich, von touristisch oder energiewirtschaftlich, von industriell oder landwirtschaftlich geprägten Strukturen, sondern in deren Verknüpfung werden Entwicklungs- und Gestaltungschancen gesehen.
	Kulturlandschaften sind ganz in diesem Sinn miteinander verwobene, auf Verflechtungen, auf gemeinsame Geschichte, auf Traditionen, auf typische Produkte, auf Besonderheiten, auf Alleinstellungsmerkmale und auf innovative Entwicklungsansätze beruhende Handlungsräume für eine kooperative und qualitativ ausgerichtete Regionalentwicklung. Anknüpfend an die jeweiligen imagebildenden und identitätsstiftenden Qualitäten und Eigenarten sollen Netzwerke, Steuerungsansätze oder regional wirksame Projekte auf regionaler Ebene entwickelt werden, die nach Innen regionale Handlungsfähigkeit und Selbstorganisation gewährleisten und nach Außen eine Marketingwirkung und die Artikula-tion regionaler Interessen ermöglichen.
	Die in der Abbildung dargestellten Anregungen für kulturlandschaftliche Handlungsräume beruhen auf der Analyse historischer Regionsbildungsprozesse, von Landschafts-, Siedlungs- und Flächennutzungsstrukturen, der natürlichen und baulichen Ausstattung von Kulturlandschaften sowie Steuerungsansätzen, Netzwerken, Projekten und Förder-instrumenten mit Kulturlandschaftsbezug, wie beispielsweise Großschutzgebiete, Regionalparks, LEADERplus-Regionen, Tourismusregionen, Kulturlandschaften des UNESCO-Weltkulturerbes, Städtenetze sowie Stadt-Land-Kooperationen.
	Ein Beispiel für die Zusammenarbeit in einem Städtenetz sind die Brandenburger Städte der AG „Städte mit histo-rischen Stadtkernen“. Sie stellen wichtige Ankerstädte in der Kulturlandschaft dar und werden als herausragende Orte der kulturellen und geschichtlichen Identifikation der Menschen bewahrt, gepflegt und behutsam erneuert. Im Einklang mit der gesamtstädtischen Entwicklung wird angestrebt, die historische Bausubstanz zu erhalten, geeignete Nutzungen zu ermöglichen und die Stadtkerne damit als feste Bestandteile städtischen Lebens zu sichern.
	Ländliche Räume integriert entwickeln
	Große Teile der Kulturlandschaften im Gesamtraum werden in der Flächennutzung maßgeblich durch die Land- und Forstwirtschaft sowie zunehmend auch durch die Energiewirtschaft geprägt. Die ländlichen Räume sind Innovations-, Wirtschafts- und Arbeitsraum für die dort lebende Bevölkerung und erfüllen vielfältige Funktionen als Wohn-, Natur-, Landschafts-, Kultur- und Erholungsraum. Sie erbringen somit wichtige Leistungen für den Gesamtraum und sollen entsprechend ihrer Bedeutung für die Hauptstadtregion nachhaltig und integriert entwickelt werden. Hierzu trägt insbesondere auch die Politik für die Entwicklung der ländlichen Räume bei.
	Wichtige Ziele sind dabei, eine wettbewerbsfähige, multifunktionale und nachhaltige Land- und Forstwirtschaft zu ermöglichen und zukunftsfähige Arbeitsplätze auch durch eine Diversifizierung der Erwerbsgrundlagen zu sichern und zu schaffen. Des Weiteren kommt der Sicherung und einer nachhaltigen Nutzung der natürlichen Ressourcen und Potenziale an nachwachsenden Rohstoffen eine große Bedeutung zu. Die ökologischen Potenziale und landschaft-lichen Qualitäten sowie das ländliche kulturelle Erbe sollen als „weiche“ Standortfaktoren erhalten und nachhaltig entwickelt werden. Bedeutend für die Zukunftsfähigkeit der ländlichen Räume ist die Stabilisierung ihrer Verflechtung mit der Metropole Berlin und den Zentralen Orten in Brandenburg.
	Eine nachhaltige und integrierte Entwicklung trägt dazu bei, den Menschen und insbesondere jungen Familien Pers-pektiven zu bieten, um sie auch künftig in den ländlichen Räumen zu halten.
	III Textliche Festlegungen
	1 Hauptstadtregion
	Der Gesamtraum der Länder Berlin und Brandenburg bildet eine im europäischen und im globalen Maßstab aktive Metropolregion. Im nationalen Maßstab weist die Metropolregion das Alleinstellungsmerkmal auf, dass hier die Bundeshauptstadt in ihr liegt: Dementsprechend wird sie als Hauptstadtregion bezeichnet. Berlin und Brandenburg bilden gemeinsam eine vielfältige und kontrastreiche, durch die Metropole geprägte Hauptstadtregion mit mehr als sechs Millionen Einwohnern, deren nationale und internationale Wettbewerbsfähigkeit als gemeinsamer Lebens-, Wirtschafts- und Arbeitsraum im Sinne einer großräumigen Verantwortungsgemeinschaft weiterentwickelt werden soll. Die metropolitanen Funktionen sollen vorrangig in der Metropole selber, aber ergänzend auch in anderen Teilräumen der Region gesichert und weiterentwickelt werden. Die Funktionen der ländlichen Räume als Teil der Kulturlandschaften des Gesamtraumes sollen nachhaltig und integriert entwickelt werden. Es ist eine aktive, grenzüberschreitende Raumentwicklung zur Einbindung in den europäischen Kontext erforderlich, um die Metropolregion besser im internationalen Wettbewerb zu positionieren und Wirtschaftsimpulse zu generieren. Gleichzeitig gilt es, die inneren Voraussetzungen in der Gesamtregion für die Ansiedlung metropolitaner Funktionen weiterzuentwickeln.
	1.1 (G)
	(1) Die Teilräume der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg mit der Bundeshauptstadt im Zentrum sollen so aufeinander bezogen entwickelt werden, dass sie eine großräumige Verantwortungsgemeinschaft bilden und sich die jeweiligen teilräumlichen Stärken gegenseitig stärken.
	(2) Die Bundeshauptstadt Berlin soll als Teil des Gesamtraumes nachhaltig und integriert entwickelt werden.
	(3) Hauptstadt- und andere metropolitane Funktionen sollen vorrangig in der Metropole, ergänzend auch in anderen Teilräumen der Hauptstadtregion, gesichert, entwickelt und für die Entwicklung des Gesamtraumes genutzt werden.
	(4) Die ländlichen Räume der Hauptstadtregion sollen als Lebensmittelpunkt sowie als Wirtschaftsraum und Erwerbsgrundlage für die dort lebende Bevölkerung gesichert und entwickelt werden. Ihre vielfältigen Funktionen als Wirtschafts-, Natur-, Landschafts-, Kultur- und Erholungsraum für den Gesamtraum sollen gestärkt und integriert entwickelt werden.
	1.2 (G)
	Die Kommunikations- und Verkehrsnetze und die infrastrukturellen Verbindungen und Knotenpunkte in der Hauptstadtregion sollen so entwickelt werden, dass die Verbindungen zwischen den europäischen und nationalen Metropolregionen und Städten sowie die Einbindung in die großräumigen, europäischen Raumentwicklungskorridore gestärkt werden. Priorität soll hier die Einbindung in Nord-Süd- und in Ost-West-Richtung haben.
	2 Zentrale-Orte-System
	Das Zentrale-Orte-System ist ein normiertes, flächendeckendes und hierarchisches System von Orten, die komplexe Funktionen für ihr Umland erfüllen. Die Zentralen Orte sind Schwerpunkte des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens im Gesamtraum Berlin-Brandenburg. Sie übernehmen entsprechend ihrer Funktion und Einstufung im zentralörtlichen System Aufgaben für die Gemeinden ihres jeweiligen übergemeindlichen Verflechtungsbereiches. Dabei gilt, dass Zentrale Orte der jeweils höheren Hierarchiestufe auch die Funktionen der nachrangigen Hierarchiestufe(n) mit erfüllen, d. h. die Metropole hat zugleich die Funktionen eines Oberzentrums, Metropole und Oberzentren haben zugleich die Funktionen von Mittelzentren. Das Zentrale-Orte-System im Gesamtraum Berlin-Brandenburg besteht aus den Elementen Metropole, Oberzentrum, Mittelzentrum und Mittelzentrum in Funk-tionsteilung. Auf die Festlegung von Zentren der Nahbereichsebene wird verzichtet, da im Zuge der Gemeindegebiets-reform leistungsfähige Gemeinden und Ämter entstanden sind, in denen die Grundversorgung der Bevölkerung abgesichert wird. Eine räumliche Schwerpunktsetzung durch die Raumordnung in Form der Ausweisung von Nahbereichszentren ist damit nicht mehr erforderlich. Der LEP B-B regelt das Zentrale-Orte-System abschließend und ersetzt die Festlegungen von Zentralen Orten in den Regionalplänen. 
	2.1 (Z)
	In der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg werden als Zentrale Orte die Metropole, Oberzentren und Mittelzentren, einschließlich der Mittelzentren in Funktionsteilung, abschließend festgelegt.
	2.2 (G)
	Mit dem System Zentraler Orte soll ein tragfähiges Netz technischer und sozialer Infrastruktureinrichtungen des gehobenen und spezialisierten höheren Bedarfes gesichert und entwickelt werden.
	2.3 (G)
	Zentralörtliche Funktionen sollen im Funktionsschwerpunkt der Mittelzentren räumlich konzentriert werden. In der Metropole Berlin und den Oberzentren sind die polyzentralen Strukturen in ihrer Funktion zu erhalten und weiter zu stärken.
	2.4 (G)
	Die Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen des Grundbedarfes soll innerhalb der amtsfreien Gemeinden und innerhalb der Ämter für die amtsangehörigen Gemeinden abgesichert werden.
	2.5 (Z)
	Metropole ist die Bundeshauptstadt Berlin.
	2.6 (G)
	In der Metropole sollen über die oberzentralen Funktionen hinaus die Infrastruktur und die Standorte von metropolitanen Funktionen wie Entscheidungs- und Kontrollfunktionen, Innovations- und Wettbewerbsfunktionen, Zugänglichkeit und Symbolfunktionen gesichert und entwickelt werden. Die Metropole Berlin hat zentralörtliche Bedeutung im europäischen Maßstab und ist als Wirtschafts-, Wissenschafts-, Kultur-, Bildungs-, Sport-, Handels-, Messe- und politisches Zentrum zu stärken.
	2.7 (Z)
	Oberzentren sind die Landeshauptstadt Potsdam, Cottbus, Brandenburg an der Havel und Frankfurt (Oder).
	2.8 (G)
	Auf die Oberzentren sollen die hochwertigen Raumfunktionen der Daseinsvorsorge mit überregionaler Bedeutung konzentriert werden. Dies sind insbesondere:
	– Wirtschafts- und Siedlungsfunktionen, 
	– Einzelhandelsfunktionen, 
	– Kultur- und Freizeitfunktionen, 
	– Verwaltungsfunktionen,
	– Bildungs-, Wissenschafts-, Gesundheits-, soziale Versorgungsfunktionen sowie
	– großräumige Verkehrsknotenfunktionen.
	Dazu sollen die in den Oberzentren vorhandenen vielfältigen Angebote an Gütern und Leistungen des spezialisierten höheren Bedarfes dem Nachfragepotenzial entsprechend gesichert, im Einzelfall qualifiziert werden.
	2.9 (Z)
	Mittelzentren sind Bad Freienwalde (Oder), Beeskow, Belzig, Bernau bei Berlin, Eberswalde, Eisenhüttenstadt, Erkner, Falkensee, Finsterwalde, Forst (Lausitz), Fürstenwalde/Spree, Guben, Hennigsdorf, Herzberg (Elster), Jüterbog, Königs Wusterhausen, Kyritz, Lübben (Spreewald), Lübbenau/Spreewald, Luckenwalde, Ludwigsfelde, Nauen, Neuenhagen bei Berlin, Neuruppin, Oranienburg, Prenzlau, Rathenow, Schwedt/Oder, Seelow, Spremberg, Strausberg, Teltow, Templin und Zossen.
	Mittelzentren in Funktionsteilung sind Elsterwerda – Bad Liebenwerda, Lauchhammer – Schwarzheide, Perleberg – Wittenberge, Pritzwalk – Wittstock/Dosse, Schönefeld – Wildau, Senftenberg – Großräschen, Werder (Havel) – Beelitz und Zehdenick – Gransee.
	2.10 (G)
	In den Mittelzentren sollen für den jeweiligen Mittelbereich die gehobenen Funktionen der Daseinsvorsorge mit regionaler Bedeutung konzentriert werden. Dazu gehören insbesondere:
	– Wirtschafts- und Siedlungsfunktionen,
	– Einzelhandelsfunktionen,
	– Kultur- und Freizeitfunktionen,
	– Verwaltungsfunktionen,
	– Bildungs-, Gesundheits-, soziale Versorgungsfunktionen sowie
	– überregionale Verkehrsknotenfunktionen.
	Dazu sollen die in den Mittelzentren vorhandenen Angebote an Gütern und Dienstleistungen des gehobenen Bedarfes dem Nachfragepotenzial entsprechend gesichert, teilweise auch qualifiziert werden.
	2.11 (G)
	Die jeweils als Mittelzentren in Funktionsteilung festgelegten Gemeinden sollen gemeinsam die Versorgungsfunktion für den gemeinsamen Mittelbereich übernehmen und dazu eine enge Abstimmung über die jeweilige mittelzentrale Funktionswahrnehmung durchführen. Verbindliche Kooperationsformen sollen dafür die Basis bilden. 
	2.12 (G)
	Die Mittelzentren sollen gemeinsam mit den Gemeinden ihres Mittelbereiches Entwicklungskonzepte für den Mittelbereich entwickeln. Auf dieser Basis soll eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Zentralen Ort und den Gemeinden seines Verflechtungsbereiches angestrebt werden.
	3 Kulturlandschaft
	Neben den Funktionsfestlegungen des Zentrale-Orte-Systems und den normativen Festlegungen zur Steuerung der Siedlungs- und Freiraumentwicklung sollen durch eine aktive Kulturlandschaftsentwicklung die differenzierten Qualitäten in allen Teilräumen herausgearbeitet und ihre Potenziale entwickelt werden. Kulturlandschaften sind als Ergebnis der jahrtausendelangen menschlichen Prägung ursprünglicher Naturlandschaften entstanden. Bezogen auf den heutigen physischen Raum ist demnach jede durch menschliches Handeln veränderte Landschaft unabhängig von qualitativen Aspekten und normativen Bewertungen eine Kulturlandschaft. Die Kulturlandschaft umfasst die land- und forstwirtschaftlich genutzten Produktionslandschaften ebenso wie vom Menschen nur wenig beeinflusste naturnahe Räume oder stark veränderte, überformte Gebiete wie Industriebrachen und Bergbaufolgelandschaften. Bestandteile der Kulturlandschaft sind auch die Metropole, die Städte, Dörfer und alle gebauten Strukturen. Die seit Jahrtausenden vom Menschen gestaltete Kulturlandschaft befindet sich auch weiterhin im Wandel und weist viel-fältige Prägungen und Erscheinungsformen auf, so dass im gemeinsamen Planungsraum ein vielfältiges Mosaik unterschiedlicher Kulturlandschaften entstanden ist. Die Kulturlandschaftsentwicklung soll über kooperative Raumentwicklungskonzepte befördert werden und dazu beitragen, den Kulturlandschaftswandel nachhaltig zu gestalten sowie regionale Strukturprobleme zu mindern. 
	3.1 (G)
	Die Kulturlandschaften der Hauptstadtregion sollen als Träger der regionalen Identität und Ausdruck kultureller und gesellschaftlicher Vielfalt bewahrt und durch Kooperation zwischen Städten und Dörfern ent-wickelt werden. Anknüpfend an die regionalen Eigenarten und individuellen Stärken sollen Kulturlandschaften zu Handlungsräumen einer zukunftsfähigen Regionalentwicklung werden.
	3.2 (G)
	Kulturlandschaften sollen auf regionaler Ebene identifiziert und Leitbilder zu ihrer Weiterentwicklung formuliert werden. Durch eine regionale Vernetzung kulturlandschaftsrelevanter Steuerungsansätze und unter Einbeziehung bürgerschaftlichen Engagements sollen Strategien und Entwicklungskonzepte für die kulturlandschaftlichen Handlungsräume erarbeitet und umgesetzt werden.
	Ein spezifischer raumordnerischer Handlungsbedarf besteht besonders in
	– historisch bedeutsamen Kulturlandschaften,
	– von starkem Nutzungswandel betroffenen suburbanen und ländlichen Räumen,
	– Gebieten, die auf Grund der Aufgabe militärischer, bergbaulicher oder sonstiger Nutzungen einen außergewöhnlichen Sanierungs- und Gestaltungsbedarf aufweisen sowie
	– grenzübergreifenden Kulturlandschaften.
	Im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam soll die länderübergreifende kooperative Entwicklung der Regionalparks fortgeführt werden.
	4 Steuerung der Siedlungsentwicklung
	Die Steuerung der Siedlungsentwicklung, des großflächigen Einzelhandels und der Vorsorge für gewerblich-industrielle Vorhaben ist eine Aufgabe der Raumordnung, mit der ein Ausgleich zwischen den regional und groß-räumig wirksamen Erfordernissen zur Sicherung der Daseinsvorsorge einerseits und den Interessen der Kommunen an einer möglichst günstigen Entwicklung des eigenen Gemeindegebietes andererseits geschaffen werden soll. Dabei ist dem grundgesetzlich geschützten Anspruch auf die Gestaltung der Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft ebenso Rechnung zu tragen wie den überörtlich und überfachlich abgeleiteten raumordnerischen Gestaltungszielen, welche ein auskömmliches Funktionieren des gesamten Gemeinwesens absichern sollen.
	4.1 (G)
	Die Siedlungsentwicklung soll vorrangig unter Nutzung bisher nicht ausgeschöpfter Entwicklungspotenziale innerhalb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme vorhandener Infrastruktur erfolgen. Innerhalb der Gemeinden soll eine Konzentration der zusätzlichen Wohnsiedlungsflächenentwicklungen auf die siedlungsstrukturell und funktional geeigneten Siedlungsschwerpunkte angestrebt werden. Die Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Erholung sollen einander räumlich zugeordnet und ausgewogen ent-wickelt werden.
	4.2 (Z)
	Neue Siedlungsflächen sind an vorhandene Siedlungsgebiete anzuschließen; die Festlegung gilt nicht innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung gemäß Plansatz 4.5 (Z) Absatz 1 Nummer 2. Bei der Entwicklung von Gewerbe- und Industrieflächen sind Ausnahmen zulässig, wenn besondere Erfordernisse des Immissionsschutzes oder der Verkehrserschließung ein unmittelbares Angrenzen entsprechender Nutzungen an vorhandene Siedlungsgebiete ausschließen.
	4.3 (Z)
	Die Erweiterung von Streu- und Splittersiedlungen ist zu vermeiden.
	4.4 (G)
	(1) Militärische und zivile Konversionsflächen sollen neuen Nutzungen zugeführt werden. Konversionsflächen im räumlichen Zusammenhang zu vorhandenen Siedlungsgebieten können bedarfsgerecht für Siedlungs-zwecke entwickelt werden.
	(2) Auf versiegelten oder baulich geprägten Teilen von Konversionsflächen außerhalb innerörtlicher Siedlungsflächen sollen städtebaulich nicht integrierbare Vorhaben zugelassen werden, wenn eine tragfähige Entwicklungskonzeption vorliegt und eine raumverträgliche Verkehrsanbindung gesichert ist. Insbesondere sollen großflächige Fotovoltaikanlagen vorrangig auf geeigneten Konversionsflächen errichtet werden.
	(3) Konversionsflächen außerhalb innerörtlicher Siedlungsflächen mit hochwertigen Freiraumpotenzialen sollen einer Freiraumnutzung zugeführt werden.
	4.5 (Z)
	(1) Die Entwicklung von Siedlungsflächen, in denen auch Wohnnutzungen zulässig sein sollen (Wohn-siedlungsflächen), ist möglich
	1. in Zentralen Orten ohne Gestaltungsraum Siedlung,
	2. im in der Festlegungskarte 1 festgelegten Gestaltungsraum Siedlung,
	3. in Nicht-Zentralen Orten durch Innenentwicklung sowie im Rahmen der zusätzlichen Entwicklungs-option,
	4. innerhalb von Gemeinden mit einem festgelegten Gestaltungsraum Siedlung in Siedlungsbereichen außerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung durch Innenentwicklung sowie im Rahmen der zusätzlichen Entwicklungsoption dieser Siedlungsbereiche.
	(2) Die zusätzliche Entwicklungsoption nach Absatz 1 Nummer 3 und 4 wird mit 0,5 Hektar pro 1 000 Einwohner (Stand 31. Dezember 2008) für einen Zeitraum von zehn Jahren für zusätzliche Wohnsiedlungsflächen festgelegt.
	(3) Die Umwandlung von Wochenendhaus- oder Kleingartengebieten in Wohnsiedlungsflächen ist nur zulässig, wenn sie siedlungsstrukturell an die vorhandenen Siedlungsgebiete angebunden sind und die Erschließung gesichert ist.
	(4) Über den in Absatz 2 genannten Rahmen hinaus kann die Entwicklung weiterer Wohnsiedlungsflächen im Einzelfall zugelassen werden, wenn die besondere Siedlungsstruktur der Gemeinde dies insbesondere wegen fehlender Möglichkeiten ausreichender Innenentwicklung erfordert oder wenn die weitere Außenentwicklung durch einen nachgewiesenen Bedarf wegen einer spezifischen Funktion der Gemeinde, insbesondere als Kurort oder Truppenstandort, gerechtfertigt ist.
	(5) Die Zusammenführung der einzelnen amtsangehörigen Gemeinden zugebilligten Entwicklungsoptionen im Sinne von Absatz 2 in einer als Siedlungsschwerpunkt des Amtes festgelegten Gemeinde ist zulässig, wenn zwischen den amtsangehörigen Gemeinden dazu Einvernehmen besteht.
	4.6 (G)
	Für großflächige gewerblich-industrielle Vorhaben sollen die in der Festlegungskarte 1 durch Symbole gekennzeichneten Standorte vorgehalten und von einer kleinteiligen gewerblichen Nutzung freigehalten werden.
	4.7 (Z)
	(1) Großflächige Einzelhandelseinrichtungen im Sinne von § 11 Absatz 3 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) sind vorbehaltlich des Absatzes 6 nur in Zentralen Orten zulässig (Konzentrationsgebot).
	(2) Großflächige Einzelhandelseinrichtungen dürfen nach Art, Lage und Umfang die Entwicklung und Funktion benachbarter Zentraler Orte sowie die verbrauchernahe Versorgung nicht beeinträchtigen (raumordne-risches Beeinträchtigungsverbot).
	(3) Neue oder zu erweiternde großflächige Einzelhandelseinrichtungen müssen dem zentralörtlichen Versorgungsbereich und der zentralörtlichen Funktion entsprechen (Kongruenzgebot).
	(4) Hersteller-Direktverkaufszentren mit einer Verkaufsfläche von mehr als 5 000 Quadratmeter sind nur in der Metropole Berlin und in Oberzentren zulässig. 
	(5) Vorhandene oder genehmigte großflächige Einzelhandelseinrichtungen, die im Widerspruch zu den Ab-sätzen 1 bis 4 stehen, können verändert werden, wenn hierdurch die genehmigte Verkaufsfläche sowohl insgesamt als auch für zentrenrelevante Sortimente (Tabelle 4 Nummer 1) nicht erhöht wird. Durch die Verän-derung darf keine Umwandlung zu einem Hersteller-Direktverkaufszentrum im Sinne von Absatz 4 erfolgen.
	(6) Die Errichtung oder Erweiterung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen ist abweichend von Absatz 1 außerhalb Zentraler Orte zulässig, wenn das Vorhaben ganz überwiegend der Nahversorgung dient und der Standort in einem Städtischen Kernbereich im Sinne von Plansatz 4.8 (G) Absatz 2 oder in einem wohn-gebietsbezogenen Versorgungsbereich liegt. Vorhaben außerhalb Zentraler Orte dienen ganz überwiegend der Nahversorgung, wenn die gesamte vorhabensbezogene Verkaufsfläche 2 500 Quadratmeter nicht überschreitet und auf mindestens 75 Prozent der Verkaufsfläche nahversorgungsrelevante Sortimente nach Tabelle 4 Nummer 1.1 angeboten werden.
	4.8 (G)
	(1) Innerhalb Zentraler Orte sollen großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten gemäß Tabelle 4 Nummer 1 nur auf Standorten in Städtischen Kernbereichen entwickelt werden (Integrationsgebot).
	(2) Städtische Kernbereiche sind gewachsene zentrale Lagen im Siedlungsbereich Zentraler Orte, die in enger räumlicher Nachbarschaft wesentliche zentrenbildende Funktionen (z. B. Einzelhandel, Verwaltung, Kultur, Dienstleistung) konzentrieren, sowie im Einzelfall die Versorgungszentren großer Wohngebiete, wenn diese eine über die Nahversorgung hinausgehende Funktion haben. Städtische Kernbereiche sind regelmäßig die Innenstädte oder Ortskerne sowie in der Metropole Berlin und den Oberzentren auch weitere städtische Kerne, die durch eine gute Verkehrsanbindung, insbesondere im Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV), sowie die Lokalisierung weiterer privater und öffentlicher Dienstleistungen gekennzeichnet sind.
	(3) Die Städtischen Kernbereiche der Zentralen Orte, für die ein Gestaltungsraum Siedlung festgelegt ist, sowie der besondere Städtische Kernbereich „BBI Airport City“ sind in der Festlegungskarte 2 als Symbole festgelegt.
	(4) Vorhandene oder genehmigte großflächige Einzelhandelseinrichtungen außerhalb Städtischer Kernbe-reiche im Sinne der Absätze 1 bis 3 können verändert werden, wenn hierdurch die genehmigte Verkaufsfläche sowohl insgesamt als auch für zentrenrelevante Sortimente (Tabelle 4 Nummer 1) nicht erhöht wird und keine Umwandlung zu einem Hersteller-Direktverkaufszentrum im Sinne von Plansatz 4.7 (Z) Absatz 4 erfolgt.
	(5) Die Errichtung oder Erweiterung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen ist abweichend von Absatz 1 in den Zentralen Orten auch außerhalb der Städtischen Kernbereiche zulässig, wenn das Vorhaben ganz überwiegend der Nahversorgung dient und der Standort in einem wohngebietsbezogenen Versorgungsbereich liegt. Vorhaben außerhalb Städtischer Kernbereiche dienen ganz überwiegend der Nahversorgung, wenn die gesamte vorhabensbezogene Verkaufsfläche in der Metropole und in den Oberzentren 5 000 Quadratmeter sowie in den Mittelzentren 2 500 Quadratmeter nicht überschreitet und auf mindestens 75 Prozent der Verkaufsfläche nahversorgungsrelevante Sortimente nach Tabelle 4 Nummer 1.1 angeboten werden.
	4.9 (G)
	Großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit nicht zentrenrelevantem Kernsortiment (Tabelle 4 Nummer 2) sind in Zentralen Orten auch außerhalb der Städtischen Kernbereiche zulässig, sofern die vorhabensbezogene Verkaufsfläche für zentrenrelevante Randsortimente 10 Prozent nicht überschreitet.
	5 Steuerung der Freiraumentwicklung
	Im Rahmen der integrierten Freiraumentwicklung werden raumordnerische Grundsätze und Ziele zum Schutz der Freiraumfunktionen gegenüber raumbedeutsamer Inanspruchnahme und Zerschneidung festgelegt. Die integrierte Freiraumentwicklung baut konsequent auf den drei Säulen der Nachhaltigkeit (ökologisch, ökonomisch, sozial) auf. Im gemeinsamen Planungsraum wird eine querschnittsorientierte, integrative Freiraumentwicklung angestrebt, die ein verträgliches Miteinander der unterschiedlichen Funktionen und Nutzungen gewährleistet. Eine Aufteilung des Freiraumes in unterschiedliche Nutz- und Schutzfunktionen wird diesem Anspruch nicht gerecht. Besonders hochwertige Freiraumfunktionen werden in einen großräumig übergreifenden Freiraumverbund eingebunden und geschützt. Eine monofunktionale Freiraumsteuerung zur Koordinierung der unterschiedlichen Schutz- und Nutzansprüche untereinander erfolgt lediglich für die raumordnerische Vorsorge und Schadensminimierung in überschwemmungsgefährdeten Gebieten.
	5.1 (G)
	(1) Der bestehende Freiraum soll in seiner Multifunktionalität erhalten werden. Bei Planungen und Maßnahmen, die Freiraum in Anspruch nehmen oder neu zerschneiden, kommt den Belangen des Freiraumschutzes eine hohe Bedeutung zu.
	(2) Bei der Entwicklung neuer Siedlungsflächen soll die Inanspruchnahme von Freiraum minimiert werden.
	5.2 (Z)
	Der in der Festlegungskarte 1 festgelegte Freiraumverbund ist zu sichern und in seiner Funktionsfähigkeit zu entwickeln. Raumbedeutsame Inanspruchnahmen und Neuzerschneidungen durch Infrastrukturtrassen, die die räumliche Entwicklung oder Funktion des Freiraumverbundes beeinträchtigen, sind im Freiraumverbund regelmäßig ausgeschlossen. In Ausnahmefällen kann der Freiraumverbund in Anspruch genommen werden, wenn
	– ein öffentliches Interesse an der Realisierung einer überregional bedeutsamen Planung oder Maßnahme besteht und der Zweck dieser Inanspruchnahme nicht durch Nutzung von Flächen außerhalb des Freiraumverbundes erreicht werden kann,
	– eine Siedlungsentwicklung in den Zentralen Orten außerhalb des in der Festlegungskarte 1 festgelegten Gestaltungsraumes Siedlung und im Rahmen der zusätzlichen Entwicklungsoption (gemäß Plansatz 4.5 (Z) Absatz 2) nachweislich nicht auf Flächen außerhalb des Freiraumverbundes möglich ist,
	– eine überregional bedeutsame linienhafte Infrastruktur nicht umgesetzt werden kann, ohne den Freiraumverbund in Anspruch zu nehmen. Dabei muss nachgewiesen werden, dass das Vorhaben ohne die Inanspruchnahme von Flächen des Verbundes nicht realisierbar wäre und dass die Inanspruchnahme minimiert wird.
	5.3 (G)
	In dem in der Festlegungskarte 1 dargestellten Risikobereich Hochwasser ist den Belangen des vorbeugenden Hochwasserschutzes und der Schadensminimierung besonderes Gewicht beizumessen.
	6 Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energiegewinnung
	Mit der Formulierung von Erreichbarkeitserfordernissen für die Metropole Berlin und die Brandenburger Ober- und Mittelzentren sollen deren Funktionswahrnehmung und die Qualität der Zentralen Orte als Ankerstädte im Raum und die Mobilität der Bevölkerung im Rahmen der öffentlichen Daseinsvorsorge gesichert werden. Die Sicherstellung der Funktionswahrnehmung der Zentralen Orte erfordert eine Prioritätensetzung in Bezug auf die Sicherung bzw. den Aus- und gegebenenfalls Neubau von Infrastrukturnetzen und -anlagen und den Betrieb. Auf Grund der Veränderungen in der Verkehrsnachfrage auf einigen Relationen wird es darauf ankommen, innerhalb der vorhandenen Verkehrsnetze und -angebote Basisstrukturen (Netze, Standorte) für die Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung zu sichern. Hierzu werden raumordnerische Festlegungen zu Straßen- und Schienenverkehrsverbindungen getroffen.
	6.1 (Z)
	Über die in der Festlegungskarte 1 festgelegten transnationalen Verkehrskorridore ist die großräumige Vernetzung der Hauptstadtregion innerhalb Europas zu sichern und zu entwickeln.
	6.2 (Z)
	Großräumige und überregionale Verkehrsverbindungen zwischen den Zentralen Orten sind vorrangig zu sichern und nachfragegerecht zu entwickeln. Sie sind in der Festlegungskarte 1 dargestellt.
	6.3 (G)
	Die Erreichbarkeit der Metropole aus den Oberzentren oder eines Oberzentrums aus den Mittelzentren und benachbarten Oberzentren im Individualverkehr und mit öffentlichen Verkehrsmitteln innerhalb von 90 Minuten sowie die Erreichbarkeit zwischen benachbarten Mittelzentren innerhalb von 60 Minuten sollen gesichert werden.
	6.4 (G)
	Bei der Weiterentwicklung des Straßenverkehrsnetzes soll neben einer verbesserten Erreichbarkeit eine Minderung der Umweltbelastungen, insbesondere im Bereich der Ortsdurchfahrten erfolgen. Bei der Planung von Ortsumgehungen sollen besonders die Minimierung des Flächenverbrauches, die Zerschneidungswirkungen sowie Potenziale und Belange anderer Verkehrsarten berücksichtigt werden.
	6.5 (G)
	Die übergeordneten Wasserstraßenverbindungen und Häfen sollen umweltverträglich entwickelt werden.
	6.6 (Z)
	(1) Linienflugverkehr und Pauschalflugreiseverkehr mit Flugzeugen sind in Berlin und Brandenburg nur auf dem Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg International (BBI) zulässig, ausgenommen Flugverkehr durch Flugzeuge mit einer zulässigen Höchstabflugmasse von bis zu 14 000 Kilogramm. Bis zur Inbetriebnahme der Kapazitätserweiterung am Standort Schönefeld (BBI) ist dieser Verkehr nur auf den Flughäfen des Berliner Flughafensystems zulässig.
	(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die bestehende luftverkehrsrechtliche Genehmigung des Verkehrslandeplatzes Cottbus-Drewitz darüber hinausgehenden Verkehr zulässt.
	(3) Das Ziel der Raumordnung Z 1 des Landesentwicklungsplanes Flughafenstandortentwicklung (Verordnung zur Änderung der Verordnung über den Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung vom 30. Mai 2006, Berlin: GVBl. S. 509; Brandenburg: GVBl. II S. 154) bleibt unberührt.
	6.7 (G)
	Die Entwicklung von Logistikfunktionen, insbesondere deren Konzentration auf Güterverkehrszentren (GVZ), hat für die Hauptstadtregion herausragende Bedeutung. Die für die Entwicklung von GVZ erforder-lichen Flächen sollen möglichst jeweils im räumlichen Zusammenhang vorsorglich freigehalten und eine funktionsgerechte Einbindung in das Verkehrsnetz gesichert werden. Für die Stärkung des Schienengüterverkehrs im Planungsraum soll insbesondere die Sicherung geeigneter Schieneninfrastruktur angestrebt werden.
	6.8 (G)
	(1) Leitungs- und Verkehrstrassen sollen räumlich gebündelt werden, soweit sicherheitsrelevante Belange nicht entgegenstehen. Eine Zerschneidung des Freiraumes soll nur erfolgen, wenn eine Bündelung mit be-stehenden Trassen nicht möglich ist. 
	(2) Für Vorhaben der technischen Infrastruktur, Ver- und Entsorgung sowie Energieerzeugung im Außenbereich sollen entsprechend vorgeprägte, raumverträgliche Standorte vorrangig mit- oder nachgenutzt werden.
	(3) Bei Infrastrukturstandorten und anderen Vorhaben mit einem nicht nur unwesentlichen Verkehrsaufkommen soll eine funktionsgerechte Anbindung an das Verkehrsnetz einschließlich öffentlicher Verkehrs-mittel sichergestellt werden.
	6.9 (G)
	Die Gewinnung und Nutzung einheimischer Bodenschätze und Energieträger soll als wichtiges wirtschaftliches Entwicklungspotenzial räumlich gesichert werden. Nutzungskonflikte sollen hierbei minimiert werden.
	IV Begründungen
	A Begründungen zu den Festlegungen
	Zu 1 Hauptstadtregion
	Zu 1.1 (G)
	Der Gesamtraum der Länder Berlin und Brandenburg bildet im europäischen und im globalen Maßstab eine Metropolregion. Im nationalen Maßstab weist die Metropolregion das Alleinstellungsmerkmal auf, dass hier die Bundeshauptstadt in ihr liegt: Dementsprechend wird sie als Hauptstadtregion bezeichnet. In ihr sind die Metropole sowie alle urbanen und ländlichen Räume des gemeinsamen Planungsraumes gleichermaßen enthalten.
	Berlin als Metropole und Bundeshauptstadt ist wirtschaftlicher Motor und Ort einer Vielfalt von bedeutenden Ereignissen und prägt die nationale und internationale Wahrnehmung der gesamten Hauptstadtregion. Es sollen räumliche Bedingungen geschaffen werden, um die Attraktivität für die Ansiedlung von nationalen und internationalen Entscheidungszentralen in Politik, Wirtschaft und Kultur zu erhalten und zu erhöhen. Diese Potenziale sollen für die Entwicklung des Gesamtraumes genutzt und die Voraussetzungen für die Ansiedlungen von weiteren nationalen und internationalen Organisationen, Verbänden und Unternehmen verbessert werden.
	Ergänzende metropolitan wirksame Funktionen außerhalb der Metropole sollen als Teil der Metropolregion ent-wickelt und miteinander sowie mit der Metropole vernetzt werden. Hierfür kommen Zentrale Orte und andere geeignete Standorte im Gesamtraum in Betracht. Deren Ausstrahleffekte sollen auch die Entwicklungschancen ländlich strukturierter Teilräume verbessern.
	Für die Entwicklung der Wirtschafts-, Wissens- und Kulturfunktion müssen in der Hauptstadtregion international wettbewerbsfähige infrastrukturelle und räumliche Rahmenbedingungen und ressortübergreifende Maßnahmen ins-besondere zur Ausprägung innovativer und kreativer Milieus gestaltet werden.
	Die herausragende Aneignung, Produktion und wirtschaftliche Verwertung von Wissen ist ein wesentlicher Standortfaktor von Metropolregionen, der durch sektorenübergreifende Strategien und hochwertige räumliche Rahmenbe-dingungen in Berlin und in Brandenburg weiterentwickelt werden soll. Dazu gehören sowohl hochwertige und standörtlich aufeinander abgestimmte Angebote der breiten Bildung, von Forschung und Entwicklung als auch attraktive Wohn- und Dienstleistungsangebote für einen wissensintensiven und hochqualifizierten Arbeitsmarkt.
	Die Funktionen der ländlichen Räume als Teil der Kulturlandschaften des Gesamtraumes sollen profilbildend weiterentwickelt werden. Dabei gilt es, die vorhandene, produktive Land-, Forst- und Lebensmittelwirtschaft ebenso als Existenzgrundlage zu sichern wie die zahlreichen klein- und mittelständischen Handwerks- und Dienstleistungs-betriebe. Zugleich sollen die Potenziale des qualitativen Wandels der Agrarwirtschaft zu einer multifunktionalen Landwirtschaft und die Potenziale der ökologischen Landwirtschaft ausgeschöpft werden.
	Einige ländliche Räume entwickeln sich zu innovativen Modellregionen für regenerative Energien oder den Anbau und die Veredlung nachwachsender Rohstoffe, andere bieten auf Grund ihrer kulturlandschaftlichen Qualitäten gute Voraussetzungen für den Tourismus und die Gesundheitswirtschaft. Allen gemeinsam ist ihre wachsende Bedeutung für die Bewahrung des ländlichen kulturellen Erbes, den Erhalt und die nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen sowie den globalen Klimaschutz. Weitere Perspektiven ergeben sich durch die Möglichkeiten der Informations- und Kommunikationstechnologien z. B. für freie Berufe.
	Die vielfältigen, komplementären Funktionen der ländlichen Räume als Wirtschafts-, Natur-, Landschafts-, Kultur- und Erholungsraum leisten einen wichtigen Beitrag zur Stärkung der Hauptstadtregion und sollen entsprechend nachhaltig, integriert und in enger Partnerschaft von Stadt und Land entwickelt werden.
	Zu 1.2 (G)
	Ausgehend von den Regelungen des Landesentwicklungsprogrammes orientiert die Festlegung auf den Ausbau der Kommunikations- und Verkehrsnetze in der Hauptstadtregion mit dem Ziel, die Verbindungen zwischen den Metropolregionen als Wachstumsmotoren und den dynamischen Wachstumsmärkten zu verbessern, um die Hauptstadtre-gion besser im Zentrum Europas zu positionieren und wirtschaftliche Impulse zu generieren.
	In großräumigen Raumentwicklungskorridoren konzentrieren oder entwickeln sich Verflechtungen und raumbezo-gene wirtschaftsräumliche und infrastrukturelle Wertschöpfungspotenziale, die zu einer transnationalen und grenzübergreifenden Vernetzung der Metropolregionen und zur Stärkung mehrerer größerer Zonen weltwirtschaftlicher In-tegration in der Europäischen Union führen. Das infrastrukturelle Rückgrat der europäischen Raumentwicklungs-korridore sind die transnationalen Verkehrskorridore. Eine besondere Bedeutung haben hier die großräumigen europäischen Raumentwicklungskorridore in Ost-West-Richtung (von London/Paris über Berlin/Brandenburg bis nach Moskau) und Nord-Süd-Richtung (von Skandinavien über Berlin/Brandenburg in den Adriaraum), die es bei der eigenen Raumentwicklung auf Landesebene hinsichtlich der großräumigen Vernetzung vorrangig zu beachten gilt. Investitionen und Maßnahmen, die auf diese Vernetzung ausgerichtet sind, sollen deshalb prioritär umgesetzt werden.
	Der Flughafen Berlin Brandenburg International (BBI) wird mit seiner Fertigstellung der wichtigste Verkehrsbezugspunkt dieses Entwicklungsraumes sein. Die Erreichbarkeiten sowohl in den Nord- und Ostseeraum als auch in Richtung Warschau, Südpolen sowie auch in den südosteuropäischen Raum sollen verbessert und miteinander verknüpft werden.
	Zu 2 Zentrale-Orte-System
	Zu 2.1 (Z)
	– der Bevölkerungsrückgang (gekoppelt mit einer zunehmenden Überalterung der Bevölkerung),
	– die sich verschärfenden wirtschaftlichen Wettbewerbsbedingungen,
	– der Nachholbedarf in der wirtschaftlichen Anpassung und der Infrastrukturausstattung gegenüber dem Niveau der westdeutschen Bundesländer und
	– die geringere kommunale Finanzkraft
	zu gesellschaftlichen Herausforderungen, die im Kontext mit einem umfassenden Wandel sozioökonomischer Rahmenbedingungen (Ausdifferenzierung der Gesellschaft, Globalisierung wirtschaftspolitischer Entscheidungen, globaler Informationsaustausch usw.) stehen. Dies erfordert einen Umbauprozess, der den Wachstumsbedingungen auf der einen Seite und den Schrumpfungsbedingungen auf der anderen Seite angemessen Rechnung trägt. Teil des Umbauprozesses ist eine veränderte Schwerpunktsetzung im Raum und Konzentration auf leistungsfähige Städte und Gemeinden, auch durch eine Fortentwicklung des Zentrale-Orte-Systems (ZOS) im gemeinsamen Planungsraum. Ziel der Fortentwicklung des ZOS ist es, eine dauerhaft tragfähige Daseinsvorsorge in allen, auch den vorwiegend ländlich geprägten Teilräumen der Hauptstadtregion und eine wettbewerbsfähige Wirtschaftsstruktur zu erreichen. Das neue ZOS enthält daher drei Kategorien von Zentralen Orten: Metropole, Oberzentren und Mittelzentren (einschließlich der Mittelzentren in Funktionsteilung). Zentrale Orte der Nahbereichsstufe werden nicht mehr ausgewiesen bzw. finden nach Inkrafttreten des LEP B-B keine Anwendung mehr.
	Zu 2.2 (G)
	Die Infrastrukturangebote für den gehobenen und spezialisierten höheren Bedarf sollen auf die Zentralen Orte konzentriert werden. Den demografischen Entwicklungen entsprechend ist deren weitere Ausgestaltung mit unterschiedlicher Schwerpunktsetzung zu verfolgen:
	– In Gebieten mit hoher Entwicklungsdynamik konnte die Entwicklung der technischen und sozialen Infrastruktureinrichtungen bisher nicht mit der dynamischen Einwohnerentwicklung Schritt halten. Hier sollen Aktivitäten unternommen werden, bestehende Versorgungsengpässe zu überwinden.
	– In Gebieten des gemeinsamen Planungsraumes, die durch rückläufige Einwohnerzahlen geprägt sind, soll das Infrastrukturangebot dem Rückgang der Einwohnerzahlen entsprechend gestaltet werden Die Infrastrukturentwicklung wird sich dabei sowohl bei ihrem Ausbau als bei notwendigen Konzentrationsprozessen am tatsäch-lichen Bedarf orientieren müssen. Dabei kommt es darauf an, die Funktionsfähigkeit der Zentralen Orte als „Knotenpunkte“ des Versorgungsnetzes zu erhalten. Rückbaustrategien, mit Ausnahme des Rückbaus von Wohnungen im Rahmen des Stadtumbaus Ost, sollen zunächst in Gemeinden ohne zentralörtliche Aufgaben Anwendung finden.
	Zu 2.3 (G)
	In Schwerpunkten der gehobenen und hochwertigen Raumfunktionen einer Gemeinde bestehen bereits Einrich-tungen, die Versorgungsfunktionen für die übrigen Teile der Gemeinde wahrnehmen. Sie sind meist günstig mit dem ÖPNV erreichbar und verfügen in ihrer siedlungsstrukturellen und wirtschaftlichen Bedeutung über die größten Potenziale aller Ortsteile der Gemeinde. Die Funktionsschwerpunkte sind darüber hinaus auch aus dem gesamten zentralörtlichen Versorgungsbereich günstig erreichbar. Die Metropole und die Oberzentren verfügen über mehrere, die Mittelzentren in der Regel über einen Funktionsschwerpunkt.
	Zu 2.4 (G)
	Innerhalb der amtsfreien Gemeinden und innerhalb der Ämter wird die Grundversorgung in der Fläche abgesichert. Damit wird auch in Gemeinden ohne zentralörtliche Funktionen ein wichtiger Beitrag zur Daseinsvorsorge auch in den vorwiegend ländlich geprägten Regionen geleistet. In der Regel sind die amtsfreien Gemeinden und Ämter Verwaltungssitz und halten öffentliche Dienstleistungen, soziale Infrastrukturangebote und Bildungseinrichtungen für den Grundbedarf vor. Innerhalb der amtsfreien Gemeinden und innerhalb der Ämter ist eine räumliche Bündelung von Funktionen der Grundversorgung auf ausgewählte Funktionsschwerpunkte anzustreben.
	Ein Ziel der Gemeindegebietsreform im Land Brandenburg war die Schaffung leistungsfähiger Strukturen für die Erbringung der Selbstverwaltungsaufgaben der Gemeinden. Kommunale Selbstverwaltungsaufgaben werden in der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg in § 2 Absatz 2 Satz 1 und 2 wie folgt definiert:
	„Zu den Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft gehören unter anderem die harmonische Gestaltung der Gemeindeentwicklung einschließlich der Standortentscheidungen unter Beachtung der Umweltverträglichkeit und des Denkmalschutzes, die Bauleitplanung, die Förderung von Wirtschaft und Gewerbe, die Gewährleistung des öffentlichen Verkehrs, die Versorgung mit Energie und Wasser, die schadlose Abwasserableitung und -behandlung, die Verbes-serung der Wohnungen der Einwohner durch den sozialen Wohnungsbau und die Förderung des privaten und genossenschaftlichen Bauens sowie durch eine sozial gerechte Verteilung der Wohnungen, die gesundheitliche und soziale Betreuung, die Sicherung und Förderung eines breiten Angebotes an Bildungs- und Kinderbetreuungseinrichtungen und die Entwicklung der Freizeit- und Erholungsbedingungen sowie der Schutz der natürlichen Umwelt und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit. Die Gemeinde fördert das kulturelle Leben und die Vermittlung des kulturellen Erbes in ihrem Gebiet und ermöglicht ihren Einwohnern die Teilnahme am kulturellen Leben sowie den Zugang zu den Kulturgütern.“
	Die Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen des Grundbedarfes (Grundversorgung) ist nicht allein innerhalb der Gemeinden mit zentralörtlichen Funktionen abzusichern. Auch innerhalb aller anderen amtsfreien Gemeinden und Ämter (Stand: 1. Januar 2009) im Land Brandenburg soll die Grundversorgung abgesichert werden. Dies sind:
	Ahrensfelde, Altlandsberg, Am Mellensee, Angermünde, Baruth/Mark, Bestensee, Birkenwerder, Blanken-felde-Mahlow, Boitzenburger Land, Brieselang, Calau, Dallgow-Döberitz, Doberlug-Kirchhain, Drebkau, Eichwalde, Falkenberg/Elster, Fehrbellin, Fredersdorf-Vogelsdorf, Friedland, Fürstenberg/Havel, Glienicke/Nordbahn, Groß Kreutz (Havel), Groß Pankow (Prignitz), Großbeeren, Grünheide (Mark), Gumtow, Heideblick, Heidesee, Heiligengrabe, Hohen Neuendorf, Hoppegarten, Karstädt, Ketzin, Kleinmachnow, Kloster Lehnin, Kolkwitz, Kremmen, Leegebruch, Letschin, Liebenwalde, Löwenberger Land, Luckau, Lychen, Märkische Heide, Michendorf, Neuhausen/Spree, Milower Land, Mittenwalde, Mühlberg/Elbe, Mühlenbecker Land, Müncheberg, Niederer Fläming, Niedergörsdorf, Nordwestuckermark, Nuthetal, Nuthe-Urstromtal, Oberkrämer, Panketal, Peters-hagen/Eggersdorf, Plattenburg, Premnitz, Rangsdorf, Rheinsberg, Rietz-Neuendorf, Röderland, Rüdersdorf bei Berlin, Schenkendöbern, Schipkau, Schöneiche bei Berlin, Schönewalde, Schönwalde-Glien, Schorfheide, Schulzendorf, Schwielowsee, Seddiner See, Sonnewalde, Stahnsdorf, Steinhöfel, Storkow (Mark), Tauche, Trebbin, Treuenbrietzen, Uckerland, Uebigau-Wahrenbrück, Velten, Vetschau/Spreewald, Wandlitz, Welzow, Werneuchen, Wiesenburg/Mark, Woltersdorf, Wriezen, Wusterhausen/Dosse, Wustermark, Zeuthen.
	Amt Altdöbern, Amt Bad Wilsnack/Weisen, Amt Barnim-Oderbruch, Amt Beetzsee, Amt Biesenthal-Barnim, Amt Brieskow-Finkenheerd, Amt Britz-Chorin-Oderberg, Amt Brück, Amt Brüssow (Uckermark), Amt Burg (Spreewald), Amt Dahme/Mark, Amt Döbern-Land, Amt Elsterland, Amt Falkenberg-Höhe, Amt Friesack, Amt Gartz (Oder), Amt Gerswalde, Amt Golßener Land, Amt Golzow, Amt Gramzow, Amt Gransee und Gemeinden, Amt Joachimsthal (Schorfheide), Amt Kleine Elster (Niederlausitz), Amt Lebus, Amt Lenzen-Elbtalaue, Amt Lieberose/Oberspreewald, Amt Lindow (Mark), Amt Märkische Schweiz, Amt Meyenburg, Amt Nennhausen, Amt Neuhardenberg, Amt Neustadt (Dosse), Amt Neuzelle, Amt Niemegk, Amt Odervorland, Amt Oder-Welse, Amt Ortrand, Amt Peitz, Amt Plessa, Amt Putlitz-Berge, Amt Rhinow, Amt Ruhland, Amt Scharmützelsee, Amt Schenkenländchen, Amt Schlaubetal, Amt Schlieben, Amt Schradenland, Amt Seelow-Land, Amt Spreenhagen, Amt Temnitz, Amt Unterspreewald, Amt Wusterwitz, Amt Ziesar.
	Zu 2.5 (Z)
	Berlin ist Motor der Entwicklung für den gemeinsamen Planungsraum. In der Metropole konzentrieren sich wichtige Funktionen der Verwaltung des Bundes und der Länder, Unternehmensverwaltungen, nationale und internationale Institutionen und Verbände, Angebote im Kultur- und Mediensektor, im Finanzwesen und im Wissenschafts- und Forschungssektor. Berlin ist wichtigster internationaler, nationaler und regionaler Verkehrsknoten in der Hauptstadtregion. Mit der zentralörtlichen Einordnung wird der Größe, der internationalen und nationalen Bedeutung Rechnung getragen.
	Zu 2.6 (G)
	Metropolen sind durch die folgenden international ausstrahlenden Funktionen gekennzeichnet:
	– Entscheidungs- und Kontrollfunktion: Es konzentrieren sich politische und ökonomische Machtzentren, in denen internationale Finanz- und Informationsströme initiiert und kontrolliert werden.
	– Innovations- und Wettbewerbsfunktion: Produkte, Wissen, Einstellungen, Werte, Kunstwerke und kreative Dienstleistungen werden im Wettbewerb nach innen und außen erzeugt und verbreitet. Kennzeichen hierfür sind eine hohe Dichte an Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, wissensintensiven Dienstleistern, kulturellen und sozialen Kommunikationsplattformen und das Vorhandensein kreativer Milieus.
	– Zugänglichkeit: Für die Bildung und den Austausch von Wissen, von Finanz-, Waren- und Informationsströmen, Werten und Milieus ist die internationale Erreichbarkeit und Zugänglichkeit zu Menschen, Wissen und Märkten von entscheidender Bedeutung. Eine hohe und international wirksame Qualität von insbesondere Verkehrs- und Kommunikationsknoten, Medienanbietern, internationalen Begegnungsstätten und Kontaktmöglichkeiten sind dafür erforderlich.
	– Symbolfunktion: In der Verknüpfung und gemeinsamen Ausstrahlung von Metropole und Region gewinnen immaterielle Faktoren zunehmend an Bedeutung. Faktoren wie Geschichte, Stadt- und Landschaftsgestalt, Image, Kultur und Ereignisse, aber auch Toleranz, Milieus, Offenheit, Identifikation und gesellschaftliches Zusammenleben prägen die äußere und innere Wahrnehmung einer Metropolregion.
	Zwischen der Metropole und Bundeshauptstadt Berlin, dem umgebenden Land Brandenburg und weiteren Teilen Nordostdeutschlands bestehen ausgeprägte ökonomische, kulturelle und funktionale Verflechtungen, so dass die Metropole den bedeutendsten Bevölkerungs-, Wirtschafts-, Verwaltungs-, Dienstleistungs- und Arbeitsmarktschwerpunkt im gemeinsamen Planungsraum darstellt.
	In Berlin als Sitz von Bundespräsident, Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung, von nationalen und internationalen Organisationen und Verbänden sind die Standorte metropolitaner Funktionen zu sichern und die Voraussetzungen für die Ansiedlung weiterer metropolitaner Funktionen auszubauen und weiterzuentwickeln.
	Zu 2.7 (Z)
	Bei den Oberzentren handelt es sich um die vier größten Städte im Land Brandenburg. Sie sind hinsichtlich ihres Stellenwertes unter den Kommunen, ihrer Funktionalität und ihrer Lage im Raum geeignet, die Funktionen von Oberzentren auszufüllen. Eine gemeinde- oder mittelbereichsbezogene Zuordnung zu Verflechtungsbereichen der Oberzentren (sogenannte Oberbereiche) ist auf Grund der vielfältigen Überlagerungen zwischen der Metropole Berlin und dem Oberzentrum Potsdam mit den oberzentralen Wirkungen von Brandenburg an der Havel, Cottbus und Frankfurt (Oder) innerhalb des gemeinsamen Planungsraumes Berlin-Brandenburg nicht sinnvoll.
	Zu 2.8 (G)
	Oberzentren versorgen als Schwerpunkte von überregionaler Bedeutung die Bevölkerung mit Gütern und Dienst-leistungen des höheren spezialisierten Bedarfes. Die Entwicklungsaufgaben der Oberzentren zielen auf die Sicherung bzw. Stärkung der Arbeitsplatzzentralität, auf die Bereitstellung von spezialisierten und höheren Verwaltungs- und Dienstleistungsangeboten, auf die Zusammenarbeit in Netzwerken und auf die Außendarstellung bzw. das Image eines Zentrums einschließlich seines Umlandes. Oberzentren werden durch besondere Wissenscluster, private und öffentliche Verwaltungs- und Dienstleistungsfunktionen, einen spezialisierten Arbeitsmarkt mit teilweise weitreichenden Verflechtungen, verschiedene Gesundheits-, Kultur- und Freizeitangebote sowie Verkehrsinfrastrukturen mit großräumiger bzw. europäischer Anbindung charakterisiert.
	Dazu können z. B. an die Hochschulreife anschließende Bildungsstätten, Forschungseinrichtungen, Einrichtungen des Innovationstransfers, wissenschaftliche bzw. Fachbibliotheken, Sitze überregionaler Behörden und Gerichte, über-regional bedeutsame Sportstätten, überregional versorgende Krankenhäuser, Banken und Versicherungseinrichtungen, Einkaufsmöglichkeiten in Spezialgeschäften und Einkaufszentren, spezialisierte Dienstleistungsunternehmen, regelmäßige Veranstaltungen der Kultur und Unterhaltung sowie ein Fernbahnhof gehören.
	Die Oberzentren sind neben der Metropole die wichtigsten Wirtschaftsstandorte im gemeinsamen Planungsraum. Sie sind in ihren Funktionen weiter zu qualifizieren. Dies kann beispielsweise durch einen weiteren Ausbau der Infrastruktur, offensive Standortvermarktung, Imagekampagnen, Schaffung spezialisierter kultureller, sozialer und Sportangebote erfolgen. Die Planungen und Maßnahmen der Träger der Fachplanungen sollen die Entwicklung der Oberzentren im Raum unterstützen.
	Zu 2.9 (Z)
	Mittelzentren versorgen als teilregionale Versorgungs-, Bildungs- und zum Teil auch Wirtschaftszentren die Bevölkerung im mittelzentralen Verflechtungsbereich (Mittelbereich) mit Gütern und Dienstleistungen des gehobenen Bedarfes durch räumlich gebündelte öffentliche und private Angebote. Hierzu gehören Einrichtungen, die über die Grundversorgung hinausgehen, die sich innerhalb der amtsfreien Gemeinden und Ämter organisiert. Die Mittelbereiche umfassen jeweils den funktionstragenden Zentralen Ort und die Gemeinden des Verflechtungsbereiches.
	Die Abgrenzung dieser Räume erfolgt auf der Basis raumstruktureller Zusammenhänge und schließt stets vollstän-dige amtsfreie Gemeinden oder vollständige Ämter ein. Die Abgrenzung der Mittelbereiche orientiert sich grundsätzlich an der administrativen Gliederung der Landkreise, da ein Großteil der übergemeindlich wirkenden Angebote der öffentlichen Daseinsvorsorge (insbesondere ÖPNV und Schulversorgung) über die Landkreise koordiniert wird. In besonderen Situationen konnten in Abstimmung mit den betroffenen Kommunen und Landkreisen auch kreis-grenzenübergreifende Mittelbereiche ausgeprägt werden. In der Mehrzahl der Mittelbereiche konnte auf die mit dem LEP I Brandenburg im Jahr 1995 skizzierten Zuordnungen von Gemeinden zurückgegriffen werden, die an die nach der Gemeindegebietsreform entstandenen administrativen Strukturen (amtsfreie Gemeinden/Ämter) angepasst wurden. Auf überlappende Zuordnungen von Gemeinden oder Ämtern wurde verzichtet.
	Die Effektivität der Funktionsangebote Zentraler Orte ist abhängig von der Zahl potenziell nachfragender Bevölkerung (Tragfähigkeit). Die Schwelle dieser mittelzentralen Tragfähigkeit (Mindesttragfähigkeit) ist erreicht, wenn – einschließlich des Zentralen Ortes selbst – mindestens etwa 30 000 Einwohner versorgt werden. Diese Schwelle kann auch in dünn besiedelten Räumen grundsätzlich nicht unterschritten werden, da anderenfalls mittelzentrale Funktionsangebote auf längere Sicht nur noch mit nicht mehr vertretbarem Aufwand vorgehalten werden könnten.
	Die festgelegten Mittelzentren sind auch in den äußeren Teilen des gemeinsamen Planungsraumes aus ihrem Verflechtungsbereich in der Regel in 30 Minuten, maximal aber in 45 Minuten über die Straße zu erreichen. Die Daseinsvorsorge soll in zumutbarer Entfernung im Raum gesichert werden, hierzu soll die vorhandene funktionstragende Ausstattungssubstanz genutzt werden, solange Tragfähigkeiten gegeben sind. Ein Neu- oder Ausbau entsprechender Einrichtungen an anderer Stelle ist zu vermeiden.
	Mit der Festlegung der funktionsteiligen Mittelzentren sollen tragfähige Versorgungsstrukturen geschaffen und damit eine größere Stabilität in der Raumstruktur durch dieses engmaschigere Netz der funktionstragenden Gemeinden erreicht werden.
	Tabelle 1: Mittelbereiche und zugehörige amtsfreie Gemeinden/Ämter
	Mittelbereich

	Zugehörige amtsfreie Gemeinden/Ämter
	Berlin

	Berlin
	Potsdam
	Potsdam
	Nuthetal
	Michendorf
	Cottbus
	Cottbus
	Neuhausen/Spree
	Drebkau
	Kolkwitz
	Amt Burg (Spreewald)
	Brandenburg an der Havel 
	Brandenburg an der Havel
	Kloster Lehnin
	Amt Wusterwitz
	Amt Beetzsee
	Frankfurt (Oder)

	Frankfurt (Oder)
	Amt Brieskow-Finkenheerd
	Amt Schlaubetal
	Amt Odervorland
	Amt Lebus
	Bad Freienwalde (Oder)
	Bad Freienwalde (Oder)
	Wriezen
	Amt Falkenberg-Höhe
	Amt Barnim-Oderbruch
	Beeskow
	Beeskow
	Storkow (Mark)
	Rietz-Neuendorf
	Tauche
	Friedland
	Amt Scharmützelsee
	Belzig
	Belzig
	Wiesenburg/Mark
	Treuenbrietzen
	Amt Ziesar
	Amt Brück
	Amt Niemegk
	Bernau bei Berlin
	Bernau bei Berlin
	Werneuchen
	Ahrensfelde
	Panketal
	Wandlitz
	Eberswalde
	Eberswalde
	Schorfheide
	Amt Joachimsthal (Schorfheide)
	Amt Biesenthal-Barnim
	Amt Britz-Chorin-Oderberg
	Eisenhüttenstadt
	Eisenhüttenstadt
	Amt Neuzelle
	Elsterwerda –
	Bad Liebenwerda
	Elsterwerda
	Bad Liebenwerda
	Mühlberg/Elbe
	Röderland
	Amt Plessa
	Amt Schradenland
	Erkner
	Erkner
	Woltersdorf
	Schöneiche bei Berlin
	Falkensee
	Falkensee
	Dallgow-Döberitz
	Wustermark
	Brieselang
	Schönwalde-Glien
	Finsterwalde

	Finsterwalde
	Sonnewalde
	Doberlug-Kirchhain
	Amt Elsterland
	Amt Kleine Elster (Niederlausitz)
	Forst (Lausitz)
	Forst (Lausitz)
	Amt Döbern-Land
	Fürstenwalde/Spree

	Fürstenwalde/Spree
	Grünheide (Mark)
	Steinhöfel
	Amt Spreenhagen
	Guben
	Guben
	Schenkendöbern
	Amt Peitz 
	Hennigsdorf
	Hennigsdorf
	Oberkrämer
	Velten
	Herzberg (Elster)
	Herzberg (Elster)
	Schönewalde
	Falkenberg/Elster
	Uebigau-Wahrenbrück
	Amt Schlieben
	Jüterbog
	Jüterbog
	Niedergörsdorf
	Niederer Fläming 
	Amt Dahme/Mark
	Königs Wusterhausen
	Königs Wusterhausen
	Heidesee
	Bestensee
	Mittenwalde
	Amt Schenkenländchen
	Kyritz
	Kyritz
	Gumtow
	Wusterhausen/Dosse
	Amt Neustadt (Dosse)
	Lauchhammer – 
	Schwarzheide
	Lauchhammer
	Schwarzheide
	Amt Ruhland
	Amt Ortrand 
	Lübben (Spreewald)
	Lübben (Spreewald)
	Luckau
	Heideblick
	Märkische Heide
	Amt Golßener Land
	Amt Unterspreewald
	Amt Lieberose/Oberspreewald
	Lübbenau/Spreewald
	Lübbenau/Spreewald
	Vetschau/Spreewald
	Calau
	Luckenwalde 
	Luckenwalde
	Trebbin
	Nuthe-Urstromtal
	Ludwigsfelde
	Ludwigsfelde
	Großbeeren
	Blankenfelde-Mahlow
	Nauen
	Nauen
	Ketzin
	Amt Friesack
	Neuenhagen bei Berlin
	Neuenhagen bei Berlin
	Hoppegarten
	Petershagen/Eggersdorf
	Fredersdorf-Vogelsdorf
	Neuruppin
	Neuruppin
	Rheinsberg
	Fehrbellin
	Amt Lindow (Mark)
	Amt Temnitz
	Oranienburg
	Oranienburg
	Mühlenbecker Land
	Glienicke/Nordbahn
	Hohen Neuendorf
	Birkenwerder
	Leegebruch
	Kremmen
	Löwenberger Land
	Liebenwalde
	Perleberg – 
	Wittenberge
	Perleberg
	Wittenberge
	Karstädt
	Plattenburg
	Amt Lenzen-Elbtalaue
	Amt Bad Wilsnack/Weisen
	Prenzlau
	Prenzlau
	Uckerland
	Nordwestuckermark
	Amt Brüssow (Uckermark)
	Amt Gramzow
	Pritzwalk –
	Wittstock/Dosse
	Pritzwalk
	Groß Pankow (Prignitz)
	Amt Putlitz-Berge
	Amt Meyenburg
	Wittstock/Dosse
	Heiligengrabe
	Rathenow
	Rathenow
	Premnitz
	Milower Land
	Amt Rhinow
	Amt Nennhausen
	Schönefeld – 
	Wildau
	Schönefeld
	Wildau
	Eichwalde
	Schulzendorf
	Zeuthen
	Senftenberg –
	Großräschen 
	Senftenberg
	Großräschen
	Schipkau
	Amt Altdöbern
	Schwedt/Oder
	Schwedt/Oder
	Angermünde
	Amt Oder-Welse
	Amt Gartz (Oder)
	Seelow
	Seelow
	Letschin
	Müncheberg
	Amt Neuhardenberg
	Amt Seelow-Land
	Amt Golzow
	Spremberg
	Spremberg
	Welzow
	Strausberg
	Strausberg
	Altlandsberg
	Rüdersdorf bei Berlin
	Amt Märkische Schweiz
	Teltow
	Teltow
	Stahnsdorf
	Kleinmachnow
	Templin
	Templin
	Lychen
	Boitzenburger Land
	Amt Gerswalde
	Werder (Havel) –Beelitz
	Werder (Havel)
	Groß Kreutz (Havel)
	Schwielowsee
	Seddiner See
	Beelitz
	Zehdenick – Gransee
	Zehdenick
	Fürstenberg/Havel
	Amt Gransee und Gemeinden 
	Zossen
	Zossen
	Rangsdorf
	Baruth/Mark
	Am Mellensee
	Zu 2.10 (G)
	Neben den Oberzentren sind die Mittelzentren wichtige Standorte für Wirtschaft, Handel und Dienstleistungen, teilweise auch für Wissenschaft. Sie tragen ganz wesentlich zur Stabilisierung der ländlichen Räume bei. Mittelzentren sind in ihrer Funktion zu erhalten und zu stärken. Dazu ist es notwendig, neben den sogenannten „harten“ auch die „weichen“ Standortfaktoren zu sichern und auszubauen.
	Mittelzentren bilden innerhalb der Mittelbereiche regionale Bevölkerungsschwerpunkte, halten Bildungs- und Ausbildungsstätten vor, bieten Arbeitsplätze, Kultur- und Freizeitangebote, überregionale Verkehrsknotenfunktion, zentrale Einzelhandels- und Dienstleistungsangebote sowie Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens für den jeweiligen Mittelbereich. Dazu können z. B. regionale Gerichte, ein Schulangebot, das bis zur Hochschulreife führt (Schulen der Sekundarstufe II), Schwimm-, Sport- oder Veranstaltungshallen, Einkaufsmöglichkeiten des gehobenen Bedarfes, Freizeiteinrichtungen, ÖPNV-Knotenpunkte/Anbindungen an den Schienenverkehr, Regelkrankenhäuser oder Facharztzentren, differenzierte Einkaufsmöglichkeiten sowie kulturelle Einrichtungen gehören.
	Die Planungen und Maßnahmen der Träger der Fachplanungen sollen die Entwicklung der Mittelzentren im Raum unterstützen. Das Zentrale-Orte-System bietet Ansatzpunkte für räumliche Schwerpunktsetzungen der Fachplanungen und ermöglicht Synergiepotenziale durch überfachliche Abstimmungen.
	Zu 2.11 (G)
	Das Prinzip der zentralörtlichen Gliederung ist auf eine räumliche Konzentration der Siedlungsentwicklung, von Arbeitsplatzangeboten, von Dienstleistungsangeboten und von Versorgungsgelegenheiten im Zentralen Ort des Verflechtungsbereiches angelegt. In Einzelfällen kann es erforderlich sein, von diesem räumlichen Konzentrationsgebot dahingehend abzuweichen, dass die zentralörtlichen Funktionen von zwei Kommunen gemeinsam wahrgenommen werden.
	Dies kann z. B. darin begründet sein, dass sich die verschiedenen Versorgungsfunktionen für den Mittelbereich auf Grund spezifischer historischer Entwicklungen auf zwei Kommunen verteilen (z. B. Arbeitsmarktschwerpunkt und Versorgungsschwerpunkt), dass sich unterschiedliche Schwerpunkte bei der Versorgung entwickelt haben (z. B. Bildungsschwerpunkt und Gesundheitsschwerpunkt) oder dass sich die Versorgung innerhalb der zumutbaren Erreichbarkeitszeiten auf Grund der großen räumlichen Ausdehnung des Mittelbereiches durch nur eine Gemeinde nicht sicherstellen lässt. Die festgelegten Mittelzentren in Funktionsteilung verfügen somit über ein sich ergänzendes Angebot an funktionstragenden mittelzentralen Einrichtungen und versorgen gemeinsam, gegebenenfalls mit unterschiedlichen Funktionsprofilen, einen Mittelbereich. Die räumliche Nähe der funktionsteiligen Gemeinden ermöglicht trotz Funktionsteilung eine effektive mittelzentrale Versorgung der Bevölkerung im gemeinsamen Mittelbereich.
	Die Wahrnehmung funktionsteiliger Aufgaben durch zwei Gemeinden erfordert eine enge Abstimmung zwischen den Gemeinden. Dazu sollen verbindliche Regelungen zwischen den Gemeinden getroffen werden. Es sollen ausgehend von den Funktionszuordnungen Festlegungen dahingehend getroffen werden, in welcher Form die Funktionen weiterentwickelt, wie die Finanzierung sichergestellt, welche gemeindeübergreifenden Gremien gebildet und wie die Zusammenarbeit mit den Gemeinden des Verflechtungsbereiches entwickelt werden soll.
	Entsprechende Vereinbarungen können auch weitere Elemente der Kooperation umfassen, insbesondere hinsichtlich einer Abstimmung der Planung, die Konkurrenzen bei der Siedlungsflächen- und Infrastrukturentwicklung verhindern hilft.
	Im Sinne einer flexiblen Handhabung landesplanerischer Instrumente ist eine Überprüfung der zentralörtlichen Einstufung dieser funktionsteilig agierenden Mittelzentren drei Jahre nach Inkrafttreten des Landesentwicklungsplanes geboten. Dabei ist zu prüfen, ob Vereinbarungen zwischen den kooperierenden Gemeinden die mittelzentralen Funktionen sichern, und wie der Stand der Umsetzung der Kooperation ist. Sollte im Ergebnis dieser Prüfung die Funk-tionsteilung zwischen den Gemeinden nicht den raumordnerischen Anforderungen entsprechen und somit eine Änderung der zentralörtlichen Festlegung dieses Landesentwicklungsplanes erforderlich werden, erfolgt dies im Rahmen der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes.
	Zu 2.12 (G)
	Gezielte Maßnahmen zur Stadtentwicklung machen die Mittelzentren nicht nur für ihre Wohnbevölkerung attraktiver, sondern unterstützen auch die Bemühungen zur Ansiedlung von Unternehmen und damit zur weiteren wirtschaft-lichen Entwicklung für den gesamten Verflechtungsbereich einschließlich seiner ländlich geprägten Räume. Die enge Verflechtung zwischen funktionstragendem Zentralen Ort und den funktionsnachfragenden Gemeinden im Mittel-bereich soll durch Kooperation aktiv gestaltet werden.
	Die Konzentration der wesentlichen Stabilisierungs- oder Entwicklungsimpulse auf den Zentralen Ort liegt im Interesse der Entwicklung des gesamten Mittelbereiches. Durch die Zentralortfunktionen tragenden Gemeinden und den anderen Gemeinden im Mittelbereich sollen gemeinsam Projekte zur Gestaltung der zentralitätsrelevanten Funktionen entwickelt und umgesetzt, also eine gemeinsame Verantwortungsübernahme für die Entwicklung des Mittelbereiches angestrebt werden („teilregionale Verantwortungsgemeinschaften“). Die Regionalen Planungsgemeinschaften sollen sich in diesen Prozess einbringen, die Moderation zwischen Zentralem Ort und Gemeinden des Verflechtungsbereiches übernehmen, Kooperationsprozesse organisieren, konzeptionell unterstützen und umsetzen helfen.
	Handlungsfelder der Kooperation könnten z. B. in folgenden Bereichen liegen:
	– abgestimmte Entwicklung von Kultur- und Freizeiteinrichtungen anhand der zu erwartenden mittelfristigen Tragfähigkeit,
	– Absprachen mit den mitnutzenden Gemeinden des Verflechtungsbereiches, gegebenenfalls auch zur gemein-samen Finanzierung von Einrichtungen,
	– Abstimmung zwischen Mittelzentrum und Gemeinden des Verflechtungsbereiches zur Entwicklung der Schulen im gesamten Mittelbereich,
	– langfristige Sicherung der ärztlichen Versorgung für den Bedarf im Mittelbereich; Abstimmung zwischen Mittelzentrum und Gemeinden des Verflechtungsbereiches über Angebotsstandorte für medizinische Einrichtungen,
	– Nutzung auch alternativer öffentlich orientierter Verkehrsangebote zur Anbindung der Gemeinden des Mittel-bereiches an das Mittelzentrum,
	– Konzentration von funktionstragenden Einrichtungen in Funktionsschwerpunkten,
	– Vorhaltung von Flächen für Ansiedlungen oder Umstrukturierungen im Mittelzentrum,
	– Nutzung der raumordnerischen Privilegierung des Mittelzentrums bei der Siedlungsentwicklung,
	– Anstreben eines Vorteils-Nachteils-Ausgleichs zwischen Mittelzentrum und Gemeinden des Verflechtungs-bereiches mit dem Ziel, durch Planungskooperation die Kerne zu stärken und Suburbanisierung zu lenken,
	– Ausrichtung des regionalen Arbeitsmarktes des Mittelbereiches auf das Mittelzentrum,
	– abgestimmte Sicherung hinreichender Flächenpotenziale für die Wirtschaftsentwicklung durch die Bauleit-planung im Rahmen raumordnerischer Vorgaben/Funktionszuweisungen,
	– Ausrichtung der infrastrukturellen Entwicklung am Bedarf des Mittelbereiches sowie
	– attraktive Gestaltung der Struktur des Zentralen Ortes durch stadtintegrierte Ansiedlung großflächigen Einzelhandels.
	Zu 3 Kulturlandschaft
	Zu 3.1 (G)
	Das vielfältige Mosaik unterschiedlicher Kulturlandschaften im gemeinsamen Planungsraum orientiert sich nicht in erster Linie an administrativen oder naturräumlichen Grenzen, sondern an den jeweiligen kulturellen und gesellschaftlichen Eigenarten und insbesondere dem regionalen Zusammengehörigkeitsgefühl und gemeinsamen Selbst-verständnis ihrer Bewohner.
	Das heißt, es sind nicht allein Naturraum, Geschichte, Landschaftsgestalt und Wirtschaftsstruktur, die eine Kulturlandschaft ausmachen, sondern ebenso gesellschaftliche und assoziative Komponenten. Ein auch als „Regionale Identität“ bezeichnetes Zusammengehörigkeitsgefühl kann zum Ausgangspunkt einer positiven regionalen Entwicklung werden, wenn relevante wirtschaftliche, soziale, kulturelle und politische Akteure und Gruppen Konsens über Entwicklungsziele, Wertorientierungen und Symbole ihrer Kulturlandschaft haben und wenn ein Gefühl und Bewusstsein von Zugehörigkeit zu einem, den jeweiligen Heimatort übergreifenden Raum, herrscht.
	Regionale Identität entsteht nicht dadurch, dass sie raumplanerisch festgelegt wird, sondern durch gemeinsames oder auf ein gemeinsames Ziel hin orientiertes Planen, Entscheiden und Handeln in einem (Handlungs-)Raum. Gerade vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung und der ökonomischen Rahmenbedingungen ist es wichtig, dass Konkurrenzen abgebaut und Kräfte gebündelt werden. In den Handlungsräumen wird die Kooperation von Städten und urbanisierten Bereichen mit ihrem Umland und den umgebenden ländlichen Gebieten und Dörfern angestrebt. Die brandenburgischen Städte oder die Bezirke Berlins sind in der Regel als Ziel- und Quellgebiete von Naherholungssuchenden, als identitätsstiftende Träger kulturlandschaftlicher Merkmale und Images sowie als Fokusräume bürgerschaftlichen und wirtschaftlichen Engagements wesentliche Ankerpunkte der jeweiligen kulturlandschaftlichen Handlungsräume.
	Als Leitgedanke für die Erschließung der unterschiedlichen kulturlandschaftlichen Potenziale im gemeinsamen Planungsraum sollten unter Berücksichtigung der Strukturunterschiede zu den benachbarten Teilräumen, die jeweiligen Besonderheiten, Potenziale und Kompetenzen herausgearbeitet und als regionale Entwicklungspotenziale aufgefasst werden. Die Kulturlandschaften sind bei einem integrierten Entwicklungsansatz nicht nur als Schutzgut des Naturschutzes oder der Denkmalpflege zu verstehen, sondern zugleich als wesentliche Grundlage regionaler Wertschöpfung, regionaler Kooperation. In den kulturlandschaftlichen Handlungsräumen sollen die Perspektiven und Projekte verschiedener gesellschaftlicher Bereiche und Fachpolitiken sowie sektorale Steuerungs- und Förderansätze vernetzt und gebündelt werden. Wer Träger oder wesentliche treibende Kraft eines kulturlandschaftlichen Handlungsraumes ist, hängt von den institutionellen Gegebenheiten und den regionalen Akteurskonstellationen ab.
	Beispiele für Kulturlandschaften, die bereits administrative Räume überschreitende Netzwerke oder Verwaltungs-aktivitäten aufweisen und darüber den Charakter eines Handlungsraumes gewonnen haben, sind die Naturparke und Biosphärenreservate, der Raum der Internationalen Bauausstellung (IBA) Fürst-Pückler-Land, die Regionalparks um Berlin und Potsdam sowie weitere Kulturlandschaften mit spezifischen Kooperations- oder Vermarktungsstrukturen.
	Zu 3.2 (G)
	Sowohl die Raumordnung des Bundes als auch die Raumordnung im gemeinsamen Planungsraum strebt eine Ergänzung der traditionellen Raumentwicklungspolitik um eine aktive Gestaltung von Kulturlandschaften an. Kulturlandschaftsgestaltung soll als Chance begriffen werden, über innovative In-Wert-Setzungsstrategien zur Minderung von regionalen Strukturproblemen beizutragen. Die Handlungsebene für die Herausbildung kulturlandschaftlicher Handlungsräume ist die Region mit ihren lokalen und regionalen Akteuren und Netzwerken. Die Regionalplanung sollte hierbei eine koordinierende Rolle einnehmen, indem sie die Formulierung gemeinsamer Leitbilder und Visionen sowie die Formulierung und Umsetzung integrierter Raumentwicklungskonzepte kommuniziert und moderiert. Folgende Prinzipien sollten dabei berücksichtigt werden:
	– aktiver Einbezug der Interessen sowie des bürgerschaftlichen und ökonomischen Engagements der örtlichen Bevölkerung,
	– Berücksichtigung von Aspekten des Schutzes, der Nutzung und der Gestaltung von Kulturlandschaften und damit zusammenhängende Bündelung unterschiedlicher fachplanerischer Belange,
	– Koordination der übergeordneten, regionalen und kommunalen Interessen,
	– Kooperation über administrative Grenzen hinweg, die sich häufig nicht an den identitäts-, kultur- oder naturräumlichen Abgrenzungen von Kulturlandschaften orientieren,
	– Etablierung oder Fortführung bestehender Ansätze des Regionalmanagements und regionaler Marketingstrategien,
	– Bündelung von Vorhaben und Finanzmitteln, auch unter förderpolitischen Aspekten, um die Umsetzung in-tegrierter Raumentwicklungskonzepte zu erreichen.
	Dabei sind bereits bestehende Steuerungsansätze und Institutionen (z. B. der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, der integrierten ländlichen Entwicklung, der Tourismusentwicklung, der Nutzung regenerativer Energien und nachwachsender Rohstoffe, der Großschutzgebietsentwicklung sowie der Denkmalpflege) als wesentliche Anknüpfungspunkte zu nutzen und weiterzuentwickeln, insbesondere wenn sie bereits Beiträge zur Etablierung regionaler Handlungsräume auf der Ebene von Kulturlandschaften im Planungsraum geleistet haben.
	In Kulturlandschaften mit besonders gravierenden Problemlagen oder erhöhten Schutzanforderungen besteht ein besonderer Handlungsbedarf. Auf regionaler Ebene sollen raumordnerische Festlegungen zur Konfliktbewältigung und Weiterentwicklung dieser Kulturlandschaften getroffen werden. Durch die Verknüpfung von „harten“ Fest-setzungen und „weichem“ Management soll in diesen Handlungsräumen eine forcierte Bewältigung von Raumnutzungskonflikten erfolgen.
	Zu den Handlungsräumen mit spezifischem Handlungsbedarf zählen insbesondere:
	– Historisch bedeutsame Kulturlandschaften: In diesen Kulturlandschaften mit hoher Dichte an Denkmalen, die auf Grund ihrer naturräumlichen und kulturhistorischen Bedeutung den zusammenhängenden Charakter des Gebiets als Kulturlandschaft prägen, soll das kulturelle Erbe erhalten und für die Bevölkerung erlebbar gemacht werden. Für historische Kulturlandschaften sollen Konzepte zur Sicherung und Entwicklung prägender Denkmäler, Landschaftselemente und -strukturen sowie zur Förderung von Traditionen und traditionellen Bewirtschaftungsformen erarbeitet werden. Dabei sollte beispielsweise auch der besondere bikulturelle Charakter des angestammten Siedlungsgebietes der Sorben/Wenden berücksichtigt werden. Ebenso wird in diesem Zusammenhang angestrebt, die historische Bausubstanz vor allem in Städten mit historischen Stadtkernen und Dörfern mit historischen Dorfkernen zu erhalten und kreative Um- und Nachnutzungen zu ermöglichen. Beispiele historisch bedeutsamer Kulturlandschaften sind die als UNESCO-Weltkulturerbestätte geschützte Berlin-Potsdamer Kulturlandschaft, das Oderbruch und der Spreewald.
	– Von starkem Nutzungswandel betroffene suburbane oder ländliche Kulturlandschaften: Dies betrifft Kulturlandschaften mit deutlichen Zersiedlungstendenzen, starkem Bevölkerungsrückgang, starkem Strukturwandel der Landwirtschaft, flächenintensiver Erzeugung regenerativer Energien oder forcierter touristischer Entwicklung. Die Regionalparks von Berlin und Brandenburg sind Beispiele für Kulturlandschaften mit besonderem Handlungsbedarf. Über die Entwicklung von Regionalparks soll der Suburbanisierung durch den beschleunigten Nutzungswandel und der damit vielfach verbundenen Fragmentierung und Banalisierung der Landschaft an der Peripherie der Siedlungsbereiche in und um Berlin qualitativ entgegengewirkt werden. Entsprechende informelle Raumkategorien, die die formalen Steuerungsinstrumente zur Siedlungs- und Freiraumentwicklung ergänzen, können auch in anderen kulturlandschaftlichen Handlungsräumen Impulse für identitätsstiftende und integrierende Ansätze der Kulturlandschaftsentwicklung geben.
	– Landschaftsräume, die auf Grund der Aufgabe militärischer, bergbaulicher oder sonstiger Nutzungen einen außergewöhnlichen Sanierungs- und Gestaltungsbedarf aufweisen: Hierzu zählen beispielsweise militärische Konversionsflächen wie die Lieberoser Heide oder die ehemalige Militärstadt Wünsdorf, altindustrialisierte Stadtlandschaften (z. B. in Forst, Guben und Eberswalde) sowie insbesondere die Lausitzer Bergbaufolgelandschaft. Aus der Bergbaufolgelandschaft Südbrandenburgs sowie Nordsachsens entsteht durch die Rekultivierung und die Flutung der ehemaligen Tagebaue Europas größte künstlich geschaffene Seenlandschaft. Aufbauend auf bereits touristisch erschlossene Bergbaufolgeseen (z. B. dem Senftenberger See) soll insbesondere der Wassertourismus in Verbindung mit dem Radtourismus unter Einbeziehung der Industrie- und Energiekultur entwickelt werden. Zudem sind auch Maßnahmen zur Rehabilitierung und Stabilisierung des Wasserhaushaltes erforderlich. Die Entwicklung des Lausitzer Seenlandes und der sich nördlich und östlich anschließenden Bergbaufolgelandschaften hin zu einer überregional erfolgreichen und wirtschaftlich tragfähigen Tourismusregion ist zentrales Anliegen. Die IBA Fürst-Pückler-Land begleitet diesen Prozess noch bis ins Jahr 2010.
	– Grenzübergreifende Kulturlandschaften: Kulturlandschaften, die sich über administrative Grenzen hinweg erstrecken, erfordern, insbesondere wenn Landes- oder Bundesgrenzen überschritten werden, eine enge Kooperation der betroffenen Gebietskörperschaften. Beispiele für grenzübergreifende Kulturlandschaften sind das die deutsch-polnische Grenze überschreitende Lebuser Land, die Berlin-Brandenburger Regionalparks, der Hohe Fläming (Brandenburg und Sachsen-Anhalt), das Lausitzer Seenland (Brandenburg und Sachsen) und der Drei-Länder-Geopark Muskauer Faltenbogen (Brandenburg, Sachsen, Polen) sowie das Biosphärenreservat Flusslandschaft Elbe (Brandenburg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern).
	Im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam soll die bewährte länderübergreifende kooperative Entwicklung der Regionalparks verstetigt werden.
	Zu 4 Steuerung der Siedlungsentwicklung
	Zu 4.1 (G)
	Bei der Siedlungsentwicklung ist dem Gebot der vorrangigen Innenentwicklung vor einer Außenentwicklung Rechnung zu tragen. Siedlungsflächen sind in der Regel von einem bereits vorhandenen Ortskern aus zu entwickeln, der die wichtigsten Versorgungsfunktionen für den neuen Siedlungsbereich mit übernimmt und die Bewohner in das Gemeindeleben einbindet. Das Prinzip der räumlichen Funktionsbündelung und der Nutzungsmischung, d. h. die räumliche Nähe von Arbeitsstätten, Einrichtungen der Daseinsvorsorge, sonstigen Versorgungseinrichtungen und Erholungsmöglichkeiten zu den Wohnstätten, führt weg von einer „erzwungenen" Mobilität durch räumliche Funk-tionstrennungen und den damit verbundenen vielfältigen Fahrterfordernissen, die insbesondere für den wachsenden Anteil weniger mobiler Bevölkerungsgruppen problematisch werden. Die Entwicklung verkehrsvermeidender Siedlungsstrukturen wird auch vor dem Hintergrund steigender Treibstoffkosten und der Anforderungen des Ressourcen- und Klimaschutzes erheblich an Bedeutung gewinnen.
	Zu 4.2 (Z)
	Die Inanspruchnahme von weiterem Freiraum soll zumindest so lange vermieden werden, wie innerhalb (vgl. Plansatz 4.1 (G)) oder am Rande innerörtlicher Siedlungsflächen Flächenaktivierungen möglich sind. Angesichts der knappen Mittel für die Sicherung und den Ausbau technischer Infrastrukturen ist es erforderlich, vorrangig die Entwicklung unter Berücksichtigung gewachsener Siedlungsstrukturen voranzutreiben. Die Entwicklung neuer Siedlungsflächen soll möglichst nur behutsame Erweiterungen der technischen und sozialen Infrastruktur erforderlich machen und auch die Inanspruchnahme von Freiraum für zusätzliche Erschließungswege möglichst gering halten. Dadurch wird auch der Bedeutung des Freiraumes als natürliche Senke für klimaschädliche Gase – d. h. deren Bindung in Biomasse – Rechnung getragen. Aus besonderen Erfordernissen des Immissionsschutzes (Abstandsgebot) oder der Verkehrserschließung, beispielsweise zur Vermeidung von Schwerlast- und Besucherverkehr durch Sied-lungen, können Ausnahmen zulässig sein.
	Zu 4.3 (Z)
	Die Erweiterung von Streu- und Splittersiedlungen führt zu unerwünschtem Flächenverbrauch sowie klimaschädigenden Emissionen infolge erhöhten Verkehrsaufkommens und zieht meist zusätzliche Erschließungsmaßnahmen nach sich. Eine Erweiterung bereits existierender Streu- und Splittersiedlungen soll daher vermieden werden. Unter Erweiterung wird in dieser Festlegung eine nicht nur unwesentliche, raumbedeutsame Ausdehnung des vorhandenen Siedlungskörpers in den ihn umgebenden Außenbereich oder Freiraum verstanden. Von dieser Festlegung sollen solche Planungsaktivitäten nicht erfasst werden, die z. B. nach § 35 Absatz 6 des Baugesetzbuches (BauGB) möglich sind oder im Wesentlichen (bestands-)ordnende Wirkung haben.
	Zu 4.4 (G)
	Für ehemals militärisch genutzte Flächen, brachgefallene Industrie- und Gewerbeflächen sowie nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Anlagen wie Stallungen und Wirtschaftsgebäude sind Konzepte für eine Nachnutzung erforderlich.
	Militärische und zivile Konversionsflächen im räumlichen Zusammenhang zu vorhandenen Siedlungsgebieten und an verkehrsgünstig gelegenen Standorten sollen unter Beachtung der Festlegungen zur Siedlungsentwicklung und sofern andere Belange nicht entgegenstehen, den Gemeinden für Siedlungszwecke zur Verfügung stehen. Bei entsprechendem Bedarf können die Gemeinden die Entwicklung dieser Konversionsflächen anstreben und planerisch vorbereiten.
	Kennzeichnend für viele ehemals militärisch genutzte Standorte ist die ursprünglich bewusste Platzierung außerhalb innerörtlicher Siedlungsflächen und die Abschottung von benachbarten Siedlungen, um Militärübungen ungestört und ohne Gefährdung und Belästigung von Unbeteiligten durchführen zu können. Ebenso befinden sich häufig aufgelassene großflächige Stallungen und Wirtschaftsgebäude außerhalb innerörtlicher Siedlungsflächen.
	Auf den versiegelten oder baulich geprägten Anlagen dieser Konversionsflächen, (z. B. ehemalige Kasernen, Soldaten- und Offizierswohnheime, Stallungen, Wirtschaftsgebäude und Verkehrsbetriebsanlagen) soll eine Ansiedlung städtebaulich nicht integrierbarer Vorhaben ermöglicht werden. Dies sind insbesondere gewerblich-industrielle Vorhaben, raumbedeutsame Freizeitgroßvorhaben mit hohem Besucheraufkommen und Anlagen der technischen Infrastruktur (z. B. Kläranlagen, Deponien, große, nicht baurechtlich privilegierte Biomasseanlagen, Umspannwerke) oder sozialen Infrastruktur (z. B. Justizvollzugsanstalten), die aus Gründen des Immissionsschutzes oder der öffentlichen Sicherheit sachnotwendig außerhalb innerörtlicher Siedlungsflächen zu errichten sind. Durch die Lenkung derartiger Vorhaben auf Konversionsflächen soll die Inanspruchnahme von unbelasteten Freiräumen vermieden werden. Bei der Nachnutzung von Konversionsflächen zu den genannten Siedlungszwecken ist ein ausreichender verkehrlicher Anschluss an innerörtliche Siedlungsflächen bestehender Orte sicherzustellen. Insbesondere bei Freizeitgroßvorhaben mit hohem Besucheraufkommen und überregionalem Einzugsbereich ist in diesem Zusammenhang auch eine leistungsfähige Erschließung mit öffentlichen Verkehrsmitteln nachzuweisen.
	Den Anforderungen des Klimaschutzes und der damit verbundenen energiepolitischen Zielsetzung zum Ausbau erneuerbarer Energien wird im Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG 2004) u. a. durch eine gesetzlich garantierte Vergütung des Stroms aus Fotovoltaikfreiflächenanlagen entsprochen, wenn die Anlagen auf versiegelten Flächen sowie auf wirtschaftlichen und militärischen Konversionsflächen errichtet werden. Dies hat zu einer verstärkten Nachfrage nach entsprechenden Standorten geführt. Um dieser Nachfrage raum- und umweltverträglich gerecht zu werden, können sowohl auf Konversionsflächen im räumlichen Zusammenhang zu innerörtlichen Siedlungsflächen als auch auf Konversionsflächen außerhalb innerörtlicher Siedlungsflächen Solaranlagen errichtet werden, wenn eine landschaftliche Einbindung und Anbindung an das Leitungsnetz sichergestellt wird und versiegelte oder durch Munition oder Altlasten vorbelastete Flächen genutzt und in ihrer ökologischen Funktion aufgewertet werden.
	Konversionsflächen außerhalb innerörtlicher Siedlungsflächen mit hochwertigen Freiraumpotenzialen sollen zu-gunsten von Freiraumnutzungen entwickelt werden. Sofern sie auf Grund ihrer Lage und Verkehrsanbindung für städtebaulich nicht integrierbare Vorhaben nicht geeignet sind, sollen vorhandene Anlagen (Garagen, Baracken, Stallungen, freiraumbezogenes Truppenübungsgelände) zurückgebaut und versiegelte Flächen renaturiert werden.
	Mit der Differenzierung der Konversionsflächen nach Lage- und Qualitätsmerkmalen soll gewährleistet werden, dass die Nachnutzung dieses Flächenpotenzials landesplanerisch und städtebaulich geordnet verläuft und keine „Zersiedelung durch Konversion“ betrieben wird.
	Zu 4.5 (Z)
	Der in Absatz 1 festgelegte raumordnerische Steuerungsansatz bezüglich der Entwicklung der Wohnsiedlungsflächen stellt die Konzentration der Siedlungsentwicklung in den Zentralen Orten nach Nummer 1 und im Gestaltungsraum Siedlung nach Nummer 2 bei gleichzeitiger Beschränkung im übrigen Raum in den Mittelpunkt. Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung zur Siedlungsentwicklung sollen zu kompakten, Verkehr sparenden Siedlungsstrukturen führen sowie den Schutz und Erhalt der Freiräume sicherstellen.
	Dafür dürfen sich Gemeinden nach Nummer 3 und Gemeindeteile nach Nummer 4 nur eingeschränkt entwickeln. Diese Einschränkung ist erforderlich, da Siedlungsentwicklungen über den Eigenbedarf einer Gemeinde hinaus regelmäßig einen zusätzlichen Bedarf an daseinsvorsorgebezogenen Einrichtungen und der Bereitstellung von technischer Infrastruktur nach sich ziehen und Entwicklungen über den Eigenbedarf hinaus dem Konzentrations- und Bündelungsgedanken zuwider laufen würden.
	Im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam kommt hinzu, dass die Räume zwischen dem in der Festlegungskarte 1 dargestellten Gestaltungsraum Siedlung im Sinne der großräumigen funktionalen Arbeitsteilung u. a. eine Naherholungsfunktion für die Bevölkerung sowie eine stadtklimatische und ökologische Ausgleichsfunktion erfüllen. Auch in der hohen Schutznotwendigkeit dieser Freiräume findet die Beschränkung der Siedlungsentwicklung ihre fachliche Begründung.
	Alle Regelungen des Plansatzes 4.5 (Z) beziehen sich ausschließlich auf Wohnsiedlungsflächen. Darunter sind alle Flächen zu verstehen, auf denen auch Wohnnutzungen zugelassen sind, also reine, allgemeine und besondere Wohngebiete, Dorf- und Mischgebiete sowie Kerngebiete. Größere Bevölkerungszuwächse aus Wanderungsgewinnen werden in diesen Gemeinden raumordnerisch nicht unterstützt. Die Entwicklung zusätzlicher gewerblicher Flächen wird durch diese Festlegung nicht begrenzt.
	In den Berlin fernen Teilen des gemeinsamen Planungsraumes ist in Folge des demografischen Wandels und in Nachwirkung der Abwanderungsprozesse aus den 1990er Jahren mit einem weiteren Rückgang der Einwohnerzahlen zu rechnen. Um dennoch leistungsfähige Strukturen insbesondere mit Blick auf die Sicherung der Daseinsvorsorge zu halten, muss eine räumliche Bündelung von Einrichtungen der Daseinsvorsorge einerseits und der Siedlungsentwicklung andererseits angestrebt werden. Diesem Ziel dient die mit dem Absatz 1 verfolgte raumordnerische Konzentra-tion der Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen auf die Zentralen Orte und den Gestaltungsraum Siedlung. In den Zentralen Orten und im festgelegten Gestaltungsraum Siedlung ist eine quantitativ unbeschränkte Entwicklung der Wohnsiedlungsflächen, in Nicht-Zentralen Orten und den unter Nummer 4 benannten Siedlungsbereichen nur in begrenztem Umfang (vgl. Festlegung und Begründung Absatz 2) möglich.
	Ein besonderer Handlungs- und Steuerungsbedarf ergibt sich im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam. Der besondere Steuerungsbedarf leitet sich aus den besonderen raumstrukturellen Bedingungen ab, die in einer hohen Einwohner- und Siedlungsdichte, dem hohen Verkehrsaufkommen, einer überdurchschnittlichen Verkehrsnetzdichte, der Gefährdung der Freiräume durch Siedlungserweiterungen, der hochgradigen Verflechtungsbezie-hungen zwischen den Daseinsfunktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgen, Bildung und Erholen bestehen.
	Diese raumstrukturellen Besonderheiten werden auch in den nächsten Jahren fortbestehen. Die zu erwartende Entwicklung schlägt sich u. a. in einem weiter fortbestehenden Bedarf an zusätzlichen Wohnsiedlungsflächen nieder. Diese räumlichen Entwicklungsbedingungen und -trends sind durch angemessene raumordnerische Planungen und Steuerungsinstrumente ordnend zu beeinflussen und an geeigneten Stellen zu unterstützen.
	Dafür ist zunächst der Raum näher zu bestimmen, in dem wegen der beschriebenen Entwicklungsbesonderheiten ein adäquater Steuerungsansatz notwendig wird. Folgende entwicklungs-, dichte- und verflechtungsbasierten Werte der Statistik wurden dafür ausgewertet:
	– Bevölkerungsdichte 2004 (EW/km² Gemeindefläche),
	– Bevölkerungsentwicklung 1996 bis 2004,
	– Bevölkerungsprognose 2004 bis 2020,
	– Siedlungsdichte 2004 (EW/km² Siedlungs- und Verkehrsfläche),
	– Einwohnerdichte je Hektar Wohnsiedlungsfläche (Wohn- und Mischgebietsflächen) 2004, bezogen jeweils auf die Abweichung vom Landesmittel Brandenburgs (ohne Potsdam) und den engeren Verflechtungsraum,
	– Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung 1996 bis 2004 in Prozent,
	– Baufertigstellungsquote (Wohneinheiten/1 000 EW) von 1995 bis 2004, jeweils bezogen auf die Abweichungen vom Landesmittel Brandenburgs (ohne Potsdam) und den Mittelwert des engeren Verflechtungsraumes,
	– Wohnungsbestandsentwicklung 1996 bis 2004 in Prozent,
	– Arbeitsplatzsituation 2004 (Basis: sozialversicherungspflichtig Beschäftigte),
	– Arbeitsplatzentwicklung 1996 bis 2004 in Prozent (Basis: sozialversicherungspflichtig Beschäftigte),
	– Pendlerintensität des Umlandes gegenüber Berlin und Potsdam 2004:
	– Ein- und Auspendlervolumen insgesamt,
	– Ein- und Auspendler je 1 000 EW,
	– Wanderungsintensität gegenüber Berlin und Potsdam 1996 bis 2004 (Zu- und Fortzüge je 1 000 EW der Umlandgemeinden).
	Die Indikatoren ermöglichen eine Bewertung der Gemeinden im Hinblick auf ihr siedlungsstrukturelles Gewicht, ihre Entwicklungsdynamik innerhalb des Raumes und ihre räumlich-funktionalen Verflechtungen zu Berlin und Potsdam. Gleichzeitig lassen sich auf Grund der siedlungsstrukturellen Lagepotenziale der Gemeinden auch erste Rückschlüsse für eine Einschätzung der weiteren Entwicklungsaussichten ziehen.
	Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam
	Die Analyse dieser Kriterien zeigt auch, dass dieser Raum nicht homogen, sondern sowohl in seiner Struktur als auch in seinen Entwicklungstendenzen differenziert zu bewerten ist. Die Steuerung der Wohnsiedlungsflächen muss dieser Differenziertheit Rechnung tragen.
	Das prägende Grundprinzip für die räumliche Ausrichtung der Entwicklung der Wohnsiedlungsflächen orientiert sich dabei an der historisch vorgeprägten Siedlungsstruktur in diesem Raum (Siedlungsstern). Mit den Festlegungen des Plansatzes 4.5 (Z) Absatz 1 Nummer 2 erfolgt eine Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die beiden Kerne Berlin und Potsdam einschließlich benachbarter Bereiche im siedlungsstrukturellen Zusammenhang und auf Räume entlang radial verlaufender Schienenstränge im Umland. Die Siedlungsflächenkonzentration soll zugleich den Flächenverbrauch in größeren Teilräumen reduzieren helfen und zur Sicherung und Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen, zum Klimaschutz und zum Erhalt der Vielfalt der Kulturlandschaften beitragen.
	Als Instrument zur Konzentration der Entwicklung der Wohnsiedlungsflächen auf geeignete Räume wird der Gestaltungsraum Siedlung definiert. Dieser Gestaltungsraum Siedlung umfasst Teile des Kernraumes Berlin und Potsdam sowie Teile der Gemeinden, die entlang der leistungsfähigen SPNV-Radialen liegen. Der sich mit der Anwendung dieses Instruments verbindende Eingriff in die Gestaltungshoheit der berührten Gemeinden ist zulässig. Er wird notwendig, da die Gemarkungsflächen der Gemeinden große Gebiete umfassen. In diesen Gebieten befinden sich für die Konzentration zusätzlicher Wohnsiedlungsflächen geeignete und dafür weniger geeignete Räume. Den Gemeinden verbleibt aber ein umfassender Gestaltungsfreiraum sowohl bei der Ausformung des Gestaltungsraumes Siedlung als auch bei der Ausformung der Entwicklung im Rahmen des Eigenbedarfes in den übrigen Siedlungsbereichen.
	Zur Umsetzung dieses planerischen Grundgedankens wird zunächst der Gestaltungsraum Siedlung im Kernraum abgegrenzt. Ausgangspunkt ist dabei der von der Mitte Berlins und Potsdams ausgehende durchweg zusammenhängende Siedlungsflächenbestand. Dieser Kernraum reicht teilweise bis in angrenzende Gemeinden Brandenburgs hinein (Kleinmachnow, Stahnsdorf, Teltow, Schönefeld, Ahrensfelde, Nuthetal).
	Von diesem Kernraum ausgehend sind dann die leistungsfähigen Radialen (Achsen) und die auf diesen Radialen liegenden Gemeinden zu bestimmen, innerhalb derer in einem weiteren Schritt der Gestaltungsraum Siedlung zu definieren ist.
	Der enge räumlich-funktionale Verbund zwischen den Umlandgemeinden und den Kernstädten Berlin und Potsdam drückt sich in der Qualität der Verbindung mit dem Schienenpersonennahverkehr (SPNV) aus. Dieser Aspekt ist für die Auswahl der Achsen entscheidend. Demgemäß wird die Qualität der Anbindung einer Bewertung unterzogen (Halt einer Regionalbahn – RB/RE, Halt einer S-Bahn, Kapazität, Entfernung vom S-Bahn-Ring Berlin, Entfernung vom Potsdamer Hauptbahnhof). Zusätzlich wird analysiert, welche Gemeinden auf diesen Achsen liegen und für die Aufnahme von weiteren Zuwächsen der Siedlungsentwicklung geeignet sind. Dabei werden zusätzliche Kriterien wie Bevölkerungskonzentration (Bevölkerungsstärke, Einwohnerdichte pro Hektar, Siedlungsfläche), zukünftige Bevölkerungsentwicklung (Bevölkerungsprognose bis 2020), Arbeitsplatzkonzentration (Zahl der Arbeitsplätze) und Anteil der Gewerbeflächen an den Siedlungsflächen herangezogen.
	Im Ergebnis sind folgende Gemeinden als sogenannte Achsengemeinden zu klassifizieren:
	Achse A  Glienicke/Nordbahn, Hohen Neuendorf, Birkenwerder, Oranienburg
	Achse B Panketal, Bernau bei Berlin
	Achse C Hoppegarten, Neuenhagen bei Berlin, Fredersdorf-Vogelsdorf, Petershagen/Eggersdorf, Strausberg
	Achse D Erkner
	Achse E Schönefeld, Eichwalde, Schulzendorf, Zeuthen, Wildau, Königs Wusterhausen
	Achse F Blankenfelde-Mahlow, Rangsdorf
	Achse G Teltow, Großbeeren, Ludwigsfelde
	Achse H Nuthetal, Michendorf
	Achse I Werder (Havel)
	Achse J1 Dallgow-Döberitz, Wustermark
	Achse J2 Falkensee, Brieselang
	Achse K Hennigsdorf, Velten
	Nachdem Kernraum und Achsen definiert sind, bedarf es der konkreten Abgrenzung des Gestaltungsraumes Siedlung. Dafür werden folgende Kriterien herangezogen:
	– Der Gestaltungsraum Siedlung liegt innerhalb des Einzugbereiches der SPNV-Haltepunkte. Für die Einzugsbereiche wird ein 3-km-Radius angenommen.
	– Die Binnenerschließung des Gestaltungsraumes Siedlung ist ausreichend (leistungsfähiges Straßennetz und ausreichende technische Ver- und Entsorgungsinfrastruktur).
	– Innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung liegen die jeweiligen Hauptortsteile der Gemeinden und diese erfassen zusammenhängende Wohnsiedlungsflächen einschließlich zugehöriger Standorte der sozialen Infrastruktur und der Wirtschaft.
	– Innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung liegende Gebiete weisen enge bauliche und räumlich-funktionale Verflechtungen auf.
	– Die Freiraumstruktur bzw. Elemente des Freiraumverbundes werden nicht beeinträchtigt.
	– Berücksichtigung der kommunalen Planungen, im Speziellen der genehmigten Flächen der Bauleitplanung.
	Der nach diesen Kriterien entwickelte Gestaltungsraum Siedlung ist in der Festlegungskarte 1 festgelegt. Innerhalb dieses Gestaltungsraumes Siedlung soll sich die Entwicklung der Wohnsiedlungsflächen über den Eigenbedarf der Gemeinde hinaus vorrangig vollziehen. 
	Die Kommunen haben zur Binnendifferenzierung dieses Gestaltungsraumes Siedlung große Spielräume. So kann die konkrete räumliche Ausgestaltung der Außenkanten des Gestaltungsraumes Siedlung durch nachfolgende Planungsebenen maßstabsgerecht konkretisiert werden. Auch innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung ist dem fachrechtlich gebotenen Freiraumerhalt Rechnung zu tragen. Insoweit umfasst der Gestaltungsraum Siedlung Räume, in denen auf der Ebene der Landesplanung eine Siedlungsentwicklung grundsätzlich ermöglicht wird. Maßstabsgerechte Differenzierungen sind durch nachfolgende Planungsebenen vorzunehmen, so dass der festgelegte Gestaltungsraum Siedlung nicht mit Bauflächen gleichzusetzen ist.
	Die Entwicklungsspielräume der Gemeinden innerhalb des Siedlungsbestandes sind auf Grund der historischen Entwicklung groß. Geringe Siedlungsdichten und damit Potenziale zur Nachverdichtung (Grundstücksteilung, Neustrukturierung von Bauflächen und Bebauung von Brachen) sind auch außerhalb Zentraler Orte und außerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung sowohl für den Berlin fernen Raum als auch für Gemeinden in den Achsenzwischenräumen des Raumes Berlin – Potsdam und Umland vorhanden.
	Als Nachverdichtungspotenziale im Rahmen der Innenentwicklung im Sinne von Plansatz 4.5 (Z) Absatz 1 Nummer 3 und 4 stehen den Gemeinden als nicht auf das zusätzliche Entwicklungspotenzial anrechenbare Flächen zur Verfügung. Dies sind Flächen
	– im Bereich verbindlicher Bebauungspläne, die Wohnnutzungen zulassen,
	– im Zusammenhang bebauter Ortsteile im Sinne des § 34 Absatz 1 BauGB,
	– in Innenbereichen, die nicht Teil eines Bebauungszusammenhangs gemäß § 34 BauGB sind (sogenannter „Außenbereich im Innenbereich“), aber als Brachflächen baulich entwicklungsfähig sind und eine Größe von 10 Hektar nicht überschreiten,
	– im Bereich nach § 34 Absatz 4 Nummer 3 BauGB bereits erlassener oder zulässiger Satzungen,
	– im Bereich verbindlicher Satzungen nach § 34 Absatz 4 Nummer 2 BauGB,
	– die nach § 13a Absatz 1 BauGB durch Bebauungspläne der Innenentwicklung entwicklungsfähig sind.
	Das zusätzliche Entwicklungspotenzial steht den Gemeinden insbesondere dann zur Verfügung, wenn der Eigenbedarf der Gemeinde im Rahmen der vorrangig zu betreibenden Innenentwicklung (vgl. hierzu auch Plansatz 4.1 (G)) nicht abgedeckt werden kann. Der Eigenbedarf einer Gemeinde ergibt sich aus dem Neubedarf (Erweiterungsbedarf) sowie dem Ersatz- und Nachholbedarf. Unter Neubedarf versteht man den zusätzlichen Wohnungsbedarf, der sich hauptsächlich aus dem Saldo der Haushaltsentwicklung ergibt. Die Entwicklung der Privathaushalte einer Gemeinde wird durch zahlreiche Faktoren beeinflusst, u. a. die Bevölkerungsentwicklung, die Altersstruktur, die Haushaltsgrößenstruktur, die Entwicklung der Wohnflächennachfrage pro Person, das Verhalten zur Haushaltsneugründung. Der Ersatzbedarf ergibt sich aus Wohnungsabgängen auf Grund von Rückbau, Sanierung oder Umnutzung.
	Zu berücksichtigen ist auch die Entwicklung der privaten Haushalte. Wegen der im langfristigen Trend sinkenden Haushaltsgrößen und der steigenden Wohnflächennachfrage pro Person verläuft die Haushaltsentwicklung in Brandenburger Gemeinden grundsätzlich positiver als die Bevölkerungsentwicklung. Es ist davon auszugehen, dass sich dieser Trend bis zum Ende der Laufzeit des Landesentwicklungsplanes Berlin-Brandenburg fortsetzt.
	Für einen Zeitraum von zehn Jahren sind bei einem rechnerischen Bedarf von 1 bis 1,5 Wohneinheiten pro 1 000 Einwohner pro Jahr 10 bis 15 Wohneinheiten als Eigenbedarf anzunehmen. Bei einer Siedlungsdichte von 15 Wohneinheiten pro Hektar resultiert aus dem Eigenbedarf einer Gemeinde ein Flächenbedarf von rund einem Hektar pro 1 000 Einwohner innerhalb von zehn Jahren. Unter Berücksichtigung der vorhandenen Nachverdichtungspotenziale der Innenentwicklung ist die hälftige Bereitstellung von Flächen für den Eigenbedarf (0,5 Hektar pro 1 000 Einwohner, bezogen auf den Einwohnerstand vom 31. Dezember 2008) für den gegebenenfalls noch zu befriedigenden Erweiterungs-, Ersatz- und eventuell noch vorhandenen Nachholbedarf als zusätzliche Entwicklungsoption angemessen, da grundsätzlich von der Möglichkeit der bedarfsgerechten Flächenbereitstellung im Rahmen der Innenentwicklung ausgegangen werden kann.
	In den Gemeinden, die Anteil am Gestaltungsraum Siedlung haben, beziehen sich zusätzliche Eigenentwicklungspotenziale auf die Zahl der Einwohner im jeweiligen Siedlungsbereich außerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung. Die Gemeinden haben mit den Bauleitplänen, die sich auf das zusätzliche Entwicklungspotenzial beziehen, den Nachweis zu erbringen, dass der Wert von 0,5 Hektar pro 1 000 Einwohner eingehalten wird.
	Vergleicht man den voraussichtlichen Wohnsiedlungsflächenbedarf der Gemeinden mit den o. g. Nachverdichtungspotenzialen und den durch Neuausweisungen nach dem vorgesehenen Eigenentwicklungsansatz möglichen Poten-zialen wird deutlich, dass keine unverhältnismäßigen Eingriffe in die kommunale Planungshoheit zu erwarten sind.
	Eine Umwandlung von Wochenendhaus- oder Kleingartengebieten nach Absatz 3 kann nur im Einzelfall unter Beachtung der benannten Bedingungen erfolgen. Grundsätzlich sind Wochenendhaus- und Kleingartengebiete Nutzungen des Außenbereiches, für die eine Umnutzung als Dauerwohngebiet nicht in Frage kommt. Der Bestandsschutz bleibt hiervon unberührt. In Einzelfällen kann eine Umwandlung von an das bestehende Siedlungsgebiet angrenzenden Wochenendhausgebieten zweckmäßiger sein als die Inanspruchnahme bisheriger Freiflächen, wenn die erschließungstechnischen Voraussetzungen im Sinne des BauGB gegeben sind.
	In den in Absatz 4 genannten besonderen Fällen kann darüber hinaus die Entwicklung weiterer Wohnsiedlungs-flächen zugelassen werden. Es handelt sich um Einzelfälle, in denen die Gemeinden entsprechende Nachweise, die die Sondersituation begründen, erbringen müssen.
	Mit den Regelungen in Absatz 5 zur Zusammenfassung der Entwicklungsoptionen mehrerer amtsangehöriger Gemeinden auf einen geeigneten Schwerpunkt wird den kommunalen Akteuren der Weg für die sinnvolle Bündelung der Entwicklungspotenziale aufgezeigt. Bei Realisierung eines solchen Ansatzes ist das hergestellte Einvernehmen zu belegen.
	Zu 4.6 (G)
	Der LEP B-B soll räumliche Rahmenbedingungen schaffen, die für eine wachstumsstarke Wirtschaftsregion und für die Schaffung dauerhafter und wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze erforderlich sind. Aus diesem Grund eröffnet der LEP B-B die notwendigen Spielräume für die Entwicklung von Industrie- und Gewerbeflächen ohne eine quantitative Beschränkung.
	Über die durch Bauleitplanung kurz- und mittelfristig entwickelbaren kleinen und mittleren Gewerbeflächen hinaus sollen für großflächige gewerblich-industrielle Ansiedlungen die in der Festlegungskarte 1 symbolhaft dargestellten, zuvor nach den unten aufgeführten Kriterien ausgewählten und auf ihre raumordnerische Verträglichkeit hin geprüften Flächen vorgehalten werden. Darin eingeschlossen ist eine weitgehende Freihaltung von entgegenstehenden, auch kleinteiligeren gewerblichen Nutzungen, sofern keine Ansiedlung in Ausbaustufen eines Vorhabens begründet wird. Hiermit kann im überregionalen Standortwettbewerb Ansiedlungswilligen zeitnah ein differenziertes Angebot von großen geeigneten Flächen für gewerblich-industrielle Vorhaben unterbreitet werden.
	Entsprechend den infrastrukturellen und naturräumlichen Gegebenheiten sowie begünstigt durch eine gute Erreichbarkeit mit überregionalen Verkehrsanbindungen sind an diesen ausgewählten Standorten in Berlin bzw. in unmittelbarer Nachbarschaft zur Metropole Berlin sowie zu Zentralen Orten und Regionalen Wachstumskernen im Land Brandenburg besonders günstige Voraussetzungen für die Ansiedlung großer flächenintensiver Gewerbe- und Industrieansiedlungen gegeben. Daher liegt es im landesplanerischen Interesse, solche Standorte aus Gründen langfristiger Vorsorge freizuhalten.
	Insbesondere wurden bei der Standortauswahl und -prüfung folgende Kriterien herangezogen:
	– herausragende Standortgunst und besonders günstige Erreichbarkeit in Bezug auf das großräumige funktionale Verkehrsnetz,
	– konfliktarme Lage in Bezug auf benachbarte Raumnutzungen (Schutzgebiete, Umweltverträglichkeit) und ressourcenökonomische Erschließungsvorteile (Flächengröße ab in der Regel 100 Hektar und rechteckiger Flächenzuschnitt; Bodenbeschaffenheit, Verfügbarkeit, Verkehrsanbindung und Erschließbarkeit mit technischer Infrastruktur) im Hinblick auf eine grundsätzliche gewerblich-industrielle Nutzung (eine abschließende Beurteilung über eine Inanspruchnahme ist erst nach Kenntnis des konkreten Vorhabens möglich),
	– attraktive „weiche“ Standortfaktoren (Wohn- und Freizeitbedingungen, Bildungskapazitäten) und Vorhandensein eines qualifizierten Arbeitskräfteangebots,
	– gleichwertige und ausgewogene Verteilung im Raum, insbesondere im räumlichen Bezug zu Berlin, zu Zentralen Orten und Regionalen Wachstumskernen im Land Brandenburg.
	Tabelle 2: Vorsorgestandorte für gewerblich-industrielle Vorhaben
	Stadt bzw. Gemeinde
	Standort
	Berlin
	Buchholz-Nord
	Beelitz
	südlich Fichtenwalde
	Bernau bei Berlin
	Bernau-Ost
	Brandenburg an der Havel
	Flugplatz Briest
	Brück
	Gewerbegebiet Brück/Linthe
	Cottbus
	TIP-Cottbus
	Eisenhüttenstadt – Siehdichum – Wiesenau
	nördlich Eisenhüttenstadt (westlich Werkbahnhof)
	Frankfurt (Oder)
	zwischen Markendorf und OT Lichtenberg
	Fürstenwalde/Spree
	Fürstenwalde-Südost
	Grünheide (Mark)
	Freienbrink-Nord
	Jüterbog
	OT Forst Zinna
	Ludwigsfelde
	südlich Berliner Ring
	Mittenwalde
	nördlich L 30
	Neiße-Malxetal
	OT Preschen
	Neuruppin
	Treskow II
	Perleberg
	OT Quitzow
	Potsdam
	Potsdam-SAGO
	Potsdam-Nord
	Premnitz
	Industriegebiet
	Pritzwalk
	OT Falkenhagen
	Schorfheide
	Flugplatz Finow
	Schwarzheide
	westlich A 13
	Schwedt/Oder
	nordwestlich Raffinerie
	Wustermark
	zwischen A 10 und Havelkanal
	Zu 4.7 (Z)
	Die Entwicklungen im Einzelhandel sind bereits seit mehreren Jahren geprägt durch Konzentration auf großflächige Einrichtungen, den Verlust an kleineren Verkaufsstellen und Filialen und damit die Tendenz des Rückzugs des Einzelhandels aus der Fläche. Die Standortpräferenzen für großflächige Einzelhandelseinrichtungen orientieren sich häufig an niedrigen Grundstückspreisen und günstiger Erreichbarkeit mit dem PKW und erzeugen zusätzliches Verkehrsaufkommen und gefährden durch Standorte außerhalb der Zentren und Versorgungsbereiche oder sogar außerhalb der Siedlungsbereiche die angestrebte Siedlungs- und Versorgungsstruktur. Verbunden ist diese Entwicklungstendenz zum Teil mit dem Kaufkraftabzug durch einen den Nahbereich überschreitenden Einzugsbereich großflächiger Einzelhandelseinrichtungen. Dadurch kommt es teilräumlich zur Beeinträchtigung der verbrauchernahen Versorgung sowie der Schwächung Zentraler Orte und innerörtlicher zentraler Versorgungsbereiche. Der Einzelhandel hat gerade in seiner großflächigen Erscheinungsform zentren- und identitätsbildende Funktion und bedeutende Wirkung auf die Erzeugung von Verkehr. Insoweit bedürfen Entwicklungen in diesem Bereich der überörtlichen Steuerung durch die Raumordnungsplanung.
	Die raumordnerische Steuerung bezieht sich auf Planungen für die Errichtung oder Erweiterung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen einschließlich der Erweiterung vorhandener kleinerer Einzelhandelsbetriebe in die Großflächigkeit hinein. Der Begriff der Einzelhandelseinrichtung umfasst Einkaufszentren, Einzelhandelsbetriebe und vergleichbare Handelsbetriebe im Sinne von § 11 Absatz 3 Satz 1 BauNVO unter Einschluss von Herstellerdirektverkaufszentren.
	Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 24. November 2005 (BVerwG, 4 C 10.04 = BRS 69 Nr. 71) sind Einzelhandelsbetriebe dann großflächig im Sinne von § 11 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 BauNVO, wenn sie die Verkaufsfläche von 800 Quadratmetern überschreiten. Die Verkaufsfläche ist nach der zu § 11 Absatz 3 BauNVO ergangenen Rechtsprechung zu berechnen.
	Die Festlegungen in den Absätzen 1 bis 3 enthalten ein auf den Schutz der zentralörtlich gegliederten Versorgungsstruktur sowie der verbrauchernahen Versorgung gerichtetes Konzentrationsgebot auf Zentrale Orte, ein raumordne-risches Beeinträchtigungsverbot sowie ein demselben Schutzzweck dienendes Kongruenzgebot. Danach ist bei der Planung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen zu beachten, dass die Zuordnung einzelner Vorhaben zu Orten bestimmter Zentralitätsstufen entsprechend dem landesplanerisch definierten Status des Zentralen Ortes (Metropole, Ober- bzw. Mittelzentrum) erfolgt. Zudem ist die Funktion des Vorhabens je nach Art (Kernsortiment zentrenrelevant oder nahversorgungsrelevant), nach Lage (Standort innerhalb eines Zentralen Ortes oder außerhalb, in Städtischen Kernbereich integriert oder nicht) und nach Umfang (potenzieller Einwohner-Einzugsbereich der Verkaufsfläche) zu beurteilen. Die Abgrenzung der zentralörtlichen Mittelbereiche gemäß der Begründung zu Plansatz 2.9 (Z) kann als Orientierungsmaßstab hinsichtlich des Einzugsbereiches des Vorhabens verwendet werden.
	Im Ergebnis darf es zu keiner mehr als unwesentlichen Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit benachbarter Zentraler Orte, insbesondere mit gleicher bzw. höherer Zentralität, oder auch nur der Städtischen Kernbereiche kommen. Während es jedoch beim kommunalen Beeinträchtigungsverbot u. a. um unzumutbare Auswirkungen durch eine zu erwartende Umlenkung von Kaufkraftströmen geht, wird die Einhaltung des raumordnerischen Beeinträchtigungsverbotes vor allem an der Wahrung der raumstrukturellen und funktionalen Bedeutung Zentraler Orte gemessen. In der Regel ist eine Beeinträchtigung des Kongruenzgebotes auszuschließen, wenn bei einem Ansiedlungsvorhaben in einem Mittelzentrum der erwartete sortimentsbezogene Umsatz des Vorhabens
	– bei zentrenrelevanten, aber nicht nahversorgungsrelevanten Sortimenten (sonstige zentrenrelevante Sortimente gemäß Tabelle 4 Nummer 1.2) der entsprechenden Kaufkraft im mittelzentralen Verflechtungsbereich,
	– bei nicht zentrenrelevanten Sortimenten gemäß Tabelle 4 Nummer 2 der entsprechenden Kaufkraft im mittelzentralen Verflechtungsbereich
	entspricht. Bei Standorten in Oberzentren ist der relevante Verflechtungsbereich unter Beachtung anderer Oberzentren im Einzelfall einzuschätzen.
	Als Grundlage der Zuordnung der Sortimente zu den genannten Gruppen unter Berücksichtigung jeweils ortstypischer Gegebenheiten dient die Sortimentsliste in der Tabelle 4.
	Absatz 4 schränkt die Ansiedlung von Hersteller-Direktverkaufszentren (Factory-Outlet-Center oder Designer-Outlet-Center) als Einkaufszentren besonderer Ausprägung auf die Metropole Berlin und auf Oberzentren ein, da entsprechende Verkaufsformen einen weit über den mittelzentralen Einzugsbereich herausreichenden Kundenkreis anziehen sollen und sich auf Grund der spezifischen Sortimentsformen nur begrenzt in das Versorgungsgefüge für den mittelzentralen Versorgungsbereich einbinden lassen. Mit der Bindung von Hersteller-Direktverkaufszentren, deren Verkaufsfläche 5 000 Quadratmeter überschreitet, an die Metropole und Oberzentren wird der weiträumig wirkenden Ausrichtung entsprechender Vertriebsformen Rechnung getragen.
	Absatz 5 regelt die maßgeblichen Voraussetzungen für eine landesplanerische Bewertung von Vorhaben an bereits bestehenden oder bauordnungsrechtlich genehmigten, jedoch an nicht raumverträglichen Standorten angesiedelten großflächigen Einzelhandelseinrichtungen. Für den Fall, dass für diese Standorte bauplanungsrechtlich relevante Änderungsabsichten beantragt werden, darf es im Interesse des Schutzes der zentralörtlich gegliederten Versorgungsstruktur sowie der wohnungsnahen Grundversorgung zu keiner Erweiterung der genehmigten Gesamtverkaufsfläche sowie zu keiner sowohl quantitativen als auch qualitativen Ausweitung des Angebotes mit zentrenrelevanten Sortimenten (Tabelle 4 Nummer 1) kommen.
	Zur Sicherung der Nahversorgung enthält Absatz 6 eine Regelung für großflächige Ansiedlungsvorhaben außerhalb Zentraler Orte. In einzelnen Gemeinden ohne zentralörtliche Funktionszuweisung bestehen gegebenenfalls noch Mängel bei der Absicherung der Nahversorgung. Die Nahversorgung lässt sich in vielen Fällen durch Vorhaben absichern, welche sich unterhalb der Großflächigkeit bewegen. Im Falle spezifischer und qualitativ hochwertiger Sortimente kann es durch die Strukturen des Discountermarktes zu Angebotsdefiziten in quantitativer und qualitativer Hinsicht kommen. Der Tatbestand ist hinsichtlich der Quantität oder Qualität der vorhandenen Versorgungssituation mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten im Verhältnis zur Einwohnerzahl der jeweiligen Standortgemeinde sowie weiterer Gesichtspunkte wie z. B. räumliche Lage des Vorhabens zum Ortskern, Verkehrsanbindung durch die Gemeinde oder den Vorhabensträger darzulegen und im Einzelfall zu beurteilen. Für die Beurteilung konkreter Ansiedlungsvorhaben sollen die kommunalen Entwicklungsvorstellungen zum Einzelhandel unter Berücksichtigung der vorhandenen Versorgungssituation zur Bestimmung der jeweiligen Versorgungszentren durch eine kommunale Entwicklungsplanung (z. B. in Einzelhandels- und Zentrenkonzepten, städtebaulichen Entwicklungskonzepten oder in der vorbereitenden Bauleitplanung) dargelegt werden.
	Dass ein Vorhaben nach seiner Größe und Sortimentsstruktur noch auf eine verbrauchernahe Versorgung ausgerichtet ist, kann in der Regel als gesichert gelten, wenn 75 Prozent der Verkaufsfläche nahversorgungsrelevante Sortimente gemäß Tabelle 4 Nummer 1.1 umfassen und die zulässige Verkaufsfläche des Einzelvorhabens insgesamt begrenzt bleibt. Zudem sind die sich aus dem Integrationsgebot ergebenden Anforderungen zu einem Standort innerhalb wohngebietsbezogener Versorgungsbereiche (d. h. von im siedlungsstrukturellen Sinne vorrangig durch Wohnnutzungen geprägten Gebieten, aber nicht innerhalb von Gewerbegebieten), sowie gemäß Plansatz 6.8 (G) eine entsprechende Verkehrsanbindung, insbesondere durch den ÖPNV, zu berücksichtigen.
	Das Kriterium von 75 Prozent nahversorgungsrelevanter Sortimente für die Ausrichtung auf eine verbrauchernahe Versorgung ist abgeleitet aus bundesweiten Erfahrungswerten (vgl. Bericht der Arbeitsgruppe „Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhandel und § 11 Absatz 3 BauNVO“ vom 30. April 2002). Danach liegt die durchschnittliche Verkaufsfläche für Supermärkte zur Nahversorgung unter Berücksichtigung der neuen Rechtsprechung zur Verkaufsflächenermittlung bei etwa 1 500 Quadratmeter. In der Regel werden davon über 1 100 Quadratmeter Verkaufsfläche, d. h. rund drei Viertel der Gesamtverkaufsfläche, von den Lebensmittel-Vollversorgern für die Gewährleistung des Nahversorgungsangebotes in Anspruch genommen. Dem Schwellenwert von 2 500 Quadratmeter Verkaufsfläche für die Größenbegrenzung von Einzelvorhaben liegen die o. g. Erfahrungswerte einschließlich einer Entwicklungsreserve sowie überschlägige Berechnungen zu durchschnittlichen Einzugsbereichen großflächiger Einzelhandelseinrichtungen unter Berücksichtigung sortiments- und verkaufsflächenbezogener Umsatzwerte zugrunde.
	Zu 4.8 (G)
	Großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten sollen grundsätzlich an städtebaulich integrierten Standorten wie Innenstädten, Stadtteil- oder Ortszentren oder zentralen Wohngebietslagen errichtet werden, um die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung zu gewährleisten und vorhandene Infrastruktur und Erreichbarkeitsvorteile, insbesondere auch in der fußläufigen Erreichbarkeit und ÖPNV-Anbindung zu nutzen. Die in Absatz 1 geregelte Bindung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen an Städtische Kernbereiche innerhalb des Gemeindegebietes der Zentralen Orte zielt darauf ab, die Potenziale des Einzelhandels für die Ausprägung lebendiger und vielfältig funktionaler Kerne auch als Identifikationspunkte für Städte und Gemeinden zu nutzen.
	Angebote im großflächigen Einzelhandel bedienen zunehmend auch die Daseinsvorsorge für den gehobenen und längerfristigen Bedarf. Die Bindung entsprechender Einrichtungen an Zentrale Orte gemäß Plansatz 4.7 (Z) trägt der mit dem Zentrale-Orte-System intendierten räumlichen Bündelungswirkung in einem ersten Schritt Rechnung. Auf Grund der deutlichen Vergrößerung der Gemarkungsfläche Zentraler Orte im Zuge von Eingemeindungen und Gemeindezusammenschlüssen bedarf es hinsichtlich der standörtlichen Einordnung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen einer weiteren Präzisierung innerhalb des Gemeindegebietes Zentraler Orte. Daher soll bei großflächigen Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten (Tabelle 4 Nummer 1) die Bindung an Städtische Kernbereiche innerhalb Zentraler Orte erreicht werden, um die stadtfunktional prägenden Kräfte des Einzelhandels zur Sicherung und Entwicklung eines zentralen Versorgungsbereiches für den Zentralen Ort selbst zu nutzen und im Umkehrschluss die Ausprägung zentraler Versorgungsbereiche innerhalb der Standortgemeinden nicht durch Ansiedlungen außerhalb zu gefährden. Im Gegensatz dazu sind nahversorgungsrelevante Sortimente (Tabelle 4 Num-mer 1.1) in großflächigen Einzelhandelseinrichtungen gemäß Absatz 5 ausnahmsweise auch außerhalb Städtischer Kernbereiche, nicht zentrenrelevante Sortimente (Tabelle 4 Nummer 2) gemäß Plansatz 4.9 (G) regelhaft auch außerhalb Städtischer Kernbereiche zulässig. Im Hinblick auf den weiter bestehenden Ansiedlungsdruck von großflächigen Einzelhandelseinrichtungen sind einheitliche und verlässliche überörtliche Rahmensetzungen erforderlich, um die Entwicklung funktions- und leistungsfähiger Städtischer Kernbereiche in den Zentralen Orten zu unterstützen. Gerade nach der Gebietsreform sind verschiedene Städte und Gemeinden durch eine funktional vielgestaltige Struktur, zum Teil räumlich getrennten Siedlungsbereichen, einzelnen historischen, aber schwach ausgeprägten Zentrenansätzen sowie neuen Einzelhandelsstandorten oftmals in Randlage ohne entsprechende Mantelbevölkerung im Nahbereich gekennzeichnet.
	In Absatz 2 werden Städtische Kernbereiche als zentrale Lagen im Siedlungsbereich Zentraler Orte definiert, in denen sich wesentliche städtische Kernfunktionen konzentrieren oder zu deren Standorten ein räumlich funktionaler Zusammenhang gegeben ist. Zusätzlich kommen in größeren Städten auch städtische Subzentren sowie zentrale Lagen großer Wohngebiete, beispielsweise im Falle der oftmals räumlich-funktional vom Stadtkern getrennten großen Plattenbaugebiete, als Städtische Kernbereiche in Betracht. Den Städtischen Kernbereichen kommt bei der räumlichen Konkretisierung von Standorten für großflächige Einzelhandelseinrichtungen in Zentralen Orten bei der Abwägung im Rahmen nachfolgender Planungsebenen ein hohes Gewicht zu. Für die Beurteilung konkreter Ansiedlungsvorhaben sollen die kommunalen Entwicklungsvorstellungen zum Einzelhandel unter Berücksichtigung der vorhandenen Versorgungssituation zur Bestimmung der jeweiligen Versorgungszentren durch eine kommunale Entwicklungsplanung (z. B. in Einzelhandels- und Zentrenkonzepten, städtebaulichen Entwicklungskonzepten oder in der vorbereitenden Bauleitplanung) dargelegt werden.
	In Absatz 3 erfolgt für die Zentralen Orte, für die ein Gestaltungsraum Siedlung festgelegt ist, die in Zusammenarbeit mit den Kommunen getroffene Standortfestlegung Städtischer Kernbereiche innerhalb der zentralörtlichen Standortgemeinden durch Festlegung als Symbol in der Festlegungskarte 2, erläutert durch Tabelle 3. Hierdurch soll auch innerhalb der zum Teil großen Stadt- und Gemeindegebiete (einschließlich inzwischen eingemeindeter Ortsteile) großflächiger Einzelhandel auf ausgewählte, integrierte Standortbereiche mit entsprechenden Qualitäten von Stadt- oder Stadtteilzentren konzentriert werden. In Berlin und seinem Umland ist auf Grund des Nachfragepotenzials großflächiger Einzelhandelseinrichtungen, der im Vergleich zur Einwohnerzahl teilweise nur schwach ausgebildeten Zentrenfunktionen und der starken siedlungsräumlichen und funktionalen Verflechtung die Gefahr der Zersplitterung und Schwächung der Kernfunktionen mit der Folge eines verstärkten Individualverkehrs und Schwächung vorhandener Nahverkehrsachsen besonders ausgeprägt. Eine übergemeindlich definierte und abgestimmte Festlegung von Einzelhandelsschwerpunkten unter Einbeziehung der Metropole Berlin ist durch andere Regelungsebenen (Regionalplanung, regionale Einzelhandelskonzepte) nicht hinreichend wirksam und zeitgerecht möglich.
	Die Städtischen Kernbereiche zielen auf die vorwiegend übergemeindlich wirksame Einzelhandelsfunktion der jeweiligen Zentralen Orte. Insbesondere in der Metropole Berlin und dem Oberzentrum Potsdam können im Einzelfall weitere innerörtliche Standorte (z. B. Ortsteilzentren) für großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit überwiegenden Nahversorgungsfunktionen in Betracht kommen (vgl. Plansatz 4.8 (G) Absatz 5).
	Die raumordnerisch symbolhaft und abschließend dargestellten Städtischen Kernbereiche können in der kommunalen Entwicklungsplanung (z. B. in Einzelhandels- und Zentrenkonzepten, städtebaulichen Entwicklungskonzepten oder in der vorbereitenden Bauleitplanung) anhand der örtlichen Gegebenheiten und Potenziale konkretisiert werden. Dabei kann auch eine lineare Abgrenzung (z. B. entlang von Straßenzügen) oder die Entwicklung von zwei Einzelhandelskonzentrationen an den Endpunkten eines Straßenzuges innerhalb des raumordnerisch symbolhaft definierten Standortbereiches in Betracht kommen. Derartige lineare Konzentrationen oder Aufteilung in zwei Schwerpunktbereiche entlang wichtiger Verkehrsstraßen sind besonders häufig in der Berliner Innenstadt gegeben (d. h. im S-Bahn-Ring, z. B. Kurfürstendamm/Tauentzienstraße zwischen Halensee und Wittenbergplatz, Karl-Marx-Straße/Hermannstraße zwischen Hermannplatz und S-Bahn-Ring oder im Bereich zwischen Alexanderplatz und Spittelmarkt). Den festgelegten Städtischen Kernbereichen kommt bei der Abwägung in der Bauleitplanung ein hohes Gewicht zu, soweit großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten zur Stärkung der Einzelhandelsfunktion in den betreffenden Städten angesiedelt werden sollen. Dabei muss ein räumlich funktionaler Zusammenhang zu den dargestellten Kernbereichsstandorten gegeben sein.
	Als besondere Ausprägung eines Städtischen Kernbereiches ist in der Festlegungskarte 2 ein besonderer Städtischer Kernbereich „BBI Airport City“ festgelegt. Die Festlegung berücksichtigt damit den Planfeststellungsbeschluss für den Flughafen BBI vom 13. August 2004, wonach im Airport-Center im Midfield-Terminalbereich neben Gastronomie, Hotel- und Büroflächen usw. Einzelhandelsverkaufsflächen mit einer vorwiegend auf Fluggäste bezogenen Einzelhandelsfunktion bauplanungsrechtlich zulässig sind. Es ist von einem relativ hochwertigen Einzelhandelsangebot auszugehen, das überwiegend auf die Nachfrage von Flugpassagieren sowie Beschäftigten und Besuchern dieses Verkehrs- und Dienstleistungsstandortes orientiert ist und nur in geringerem Umfang Versorgungsfunktionen für den Mittelbereich übernimmt.
	Absatz 4 regelt analog zu Plansatz 4.7 (Z) Absatz 5 die maßgeblichen Voraussetzungen für eine landesplanerische Bewertung von Vorhaben an bereits bestehenden bzw. bauordnungsrechtlich genehmigten, jedoch an nicht raumverträglichen Standorten angesiedelten großflächigen Einzelhandelseinrichtungen außerhalb Städtischer Kernbereiche.
	Gemäß Absatz 5 sind in den Zentralen Orten großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten, die ganz überwiegend der Nahversorgung dienen, auch außerhalb der Städtischen Kernbereiche ausnahmsweise zulässig. Analog zu Plansatz 4.7 (Z) Absatz 6 ist dies im Einzelfall zu beurteilen. Dabei ergibt sich der höhere Schwellenwert von 5 000 Quadratmeter Verkaufsfläche für Einzelvorhaben der Nahversorgung in der Metropole Berlin und den Oberzentren aus deren wesentlich höheren Einwohnerzahlen in den zu versorgenden Nahbereichen. Um bei der gegebenen Vielzahl von Standortpotenzialen und dem Nachfragedruck durch großflächige Vorhaben die Versorgung auf den Nahbereich zu orientieren und die Funktion der höherrangigen Städtischen Kernbereiche nicht zu gefährden, sollen für die Beurteilung von großflächigen Einzelhandelsvorhaben die kommunalen Entwicklungsvorstellungen zum Einzelhandel unter Berücksichtigung der vorhandenen Versorgungssituation zur Bestimmung der jeweiligen Versorgungszentren durch eine kommunale Entwicklungsplanung (z. B. in Einzelhandels- und Zentrenkonzepten, städtebaulichen Entwicklungskonzepten oder in der vorbereitenden Bauleitplanung) vorgelegt werden.
	Tabelle 3: Städtische Kernbereiche in Zentralen Orten im Gestaltungsraum Siedlung
	Zentraler Ort

	Städtische Kernbereiche
	Potsdam
	Gebiet/Umfeld Innenstadt
	Gebiet/Umfeld Babelsberg/Weberviertel
	Falkensee
	Gebiet/Umfeld Zentrum/Bahnhofstraße/Poststraße
	Hennigsdorf
	Gebiet/Umfeld Bahnhof/Zentrum/Berliner Straße
	Oranienburg
	Gebiet/Umfeld Bahnhof/Altstadt
	Bernau bei Berlin
	Gebiet/Umfeld Altstadt/Bahnhofspassagen
	Neuenhagen bei Berlin
	Gebiet/Umfeld Bahnhof/Zentrum
	Strausberg
	Gebiet/Umfeld Altstadt/Stadt-Bahnhof
	Erkner
	Gebiet/Umfeld Zentrum/Bahnhof
	Königs Wusterhausen
	Gebiet/Umfeld Bahnhof/Altstadt
	Schönefeld – Wildau
	Gebiet/Umfeld Neues Zentrum Schönefeld
	Gebiet/Umfeld Zentrum Wildau (Karl-Marx-Straße/Freiheitsstraße)
	Ludwigsfelde
	Gebiet/Umfeld Zentrum (Potsdamer Straße)
	Teltow
	Gebiet/Umfeld Zentrum/Altstadt (Oderstraße/Potsdamer Straße)
	Werder (Havel) 
	Gebiet/Umfeld Zentrum
	Berlin
	Bereich innere Stadt
	Gebiet/Umfeld Friedrichstraße
	Gebiet/Umfeld Hauptbahnhof
	Gebiet/Umfeld Potsdamer Platz/Leipziger Platz
	Gebiet/Umfeld Alexanderplatz/Spittelmarkt
	Gebiet/Umfeld Kurfürstendamm/Tauentzienstraße
	Gebiet/Umfeld westlicher Kurfürstendamm
	Gebiet/Umfeld Wilmersdorfer Straße/Kantstraße
	Gebiet/Umfeld Ostbahnhof/Warschauer Straße
	Gebiet/Umfeld Frankfurter Allee/Karl-Marx-Allee
	Gebiet/Umfeld Greifswalder Straße
	Gebiet/Umfeld Schönhauser Allee
	Gebiet/Umfeld Turmstraße
	Gebiet/Umfeld Bahnhof Südkreuz
	Gebiet/Umfeld Kaiser-Wilhelm-Platz/Hauptstraße
	Gebiet/Umfeld Potsdamer Straße
	Gebiet/Umfeld Mehringdamm/Hallesches Tor/Platz der Luftbrücke
	Gebiet/Umfeld Kottbusser Tor/Kottbusser Damm
	Gebiet/Umfeld Hermannplatz/Karl-Marx-Straße
	Bereich nordwestliche äußere Stadt
	Gebiet/Umfeld Altstadt Spandau/Bahnhof
	Gebiet/Umfeld Wedding Müllerstraße
	Gebiet/Umfeld Gesundbrunnen/Badstraße/Pankstraße
	Gebiet/Umfeld Kurt-Schumacher Platz
	Gebiet/Umfeld Tegel Gorkistraße/Berliner Straße
	Gebiet/Umfeld Märkisches Zentrum
	Bereich nordöstliche äußere Stadt
	Gebiet/Umfeld Pankow Breite Straße/Berliner Straße
	Gebiet/Umfeld Weißensee Berliner Allee
	Gebiet/Umfeld Hohenschönhausen Prerower Platz
	Bereich südöstliche äußere Stadt
	Gebiet/Umfeld Marzahner Promenade
	Gebiet/Umfeld Hellersdorf Helle Mitte
	Gebiet/Umfeld Elsterwerdaer Platz
	Gebiet/Umfeld Köpenick Bahnhofstraße/Altstadt
	Gebiet/Umfeld Schöneweide/Schnellerstraße
	Bereich südliche äußere Stadt
	Gebiet/Umfeld Johannisthaler Chaussee
	Gebiet/Umfeld Tempelhofer Damm
	Gebiet/Umfeld Steglitz/Schloßstraße
	Gebiet/Umfeld Zehlendorf-Mitte
	Standort
	Besonderer Städtischer Kernbereich
	Schönefeld
	BBI Airport City
	Midfield-Terminalbereich
	Zu 4.9 (G)
	Im Unterschied zu zentrenrelevanten Angeboten (vgl. Plansatz 4.8 (G)) ist bei großflächigen Einzelhandelseinrichtungen mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten (Tabelle 4 Nummer 2) die alleinige Bindung an das Gemeindegebiet Zentraler Orte ausreichend. Dabei soll der Standort vorrangig im bestehenden Siedlungszusammenhang gewählt werden und eine hinreichende Verkehrsanbindung gegeben sein (vgl. auch Plansätze 4.1 (G) und 6.8 (G)).
	Bei Möbel-, Bau- und Gartenmärkten führt der dominierende Transport mit dem Pkw zu einem erheblichen Verkehrsaufkommen und Parkraumbedarf. Zudem haben sie sortimentsbedingt einen erheblichen Flächenbedarf, so dass eine räumliche Einbindung entsprechender Vorhaben in Städtische Kernbereiche häufig nicht städtebaulich verträglich möglich wäre. Allerdings werden neben diesen nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten sogenannte Randsortimente, wie z. B. Textilien, Elektroartikel, Geschenkwaren u. Ä. angeboten, die dem zentrenrelevanten Sortiment zuzurechnen sind.
	Diese oftmals auf erheblicher Verkaufsflächendimension angebotenen Sortimente führen an einem peripheren Standort zu einem nicht unwesentlichen Kaufkraftabzug aus den Städtischen Kernbereichen und damit zu einer funktionalen Schwächung der innerstädtischen Einzelhandelsstruktur. Aus diesem Grund ist die Beschränkung der Summe aller zentrenrelevanten Randsortimente gemäß Tabelle 4 Nummer 1 auf 10 Prozent der Gesamtverkaufsfläche, bezogen auf das jeweilige Vorhaben, geboten.
	Tabelle 4: Liste der zentrenrelevanten und nicht-zentrenrelevanten Sortimente
	1
	Zentrenrelevante Sortimente
	1.1 
	Zentrenrelevante Sortimente für die Nahversorgung
	52.11/52.2
	Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren
	52.3
	Apotheken, medizinische, orthopädische und kosmetische Artikel (einschließlich Drogerie-artikel)
	52.47
	Bücher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Bürobedarf
	1.2 
	Sonstige zentrenrelevante Sortimente
	52.41
	Textilien
	52.42
	Bekleidung
	52.43
	Schuhe und Lederwaren
	52.44.2
	Beleuchtungsartikel
	52.44.3
	Haushaltsgegenstände (einschließlich Campingmöbel)
	52.44.4
	Keramische Erzeugnisse und Glaswaren
	52.44.6
	Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren
	52.44.7
	Heimtextilien 
	52.45
	Elektrische Haushaltsgeräte, Geräte der Unterhaltungselektronik und Musikinstrumente
	52.48.2
	Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, Münzen und Geschenkartikel 
	52.48.5
	Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck
	52.48.6
	Spielwaren
	52.49.1
	Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen Beetpflanzen, Wurzelstöcke und Blumenerde
	52.49.2
	Zoologischer Bedarf und lebende Tiere
	52.49.3
	Augenoptiker
	52.49.4
	Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenoptiker)
	52.49.5
	Computer, Computerteile, periphere Einheiten und Software
	52.49.6
	Telekommunikationsendgeräte und Mobiltelefone
	52.49.7
	Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör 
	52.49.8
	Sport- und Campingartikel (ohne Campingmöbel), ausgenommen Sport- und Freizeitboote und Zubehör 
	52.49.9
	Sonstiger Facheinzelhandel, ausgenommen Büromöbel und Brennstoffe
	52.5
	Antiquitäten und Gebrauchtwaren
	2
	Nicht-zentrenrelevante Sortimente
	50.10.3
	Kraftwagen
	50.30.3
	Kraftwagenteile und Zubehör
	51.15.4
	Aus der Unterklasse Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren: 
	Garagen, Gewächshäuser, Gerätehäuschen und Baubuden
	50.40.3
	Krafträder, Kraftradteile und -zubehör
	52.44.1
	Wohnmöbel
	52.46.1
	Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren (einschließlich Sanitärkeramik)
	52.46.2
	Anstrichmittel
	52.46.3
	Bau- und Heimwerkerbedarf
	52.48.1
	Tapeten- und Bodenbeläge (einschließlich Teppiche)
	52.49.1
	Aus der Unterklasse Blumen, Pflanzen und Saatgut: Beetpflanzen, Wurzelstöcke und Blumenerde 
	52.49.8
	Aus der Unterklasse Sport- und Campingartikel: Sport- und Freizeitboote und Zubehör 
	52.49.9
	Aus der Unterklasse Sonstiger Facheinzelhandel: Büromöbel und Brennstoffe
	51.51.3
	Mineralölerzeugnisse
	Zu 5 Steuerung der Freiraumentwicklung
	Zu 5.1 (G)
	Die multifunktionale Freiraumentwicklung baut konsequent auf den drei Säulen der Nachhaltigkeit (ökologisch, ökonomisch, sozial) auf. Eine querschnittsorientierte, integrative Freiraumentwicklung soll ein verträgliches Miteinander der unterschiedlichen Funktionen und Nutzungen gewährleisten. Freiraum soll grundsätzlich so entwickelt werden, dass seine Bedeutung als natürliche Lebensgrundlage, als ökologischer Ausgleichs- und landschaftlicher Erlebnisraum für die Erholungsnutzung sowie als Wirtschaftsraum für eine ordnungsgemäße Land- und Gewässernutzung einschließlich der Erzeugung nachwachsender Rohstoffe und regenerativer Energien gleichermaßen berücksichtigt wird. Einseitige Belastungen und Überbeanspruchungen des Freiraumes, die seine Funktionsfähigkeit beeinträchtigen können, sind weitestgehend zu vermeiden. Vor dem Hintergrund der wasserhaushaltlichen Auswirkungen des Klimawandels kommt Maßnahmen zur Rehabilitierung und Stabilisierung des Wasserhaushaltes zukünftig eine große Bedeutung zu.
	Die Zerschneidung der Freiräume durch Infrastrukturtrassen (z. B. Bundesautobahnen, Leitungstrassen) stellt ein Problem für ihre Funktionsfähigkeit insbesondere als ungestörte Erholungsräume und als Lebensräume für Tierarten mit großen Arealansprüchen dar. Der gemeinsame Planungsraum zeichnet sich vor allem in den peripheren Teilräumen durch großräumig unzerschnittene Freiräume > 100 Quadratkilometer aus, die es zu bewahren gilt. Neue Zerschneidungen sollen durch die Bündelung neuer Infrastrukturtrassen mit bestehenden Trassen vermieden werden. Ebenso kann eine Neuzerschneidung durch die Nachnutzung nicht mehr genutzter Trassen vermieden werden. Zugleich stellen stillgelegte Trassen lineare Strukturelemente dar, die sich zur touristischen Nutzung (z. B. Draisinen- oder Radwege) eignen und damit zu einer Aufwertung der touristischen Freiraumfunktion beitragen können. Die Wirkung unvermeidbarer Zerschneidungen durch raumbedeutsame Infrastrukturtrassen soll durch geeignete Maßnahmen zum Erhalt großräumiger Verbundstrukturen minimiert werden.
	Eine nachhaltige Freiraumentwicklung umfasst einen sparsamen und schonenden Umgang mit nicht erneuerbaren Ressourcen (Gewässer, Boden), die Minimierung der Inanspruchnahme bisher nicht durch Siedlung oder Infrastruktureinrichtungen genutzter Flächen (Flächensparziel) und die weitgehende Vermeidung neuer Zerschneidungen durch Infrastrukturtrassen. Durch die nachhaltige Freiraumentwicklung wird auch der Stabilisierung des Wasserhaushaltes und dem globalen Klimaschutz Rechnung getragen.
	Zu 5.2 (Z)
	Der landesplanerisch festgelegte Freiraumverbund umfasst hochwertige Freiräume mit besonders bedeutsamen Funktionen, die gesichert und in ihrer Funktionsfähigkeit entwickelt werden sollen. Bei der Konzeption des Freiraumverbundes wurden insbesondere die Darstellungen der Landschaftsprogramme von Berlin und Brandenburg berücksichtigt. Die nachfolgend aufgelisteten Gebietskategorien bilden das Kriteriengerüst für die räumliche Ausprägung des Freiraumverbundes. Die Einbeziehung der einzelnen Teilflächen erfolgte unter Berücksichtigung von Freiraum-planungen der Nachbarländer sowie unter Abwägung mit anderen raumrelevanten Erfordernissen:
	Tabelle 5: Gebietskategorien innerhalb des Freiraumverbundes
	Kriterium
	Priorität der Einbeziehung
	Begründung
	FFH-Gebiet (B und BB)
	weitestgehend, sofern darstellbar und Verbindung herstellbar
	Verbesserung der Kohärenz des europäischen Schutznetzes
	festgesetztes Überschwemmungsgebiet (BB)
	weitestgehend
	Hochwasserschutz
	freiraumrelevante Teile der Potsdamer Kulturlandschaft 
	(UNESCO Weltkulturerbe)
	weitestgehend
	Sicherung des kulturellen Erbes
	NSG (B und BB)
	weitgehend
	hohe Bedeutung zur Stabilisierung des Naturhaushaltes
	geschützter Wald (gemäß § 12 LWG (BB) und § 10 LWG (B))
	weitgehend
	hohe Bedeutung zur Stabilisierung des Naturhaushaltes, natürliche Kohlenstoffsenke
	geschütztes Waldbiotop, Erholungswald Stufe 1(BB)
	weitgehend
	hohe Bedeutung zur Stabilisierung des Naturhaushaltes, natürliche Kohlenstoffsenke und Erhalt hochwertiger Erholungsräume
	Fließgewässerschutzsystem (B und BB)
	weitgehend
	Stabilisierung des Naturhaushaltes, großräumige Verbundstruktur
	sehr hochwertiges Moor mit Schutzbedarf (BB)
	weitgehend
	hohe Bedeutung zur Stabilisierung des Naturhaushaltes, insbesondere Stoff- und Landschaftswasserhaushalt, Klimaschutz
	hochwertiges Moor mit Sanierungsbedarf (BB)
	möglichst weitgehend bei großräumig, komplexen Vorkommen
	hohes Renaturierungspotenzial mit positiver Wirkung insbesondere auf Stoff- und Landschaftswasserhaushalt, Klimaschutz
	Erholungswald Stufe 2 und 3, Bodenschutzwald (BB)
	Einzelfallentscheidung unter Berücksichtigung der räumlichen Ausgewogenheit
	bedeutsame Bereiche für Erholung und Bodenschutz insbesondere Erosionsschutz, Arrondierungs- und Verbindungsfunktion, natürliche Kohlenstoffsenke
	Kernflächen des Naturschutzes (LAPRO BB)
	Artenreservoire (LaPro B)
	Einzelfallentscheidung, unter Berücksichtigung der räumlichen Ausgewogenheit
	bedeutsame Lebensräume, Artenschutz
	LSG mit hochwertigem Landschaftsbild (gemäß LAPRO BB)
	LSG im SPA (BB)
	Zusatzkriterium für Einzelfallentscheidung
	Landschaftsschutz mit hoher Erholungseignung oder Artenschutzfunktion
	festgesetzte Kompensationsflächen (BB), aktuelle Flächenpoolprojekte (BB), Renaturierungsflächen im Rahmen der Braunkohlesanierung
	Waldumbauflächen (BB)
	Zusatzkriterium für Einzelfallentscheidung
	erfolgte bzw. geplante Aufwertung des Naturhaushaltes und Landschaftsbildes (zum Teil aus Landesmitteln)
	natürliche Kohlenstoffsenke, Anpassung an den Klimawandel
	Lebensräume Wiesenbrüter (BB)
	Zusatzkriterium für Einzelfallentscheidung
	bedeutsame Lebensräume, Artenschutz Avifauna
	Der Darstellungsgrenzwert beträgt sowohl hinsichtlich der Einbeziehung von Flächen in die Verbundstruktur als auch hinsichtlich der Ausgrenzung von bestehenden Nutzungen 20 Hektar. Das heißt, bestehende kleinräumige Nutzungen wie Bebauung (einschließlich Gemeindeteile), Rohstoffabbau und Infrastruktureinrichtungen sind sowohl im Randbereich als auch innerhalb des Freiraumverbundes vorhanden und werden auf Grund des Grenzwertes für die Darstellung nicht gesondert ausgegrenzt. Diese Standorte genießen Bestands- und Entwicklungsschutz, sofern eine Entwicklung oder Umnutzung zu keiner wesentlichen Erweiterung des Standortes führt. Bestandsschutz gilt ebenso für planungsrechtlich zulässige Bebauung, raumordnerisch positiv beurteilte Vorhaben, für den Bestand und die Entwicklung von Infrastrukturtrassen sowie für alle Vorhaben, über deren Zulässigkeit bei Inkrafttreten des LEP B-B bereits verbindlich entschieden wurde, einschließlich der regionalplanerisch festgelegten Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Gewinnung oberflächennaher Rohstoffe.
	Die in Plansatz 5.1 (G) genannten Anforderungen zur multifunktionalen Freiraumentwicklung gelten auch innerhalb der Gebietskulisse des Freiraumverbundes, d. h. auch hier sollen die ökonomischen, ökologischen und sozialen Freiraumfunktionen und -nutzungen aufrechterhalten und miteinander harmonisiert werden.
	Zusätzlich zu den fachrechtlich geschützten Gebieten, deren Schutz und Pflege durch die Fachplanung gewährleistet ist, besteht der Freiraumverbund auch aus fachrechtlich nicht geschützten Arrondierungsflächen und Verbindungselementen wie dem im Landschaftsprogramm Brandenburg dargestellten Fließgewässerschutzsystem und weiteren Verbindungsflächen mit hohem Entwicklungspotenzial. Zumindest zeichnen sich die Verbindungsflächen über eine – in der Regel jedoch mehrere – der in der Auflistung genannten Qualitäten aus. Für die Arrondierungs- und Verbindungsflächen wird eine Minderung von Stör- und Barrierewirkungen sowie Aufwertung und Verbesserung der Freiraumfunktionen angestrebt. Viele Verbindungsflächen sind intakte, schutzwürdige Niedermoore bzw. Niedermoore mit hohem Renaturierungspotenzial, die neben ihrer Lebensraumfunktion für spezifische Tier- und Pflanzenarten wichtige Funktionen im Landschaftswasser- und Stoffhaushalt sowie für das Regionalklima erfüllen bzw. deren Funktionsfähigkeit durch die angestrebte Wiedervernässung verbessert werden soll. Der Schutz und die Regeneration der Niedermoore stellen auch einen Beitrag zur Minderung der Emission klimaschädlicher Gase und damit einen Beitrag zum globalen Klimaschutz dar.
	Bei der räumlichen Ausgestaltung der Gebietskulisse des Freiraumverbundes wurde ein möglichst räumlich ausgewogenes System sowie ein Gesamtflächenanteil von höchstens 30 Prozent der Fläche des gesamten Planungsraumes angestrebt, d. h. auf über zwei Drittel der Gesamtfläche gibt es hinsichtlich des besonderen Freiraumschutzes keine Restriktionen. Zur Verwirklichung der Entwicklungsziele im Freiraumverbund sollen u. a. Mittel des Vertragsnaturschutzes sowie naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen – auch aus angrenzenden Gebieten – genutzt werden.
	Raumbedeutsame Inanspruchnahmen des Freiraumverbundes sowie Neuzerschneidungen durch Infrastrukturtrassen, die die räumliche Entwicklung oder Funktion des Freiraumverbundes beeinträchtigen, wie Freizeitgroßvorhaben, gewerblich-industrielle Vorhaben, großflächige Einrichtungen der technischen Infrastruktur (z. B. großflächige, baurechtlich nicht privilegierte Biomasseanlagen sowie Windenergieanlagen, Fotovoltaik-Freiflächenanlagen) und der Abbau nicht bestandsgeschützter oberflächennaher Rohstoffe sind innerhalb der Gebietskulisse des Freiraumverbundes regelmäßig ausgeschlossen. Diese Nutzungen sind nur unter den genannten Ausnahmebedingungen möglich. Dabei soll darauf hingewirkt werden, dass die Inanspruchnahme des Freiraumverbundes minimiert und der räumliche Zusammenhang des Verbundes erhalten bleibt. Ein öffentliches Interesse ist zum Beispiel bei bestehenden oder geplanten Militäreinrichtungen anzunehmen oder wenn im Rahmen von Braunkohlenplänen der Abbau von Braunkohlevorkommen vorgesehen ist. Eine Siedlungsentwicklung in den Zentralen Orten außerhalb des in der Festlegungskarte 1 gemäß Plansatz 4.5 (Z) Absatz 1 Nummer 2 festgelegten Gestaltungsraumes Siedlung und im Rahmen der zusätzlichen Entwicklungsoption (gemäß Plansatz 4.5 (Z) Absatz 2) kann auf Flächen des Freiraumverbundes nur dann erfolgen, wenn nachgewiesen wird, dass für die zulässige Siedlungsentwicklung keine ausreichenden Flächen außerhalb des Verbundes zur Verfügung stehen.
	Mit der integrierten Freiraumentwicklung vereinbarte Nutzungen wie die Erholungsnutzung oder die ordnungsgemäße Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, die die räumliche Entwicklung oder Funktion des Freiraumverbundes nicht negativ beeinflussen, sind im Freiraumverbund regelmäßig zulässig. Allerdings besteht der Freiraumverbund zu erheblichen Flächenanteilen aus fachgesetzlich besonders geschützten Gebieten (siehe Tabelle 5), so dass sich daraus im Einzelnen besondere Anforderungen, bestandsschützende Regelungen und Restriktionen ergeben können, die über die landesplanerischen Schutzanforderungen hinausgehen. Teilgebiete des Freiraumverbundes, die auf Grund ihrer reichen Naturausstattung, ihres Wasserreichtums, ihrer Bedeutung für den Hochwasserschutz sowie ihrer besonderen Naturhaushalts- und Lebensraumfunktionen eine herausgehobene Wertigkeit aufweisen, sind mit den Instrumenten der Fachplanung zu sichern. Zur Verbesserung der ökologischen Wirksamkeit und Kohärenz sind die zu sichernden „Werte“ in das übergreifende Gesamtsystem des Freiraumverbundes eingebunden.
	Die Gebietskulisse schließt auch die wasserrechtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiete zwischen Wasserlauf und Deich bzw. Hochufer und Polderflächen ein, die bei Hochwasser häufig durchflossen und überstaut werden. Die wasserrechtlich festgesetzten Gebiete basieren auf flussspezifischen Hochwasserereignissen (z. B. für die Oder ein Bemessungshochwasser (BHQ) 200 und für die Elbe ein BHQ 100 bis 200). Durch die wasserrechtlichen Festsetzungen bestehen differenzierte Nutzungseinschränkungen. So sind gemäß den jeweiligen Verordnungen für wasserrechtlich festgesetzte Überschwemmungsgebiete diese Gebiete von hochwasserabflusshemmenden Nutzungen und Bebauungen freizuhalten; andere Nutzungen sind nur zulässig, wenn sie mit dem Hochwasserschutz vereinbar sind. Für den Fall eines Hochwassers ist ein gefahrloser Hochwasserabfluss sicherzustellen.
	Zu 5.3 (G)
	Eine Folge des Klimawandels ist die Zunahme von Starkregenereignissen und das damit verbundene erhöhte Risiko von Überschwemmungen. Aus Vorsorgegesichtspunkten ist eine frühzeitige planerische Einflussnahme auf die gefährdeten Flächen erforderlich, um Nutzungen mit hohen Schadensrisiken zu vermeiden oder spezifische Schutzanforderungen an die Nutzungen zu erreichen.
	Die Gebietskulisse für den Risikobereich Hochwasser umfasst sowohl die wasserrechtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiete als auch die überschwemmungsgefährdeten Gebiete. Die Kulisse dieser beiden Kategorien wird von der Fachplanung vorbereitet und im Sinne eines Extremszenarios in die Festlegungskarte 1 übernommen. In diesen Gebieten kann auf Grund der physisch-geografischen Situation (tiefliegendes Gelände unter dem wasserwirtschaftlich kalkulierten Hochwasserstand) eine Überschwemmung auch auf Grund von Deichbruch oder Deichüber-flutung im Katastrophenfall nicht ausgeschlossen werden.
	Die Konzentration des Hochwasserschutzes auf bauliche Maßnahmen und wasserrechtliche Festsetzungen in Überschwemmungsgebieten hat in der Vergangenheit zu einer Vernachlässigung der Vorsorge in überschwemmungsgefährdeten Gebieten geführt. Potenzielle Hochwassergefahren und vorsorgende Maßnahmen für extreme Hochwasserereignisse müssen in diesen Gebieten bei allen Planungen und Maßnahmen stärker berücksichtigt werden.
	Durch Berücksichtigung in Planungs- und Genehmigungsverfahren in Ergänzung fachgesetzlicher Regelungen soll das Gefahrenpotenzial durch geeignete Maßnahmen verringert werden. Insbesondere sollen Nutzungen, die einen allein durch Hochwasser entstehenden Schaden noch erhöhen können, vermieden bzw. entsprechende Schutzvorkehrungen getroffen werden (z. B. Lagerung wassergefährdender Stoffe, Rohstoffabbau). Ferner soll eine hochwasser-angepasste oder zumindest schadensminimierende Gestaltung künftiger – und soweit möglich auch bestehender – baulicher und Infrastrukturanlagen bei allen Planungen und Maßnahmen gewährleistet werden und Straßenneubauten sollen so geplant werden, dass sie im Hochwasserfall als sichere Flucht- und Rettungswege geeignet sind.
	Zu 6 Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energiegewinnung
	Zu 6.1 (Z)
	Die dargestellten transnationalen Verkehrskorridore leiten sich aus den europaweit zu entwickelnden Verkehrsverbindungen (TEN- bzw. TINA-Netze) sowie Korridoren ab, die für die Integration der Metropole Berlin in das transeuropäische Verkehrsnetz und die Verknüpfung der Hauptstadtregion mit den angrenzenden Metropolenräumen von großer Bedeutung sind.
	Die Entwicklung der Verkehrsverbindungen innerhalb der Korridore dient in besonderem Maße dem großräumigen Leistungsaustausch und der Vernetzung der europäischen Regionen.
	Eine besondere Bedeutung hat dabei die Qualifizierung der großräumigen West- Ost- und Nord-Süd-Verbindungen, in deren Schnittpunkt der gemeinsame Planungsraum Berlin-Brandenburg liegt.
	Für die transnationale Anbindung der Hauptstadtregion ist insbesondere die Erreichbarkeit im Schienenverkehr in Richtung Skandinavien (über Rostock), Baltischer Raum (über Stettin) sowie nach Posen/Warschau/Baltischer Raum/Moskau (über Frankfurt (Oder)) und Breslau/Kiew (über Cottbus) zu verbessern.
	Zu 6.2 (Z)
	Durch die in der Festlegungskarte 1 dargestellten raumordnerischen Verkehrsverbindungen sollen die Mobilitätsbedürfnisse der Bevölkerung sowie der Transportbedarf der Wirtschaft unter Berücksichtigung ökologischer, ökono-mischer und sozialer Anforderungen befriedigt werden und über die Zentralen Orte des Planungsraumes der Leistungsaustausch zu anderen deutschen und europäischen Wirtschaftsräumen realisiert werden. 
	Die großräumigen und überregionalen Verbindungsfunktionen beschreiben den Verbindungsbedarf zwischen Metropolen, Oberzentren, Mittelzentren und die Anbindung zum nächsthöherrangigen Zentralen Ort, jeweils unter Berücksichtigung der Verbindungen zu den entsprechenden Zentralen Orten benachbarter Bundesländer und Staaten. Über die auf die Zentralen Orte orientierten Verkehrsverbindungen können auch die übergeordneten Verkehrsbedürfnisse der Regionalen Wachstumskerne und Branchenschwerpunktorte befriedigt werden.
	Das in der Festlegungskarte 1 dargestellte Netz von großräumigen und überregionalen Verkehrsverbindungen beschreibt das Basisnetz, in dem die Sicherung bzw. Verbesserung der Verbindungsqualität (z. B. durch Ausbaumaßnahmen oder verbesserte Bedienung) Priorität haben, um unter Berücksichtigung einer ausgewogenen Erschließung des Gesamtraumes, eines sparsamen Flächenverbrauchs, begrenzter öffentlicher Mittel und zunehmenden Finanzbedarfes zur Erhaltung der bestehenden Infrastruktur die Erreichbarkeit der Zentralen Orte im übergeordneten Verkehrsnetz im gesamten Planungsraum langfristig zu gewährleisten. Weitere Vorhaben z. B. zur kleinräumigen Anbindung einzelner Standorte der Regionalen Wachstumskerne oder sonstiger Ausbaumaßnahmen oder Netzergän-zungen werden daher in der Regel nachrangig zu behandeln sein und bedürfen einer besonderen Begründung.
	Die Sicherung dieser Verbindungsqualitäten verbunden mit den Erreichbarkeitserfordernissen (vgl. Plansatz 6.3 (G)) sind insbesondere Voraussetzungen für die Gestaltung eines attraktiven ÖPNV bzw. die Stärkung umweltfreundlicher Verkehrsangebote im Planungsraum.
	Die großräumigen Verkehrsverbindungen sichern die infrastrukturellen Voraussetzungen für eine leistungsfähige Vernetzung der Metropole Berlin mit angrenzenden Metropolenräumen sowie der Oberzentren für den Personen- und Güterverkehr.
	Die festgelegten großräumigen und überregionalen Straßenverbindungen werden bestimmt durch die Bundesautobahnen und über ein ausgewähltes Netz von Bundesstraßen, im Einzelfall teilweise auch durch Landesstraßen. Die Darstellung des funktionalen Netzes der übergeordneten Straßenverbindungen erfolgt in Anlehnung an das vorhandene Straßennetz, legt jedoch keine konkreten Trassenverläufe, sondern nur den raumordnerischen Verbindungsbedarf fest. Die Maßnahmen gemäß Bundesverkehrswegeplan (2003) und der Bedarfsplanungen der Länder Berlin und Brandenburg sind berücksichtigt worden, soweit sie für die raumordnerische Verbindungsfunktion von Bedeutung sind. Die vorgenommene generalisierte Plandarstellung der Verbindungsfunktion ersetzt im Einzelfall kein Raumordnungsverfahren oder nachfolgendes Planverfahren, so dass die Entscheidung über die raumkonkrete Ausgestaltung einzelner Maßnahmen (Trassenfestlegung) durch die Ausweisung der Verbindungsfunktion nicht getroffen wird.
	Bei der Bestimmung des konkreten Trassenverlaufes sollte durch die Minimierung der Freiflächeninanspruchnahme sowie der Zerschneidung des Freiraumes durch geringe Neutrassierungen und weitestgehende Trassenbündelung eine sparsame Nutzung der natürlichen Ressourcen angestrebt werden (vgl. Plansatz 6.8 (G)).
	Innerhalb des Netzes großräumiger und überregionaler Schienenverkehrsverbindungen soll durch Fernverkehrshalte und Haltepunkte im hochwertigen Regionalverkehr insbesondere in Berlin, am künftigen Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg International (BBI) und in den Oberzentren die Erschließung der Zentralen Orte im öffentlichen Verkehr und deren Anbindung an übergeordnete Verkehrsverbindungen gewährleistet und unterstützt werden.
	Außerdem soll mit der Sicherung und Entwicklung der dargestellten großräumigen und überregionalen Schienenverkehrsverbindungen die Erschließung der Mittelzentren im Schienenverkehr und damit die Funktion als überregionale Verkehrsknoten und deren Vernetzung mit anderen Verkehrsträgern gewährleistet werden. Für die Erschließung des Planungsraumes im öffentlichen Verkehr und als übergeordnetes Grundnetz zur möglichen Nutzung durch Schienengüterverkehrsanbieter ist die Anbindung der Zentren mit mittelzentralen Funktionen an den Schienenverkehr eine wichtige Voraussetzung, um langfristig die öffentliche Erreichbarkeit zu sichern und die Erschließungsgunst bzw. Qualität der Zentralen Orte als Ankerstädte im Raum zu gewährleisten.
	Das Bedienungsangebot im SPNV erfolgt auf der Grundlage der Landesnahverkehrspläne beider Länder und kann bei entsprechender Nachfrage und gesicherter Finanzierung weitere Schienenverbindungen umfassen. Festlegungen zur Angebotsstruktur werden landesplanerisch nicht getroffen. Zur Vernetzung der Metropole Berlin mit den Ober- und Mittelzentren sowie dieser Zentren untereinander sind bei der fachplanerischen Umsetzung direkte/umsteigefreie Verbindungen anzustreben. Zu Schienenverbindungen, die nur dem Güterverkehr dienen, wird durch die hochstufige Landesplanung keine Festlegung getroffen.
	Zu 6.3 (G)
	Eine angemessene Erreichbarkeit der Metropole oder der anderen Oberzentren von den festgelegten Mittelzentren aus sichert die überregionalen Versorgungsbedürfnisse der Bevölkerung und der Wirtschaft. Die Erreichbarkeit der Oberzentren bzw. der Metropole Berlin innerhalb von 90 Minuten von den nächstgelegenen Mittelzentren soll als eine Zielgröße für die Sicherung der großräumigen Erschließungsqualität im Gesamtraum angestrebt werden. Die Sicherstellung der Erreichbarkeit der jeweils benachbarten Mittelzentren untereinander innerhalb von 60 Minuten ist ein weiteres Planungsziel für die Daseinsvorsorge im gemeinsamen Planungsraum, da nicht alle Mittelzentren sämtliche Funktionen in gleichem Maße erfüllen. Diese haben zudem eine wichtige Funktion als Wirtschaftsstandort im Raum, so dass deren Erreichbarkeit gesichert werden soll.
	Beide Erreichbarkeitswerte sind als anzustrebende Orientierungswerte durch die Fachplanung mit realen Verkehrsbedarfen, Aufwand und Nutzen sowie der Prioritätensetzung verschiedener Verkehrsmaßnahmen abzuwägen. Die Werte sind mindestens über eine Verkehrsart (in der Regel Individualverkehr) zu erzielen. In der Regel entstehen durch die Qualität der Straßenverkehrsinfrastruktur Erreichbarkeitsvorteile im Individualverkehr, so dass die Erreichbarkeitswerte vor allem bei der erforderlichen Verbesserung der öffentlichen Verkehrsangebote zu berücksichtigen sind.
	Die öffentliche Erreichbarkeit (Bahn, Bus) kann in vielen Fällen nicht ganztägig gewährleistet werden, der jeweilige Erreichbarkeitswert ist jedoch erforderlich und wird tagsüber angestrebt, um auch nichtmotorisierten Bevölkerungsteilen die Möglichkeit des Zugangs vom Mittelzentrum zum nächsten Oberzentrum in angemessener Bedienungs-qualität einzuräumen und zu einer umweltverträglichen Verkehrsabwicklung beizutragen.
	Dies erfordert eine langfristige Entwicklung von Bedienangeboten im Regional- und Fernverkehr bzw. von Maßnahmen bei der Entwicklung des Straßennetzes. Bei geeigneten Siedlungsdichten sollen öffentliche Verkehrsmittel vorrangig gestärkt werden, um insbesondere im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam sowie in weiteren dichter besiedelten Teilen des gemeinsamen Planungsraumes die Belastungen durch Straßenverkehr zu reduzieren und die Erreichbarkeit auch für nicht-motorisierte Bevölkerungsgruppen (insbesondere auch die zunehmende Zahl älterer Menschen) mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu ermöglichen.
	Zu 6.4 (G)
	Bei der Sicherung und Entwicklung der übergeordneten Verkehrsverbindungen sind neben der besonderen Bedeutung für die Verbesserung der Erreichbarkeit auch die Belange einer umwelt-, sozial- und gesundheitsverträglichen Verkehrsentwicklung wie:
	– die Vermeidung bzw. Minderung von Immissionen,
	– die Minimierung der Flächeninanspruchnahme sowie Bündelung von Verkehrstrassen,
	– Potenziale bzw. Kapazitäten einer Verkehrsverlagerung auf die Schiene oder die Wasserstraße,
	– Belange des nicht-motorisierten (Fußgänger- und Radverkehr) und öffentlichen Verkehrs
	zu berücksichtigen.
	Maßnahmen zur Verkehrsverlagerung, Verkehrsberuhigung, zum Abbau von Lärmbelästigungen, Bau von Radwegen usw. können Verkehrsbelastungen innerhalb von Städten und Orten reduzieren.
	Dies dient, insbesondere im Bereich der Ortsdurchfahrten, auch dem Ziel, die Wohn- und Lebensbedingungen in den Zentralen Orten und weiteren Städten, die als wichtige Ankerpunkte im Raum dienen sollen, zu verbessern. Hierzu ist der Bau von Ortsumgehungen von großer Bedeutung, soweit auf Grund überwiegenden Durchgangsverkehrs damit eine wirksame Entlastung erreichbar und eine stadtverträgliche Gestaltung der Ortsdurchfahrt nicht möglich ist.
	Zu 6.5 (G)
	Durch die Entwicklung der Binnenwasserstraßen von der Nordsee mit ihren westeuropäischen Häfen und von den Ostseehäfen sowie ihre Einbindung in die großräumigen West-Ost- und Nord-Süd-Verbindungen kann die Anbindung der Metropolregion an das west- und osteuropäische Binnenwasserstraßennetz gesichert, die Bedeutung der Binnenschifffahrt gestärkt und die Erschließung übergeordneter Gewerbestandorte verbessert werden. In Verbindung mit der Verknüpfung der Binnenwasserstraßen mit den anderen Verkehrsträgern kann hierdurch eine Voraussetzung zur Verkehrsverlagerung auf die Wasserstraße geschaffen werden, um den Anteil der Binnenschifffahrt am gesamten Güterverkehrsaufkommen zu steigern.
	Die Entwicklung der übergeordneten Binnenwasserstraßenverbindungen soll keinen einseitig verkehrsorientierten Ausbau nach sich ziehen, sondern in Form einer naturverträglichen Wasserstraßengestaltung unter Beachtung der Belange von Naturschutz und Landschaftspflege, Städtebau, Denkmalschutz, Hochwasserschutz durch im Einzelfall angepasste wasserwirtschaftliche Maßnahmen erfolgen.
	Zu 6.6 (Z)
	§ 19 Absatz 11 des Landesentwicklungsprogrammes (LEPro) von 2003 sieht als Grundsatz der Raumordnung vor, dass der im Gesamtraum Berlin-Brandenburg zu erwartende Bedarf an Luftverkehrskapazitäten durch rechtzeitige Bereitstellung vornehmlich innerhalb des bestehenden internationalen Flughafensystems, insbesondere unter Ver-ringerung der Lärmbetroffenheit, gedeckt werden soll. Dabei soll der nationale und internationale Luftverkehrs-anschluss für Berlin und Brandenburg möglichst auf einen Flughafen konzentriert werden. Eine enge räumliche Beziehung des Flughafens zum Aufkommensschwerpunkt Berlin mit kurzen Zugangswegen und unter Einbindung in das vorhandene Verkehrssystem, insbesondere zum Schienennetz und zum öffentlichen Personennahverkehr, ist anzustreben. Für die Allgemeine Luftfahrt sollen ergänzend regionale Flugplätze geschaffen werden.
	Der Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP FS) bestimmt als Ziel der Raumordnung in Z 1, dass zur Deckung des nationalen und internationalen Luftverkehrsbedarfes der Länder Berlin und Brandenburg der Flughafen Berlin-Schönefeld weiter zu entwickeln ist. Mit Inbetriebnahme der Kapazitätserweiterung am Standort Schönefeld sind die Flugplätze Berlin-Tegel und Berlin-Tempelhof zu schließen und ihre Flächen einer anderen Nutzung zuzuführen.
	Mit der Neuordnung des Luftverkehrs (Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-Schönefeld und Schließung der innerstädtischen Flugplätze Berlin-Tegel und Berlin-Tempelhof) wird dem steigenden Luftverkehrsverbindungsbedarf des Gesamtraumes Berlin-Brandenburg nachhaltig Rechnung getragen. Der dadurch entstehende Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg International (BBI) soll nach seiner Inbetriebnahme den Linien- und Pauschalflugreiseverkehr für den Gesamtraum Berlin-Brandenburg abwickeln. Dies gilt auf der Basis des Planfeststellungsbeschlusses Ausbau Verkehrsflughafen Berlin-Schönefeld vom 13. August 2004, des Bescheides über den Widerruf der Betriebsgenehmigung für den Flughafen Berlin-Tegel vom 29. Juli 2004 und des Bescheides über die Entlassung der Anlagen und Flächen des Flughafens Berlin-Tegel aus der luftverkehrsrechtlichen Zweckbestimmung (Aufhebung der Planfest-stellung) vom 2. Februar 2006 mit Ablauf von sechs Monaten, nachdem die Verlängerung der künftigen Start- und Landebahn 07L/25R (Nord- und heutige Südbahn) auf 3 600 Meter Länge und der Neubau der künftigen Start- und Landebahn 07R/25L (Südbahn) des Verkehrsflughafens Berlin-Schönefeld (BBI) funktionsfähig in Betrieb genommen worden sind. Bis zu diesem Zeitpunkt soll der von Absatz 1 des Plansatzes betroffene Verkehr auf das Berliner Flughafensystem in seiner jeweiligen Form (Artikel 2 Buchstabe m in Verbindung mit Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 2408/92) konzentriert werden. Dies sind zunächst die Verkehrsflughäfen Berlin-Tegel, Berlin-Schönefeld und Berlin-Tempelhof, nach der Schließung des Flughafens Berlin-Tempelhof sind dies die Verkehrsflughäfen Berlin-Tegel und Berlin-Schönefeld.
	Linienflugverkehr im Sinne des Plansatzes wird durch die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Plansatzes geltende Fassung der Definition des § 21 Absatz 1 Satz 1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) (Fluglinienverkehr) gekennzeichnet. Diesen übt jedes Luftfahrtunternehmen aus, welches Personen oder Sachen gewerbsmäßig durch Luftfahrzeuge auf bestimmten Linien öffentlich und regelmäßig befördert. Dies bedeutet, dass die Beförderung nach einem veröffentlichten Flugplan oder in Form von so regelmäßigen oder häufigen Flügen durchgeführt wird, dass es sich erkennbar um eine systematische Folge von Flügen handelt. Hinzu kommt, dass die Beförderung öffentlich ist. Dies ist dann der Fall, wenn die Beförderung jedermann für jeden Beförderungszweck zu den gleichen Beförderungsbedingungen zur Verfügung steht, es sei denn, dass für alle gleichmäßig geltende Ausschlussgründe oder Hinderungsmomente vorliegen. Es wird daher hinsichtlich des Kriteriums der Öffentlichkeit nicht auf die Definition des Arti-kels 2 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 Bezug genommen.
	Unabhängig davon, ob der Pauschalflugreiseverkehr unter den Begriff des Linienflugverkehrs zu subsumieren ist, soll mit der Aufnahme dieses Verkehrs in den Plansatz sichergestellt werden, dass auch dieser von der Bündelungswirkung erfasst wird. Pauschalflugreiseverkehr ist die Beförderung von Pauschalreisenden im turnusmäßigen Verkehr für gewerbliche Reiseveranstalter. Die Art des Vertriebs ist nicht ausschlaggebend. Die Definition einer Pauschalreise ergibt sich aus Artikel 2 der Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen (ABl. L 158 vom 23.6.1990, S. 59). Danach handelt es sich um die im Voraus festgelegte Verbindung von mindestens zwei der folgenden Dienstleistungen, die zu einem Gesamtpreis verkauft oder zum Verkauf angeboten wird, wenn diese Leistung länger als 24 Stunden dauert oder eine Übernachtung einschließt: a) Beförderung, b) Unterbringung, c) andere touristische Dienstleistungen, die nicht Nebenleistungen von Beförderung oder Unterbringung sind und einen beträchtlichen Teil der Gesamtleistung ausmachen.
	Mit Inbetriebnahme des Verkehrsflughafens BBI wird der von Absatz 1 erfasste Luftverkehr ausschließlich auf diesen Flughafen konzentriert. Damit wird den umfangreichen, bereits getätigten öffentlichen Infrastrukturinvestitionen Rechnung getragen. Die aufkommensnahe Lage eines Flughafens gewährleistet eine Reduzierung von Bodenverkehrsströmen und damit eine Verminderung vom Umweltbelastungen und Energieverbrauch (§ 2 Absatz 2 Num-mer 12 ROG). Der Linien- und Pauschalflugreiseverkehr besitzt das größte Wachstumspotenzial und den größten Anteil am Verkehrsaufkommen. Es ist daher angezeigt, dieses Verkehrssegment auf den Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg International zu bündeln. Die Entwicklung von peripheren Flughäfen zur Abwicklung dieses Verkehrs wäre mit zusätzlichen Umweltbelastungen verbunden, die vermieden werden können. Die Entwicklung peripherer Flughäfen zur Abwicklung dieses Verkehrs könnte außerdem Anforderungen an die Bereitstellung von öffentlicher Infrastruktur auslösen, die vermieden werden sollen. Aus ressourcenökonomischen Gründen, aber auch, um den Luftverkehrsbedarf weiterhin in möglichst enger räumlicher Anbindung an dem Schwerpunkt seines Aufkommens befriedigen zu können, soll der Linien- und Pauschalflugreiseverkehr konzentriert werden. Entsprechendes gilt für den Frachtverkehr, der im Linienverkehr angeboten wird.
	Die Zulassung von Verkehr mit Flugzeugen mit höheren zulässigen Höchstabflugmassen als 14 000 Kilogramm außerhalb des Berliner Flughafensystems bzw. des Verkehrsflughafens BBI würde in dem betroffenen Verkehrssegment dem Konzentrationsgebot zuwiderlaufen. Dies gilt zunächst für eine Höchstabflugmasse von 50 000 Kilogramm und mehr. Mit derartigen Flugzeugen können mehr als 100 Passagiere pro Flug befördert werden. Eine Zulassung von Linien- und Pauschalflugreiseverkehr mit solchen Flugzeugtypen ist mit dem Konzentrationsgebot nicht vereinbar. Das Gleiche gilt für eine Beschränkung der Abflugmasse auf 30 000 bis 50 000 Kilogramm. Mit diesen Flugzeugen können in der Regel zwischen 70 bis 100 Passagiere befördert werden. Selbst Flugzeugtypen mit einer zulässigen Höchstabflugmasse von 14 000 bis 30 000 Kilogramm erlauben in der Regel den Transport von ca. 50 Passagieren. Bei regelmäßigen Flügen ist auch dies ein Passagierverkehr in nicht unerheblichem Ausmaß. Das Ziel besteht darin, diesen Verkehr auf den Verkehrsflughafen BBI zu konzentrieren.
	Da mit dem Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-Schönefeld derzeit die Kapazitäten für die dauerhafte Aufnahme der in den Ländern Berlin und Brandenburg vorhandenen und zu erwartenden Linien- und Pauschalflugreiseverkehre geschaffen werden und der Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-Schönefeld landesplanerisch mit der Schließung der Flugplätze Berlin-Tegel und Berlin-Tempelhof verknüpft ist (Z 1 LEP FS), besteht keine Veranlassung, die Verlagerung dieser Flüge auf andere Standorte mit den damit verbundenen Belastungen und der Inanspruchnahme weiterer Ressourcen zuzulassen.
	Nach den im Planfeststellungsverfahren zum Ausbau des Flughafens Berlin-Schönefeld und im LEP FS (2006) gemachten Verkehrsprognosen kann der ausgebaute Flughafen den Linien- und Pauschalflugreiseverkehr des Gesamtraumes Berlin-Brandenburg und des übrigen Einzugsbereiches einschließlich der Umsteigeverkehre nach seinen Kapazitäten in angemessener Art und Weise langfristig sicherstellen. Diese Prognosen sind in ihrer Grundaussage weiterhin aktuell. Für den Ausbau bestehender Flugplätze zu Regionalflughäfen besteht daher hinsichtlich des Linien- und Pauschalflugreiseverkehrs kein Bedarf.
	Das Ziel der Raumordnung Z 1 LEP FS wird durch diese Zielaussage ergänzt. Das in § 19 Absatz 11 Satz 2 LEPro statuierte Gebot zur Konzentration des nationalen und internationalen Luftverkehrsanschlusses für Berlin und Brandenburg „möglichst auf einen Flughafen“ wird beachtet. Als Grundsatz der Raumordnung kann die Aussage des § 19 Absatz 11 Satz 2 LEPro im Rahmen der Abwägung bei der Festlegung eines Ziels der Raumordnung fortentwickelt werden.
	Durch die Zulassung einer zulässigen Höchstabflugmasse von bis zu 14 000 Kilogramm wird dem Umstand Rechnung getragen, dass es Linienverkehre mit kleinen Flugzeugen gibt, die der Bündelungsfunktion des Verkehrsflug-hafens Berlin Brandenburg International nicht entgegenstehen. Die Begrenzung der zulässigen Höchstabflugmasse auf 14 000 Kilogramm greift die rechtliche Kategorie des § 22a der Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) auf. Danach dürfen Flugzeuge mit einer zulässigen Höchstabflugmasse von mehr als 14 000 Kilogramm bei der gewerbsmäßigen Beförderung von Personen und Sachen in der Regel nur starten oder landen, wenn für die An- und Abflüge Instrumentenflugverfahren festgelegt sind und eine Flugverkehrskontrolle vorhanden ist. Die Erfüllung dieser Anforderungen löst nicht unerhebliche Kosten aus. Linien- und Pauschalflugreiseverkehr ist grundsätzlich auf die Einhaltung des Flugplanes und einen wetterunabhängigen Flugverkehr angewiesen. Ohne Instrumentenflugverfahren für Präzisionsanflüge und eine Flugverkehrskontrolle kann dies regelmäßig nicht gewährleistet werden. Linienflugverkehr mit Flugzeugen unter 14 000 Kilogramm zulässiger Höchstabflugmasse bedient spezielle Beförderungsbedürfnisse, z. B. der Geschäftsreisenden. Für diese ist eine Konzentration auf das Berliner Flughafensystem bzw. den Verkehrsflughafen BBI nicht erforderlich.
	Mit der landesplanerischen Zielfestlegung wird der betroffene Flugverkehr außerhalb des Verkehrsflughafens BBI bzw. des Berliner Flughafensystems daher auf Flüge mit einer zulässigen Höchstabflugmasse bis einschließlich 14 000 Kilogramm beschränkt. Das bisherige Ziel 2.5.1 LEP GR wird in einer Weise verändert, dass dem Konzentrationsgebot auf den Verkehrsflughafen BBI nachhaltig Rechnung getragen wird. Der bisherige Plansatz Z 2.5.1 LEP GR sah vor, dass zur Erschließung des Planungsraumes für den regionalen Luftverkehr – in Ergänzung zum bestehenden Standortangebot für den nationalen und internationalen Luftverkehr und seiner Weiterentwicklung – ein in verkehrlicher und funktionaler Verflechtung mit den regionalen Entwicklungszentren orientiertes System von Regionalflughäfen und Verkehrslandeplätzen zu sichern und zu entwickeln ist. In der Begründung wurde dargelegt, dass nachfrageorientiert Eberswalde-Finow, Cottbus-Drewitz und Brandenburg-Briest zu entwickeln sind. Dem entspricht die mittelfristige Entwicklung der Regionalflughäfen für Flugzeuge mit einer maximal zulässigen Abflugmasse von 20 Tonnen bei strahlgetriebenen Flugzeugen und von 30 Tonnen bei Propellermaschinen. Die luftverkehrsrechtlichen Genehmigungen der Verkehrslandeplätze Eberswalde-Finow und Brandenburg-Briest haben diesen Plansatz bisher nicht aufgegriffen. Soweit die Genehmigung für den Verkehrslandeplatz Cottbus-Drewitz den Verkehr mit Flugzeugen bis zu einer Höchstabflugmasse von 30 000 Kilogramm zulässt, bleibt dies unberührt. Dies wird durch die Regelung des Absatzes 2 klargestellt. Keiner der bisher im Land Brandenburg bestehenden Flugplätze wird daher durch den Plansatz in einer Weise beschränkt, die hinter die bestehenden luftverkehrsrechtlichen Genehmi-gungen zurückfällt.
	Die Verkehrslandeplätze werden jedoch in einer bisher landesplanerisch eingeräumten Entwicklungsmöglichkeit hinsichtlich des Linien- und Pauschalflugreiseverkehrs beschränkt. Dies ist gerechtfertigt, da die Vorhaltung von Regionalflughäfen verkehrlich nicht erforderlich und ressourcenökonomisch unerwünscht ist. Auch in Anbetracht der Tatsache, dass Flugplätze in Nachbarregionen des Gesamtraumes Berlin-Brandenburg keinen landesplane-rischen Beschränkungen der zulässigen Verkehre unterliegen, rechtfertigt die Umsetzung der mit dem „Single-Airport“-Konzept verbundenen Vorteile die Konzentration der in Absatz 1 beschriebenen Verkehre. Verbleibende Geschäftsfelder sind der Linien- und Pauschalflugreiseverkehr mit einem zulässigen Höchstabfluggewicht bis zu 14 000 Kilogramm, der Frachtflugverkehr, soweit es sich nicht um Linienflüge handelt, Schulungs- und Trainingsflüge, Werkverkehre der angesiedelten Unternehmen, der Sport- und Privatflugverkehr sowie gewerbliche Verkehre der sonstigen Allgemeinen Luftfahrt. Alle Verkehrsarten, die nicht Linienflugverkehr oder Pauschalflugreiseverkehr sind, können aus landesplanerischer Sicht über die bisherige Regelung des Z 2.5.1 LEP GR hinaus ohne Beschränkung der Abflugmasse auf Flugplätzen außerhalb des Verkehrsflughafens BBI bzw. des Berliner Flughafensystems starten und landen.
	Die raumordnerischen Belange der Flugplätze können im Übrigen einschließlich der erforderlichen Planungszonen der Siedlungsbeschränkung in den Regionalplänen (§ 2 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung (RegBkPlG)) geregelt werden.
	Zu 6.7 (G)
	Zur umweltgerechten Abwicklung des Güterverkehrs und zur Stärkung der Logistikfunktion in der Hauptstadtregion, insbesondere zur Versorgung der Metropole und im Transitverkehr, sind leistungsfähige Schnittstellen zwischen den Verkehrsträgern Schiene, Straße und Wasserstraße erforderlich. Durch den Ausbau dieser Umschlagstellen und Entwicklung entsprechender Logistikkonzepte sollen die Verkehrsverlagerung auf umweltfreundliche Verkehrsträger gefördert und Umweltbelastungen, insbesondere des weiter zunehmenden Straßengüterverkehrs, vermindert werden. Der Logistikbranche kommt durch den wachsenden europäischen Verkehr, die hierauf basierende Nachfrage nach logistischen Dienstleistungen und den damit verbundenen Möglichkeiten eigener Wertschöpfung für die Metropol-region Berlin-Brandenburg eine hohe wirtschaftliche Bedeutung zu.
	Zum Grundnetz für die Organisation des Güterverkehrs und Güterumschlags im gemeinsamen Planungsraum Berlin-Brandenburg gehören die Güterverkehrs- bzw. Logistikzentren Großbeeren, Freienbrink, Wustermark/Briese-lang, Frankfurt (Oder), die innerstädtischen Logistikzentren in Berlin, die Binnenhäfen der Region mit ihrem zum Teil umfangreichen Dienstleistungsangebot sowie ergänzende Standorte des kombinierten Verkehrs, z. B. in Berlin und Schwarzheide. Im Zusammenhang mit dem Ausbau des Internationalen Verkehrsflughafens Berlin-Schönefeld zum Verkehrsflughafen BBI kommt hier die Entwicklung eines weiteren Logistikstandortes in Betracht. Um ihre Logistikfunktionen erfüllen zu können, müssen diese Standorte erreichbar und an ein leistungsfähiges Straßen- und Schienennetz angebunden sein. Der Erhaltung und bedarfsgerechten Erweiterung dieser Umschlag- und Logistikstandorte kommt ein besonderes planerisches Gewicht zu.
	Güterverkehrszentren bieten durch Anlagen für den kombinierten Verkehr und die Verknüpfung logistischer Dienstleistungen günstige Voraussetzungen für die angestrebte stärkere Nutzung der Schiene insbesondere im Güterfernverkehr.
	Neben der Entwicklung konzentrierter Logistikstandorte ist für die umweltfreundliche Abwicklung spezifischer Güterverkehrsbeziehungen die Sicherung, Schaffung und Nutzung geeigneter Gleisanschlüsse von erheblicher Bedeutung und soll daher bei entsprechenden Planungen und Maßnahmen im Zusammenhang mit gewerblicher Entwicklung und (Um-)Nutzung von Bahnflächen berücksichtigt werden.
	Zu 6.8 (G)
	Die Errichtung neuer Standorte, Anlagen, Trassen oder Netze der Energie- und Abfallwirtschaft, Wasserver- und Entsorgung, Telekommunikation/Mobilfunk und des Verkehrs führen häufig zu einer zusätzlichen Raumbeanspruchung durch Schutzbereiche, Nutzungsbeschränkungen, Zerschneidungswirkungen sowie zu Nutzungskonflikten und Immissionsbelastungen durch die Anlage selbst oder durch das aus ihrer Nutzung resultierende Verkehrsaufkommen. Dies betrifft auch die Standortwahl grundsätzlich zu unterstützender Vorhaben dezentraler, regenerativer Energiegewinnung, z. B. der Wind-, Solar- und Bioenergie (vgl. Plansatz 6.9).
	Durch die veränderten, zunehmend privatrechtlich organisierten Betreiberstrukturen werden diese Folgewirkungen teilweise verschärft, z. B. durch einen konkurrierenden Ausbau von Hochspannungs- oder Gasleitungen. Um Zerschneidungswirkungen, insbesondere im Freiraum, standort- und verkehrsbedingte Belastungen sowie Folgekosten für zusätzliche Verkehrserschließungen o. Ä. zu vermeiden, sollen Vorhabenträger, kommunale und regionale Planungsträger sowie Genehmigungsbehörden den Grundsatz einer Bündelung von Leitungs- und Verkehrstrassen berücksichtigen. Die Nach- bzw. Mitnutzung vorhandener Standorte (z. B. Betriebshöfe, Abfallbehandlungsanlagen, Kraftwerksstandorte, usw.) sowie – bei verkehrsintensiven Standorten beispielsweise der Abfall- und Energiewirtschaft – die Zuordnung zu bereits vorhandenen leistungsfähigen Verkehrsverbindungen sind bei der Beurteilung und Abwägung entsprechender Vorhaben besonders zu berücksichtigen. Soweit Sicherheitsrisiken z. B. durch Bündelung von Gasleitungen und Verkehrsanlagen bestehen, werden diese Belange im Einzelfall Vorrang gegenüber einer Bündelung haben.
	Bei anderen Vorhaben mit einem erheblichen Verkehrsaufkommen, die auf Grund ihrer Standortanforderungen nicht in städtebaulich integrierten Standorten lokalisiert werden (z. B. Freizeitgroßvorhaben, großflächige Einzelhandelsbetriebe, Gewerbebetriebe, große Bioenergieanlagen), ist
	– eine Zuordnung zu leistungsfähigen Schienen- oder Straßenverkehrsverbindungen,
	– bei entsprechendem Güterverkehr eine Zuordnung zu Zugangsstellen zum Schienen- bzw. Wasserstraßennetz,
	– bei entsprechendem Personenverkehrsaufkommen eine funktionsgerechte Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz
	von ausschlaggebender Bedeutung, um das Verkehrsaufkommen unter Kosten- und Umweltaspekten effektiv bewältigen zu können.
	Zu 6.9 (G)
	Die Nutzung bzw. Gewinnung der einheimischen Energiepotenziale (konventionelle Energien, z. B. Braunkohle sowie regenerative Energien, z. B. Windenergie, Solarenergie, Bioenergie, Geothermie) hat eine erhebliche energiesichernde und wirtschaftliche Bedeutung für den gemeinsamen Planungsraum. Die Verstromung der einheimischen Braunkohle mit emissionsarmen Technologien soll unter umwelt- und sozialverträglicher Gewinnung der Braunkohle langfristig gesichert werden. Hinsichtlich der Klimaschutzziele sollen zudem erneuerbare Energien besonders ent-wickelt und gefördert werden. Für einen zukunftssicheren Energiemix kommt neben der Nutzung von Braunkohle, anderen konventionellen Energiearten und Windenergie auch der Biomassenutzung und Solarenergie, sowie der Tiefen- und oberflächennahen Geothermie eine besondere Bedeutung zu.
	Die Nutzung dieser Energiepotenziale kann durch ihre spezifischen Wirkungen und Ansprüche gegenüber anderen Raumfunktionen und -nutzungen die räumliche Entwicklung und Funktion eines Gebietes erheblich beeinflussen. Dies betrifft u. a. Flächenverbrauch, Verkehrserzeugung, Beeinträchtigungen auf Grund von Lärmemissionen und optischen Effekten sowie Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und Konflikte zum Natur- und Artenschutz bis hin zur Umsiedlung von Orten beim Braunkohleabbau. Zur effektiven Nutzung der vorhandenen Potenziale unter Beachtung der besonderen Standortvoraussetzungen, einer umweltverträglichen Standortwahl und der Vermeidung von Nutzungskonflikten und Beeinträchtigungen anderer Raumnutzungen sind Fachkonzepte erforderlich. Die Gewinnung der Braunkohle im Südosten Brandenburgs richtet sich nach dem Ergebnis der in Brandenburg auf Ebene der Landesplanung gesetzlich verankerten Braunkohlenplanung. Dabei wird in Braunkohlenplänen der landesplane-rische Rahmen für Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen bei unvermeidbaren Eingriffen in Natur, Landschaft und Siedlungsstruktur durch den Braunkohlenbergbau vorgegeben, der in Fachplanungen umzusetzen ist. Nutzungskonzepte für regenerative Energien sollen vorzugsweise auf regionaler Ebene moderiert werden.
	Eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung hat auch die Gewinnung und Nutzung der vom Bergrecht erfassten einheimischen Bodenschätze. Neben der Braunkohle betrifft dies im gemeinsamen Planungsraum insbesondere die oberflächennahen Rohstoffe, deren Aufsuchung und Gewinnung sichergestellt werden soll. Als wirtschaftlich nutz-bare oberflächennahe Rohstoffe gelten im Wesentlichen Sand, Kies, Ton, Kalkstein, Grauwacke und Badetorfe. Diese unentbehrlichen Rohstoffe werden zunehmend knapper. Häufig bestehen auf Flächen, unter denen die vorhandenen, begrenzten Rohstoffvorräte lagern, andere Nutzungsinteressen, die einem Abbau ganz oder teilweise im Wege stehen. Andererseits beeinträchtigt ein Abbau durch die zumindest zeitweise Veränderung des Geländes andere Nutzungsmöglichkeiten auf der Abbaufläche und in ihrer Umgebung und verändert dabei die ökologischen Verhältnisse oftmals für immer.
	Entsprechende Zielkonflikte mit anderen Raumnutzungen sind im Rahmen der Regionalplanung durch die Festlegung eines ausreichenden Potenzials an Raumordnungsgebieten für die Gewinnung oberflächennaher Rohstoffe zu lösen. Dabei sollen die Standortgebundenheit der Lagerstätten, die Begrenztheit der Vorkommen sowie konkrete Betriebs- und Lagerstättenverhältnisse im Rahmen der Abwägung berücksichtigt werden.
	B Zusammenfassende Erklärung und Umweltbericht
	Zusammenfassende Erklärung
	Verfahrensbegleitend zur Aufstellung des Landesentwicklungsplanes Berlin-Brandenburg (LEP B-B) wurde eine Strategische Umweltprüfung (SUP) gemäß Artikel 8a des Landesplanungsvertrages (LPlV) durchgeführt. Gemäß Artikel 8a Absatz 8 LPlV hat die im Ergebnis des Abwägungsprozesses abschließend zu überarbeitende Begründung des Raumordnungsplanes hinsichtlich der Umweltprüfung eine zusammenfassende Erklärung darüber zu enthalten, wie Umwelterwägungen, der Umweltbericht, die in der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung abgegebenen Stellungnahmen und die Ergebnisse der nach Artikel 8a Absatz 6 LPlV durchgeführten Beteiligungsverfahren im Plan berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden alternativen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. Die vorgesehenen Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen sind zu benennen.
	Konzeptionelle Umwelterwägungen im LEP B-B
	Bereits bei der Konzeption des LEP B-B wurde den Anforderungen einer nachhaltigen Raumentwicklung Rechnung getragen, indem Umweltgesichtspunkte in die inhaltliche Ausrichtung des LEP B-B sowie in die Formulierung der Plansätze eingeflossen sind. Vor allem die inhaltlichen Schwerpunktsetzungen des LEP B-B zum Schutz von Freiräumen, zur Orientierung der Wohnflächen- und Infrastrukturentwicklung auf räumliche Schwerpunkte und damit der Schonung großer, vielfach ökologisch empfindlicher Teilräume tragen der Zielsetzung Rechnung, die Flächeninanspruchnahme und Zerschneidung von Freiräumen zu reduzieren. Auf der Maßstabsebene des LEP B-B erkennbare und relevante Umweltaspekte wurden auch bei der Auswahl der Vorsorgestandorte für großflächige industriell-gewerbliche Vorhaben von vornherein berücksichtigt. Anregungen für nachfolgende Akteursebenen zur Gestaltung von Handlungsräumen ergänzen die normativen Festlegungen und sollen insbesondere auf eine qualitative und nachhaltige regionale Entwicklung hinwirken.
	Methodik und Inhalte des Umweltberichts
	Zu dem von den Landesregierungen zur Kenntnis genommenen Entwurf des LEP B-B (Fassung vom 21. August 2007) wurde gemäß Artikel 8 Absatz 4 LPlV ein Umweltbericht als gesonderter Bestandteil der Begründung zum LEP B-B erstellt. Der Umweltbericht dokumentiert den Prozess der Ermittlung und Berücksichtigung der Umweltbelange während der Planerarbeitung. Dabei wurde insbesondere ermittelt, beschrieben und bewertet, inwieweit durch die Festlegungen des Planes ein Rahmen gesetzt wird für Vorhaben mit voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen, welche Planungsalternativen in Betracht kommen, und welcher Gestaltungsspielraum für die nachfolgenden Planungsebenen gelassen wird, um voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen zu vermeiden oder zu minimieren. Der Detaillierungsgrad und die Untersuchungstiefe des Umweltberichts wurden unter Beteiligung der obersten Berliner und Brandenburger Behörden, deren Aufgabenbereich von den Umweltauswirkungen des LEP B-B berührt sein können, festgelegt.
	Die Beurteilung der Umweltwirkungen des LEP B-B erfolgte auf der Grundlage von relevanten Umweltzielen, einer nach Schutzgütern differenzierten Charakterisierung des derzeitigen Umweltzustandes im gemeinsamen Planungsraum sowie einer Prognose der voraussichtlichen Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchführung der Planung.
	Im Umweltbericht wurden alle Festlegungen des LEP B-B zunächst dahingehend geprüft, ob von ihnen überhaupt Umweltauswirkungen auf die für die strategische Umweltprüfung relevanten Schutzgüter ausgehen. Definitorische oder typisierende Regelungen ohne erkennbare Umweltrelevanz wurden nicht vertieft untersucht. Eine vertiefte verbal-argumentative Prüfung erfolgte für die Festlegungen, von deren Umsetzung voraussichtlich Umweltauswirkungen (positive wie negative) ausgehen. Dabei spielte die Berücksichtigung relevanter Umweltziele eine wesentliche Rolle. Anschließend wurde geprüft, ob durch die Umsetzung der Festlegungen erhebliche negative Umweltauswirkungen verursacht werden können. Dies wäre nur der Fall, wenn durch eine Festlegung ein verbindlicher Rahmen für räumlich konkrete Vorhaben gesetzt würde, für die eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) generell oder im Einzelfall erforderlich ist oder wenn ein Natura 2000-Gebiet voraussichtlich beeinträchtigt würde.
	Entsprechend seiner Stellung in der Planungshierarchie (hochstufiger Raumordnungsplan für den Gesamtraum der Länder Berlin und Brandenburg) und seinem Maßstab 1 : 250 000 enthält der LEP B-B vornehmlich Festlegungen zur räumlichen Entwicklung des gemeinsamen Planungsraumes, die einen Rahmen für Abwägungsentscheidungen und Konkretisierung auf nachfolgenden Planungsebenen setzen. Dies gilt nicht nur für Festlegungen ohne konkreten Raumbezug, sondern auch für Funktionsfestlegungen zum Zentrale-Orte-System oder zur Entwicklung des funktio-nalen Verkehrsnetzes. Zwar wird durch die Festlegung des Zentrale-Orte-Systems ein Rahmen für eine räumliche Konzentration von Funktionen mit möglichen negativen Umweltauswirkungen gesetzt, aber auf den nachfolgenden Planungsebenen verbleiben große Ausgestaltungsspielräume. Zudem weisen alle Zentralen Orte ausreichende Potenziale für eine umweltverträgliche Einbindung der Funktionen auf. Zugleich werden durch die Konzentration wenig belastete Teilräume geschont, so dass in der Gesamtbetrachtung positive Umweltwirkungen überwiegen. 
	Das funktionale Verkehrsnetz ist darauf ausgerichtet, die Erreichbarkeit und Anbindung der Zentralen Orte sicherzustellen. Die schematische Darstellung des Netzes erfolgt in Anlehnung an die vorhandene Verkehrsinfrastruktur. Es werden keine raumkonkreten Festlegungen von Flächen, Trassen, Standorten oder Ausbaustandards getroffen, so dass für die Entwicklung des funktionalen Verkehrsnetzes ein erheblicher Abwägungs- und Gestaltungsspielraum verbleibt, um auf den nachfolgenden Planungsebenen eine umweltverträgliche Ausgestaltung zu erreichen. 
	Auch von den raumkonkreten Festlegungen, die sich auf in der Festlegungskarte dargestellte Standorte oder Raumordnungsgebiete beziehen, gehen keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen aus. Der als Ziel der Raumordnung instrumentierte Freiraumverbund dient dem Erhalt und Schutz von Freiräumen und erzeugt daher positive Umweltauswirkungen. Die Festlegung eines Gestaltungsraumes Siedlung innerhalb des Stadt-Umland-Zusammenhangs von Berlin und Potsdam hat zum Ziel, den höheren Entwicklungsdruck auf die günstig erschlossenen Siedlungsbe-reiche entlang der bestehenden Schienenverkehrstrassen zu konzentrieren. Die beabsichtigte Konzentration wirkt summarisch positiv auf die Umwelt (Verringerung des Individualverkehrs einschließlich der damit verbundenen Emissionen und Flächenansprüche, Vermeidung der Inanspruchnahme ökologisch empfindlicher Bereiche durch Verdichtung und Nutzung vorbelasteter Flächen, Ausnutzung vorhandener Sachgüter). Örtlich können durch die Konzentration jedoch auch Belastungen entstehen (Lärm, Verlust ökologisch wirksamer Flächen und von Erholungsflächen). Sie werden aber landesplanerisch nicht präjudiziert, denn die konkrete Ausgestaltung der Siedlungsentwicklung im Gestaltungsraum Siedlung obliegt der kommunalen Bauleitplanung. 
	Dies gilt analog auch für die in der Festlegungskarte 1 dargestellten Standorte für großflächige gewerblich-industrielle Vorhaben sowie die in der Festlegungskarte 2 dargestellten Städtischen Kernbereiche, in denen die Ansiedlung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen zulässig ist. Auch diese symbolhaften Grundsatzfestlegungen sind der Abwägung zugänglich und bedürfen einer weiteren planerischen Vertiefung auf kommunaler Ebene. Auf der Ebene des LEP B-B relevante und erkennbare Umweltaspekte wurden bereits bei der Auswahl und Festlegung der Standorte berücksichtigt. Insgesamt wurde im Umweltbericht nachvollziehbar dargestellt, dass von keiner der Fest-legungen des LEP B-B erhebliche negative Umweltauswirkungen ausgehen. 
	Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung
	Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zum LEP B-B wurde auch zum Umweltbericht ein Beteiligungsverfahren durchgeführt. Neben den Trägern öffentlicher Belange, den Nachbarländern, dem Nachbarstaat Polen und der Öffentlichkeit wurde den bereits im Scoping beteiligten Behörden Gelegenheit zur Stellungnahme zum Umweltbericht gegeben. Eine grenzüberschreitende Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß Artikel 8a Absatz 6 LPlV in Verbindung mit § 9a UVPG war nicht erforderlich, da im Umweltbericht festgestellt wurde, dass die Umsetzung des LEP B-B voraussichtlich keine erheblichen Auswirkungen auf einen Mitgliedstaat der Europäischen Union haben wird. Die eingegangenen Stellungnahmen bezogen sich in aller Regel auf verschiedene Sachpunkte des LEP B-B und nur zum Teil auf den Umweltbericht. Letztere wurden – wie alle Anregungen zum LEP B-B – einer Sachaufklärung und Bewertung unterzogen.
	Einen Schwerpunkt der Stellungnahmen zum Umweltbericht stellten Anregungen zu den aufgeführten Umweltzielen und zur Beschreibung des Umweltzustandes dar. Ihnen wurde Rechnung getragen, indem die entsprechenden Textabschnitte des Umweltberichts redaktionell überarbeitet wurden.
	Den Anregungen zur Prüfung der Auswirkungen der Umsetzung des Planes auf die Umwelt ist entgegenzuhalten, dass die Prüftiefe des Umweltberichts sowie die im Einzelnen dargelegten Schlussfolgerungen zur Erheblichkeit der negativen Umweltwirkungen sachgerecht sind. Im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung von Raumordnungsplänen sollen die voraussichtlich erheblichen Auswirkungen der Umsetzung eines Raumordnungsplanes auf die Umwelt sowie in Betracht kommende Planungsalternativen ausgehend von den Zielen des Raumordnungsplanes angemessen ermittelt, beschrieben, bewertet und in einem Umweltbericht niedergelegt werden (vgl. Artikel 8a Ab-satz 1 LPlV). Die „Erheblichkeit“ der Umweltauswirkungen wird dabei maßgeblich bestimmt durch die Verbindlichkeit der Rahmensetzung in Bezug auf Standort, Art, Größe und Betriebsbedingungen von Vorhaben mit erheblichen Umweltauswirkungen sowie dem Ausmaß, in dem der Plan andere Pläne in der Planungshierarchie beeinflusst. Der LEP B-B konkretisiert als überörtliche und zusammenfassende Planung die Grundsatzfestlegungen des Landesentwicklungsprogrammes 2007 (LEPro 2007) und setzt einen übergeordneten Rahmen für künftige räumliche Entwicklungen in der Hauptstadtregion. Der LEP B-B setzt insbesondere einen Rahmen für die Regionalplanung (Rohstoff-sicherung, Nutzung Windenergie), die Braunkohleplanung in Form von sachlichen und räumlichen Raumordnungsplänen, die Bauleitplanung (Siedlungsentwicklung) und Fachplanung (Infrastruktur, Verkehr). Auf diesen Ebenen verbleiben erhebliche Spielräume für eine umweltverträgliche Gestaltung der Vorhaben. Eine Prüfung aller Einzelheiten, die innerhalb des durch die Festlegungen des LEP B-B gesetzten Rahmens möglich sein könnten, ist nicht erforderlich, da auch auf den nachfolgenden Planungsebenen eine strategische Umweltprüfung durchzuführen ist. Im Rahmen mehrstufiger Planungs- und Zulassungsverfahren ist jeder Plan auf seiner Stufe nur insoweit einer Umweltprüfung zu unterziehen, wie dies nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Planes angemessen verlangt werden kann.
	Auch hinsichtlich der Alternativenprüfung entsprechen die Ausführungen im Umweltbericht den Anforderungen des Artikel 8a Absatz 1 Satz 2 LPlV. Entsprechend dieser Bestimmung sollen nur in Betracht kommende Planungsalternativen geprüft werden. Der grundsätzliche Verzicht auf die Planung kommt regelmäßig nicht in Betracht, da die Aufstellung des Landesentwicklungsplanes auf der Grundlage des Landesentwicklungsprogrammes dem gesetzlichen Planungsauftrag folgt. Ebenso kommt ein Abweichen von den grundlegenden Vorgaben des LEPro 2007 beispielsweise zur Entwicklung der Hauptstadtregion, zum Prinzip der zentralörtlichen Gliederung oder der Verkehrsentwicklung weder als Planungsalternative in Betracht, noch sind die bereits im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung zum LEPro 2007 geprüften Grundsatzfestlegungen erneut zu prüfen (Abschichtung nach oben).
	Ebenso kommen bei den räumlich konkreten Festlegungen des LEP B-B beispielsweise zu Verkehrsverbindungen oder zur Freihaltung von Standorten für großflächige gewerblich-industrielle Vorhaben nicht beliebig viele Planungsalternativen in Betracht, sondern nur diejenigen, die den konzeptionellen raumordnerischen Anforderungen und Kriterien entsprechen. Die raumordnerische Bewertung derartiger Alternativen ist regelmäßig Gegenstand der planerischen Konzeption. Diese wird im erforderlichen Umfang in der Begründung zu den Festlegungen beschrieben. Die Konzeptalternativen werden im Einzelnen im Umweltbericht nicht erneut dargestellt. Die Prüfung von (Stand-ort-)Alternativen war im Umweltbericht nicht erforderlich, da von der Umsetzung der Ziele des LEP B-B voraussichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen. 
	Forderungen nach zusätzlichen oder stringenteren umweltbezogenen Festlegungen im LEP B-B werden angesichts anderer konzeptionell im LEP B-B verfolgten Ziele überwiegend zurückgewiesen. Vor allem die beabsichtigte Reduzierung der Festlegungen und ihrer Detailschärfe auf das für eine geordnete Entwicklung notwendige Maß, das planerisch gewollte Einräumen großzügiger Entwicklungsspielräume in Bereichen, wo Verkehrsgunst, wirtschaftliche Dynamik und Bevölkerungskonzentration gegeben sind, sowie die Unterstützung der gewerblichen Entwicklung durch weitgehenden Verzicht auf räumliche Schranken, sprechen gegen eine einseitige Verschärfung der umweltbezogenen Festlegungen. Gleichwohl wurden aber an mehreren Stellen des Umweltberichts und in den Begründungen zu den Festlegungen die der Planung zu Grunde liegenden Überlegungen im Hinblick auf einen integrativen Umwelt- und speziell Klimaschutz ergänzt und präzisiert. 
	Den vorgebrachten Anregungen zur Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten ist entgegenzuhalten, dass im LEP B-B 90 Prozent der von Berlin und Brandenburg an die Europäische Kommission gemeldeten FFH-Gebiete sowie die national zumindest als Landschaftsschutzgebiet (LSG) geschützten Bereiche der sehr großräumigen Vogelschutzgebiete in den Freiraumverbund einbezogen wurden. Dadurch werden die Gebiete nicht nur vor Inanspruchnahme und Neuzerschneidung durch Infrastrukturtrassen geschützt, sondern auch das nach Artikel 10 der FFH-Richtlinie angestrebte Ziel der Verbesserung der Kohärenz von Natura 2000 wird nachhaltig unterstützt. Die nicht in den Freiraumverbund einbezogenen Natura 2000-Gebiete werden aber vom LEP B-B weder in Frage gestellt noch überplant.
	Hinsichtlich der Anregungen zu den Überwachungsmaßnahmen wird auf die Bestimmungen des Artikels 8a Ab-satz 10 LPlV verwiesen. Im Umweltbericht wird nachvollziehbar dargestellt, dass vom LEP B-B keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen. Die Beschreibung von Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum Ausgleich von Umweltauswirkungen ist gemäß Anlage 3 zum LPlV (entspricht auch § 14g Absatz 2 Num-mer 6 UVPG) nur vorgesehen, wenn die Auswirkungen erheblich negativ sind.
	Berücksichtigung des Umweltberichts im Rahmen der Abwägung zum LEP B-B einschließlich in Betracht kom-mende alternative Planungsmöglichkeiten
	Der Umweltbericht dokumentiert den Prozess der Ermittlung und Berücksichtigung der Umweltbelange während der Planerarbeitung. In der Gesamtbetrachtung der Umweltauswirkungen wird festgestellt, dass der LEP B-B einem konsequent steuernden Leitgedanken folgt, der auf eine Konzentration der Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung abzielt. Dadurch ergeben sich einerseits potenziell negative Umweltauswirkungen in bereits vorbelasteten Bereichen, andererseits wird eine weitgehende Schonung des Freiraumes sowie ökologisch wertvoller Flächen erreicht. Ferner wird im Umweltbericht nachvollziehbar dargestellt, dass vom LEP B-B keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen. Die Ergebnisse des Umweltberichts erfordern somit keine Veränderungen der Festlegungen des LEP B-B. Die im Ergebnis des Beteiligungsverfahrens zum LEP B-B vorgenommenen Änderungen einiger Festlegungen und Begründungen wurden dahingehend überprüft, ob sich daraus veränderte Einschätzungen der Umweltauswirkungen ergeben. Dies ist generell nicht der Fall. Gleichwohl wurde aber eine redaktionelle Kongruenz zwischen den Änderungen im Festlegungsteil, den Begründungen und dem Umweltbericht hergestellt.
	Die Prüfung in Betracht kommender Planungsmöglichkeiten ergibt keine grundlegenden Änderungen des LEP B-B. Der grundsätzliche Verzicht auf die Planung kommt nicht in Betracht, weil die Aufstellung des Landesentwicklungsplanes auf der Grundlage des Landesentwicklungsprogrammes dem gesetzlichen Planungsauftrag folgt. Auch ein Abweichen von den Vorgaben des LEPro 2007 kommt weder als Planungsalternative in Betracht, noch sind die bereits im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung zum LEPro 2007 geprüften Grundsatzfestlegungen erneut zu prüfen (Abschichtung nach oben). Auf der Maßstabsebene des LEP B-B erkennbare und relevante Umweltaspekte wurden insbesondere bei der Konzeption von räumlich konkreten Festlegungen von vornherein berücksichtigt. Zusätzliche oder stringentere umweltbezogene Festlegungen kommen als Planungsalternativen nicht in Betracht, weil anderen konzeptionellen Zielsetzungen des LEP B-B ein höheres Gewicht beigemessen wird (Reduzierung der Festlegungen und ihrer Detailschärfe auf das für eine geordnete Entwicklung notwendige Maß, das planerisch gewollte Einräumen großzügiger Entwicklungsspielräume in Bereichen, wo Verkehrsgunst, wirtschaftliche Dynamik und Bevölkerungskonzentration gegeben sind sowie die Unterstützung der gewerblichen Entwicklung durch weitgehenden Verzicht auf räumliche Schranken). Die Prüfung von (Standort-)Alternativen ist nicht erforderlich, weil von der Umsetzung der Ziele des LEP B-B voraussichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen.
	Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen
	Da entsprechend den Ergebnissen des Umweltberichts vom LEP B-B keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen, sind auch keine speziellen Überwachungsmaßnahmen geplant. Gleichwohl erfolgt eine Umweltüberwachung im gemeinsamen Planungsraum grundsätzlich durch die laufende Raumbeobachtung (vgl. Artikel 8a Absatz 10 LPlV) und die Messnetze der Umweltbehörden zur Umweltbeobachtung in Berlin und Brandenburg. Die Ergebnisse der Überwachung werden bei einer erneuten Aufstellung oder einer Änderung des LEP B-B berücksichtigt und im Rahmen dieses Verfahrens der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 
	Umweltbericht
	1 Grundlagen und Methodik
	1.1 Anlass und Aufgabenstellung
	Die Länder Berlin und Brandenburg stellen einen gemeinsamen Landesentwicklungsplan für das Gebiet beider Länder auf. Als Raumordnungsplan für das Landesgebiet nach § 8 des Raumordnungsgesetzes (ROG) zählt der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) gemäß Anlage 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zu den Planungen, für die die Pflicht zur Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung (SUP) besteht. § 7 Absatz 5 ROG bestimmt hierzu, „dass bei der Aufstellung und Änderung von Raumordnungsplänen eine Umweltprüfung im Sinne der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (ABl. L 197 vom 21.7.2001, S. 30) durchgeführt wird“. Diese Regelung wurde in das Landesrecht der Länder Berlin und Brandenburg (Artikel 8a des Landesplanungsvertrages (LPlV)) übernommen. Die gemeinsamen Landesentwicklungspläne werden in diesem Zusammenhang als prüfpflichtig benannt. 
	Artikel 8a Absatz 1 LPlV bestimmt für den Umweltbericht die folgende Aufgabe: „Mit dem Ziel einer nachhaltigen Raumentwicklung sollen die voraussichtlich erheblichen Auswirkungen der Umsetzung eines Raumordnungsplanes auf die Umwelt sowie in Betracht kommende Planungsalternativen ausgehend von den Zielen des Raumordnungs-planes angemessen ermittelt, beschrieben, bewertet und in einem Umweltbericht niedergelegt werden. Dabei ist vom gegenwärtigen Wissensstand, vom Inhalt und Detaillierungsgrad des Raumordnungsplanes und der Stellung des Raumordnungsplanes im Entscheidungsprozess auszugehen und nach allgemein anerkannten Prüfmethoden zu verfahren“.
	Der LEP B-B konkretisiert als überörtliche und zusammenfassende Planung die Grundsatzfestlegungen des Landes-entwicklungsprogrammes 2007 (LEPro 2007) und setzt einen übergeordneten Rahmen für künftige räumliche Entwicklungen in der Hauptstadtregion, die auf nachfolgenden Planungsebenen konkretisiert und umgesetzt werden. Eine Prüfung aller Einzelheiten, die innerhalb des durch die Festlegungen gesetzten Rahmens möglich sein könnten, ist nicht erforderlich, da auch auf den nachfolgenden Planungsebenen eine strategische Umweltprüfung durchzu-führen ist. Im Rahmen mehrstufiger Planungs- und Zulassungsverfahren ist jeder Plan auf seiner Stufe nur insoweit einer Umweltprüfung zu unterziehen, wie dies nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Planes angemessen verlangt werden kann.
	1.2 Inhalt und Ziele des Landesentwicklungsplanes Berlin-Brandenburg
	Mit dem LEP B-B werden die bisher gültigen Landesentwicklungspläne bis auf den gemeinsamen Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP FS) von 2006 abgelöst.
	Aufbauend auf der von den Ländern Berlin und Brandenburg einvernehmlich entwickelten Konzeption und den Vorgaben des „Leitbildes Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg“ und des LEPro 2007 enthält der LEP B-B Festlegungen, die als Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung bei raumbedeutsamen Planungen, Vorhaben und sonstigen Maßnahmen, durch die Raum in Anspruch genommen oder die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst werden, zu beachten (Ziele der Raumordnung) bzw. zu berücksichtigen (Grundsätze der Raumordnung) sind. Der LEP B-B soll als Rechtsverordnung der Landesregierungen mit Wirkung für das jeweilige Landesgebiet festgesetzt werden.
	Konzeptionell verfolgt der LEP B-B die folgenden Ziele:
	– Konkretisierung des Leitbildes für die Hauptstadtregion und des LEPro 2007 durch Festlegungen von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung für den Gesamtraum
	– Zusammenführen der festgelegten Themenbereiche der bisherigen Landesentwicklungspläne (Landesentwicklungsplan Brandenburg LEP I – Zentralörtliche Gliederung –, Landesentwicklungsplan für den engeren Verflechtungsraum Brandenburg-Berlin (LEP eV) und Landesentwicklungsplan für den Gesamtraum Berlin-Brandenburg (LEP GR) – ergänzende raumordnerische Festlegungen für den äußeren Entwicklungsraum –)
	– Reduzierung der Festlegungen auf das für eine geordnete Entwicklung notwendige Maß
	– Detailschärfe der Festlegungen auf einen Maßstab 1 : 250 000
	– Einräumen großzügiger Entwicklungsspielräume in Bereichen, wo Verkehrsgunst, wirtschaftliche Dynamik und Bevölkerungskonzentration gegeben sind
	– Unterstützung der gewerblichen Entwicklung durch weitgehenden Verzicht auf räumliche Schranken.
	Inhaltlich konzentriert sich der LEP B-B auf die folgenden Schwerpunkte:
	– Einbindung der Hauptstadtregion in nationale und internationale Verflechtungen
	– Ermöglichung von Wirtschaftswachstum
	– Räumliche Ordnung der Daseinsvorsorge
	– Orientierung der Wohnflächen- und Infrastrukturentwicklung auf räumliche Schwerpunkte
	– Schutz von Freiräumen und natürlichen Ressourcen 
	– Anregung nachfolgender Akteursebenen zur Gestaltung von Handlungsräumen.
	System der räumlichen Planung/Abschichtung
	Die Festlegungen des LEP B-B sind für die nachgeordneten Ebenen der räumlichen Planung wie auch als räumliche Orientierungspunkte für verschiedene Fachplanungen verbindlich. Dabei wird unterschieden zwischen beachtenspflichtigen Zielen der Raumordnung (Z), die einer Überwindung im Rahmen der Abwägung in nachfolgenden Planungsverfahren nicht mehr zugänglich sind, und berücksichtigungspflichtigen Grundsätzen der Raumordnung (G) als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen. Gemäß Artikel 8 Absatz 7 LPlV soll der LEP B-B spätestens zehn Jahre nach seiner Aufstellung überprüft werden.
	Teil I des LEP B-B enthält eine Darstellung der Rechtsgrundlagen und Erläuterungen zum Verhältnis des LEP B-B zu anderen Programmen und Plänen der Raumordnung. Die programmatisch-konzeptionellen Rahmenbedingungen und Eckpunkte für die räumliche Entwicklung der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg werden im Teil II des LEP B-B ausgeführt. Im Teil III erfolgt die konkrete Ausgestaltung mit den textlichen Festlegungen, die im Teil IV erläutert und begründet werden. Im Teil V erfolgen die zeichnerischen Festlegungen in zwei Festlegungskarten.
	Die Bevölkerungsentwicklung der letzten zehn Jahre und der prognostizierte demografische Wandel haben Konsequenzen in den räumlichen Strukturen und machen eine Anpassung der raumplanerischen Steuerungsinstrumente erforderlich. Das Leitbild der „Dezentralen Konzentration“, durch das ein Ausgleich zwischen den Teilregionen angestrebt wurde, wird durch das Leitbild „Stärken stärken“, also einer gezielten Förderung bereits vorhandener und erfolgreicher Strukturen zum Wohl des Gesamtraumes, abgelöst. Entsprechende Eckpunkte für die räumliche Grundorientierung werden durch das LEPro 2007 vorgegeben. Der LEP B-B konkretisiert die Grundsatzfestlegungen des LEPro 2007 und enthält bindende Vorgaben sowie Handlungsempfehlungen für die nachfolgenden Planungsebenen. Die Regelungstiefe gegenüber der bisherigen Planung wird zurückgenommen. Der Gestaltungsspielraum der nachgeordneten Regional-, Bauleit- und Fachpläne wird damit erheblich erweitert.
	1.3 Methodik und Datengrundlage des Umweltberichts
	1.3.1 Methodik und Inhalte des Umweltberichts
	Der Umweltbericht dokumentiert den Prozess der Ermittlung und Berücksichtigung der Umweltbelange während der Planerarbeitung. Dabei ist insbesondere zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten, inwieweit durch die Fest-legungen des Planes ein Rahmen gesetzt wird für Vorhaben mit voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen, welche Planungsalternativen in Betracht kommen und wie sie in der Abwägung berücksichtigt wurden und welcher Gestaltungsspielraum für die nachfolgenden Planungsebenen gelassen wird, um voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen zu vermeiden oder zu minimieren. Die Detaillierung der Umweltprüfung orientiert sich am Maßstab und der Aussageschärfe des Planes. Vertiefende Prüfungen sind nur erforderlich, wenn auch der Plan detailliertere Festlegungen vorsieht, insbesondere einen verbindlichen raumkonkreten Rahmen setzt für Vorhaben mit erheblichen Umweltauswirkungen. Der Umweltbericht hat im Einzelnen zu den in Anlage 3 LPlV aufgeführten Inhalten Aus-sagen zu treffen. In welchen Kapiteln welche Inhalte der Anlage 3 behandelt werden, ist der Tabelle 6 zu entnehmen.
	Ein wesentliches Element der Strategischen Umweltprüfung ist die Alternativenprüfung. Dazu wird in Artikel 8a Absatz 1 Satz 2 LPlV ausgeführt: „Mit dem Ziel einer nachhaltigen Raumentwicklung sollen die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen der Umsetzung eines Raumordnungsplanes sowie in Betracht kommende Planungsalternativen ausgehend von den Zielen des Raumordnungsplanes angemessen ermittelt, bewertet und in einem Umwelt-bericht niedergelegt werden“.
	Entsprechend dieser Bestimmung sollen nur in Betracht kommende Planungsalternativen geprüft werden. Der grundsätzliche Verzicht auf die Planung kommt regelmäßig nicht in Betracht, da die Aufstellung des Landesentwicklungsplanes auf der Grundlage des Landesentwicklungsprogrammes dem gesetzlichen Planungsauftrag folgt. Ebenso kommt ein Abweichen von den grundlegenden Vorgaben des LEPro 2007 beispielsweise zur Entwicklung der Hauptstadtregion, zum Prinzip der zentralörtlichen Gliederung oder der Verkehrsentwicklung weder als Planungsalternative in Betracht, noch sind die bereits im Rahmen der SUP zum LEPro 2007 geprüften Grundsatzfestlegungen erneut zu prüfen (Abschichtung nach oben). Auch bei den räumlich konkreten Festlegungen des LEP B-B beispielsweise zu Zentralen Orten oder Verkehrsverbindungen kommen nicht beliebig viele Planungsalternativen in Betracht, sondern nur diejenigen, die den konzeptionellen raumordnerischen Anforderungen und Kriterien entsprechen. Die raumordnerische Bewertung derartiger Alternativen ist regelmäßig Gegenstand der planerischen Konzeption. Diese wird im erforderlichen Umfang in der Begründung zu den Festlegungen (siehe IV A) beschrieben. Die Konzeptalternativen werden im Einzelnen im Umweltbericht nicht erneut dargestellt. Die Prüfung von Alternativen wird im Umwelt-bericht nur dann thematisiert, wenn von der Umsetzung der Ziele des Raumordnungsplanes voraussichtlich erheb-liche Umweltauswirkungen ausgehen. In derartigen Fällen ist eine Prüfung der in Betracht kommenden (Stand-ort-)Alternativen erforderlich.
	Tabelle 6: Zuordnung der Inhalte gemäß Anlage 3 zum Landesplanungsvertrag zu den Kapiteln des Umweltberichts
	Informationen gemäß Artikel 8a Absatz 4 Satz 1
	Umweltbericht
	a)
	eine Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Raumordnungsplanes sowie der Beziehung zu anderen relevanten Plänen und Programmen
	Kapitel 1.2
	b)
	die relevanten Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes und dessen voraussicht-liche Entwicklung bei Nichtdurchführung des Raumordnungsplanes
	Kapitel 3
	c)
	die Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden
	d)
	sämtliche derzeitigen für den Raumordnungsplan relevanten Umweltprobleme unter besonderer Berücksichtigung der Probleme, die sich auf Gebiete mit einer speziellen Umweltrelevanz beziehen, wie etwa die gemäß den Richtlinien 79/409/EWG und 92/43/EWG ausgewiesenen Gebiete
	e)
	die auf internationaler oder gemeinschaftlicher Ebene oder auf der Ebene der Mitgliedstaaten festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die für den Raumordnungsplan von Bedeutung sind, und die Art, wie diese Ziele und alle Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung des Raumordnungsplanes berücksichtigt wurden
	Kapitel 2
	f)
	die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, einschließlich der Auswirkungen auf Aspekte wie die biologische Vielfalt, die Bevölkerung, die Gesundheit des Menschen, Fauna, Flora, Boden, Wasser, Luft, klimatische Faktoren, Sachwerte, das kulturelle Erbe einschließlich der architektonisch wertvollen Bauten und der archäologischen Schätze, die Landschaft und die Wechselbeziehung zwischen den genannten Faktoren
	Kapitel 4
	g)
	die Maßnahmen, die geplant sind, um erhebliche negative Umweltauswirkungen auf Grund der Durchführung des Raumordnungsplanes zu verhindern, zu verringern und soweit wie möglich auszugleichen
	h)
	eine Kurzdarstellung der Gründe für die Wahl der geprüften Alternativen und eine Beschreibung, wie die Umweltprüfung vorgenommen wurde, einschließlich etwaiger Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informationen (z. B. technische Lücken oder fehlende Kenntnisse)
	i)
	eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung gemäß Artikel 8a Absatz 10
	Kapitel 5
	j)
	eine nichttechnische Zusammenfassung der oben beschriebenen Informationen
	Kapitel 6
	Das methodische Vorgehen wird im Folgenden näher erläutert. Eine Prüfung aller theoretisch denkbaren Umweltauswirkungen im Detail, die innerhalb des vom LEP B-B gesetzten Rahmens möglich sein könnten, ist nicht erforderlich, da auch auf den nachfolgenden Planungsebenen eine strategische Umweltprüfung durchzuführen ist. Im Rahmen mehrstufiger Planungs- und Zulassungsverfahren ist jeder Plan auf seiner Stufe nur insoweit einer Umweltprüfung zu unterziehen, wie dies nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Planes angemessen verlangt werden kann.
	Darstellung der planrelevanten Umweltziele nach Schutzgütern
	Die Beurteilung der Umweltwirkungen des LEP B-B soll entsprechend der Aussagetiefe anhand von Umweltzielen erfolgen. Im Rahmen der SUP zum LEPro 2007 wurde ein umfassender Zielkatalog zusammengestellt. Auf Grund des stärkeren räumlichen Bezugs des LEP B-B wurde dieser modifiziert und auf der Grundlage der Abstimmung mit den obersten Fachbehörden im Rahmen des Scopings ergänzt. Die Umweltziele werden der Darstellungsebene des LEP B-B entsprechend in Kapitel 2 beschrieben. 
	Beschreibung des Umweltzustandes im Planungsraum und der voraussichtlichen Entwicklung bei Nichtdurchführung des LEP B-B
	Zur Darstellung der Umweltsituation erfolgt eine textliche Charakterisierung des derzeitigen Umweltzustandes im Raum Berlin-Brandenburg nach Schutzgütern gegliedert; einerseits allgemein statistisch (z. B. Flächenanteil der Schutzgebiete, insbesondere auch der europarechtlich geschützten Gebiete) und andererseits in seiner (großmaß-stäblichen) räumlichen Differenzierung. In verschiedenen Teilräumen des gemeinsamen Planungsraumes Berlin-Brandenburg stellt sich die Umweltsituation grundsätzlich unterschiedlich dar, was durch eine Beschreibung der Besonderheiten für den Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam und der überwiegend ländlich geprägten Räume zum Ausdruck kommt. Diese Differenzierung orientiert sich an den faktischen räumlichen Struk-turen, die nicht mit den administrativen Grenzen der Länder identisch sind.
	Die Prognose der voraussichtlichen Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchführung der Planung erfolgt als qualitative Beschreibung der Entwicklungstendenzen des Umweltzustandes auf der Grundlage der Annahmen zur Bevölkerungsentwicklung und der beabsichtigten umweltbezogenen Maßnahmen der Fachbehörden in den folgenden Jahren. Es wird dabei vom Status-quo ausgegangen, der sich u. a. auch unter den Voraussetzungen der bisher gültigen Teilpläne der Landesentwicklungsplanung eingestellt hat. 
	Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Ziele und Grundsätze des Planes 
	Die Prüfung konzentriert sich auf die Ermittlung, ob durch die Umsetzung des Planes mögliche erhebliche Umweltauswirkungen verursacht werden können. Die im LEP B-B enthaltenen Festlegungen sind vor diesem Hintergrund in einem ersten Prüfschritt bezüglich ihrer Umweltrelevanz zu beurteilen. Die einzelnen Festlegungen werden dabei unterteilt in Regelungen mit und in Regelungen ohne Umweltrelevanz. Erstgenannte sind Gegenstand der weiteren Umweltprüfung, Festlegungen ohne Umweltrelevanz werden nicht weiter betrachtet.
	Die Festlegungen des LEP B-B lassen sich unterteilen in räumlich nicht konkretisierte und räumlich konkretisierte Ziele und Grundsätze der Raumordnung. Grundsätze sowie Ziele der Raumordnung, die sich nicht auf konkrete Raumordnungsgebiete oder Standorte beziehen, lassen in der Regel ausreichend Handlungsspielraum, auf nachfolgenden Planungsebenen erhebliche Umweltauswirkungen zu vermeiden oder zu minimieren. Sie zeigen jedoch Richtungen der Landesentwicklung auf, die in der Tendenz mehr oder weniger günstig bezüglich der umweltrelevanten Zielsetzungen sein können. Diese Tendenzen werden im Text qualitativ beschrieben. Es werden im Sinne der Abschichtung Hinweise auf Inhalte, deren Umweltrelevanz sich erst auf nachfolgender Planungsebene konkretisieren lässt, eingefügt.
	In einem zweiten Prüfschritt wird die Umweltrelevanz der verbleibenden Festlegungen beschrieben. Dabei spielt die Berücksichtigung relevanter Umweltziele eine wesentliche Rolle und es wird geprüft, inwieweit voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen (positive wie negative) mit der Umsetzung der Festlegungen des LEP B-B verbunden sind.
	Von möglichen erheblichen negativen Umweltauswirkungen wird ausgegangen, wenn durch die Festlegungen ein Rahmen gesetzt wird für konkrete Vorhaben, für die eine Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß UVPG generell oder im Einzelfall erforderlich ist oder wenn ein Natura 2000-Gebiet betroffen ist.
	Bei den möglichen Auswirkungen auf die Umwelt, die durch raumkonkrete Ziele oder Grundsätze der Raumordnung ausgelöst werden können, ist zu unterscheiden zwischen flächenhaften Rahmensetzungen (z. B. Freiraumverbund, Gestaltungsraum Siedlung) sowie standortbezogenen und linienhaften Festlegungen (z. B. Vorsorgestandorte für großflächige gewerblich-industrielle Vorhaben, Städtische Kernbereiche, großräumige und überregionale Verkehrsverbindungen).
	Alternativen sowie Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltauswirkungen
	In diesen Abschnitten werden Aussagen zu Planungsalternativen und/oder Möglichkeiten zur Vermeidung, Minderung, gegebenenfalls auch zum Ausgleich erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen getroffen.
	Auswirkungen der Umsetzung des Gesamtplanes, grenzübergreifende Umweltauswirkungen und Aussagen zur FFH-Verträglichkeit
	Der Prüfung der einzelnen Plansätze mit Umweltrelevanz schließt sich eine summarische Prüfung des Gesamtplanes an. Hier erfolgt eine verbal-argumentative Zusammenschau der vorher einzeln abgeschätzten Auswirkungen mit Hinweisen zu kumulierenden Wirkungen und Aussagen zu möglichen grenzübergreifenden Wirkungen.
	Eine Vorprüfung, inwieweit durch die Festlegungen des LEP B-B eine erhebliche Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten nicht ausgeschlossen werden kann, erfolgt im Anschluss an die allgemeine Prüfung der Umweltauswirkungen. Auf der Ebene des LEP B-B können nur grobe Aussagen zur Natura 2000-Verträglichkeit im Zusammenhang mit räumlichen Festlegungen gemacht werden. 
	1.3.2 Datengrundlagen
	Die für die Umweltprüfung heranzuziehenden Unterlagen und Daten sowie die Quellen der zu berücksichtigenden relevanten Umweltziele wurden ebenso wie die Prüfmethodik der SUP in einem Scopingtermin vorgestellt und mit den obersten für Natur, Umwelt, Gesundheit und Denkmalschutz zuständigen Fachbehörden der Länder abgestimmt. Für die Sichtung der für das Land Berlin geeigneten Datengrundlagen fand ein zusätzlicher Abstimmungstermin bei der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung in Berlin statt. Es war insgesamt erforderlich, eine Datengrundlage zu schaffen, die dem Maßstab des LEP B-B und damit der Aussagetiefe des Planes angemessen ist. Einige für eine Betrachtung im Sinne der SUP geeignete Daten konnten für die Bewertung nicht herangezogen werden, da diese zum Zeitpunkt der Erarbeitung des Umweltberichts noch nicht vorlagen. Hierzu zählen die Ergebnisse der Lärmminderungsplanung und die aufbereiteten Daten für den „Methodenrahmen für eine Umweltbewertung gemäß UVPG für die vorbereitende Bauleit- und Landschaftsplanung“ in Berlin.
	Es wurden ausschließlich bereits vorliegende Daten der Fachbehörden, die sich wie folgt gliedern lassen, verwendet:
	– Statistische Daten, die die Umweltsituation im Gebiet der beiden Bundesländer nach Schutzgütern allgemein beschreiben (Internetangebote zur Statistik, Umweltberichte u. Ä.)
	– Flächenbezogene, für das gesamte Gebiet von Brandenburg bzw. Berlin vorliegende digitale und zum Teil auch analoge räumliche Daten zu den Schutzgütern (Auszüge aus dem Planungsinformationssystem (PLIS), dem digitalen Raumordnungskataster (DiROK), dem digitalen Umweltatlas Berlin)
	Eine detaillierte Aufstellung der verwendeten Daten und Quellen enthält Kapitel 7 des Umweltberichts.
	2 Planrelevante Umweltziele nach Schutzgütern
	Ein wesentliches Ziel der Richtlinie 2001/42/EG ist es, bereits auf der Ebene der Konzeptionen und Rahmensetzungen für konkrete Vorhaben Umweltziele als Grundlage einer vorsorgeorientierten und nachhaltigen Entwicklung in die Planung zu integrieren. Dieser strategische Ansatz wurde bereits bei der Erarbeitung des LEP B-B berücksichtigt. Die SUP ist das im LPlV verankerte Instrument zur Prüfung und Dokumentation der Umsetzung. Die im Zusammenhang mit der Aufstellung des LEP B-B relevanten Umweltziele werden nachfolgend dargestellt.
	Die für den Planungsraum relevanten Umweltziele basieren überwiegend auf allgemeinen Umweltentwicklungszielen und Konzepten, die auf internationaler, europäischer und auf Bundes- und Landesebene formuliert wurden. Die internationalen Konzeptionen finden ihren Niederschlag in zahlreichen völkerrechtlichen Verträgen, den Konventionen, die Deutschland mit unterzeichnet hat (vgl. folgende Tabelle).
	Tabelle 7: Auswahl wichtiger internationaler Umweltkonventionen
	Konvention
	Inhalt
	Genfer Konvention
	UNO/ECE Konvention über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigungen
	Klimakonvention
	UNO Rahmenübereinkommen über Klimaänderungen
	Welterbe Konvention
	Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt
	Berner Konvention
	Übereinkommen über die Erhaltung der europäischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen Lebensräume
	Washingtoner Artenschutz-abkommen
	Übereinkommen über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen
	Ramsar Konvention
	Übereinkommen über Feuchtgebiete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung
	Bonner Konvention
	Übereinkommen zur Erhaltung der wandernden wildlebenden Tierarten
	Biodiversitätskonvention
	Übereinkommen über die biologische Vielfalt 
	Die wesentlichen umweltbezogenen Ziele der Europäischen Union enthält das 6. Umweltaktionsprogramm. Die Priorität des Handelns bis zum Jahre 2012 liegt gemäß diesem Programm in den Bereichen
	– Klimaschutz,
	– Natur und biologische Vielfalt,
	– Umwelt, Gesundheit und Lebensqualität,
	– Ressourcenmanagement.
	Grundlage speziell für den europäischen Naturschutz und die Schutzgüter Tiere und Pflanzen bildet die Konzeption des kohärenten Netzes Natura 2000. Auch bezüglich einiger anderer Schutzgüter gibt es europäische Zielkonzepte, die sich in entsprechenden Richtlinien, wie z. B. der Wasserrahmenrichtlinie, niedergeschlagen haben.
	Eine allgemeine, auch auf die Umwelt bezogene Zielkonzeption auf Ebene des Bundes enthält die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Konkretere, schutzgutbezogene Ziele enthalten umweltrelevante Fachgesetze wie das Bundesnaturschutzgesetz, das Bundes-Immissionsschutzgesetz, das Bundes-Bodenschutzgesetz oder das Wasserhaushaltsgesetz. In diesen Fachgesetzen sind in der Regel auch die internationalen/europäischen Zielvorgaben in nationales Recht umgesetzt.
	In den folgenden Abschnitten werden die für den LEP B-B relevanten Umweltziele nach den in Anlage 3 zum LPlV vorgegebenen Schutzgütern gegliedert dargestellt. Die wesentlichen Zielrichtungen, die in den Regelungen und Verträgen auf internationaler, europäischer, Bundes- und Landesebene in unterschiedlichem Detaillierungsgrad ausformuliert sind, werden zusammengefasst. Die Quellen der Umweltziele sind im Kapitel 7.4 gelistet.
	2.1 Mensch und Gesundheit
	Ein großer Teil der Umweltziele ist auf die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen ausgerichtet. So bestimmt z. B. die Europäische Charta Umwelt und Gesundheit u. a.: „Für Gesundheit und Wohlergehen ist eine saubere und harmonische Umwelt erforderlich.“ und „Die Umwelt soll als Grundlage für bessere Lebensbedingungen und gesteigertes Wohlbefinden angesehen werden.“, wobei „die Gesundheit des Einzelnen und die von Bevölkerungsgruppen eindeutig Vorrang vor wirtschaftlichen Überlegungen haben sollte“.
	Im Einzelnen umfasst der Schutz der Gesundheit und des Wohlbefindens der Bevölkerung folgende Ziele, die durch zahlreiche Gesetze, Richtlinien, Verordnungen, politische Ziele und Strategien, Pläne und Programme auf europä-ischer, nationaler und Länderebene (Berlin und Brandenburg) verbindlich untersetzt sind:
	– Schutz der Natur als Lebensgrundlage des Menschen 
	– Verfügbarkeit und Schutz sauberen Trinkwassers
	– Reinhaltung der Luft, d. h. Schutz vor gesundheitsschädigenden Stoffimmissionen sowie Senkung bestehender Belastungen 
	– Reduzierung belastender Klimasituationen durch Senkung von Luftbelastungen und Freihaltung klimatischer Ausgleichsräume 
	– Sicherung von Landschaftsräumen als Voraussetzung für die Erholung
	– Schutz vor Lärm, Erschütterungen und sonstigen gesundheitsbelastenden Umwelteinwirkungen und Senkung bestehender Belastungen 
	Relevante Quellen
	– EU-Umgebungslärmrichtlinie
	– Wasserrahmenrichtlinie
	– Raumordnungsgesetz
	– Bundes-Immissionsschutzgesetz und die dazugehörigen Verordnungen
	– Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm
	– Bundesnaturschutzgesetz
	– Naturschutzgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Landschaftsprogramme der Länder Berlin und Brandenburg
	– Waldgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	Die Ziele für das Schutzgut Mensch und Gesundheit weisen Überschneidungen mit den Zielen für die nachfolgend aufgeführten Schutzgüter auf und werden durch diese ergänzt. Alle Ziele zum Schutz von Natur und Umwelt sowie von Kultur- und Sachgütern sind anthropozentrisch darauf ausgerichtet, eine lebenswerte Umwelt, auch für nachfolgende Generationen, zu erhalten. 
	2.2 Landschaft und kulturelles Erbe
	Die wesentlichen, auf Landschaft bezogenen Umweltziele sind im Bundesnaturschutzgesetz zusammengefasst und beziehen sich sowohl auf Schutz, Pflege und Entwicklung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit als auch den Erholungswert der Landschaft sowie den Schutz historischer Kulturlandschaften. Ziel des UNESCO-Übereinkommens zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt ist der Erhalt historischer Kulturlandschaften einschließlich besonderer Naturgebilde sowie Denkmale und Denkmalensembles.
	Diese Ziele werden durch Regelungen im Raumordnungsgesetz und in den Denkmalschutzgesetzen ergänzt und durch entsprechende Verordnungen und Programme in Berlin und Brandenburg inhaltlich und räumlich detailliert umgesetzt. Die wesentlichen Ziele lassen sich wie folgt zusammenfassen:
	– Schutz der Eigenart, Vielfalt und Schönheit sowie Erholungseignung der Landschaft
	– Erhalt großräumiger, störungsarmer Landschaftsräume
	– Schutz historischer Kulturlandschaften
	– Erhalt des archäologischen und des architektonischen Erbes als Teil der kulturellen Identität
	– Schutz von Baudenkmalen, Denkmalbereichen, Garten- und Bodendenkmalen
	Relevante Quellen
	– UNESCO-Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt
	– Übereinkommen des Europarates zum Schutz des architektonischen Erbes Europas
	– Europäische Übereinkommen zum Schutz archäologischen Kulturguts revidiert durch die Europäische Konvention zum Schutz des archäologischen Erbes 
	– Europäisches Raumentwicklungskonzept
	– EU-Umgebungslärmrichtlinie
	– Raumordnungsgesetz
	– Landesentwicklungsprogramm 2007
	– Bundesnaturschutzgesetz
	– Naturschutzgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Denkmalschutzgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Waldgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Landschaftsprogramme der Länder Berlin und Brandenburg
	2.3 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
	Die Umweltziele, die sich auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt richten, konzentrieren sich auf Schutz, Erhalt und Entwicklung der Arten und ihrer Lebensräume, insbesondere auch deren Diversität sowie die Vernetzung der Lebensräume.
	Diese Ziele werden durch zahlreiche Gesetze, Richtlinien, Verordnungen, politische Ziele und Strategien, Pläne und Programme auf europäischer, nationaler und Länderebene (Berlin und Brandenburg) inhaltlich und räumlich detailliert und verbindlich untersetzt. Die wesentlichen Zielrichtungen umfassen:
	– Schutz von Tier- und Pflanzenarten und deren Lebensräumen
	– Vernetzung wertvoller Lebensräume zum Erhalt und zur Entwicklung der Biodiversität und Funktion des Naturhaushaltes (Kohärentes Netz Natura 2000, Biotopverbundnetze)
	Relevante Quellen
	– Übereinkommen über die biologische Vielfalt (Biodiversitätskonvention)
	– Sevilla-Strategie der UNESCO
	– Ziele des 6. Umweltaktionsprogrammes der EU
	– FFH- und Vogelschutzrichtlinie
	– Raumordnungsgesetz
	– Landesentwicklungsprogramm 2007
	– Bundesnaturschutzgesetz
	– Naturschutzgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Waldgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Artenschutz- und Landschaftsprogramme der Länder Berlin und Brandenburg
	2.4 Boden
	Die Umweltziele, die sich auf das Schutzgut Boden beziehen, zielen auf den Schutz der natürlichen Funktionen des Bodens sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte. Neben dem Schutz vor schädlichen Einwirkungen geht es um die Reduzierung der Inanspruchnahme durch Versiegelung und die Sanierung vorhandener Altlasten.
	Diese Ziele werden insbesondere durch das Bundes-Bodenschutzgesetz, die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung sowie durch Verordnungen und Programme in Berlin und Brandenburg konkretisiert. Die angestrebten Zielrichtungen lassen sich wie folgt zusammenfassen:
	– Sparsamer Umgang mit Böden (Flächeninanspruchnahme)
	– Schutz des Bodens als Teil des Naturhaushaltes (Funktion und Vielfalt)
	– Erosionsschutz
	– Sanierung von Altlasten
	– Schutz des Bodens als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte
	Relevante Quellen
	– Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung
	– Raumordnungsgesetz
	– Landesentwicklungsprogramm 2007
	– Bundes-Bodenschutzgesetz 
	– Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
	– Bundesnaturschutzgesetz
	– Naturschutzgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Bodenschutzgesetz des Landes Berlin
	– Abfallgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Waldgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Landschaftsprogramme der Länder Berlin und Brandenburg
	– Denkmalschutzgesetze und Denkmallisten der Länder Berlin und Brandenburg
	2.5 Wasser
	Die Umweltziele, die sich auf das Schutzgut Wasser beziehen, werden am umfassendsten durch die Wasserrahmenrichtlinie und deren Umsetzung im Wasserhaushaltsgesetz umschrieben. Angestrebt werden insbesondere der Schutz und die Verbesserung des Zustandes der aquatischen Ökosysteme, der Wasserqualität und des Grundwasserdar-gebots. Zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie werden Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme erarbeitet. Zusammenfassend ergeben sich folgende wesentliche Zielrichtungen:
	– Schutz und Verbesserung der aquatischen Ökosysteme
	– Verschlechterungsverbot und Verbesserung der Wasserqualität
	– Schutz und Verbesserung der Trinkwasserressourcen und sparsamer Umgang damit
	Relevante Quellen
	– Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung
	– Wasserrahmenrichtlinie
	– Raumordnungsgesetz
	– Landesentwicklungsprogramm 2007
	– Wasserhaushaltsgesetz
	– Bundesnaturschutzgesetz
	– Wassergesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Naturschutzgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Waldgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Bewirtschaftungspläne und Maßnahmeprogramme
	– Landschaftsprogramme der Länder Berlin und Brandenburg
	2.6 Klima und Luft
	Der Klimaschutz konzentriert sich insbesondere auf die anthropogen verursachten Wirkungen des Treibhauseffektes. Ausgehend vom Kyoto-Protokoll der Vereinten Nationen befassen sich zahlreiche Richtlinien, Gesetze, Strategien und Programme auf europäischer, nationaler und auf Ebene der Bundesländer mit der Umsetzung des Ziels der Reduzierung der den Treibhauseffekt verursachenden Emissionen. Bereits auf europäischer Ebene sind die Verbesserung und Erhaltung einer für die menschliche Gesundheit und die Umwelt ausreichenden Luftqualität ein klar erklärtes Ziel, das sich im Göteborg-Protokoll und der Rahmenrichtlinie Luftqualität widerspiegelt. Zusammenfassend ergeben sich folgende wesentliche Zielrichtungen:
	– Begrenzung und Reduzierung umwelt- und gesundheitsschädigender Emissionen und Abbau bestehender Immissionsbelastungen
	– Reduzierung des Ausstoßes von C02-Äquivalenten
	– Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien
	– Verbesserung der Energietechnik (Effizienzsteigerung)
	– Reduzierung des Energieverbrauches (Energieeinsparung)
	– Erhalt bedeutsamer klimaökologischer Ausgleichsräume und Luftaustauschbahnen
	Relevante Quellen
	– Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 
	– Ziele des 6. Umweltaktionsprogrammes der EU
	– Luftqualitäts-Rahmenrichtlinie sowie Einzelrichtlinien
	– Richtlinie 99/33/EG über die Grenzwerte für Luftschadstoffe
	– Strategie der Europäischen Kommission zur Luftreinhaltung in Europa (Clean Air For Europe CAFE)
	– Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung
	– Nationales Klimaschutzprogramm der Bundesregierung
	– Raumordnungsgesetz
	– Landesentwicklungsprogramm 2007
	– Bundes-Immissionsschutzgesetz und die dazugehörigen Verordnungen
	– Landesenergieprogramm Berlin
	– Energiestrategie 2010 des Landes Brandenburg
	– Berliner Energiespargesetz
	– Naturschutzgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Waldgesetze der Länder Berlin und Brandenburg
	– Integriertes Klimaschutzmanagement Land Brandenburg
	– Landschaftsprogramme der Länder Berlin und Brandenburg
	– Luftreinhalte- und Aktionspläne der Länder Berlin und Brandenburg
	2.7 Kultur- und Sachgüter
	Als raumordnerisch relevante Umweltziele zum Schutz von Sach- und Kulturgütern sind insbesondere Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor Hochwassergefahren und zur Schadensminderung von Hochwasserereignissen hervorzu-heben. Darüber hinaus gilt es, Kulturgüter in ihren geschichtlichen und kulturellen Zusammenhängen zu bewahren und erlebbar zu machen. Folgende Ziele sind hervorzuheben:
	– Erhalt des archäologischen und architektonischen Erbes als Teil der kulturellen Identität
	– Schutz von Baudenkmalen, Denkmalbereichen, Garten- und Bodendenkmalen
	– Vorbeugender Hochwasserschutz
	Relevante Quellen
	– Übereinkommen des Europarates zum Schutz des architektonischen Erbes Europas
	– Europäische Übereinkommen zum Schutz archäologischen Kulturguts revidiert durch die Europäische Konvention zum Schutz des archäologischen Erbes 
	– Raumordnungsgesetz
	– Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes
	– Denkmalschutzgesetze und Denkmallisten der Länder Berlin und Brandenburg
	3 Beschreibung des Umweltzustandes und der Entwicklungstendenzen
	Die folgende Darstellung des Umweltzustandes im Planungsraum Berlin-Brandenburg und der Entwicklungsten-denzen beruht auf der Auswertung verfügbarer räumlicher und statistischer Umweltdaten der Fachbehörden der Länder Berlin und Brandenburg und des Bundes, ergänzt durch vorliegende Fachpläne und Gutachten. Es wird dabei vom Status quo ausgegangen, der sich u. a. auch unter den Voraussetzungen der bisher gültigen Teilpläne der Landesentwicklungsplanung eingestellt hat.
	Die Aussagen über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtumsetzung des vorliegenden LEP B-B können allgemein und qualitativ beschrieben werden. Die Aussagen beruhen dabei im Wesentlichen auf Annahmen zur Bevölkerungsentwicklung und beabsichtigten umweltbezogenen Maßnahmen der Fachbehörden in den kommenden Jahren. 
	3.1 Mensch und Gesundheit
	Die für das Schutzgut Mensch und insbesondere für die menschliche Gesundheit relevanten Umweltaspekte umfassen die Wohn- und Wohnumfeldqualität sowie die Erholungsfunktion der umgebenden Landschaft. Wesentlicher Faktor zur Beschreibung der Wohn- und Wohnumfeldqualität sind der Belastungszustand durch Lärm oder Luftschadstoffe, Erschütterungen und sonstige Umwelteinwirkungen sowie die Verfügbarkeit wenig belasteter Erholungsräume. Auf den Aspekt der Schadstoffemissionen und -immissionen wird im Kapitel zum Schutzgut Klima und Luft näher eingegangen. Der Aspekt der Erholungsräume wird im Kapitel Landschaft und Kulturelles Erbe erörtert.
	Zustandsbeschreibung
	Auf der insgesamt 30 370 Quadratkilometer großen Fläche der Länder Berlin und Brandenburg leben insgesamt rund 5,95 Mio. Menschen (Stand 2007) in sehr ungleicher räumlicher Verteilung. Mehr als 3,4 Mio. Menschen wohnen in Berlin selbst und über 1 Mio. Menschen im direkt anschließenden Umland. Die Bevölkerungsdichte liegt in Berlin bei 3 807 Einwohnern pro Quadratkilometer, während sie in den vom Verdichtungsraum entfernten Regionen zum Teil auf 70 Einwohner pro Quadratkilometer und darunter sinkt.
	Eine entscheidende Rolle spielt bezüglich des Lärms der Verkehr (insbesondere der Straßenverkehr), der bei der hier erfolgten Zustandsbeschreibung eine Indikatorfunktion einnimmt. Die Darstellung der Straßen und Straßenabschnitte mit einem durchschnittlichen Verkehrsaufkommen von mehr als 16 000 Kraftfahrzeugen/Tag (durchschnittlicher täglicher Verkehr, DTV) ergibt im Zusammenhang mit der Siedlungsstruktur ein Bild der Bereiche, in denen erhöhte Belastungen durch Verlärmung mit Werten um 65 dB(A) tags bzw. 55 dB(A) nachts auftreten. Diese Werte wurden im Land Brandenburg als Prüfwert für die laufende Lärmminderungsplanung festgelegt. 
	Im Kernbereich der Stadt Berlin (innerhalb des S-Bahn-Ringes) ist das Netz der Straßen mit Verkehrsmengen über 16 000 Kraftfahrzeuge so dicht, dass nahezu von einer flächenhaft erhöhten Belastung mit zum Teil noch deutlich höheren Lärmbelastungen, insbesondere im Bereich des Hauptstraßennetzes auszugehen ist, die sich mit zuneh-mender Entfernung zum inneren S-Bahn-Ring auflockert und sich außerhalb entlang der Autobahnen und einzelner Bundesstraßenabschnitte fortsetzt. Belastungen treten im übrigen Gesamtraum nur innerhalb der größeren Städte und vereinzelt auch in kleineren Städten sowie entlang der Autobahnen Brandenburgs auf. Belastungen durch Verkehrslärm ergeben sich auch entlang der stärker frequentierten Bahntrassen und im Bereich der Anflugkorridore der Flughäfen. Im übrigen Gebiet des Planungsraumes finden sich demgegenüber große zusammenhängende, weitgehend lärmfreie Landschaftsräume, je nach Umfang der verkehrlichen Erschließung.
	Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme
	Die Bevölkerungsprognosen für den Raum Berlin-Brandenburg gehen im Zeitraum zwischen 2005 und 2020 von einem Bevölkerungsrückgang von 0,18 Mio. Einwohnern, d. h. 3,02 Prozent, aus, wobei davon allein 0,14 Mio. auf das Land Brandenburg entfallen. Gleichzeitig wird mit einer weiteren Steigerung des Verkehrsaufkommens gerechnet. Durch die Fortführung der Lärmminderungsplanung und weiterer Maßnahmen, die auf der Grundlage der zu erarbeitenden Lärmaktionspläne durchgeführt werden, sowie weiterer Verbesserungen in der Fahrzeugtechnik wird davon ausgegangen, dass vor allem bestehende, gesundheitsgefährdende Spitzenbelastungen der Bevölkerung durch Lärm in den nächsten Jahren reduziert werden können. Diesen lärmreduzierenden Wirkungen steht allerdings die prognostizierte Zunahme des Verkehrs, insbesondere des LKW-Verkehrs entgegen. In der Umgebungslärm-Richt-linie wird neben der Vermeidung und Verringerung von unzumutbaren Einwirkungen des Straßenverkehrslärms auf die Wohnbereiche erstmals auch der Erhalt bisher ruhiger Gebiete thematisiert.
	Durch die Schließung der Innenstadtflughäfen in Berlin (Tegel und Tempelhof) und die Konzentration des gesamten Flugverkehrs auf den Flughafen Berlin Brandenburg International (BBI) in Schönefeld wird sich innerhalb Berlins eine deutliche Entlastung der Bevölkerung durch Fluglärm ergeben, während die Belastungen im Umfeld des neuen Großflughafens zunehmen werden. Die Anzahl der von Fluglärm betroffenen Einwohner wird jedoch insgesamt deutlich zurückgehen.
	3.2 Landschaft und kulturelles Erbe
	Zur Beschreibung der landschaftlichen und kulturhistorischen Verhältnisse wird die Ausstattung mit großflächigen, landschaftsbezogenen Schutzgebieten und ruhigen Landschaftsräumen sowie kulturhistorisch besonders hervorzuhebenden Teilräumen im Zusammenhang mit der Flächennutzung (Wald und Gewässer) herangezogen.
	Zustandsbeschreibung
	Sowohl Brandenburg als auch Berlin zeichnen sich durch einen hohen Waldanteil aus. Mit rund 35 Prozent der Gesamtfläche des Planungsraumes liegt dieser zusammen weit über dem Bundesdurchschnitt. Berlin ist gleichzeitig der waldreichste Stadtstaat in Deutschland. Die Region Berlin-Brandenburg ist mit rund 20 000 Seen und Teichen sowie einem weitverzweigten Gewässernetz im Bundesvergleich ebenfalls überdurchschnittlich reich an landschaftlich prägenden Gewässern. Hinzu kommt der hohe Anteil an Großschutzgebieten (rund 32 Prozent der Fläche) und ruhigen, durch stark befahrene Verkehrsachsen nicht zerschnittenen Räumen (ca. 60 Prozent des Territoriums von Berlin und Brandenburg), die den Reichtum des Planungsraumes Berlin-Brandenburg an ruhigen und in Eigenart, Vielfalt und Schönheit qualitativ hochwertigen Landschaften verdeutlichen.
	Im brandenburgischen Teil der Lausitz befinden sich in einer Größe von 48 150 Hektar Sanierungsflächen des Braunkohlenbergbaus, auf denen die aus DDR-Zeiten entstandenen bergbaulichen Folgeschäden beseitigt werden. Ein großer Teil der Bergbausanierungsarbeiten ist bereits erbracht worden. In drei aktiven Tagebauen wird weiterhin Braunkohle abgebaut. Bis zum Ende ihrer Laufzeit werden sie eine Fläche von rund 19 700 Hektar beansprucht haben, die wieder nutzbar gemacht wird.
	Insgesamt wurden im gemeinsamen Planungsraum Berlin-Brandenburg 163 Landschaftsschutzgebiete, zehn Naturparks, drei Biosphärenreservate und ein Nationalpark ausgewiesen. Berlin besitzt zusätzlich zu den Wald- und Gewässerflächen weitere 3 900 Hektar an Grün- und Parkanlagen, die einen wertvollen Faktor für die Naherholung und Aufenthaltsqualität im Planungsraum darstellen.
	Das kulturelle Erbe der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg spiegelt sich in einem reichen und vielschichtigen Bestand an Denkmalen (Baudenkmale, Denkmalbereiche sowie Garten- und Bodendenkmale) aus allen Epochen der Landesgeschichte Berlins und Brandenburgs wider. Neben dem Berliner Denkmalbestand mit 8 000 Denkmalen, der überwiegend den Zeitraum der letzten 200 Jahre umfasst, finden sich in Brandenburg rund 12 000 Denkmale, darunter über 100 historische Stadt- und Ortskerne. Im Land Brandenburg sind gegenwärtig rund 26 500 archäologische Fundplätze (Bodendenkmale) bekannt. Im Land Berlin sind über 2 000 archäologische Fundobjektgruppen verzeichnet mit großenteils mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Fundstellen. Als frühstädtische Kerne sind Spandau, Berlin/Cölln und Köpenick überliefert. 
	Das Spektrum der kulturhistorisch wertvollen Denkmale und Bereiche reicht vom Gebiet des UNESCO-Welt-kulturerbes „Schlösser und Gärten von Berlin und Potsdam“ oder der „Berliner Museumsinsel“ über zahlreiche prähistorische Grabhügel, Siedlungsplätze, Befestigungsanlagen, Bestattungs- und Opferplätze, Stadt- und Dorfkirchen, Herrenhäuser, Parks, Wohngebäude, Gedenkstätten, Kasernen, Bauten von Industrie, Handel und Verkehr bis hin zu volkskundlich und technisch bedeutenden Anlagen.
	Eine aktuelle, zusammenfassende Darstellung kulturhistorischer Landschaftselemente und -strukturen liegt für das Gebiet der Länder Berlin und Brandenburg bisher nicht vor. Es lassen sich in Brandenburg großmaßstäblich regionale Schwerpunkte bezüglich der kulturhistorischen Bedeutung identifizieren. Dies sind Regionen mit hoher Dichte von Denkmalen, die auf Grund ihrer naturräumlichen und kulturhistorischen Bedeutung den Charakter des Gebietes als Kulturlandschaft prägen und in ihrer kulturlandschaftlichen Gesamtstruktur erhaltenswert sind. Hierzu zählen u. a. die Potsdamer Kulturlandschaft, das Spreewaldgebiet, das Oderbruch, das Untere Odertal und das Elbtal im Raum von Wittenberge – Lenzen.
	Tabelle 8:  Landschaftlich wertvolle Flächen im Planungsraum Berlin-Brandenburg
	Gebiet
	Anzahl
	Größe
	Anteil der Gebietsfläche Brandenburg-Berlin
	(ha)
	(%)
	Unzerschnittene verkehrsarme Räume (UZVR) > 100 km²
	95
	1 832 340
	60,33
	LSG 
	163
	984 817
	32,43
	NSG 
	469
	205 274
	6,76
	Naturparke
	11
	ca. 730 000
	24,04
	Biosphärenreservate
	3
	229 985
	7,57
	Nationalpark
	1
	10 500
	0,35
	Wald
	–
	1 051 917
	34,64
	Gewässer
	–
	106 627
	3,51
	Quellen: Digitale Daten des BfN 2003 aktualisiert durch F&S 2007; MLUV 2007: http://www.mluv.brandenburg.de/cms/detail.php/107783; DiROK 2007; Umweltatlas Berlin 2007 
	Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme
	Im gemeinsamen Planungsraum ist beabsichtigt, den Schutz landschaftlich wertvoller Flächen moderat zu erweitern. Derzeit laufen im Land Brandenburg drei Verfahren zur Neuausweisung von Landschaftsschutzgebieten, und im Land Berlin wird eine Erhöhung des Anteils der Landschaftsschutzgebiete und geschützten Landschaftsbestandteile auf rund 20 Prozent der Stadtfläche angestrebt (MLUV 2007: http://www.mluv.brandenburg.de; Umweltatlas Berlin 2007).
	Auf Grund der Bevölkerungsstagnation in den ländlichen Gebieten Brandenburgs ist mit einer nur moderaten Gefährdung großflächig unzerschnittener verkehrsarmer Räume zu rechnen. Der Rückgang der in der Landwirtschaft beschäftigten Personen kann zum Rückgang der kulturlandschaftlichen Vielfalt führen. In den nächsten Jahren ist mit einer weiteren Entwicklung des Tourismus und einer Zunahme des Anbaus von Energiepflanzen mit ihren Chancen und Risiken für den Erhalt wertvoller Landschaften zu rechnen.
	Eine Nachnutzung von Arealen in Städten und Dörfern mit historischer Bedeutung oder hoher Denkmaldichte, die dem Schutzzweck oder der historischen Bedeutung nicht angemessen ist, kann zu einer Gefährdung des kulturellen Erbes und damit zu einer Beeinträchtigung weicher Standortfaktoren führen.
	3.3 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
	Im Maßstab der Landesentwicklungsplanung lässt sich die Bestandsituation bezüglich des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt durch die Darstellung der vorhandenen Schutzgebietskulisse im Raum Berlin-Brandenburg verdeutlichen.
	Zustandsbeschreibung
	Die Länder Berlin und Brandenburg leisten mit insgesamt 32 gemeldeten EU-Vogelschutzgebieten (SPA) und 635 FFH-Gebieten einen wichtigen Beitrag zum Erhalt der schützenswerten Arten und Lebensräume sowie der bio-logischen Vielfalt. Das Gebiet der Länder Brandenburg und Berlin weist damit einen über dem Bundesdurchschnitt liegenden Anteil an Natura 2000-Gebieten auf, was die besondere Bedeutung des Gebietes hinsichtlich seiner Biotopstrukturen widerspiegelt. Die Natura 2000-Gebietskulisse überlagert in weiten Teilen die 469 ausgewiesenen Naturschutzgebiete (NSG). Darüber hinaus wurden in Brandenburg 15 Großschutzgebiete (GSG) eingerichtet, darunter drei Biosphärenreservate und der Nationalpark „Unteres Odertal“. Dies macht die Vielzahl großflächig zusammenhängend wertvoller und zum Teil länderübergreifender Landschaftsräume im Gebiet deutlich. Neben einigen Heide- und Seengebieten sind die zum Teil noch sehr naturnahen Auenlandschaften der Oder, Elbe und Spree besonders erwähnenswert.
	Ein weiterer wichtiger Faktor für den Erhalt der biologischen Vielfalt ist der Biotopverbund. Ein Biotopverbundsystem muss auch den Ortswechsel und Populationsaustausch von Säugetieren mit größeren Arealansprüchen berücksichtigen und setzt daher die Erhaltung und Wiederherstellung von Korridoren und großflächig unzerschnittenen Landschaftsräumen voraus. Insbesondere das im internationalen Vergleich sehr dichte Straßennetz in Deutschland hat dazu geführt, dass unzerschnittene verkehrsarme Räume (UZVR) mit mindestens 100 Quadratkilometer Flächengröße, d. h. Lebensräume mit ausreichender Größe für wildlebende Tiere und Pflanzen, dramatisch abgenommen haben. 
	In Brandenburg liegt der Anteil von UZVR an der Landesfläche weit über dem Bundesdurchschnitt. Mehr als 24 Prozent der Gesamtfläche dieser Gebiete in Deutschland ab einer Größe von 200 Quadratkilometern liegen in Brandenburg. Mit 8,2 Prozent Siedlungs- und Verkehrsfläche hat Brandenburg eine der geringsten Sied-lungs-/Verkehrsdichten in Deutschland. 
	Tabelle 9: Naturschutzfachlich wertvolle Flächen und unzerschnittene verkehrsarme Räume (UZVR) im Planungsraum Berlin-Brandenburg
	Gebiet
	Anzahl
	Größe
	Anteil der Gebietsfläche Brandenburg-Berlin
	(ha)
	(%)
	FFH
	635
	338 313
	11,14
	SPA
	32
	653 411
	21,52
	NSG 
	469
	205 274
	6,76
	GSG(Naturparks, Biosphärenreservate und ein Nationalpark)
	15
	ca. 970 500
	31,96
	UZVR ab 100 km² bis 200 km² 
	68
	983 595
	33,37
	UZVR ab 200 km²
	27
	848 745
	28,79
	Quellen: Digitale Daten des BfN 2003 aktualisiert durch F&S 2007; MLUV 2007: http://www.mluv.brandenburg.de/cms/detail.php/107783; DiROK 2007; Umweltatlas Berlin 2007
	Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme
	Der Schutz naturschutzfachlich wertvoller Flächen soll erweitert werden. Derzeit werden im Land Brandenburg 41 Verfahren zur Ausweisung von Naturschutzgebieten geführt und im Land Berlin ist über den derzeitigen Bestand an naturgeschützter Fläche hinaus eine Erweiterung auf rund 3 Prozent der Stadtfläche für Naturschutzgebiete an-gestrebt.
	Auf Grund der Bevölkerungsstagnation in den ländlichen Gebieten Brandenburgs ist mit einer nur moderaten Gefährdung der UZVR zu rechnen. Neben der Entwicklung der Einwohnerdichte ist aber auch die Entwicklung des Tourismus ein Faktor, der zur Gefährdung der UZVR beitragen kann. 
	3.4 Boden
	Für die Zustandsbeschreibung der Bodenverhältnisse im Planungsraum Berlin-Brandenburg eignen sich zunächst vorhandene Informationen über die Verbreitung wertvoller und besonders schützenswerter Böden. Zusätzlich können Daten zur Siedlungs- und Verkehrsflächendichte bzw. – soweit vorliegend – zum Versiegelungsgrad sowie die Flächen, die in großem Maßstab zur Rohstoffgewinnung abgetragen wurden, herangezogen werden. Stoffliche Vorbe-lastungen können mit Daten zum Bodenzustand und zu Altlasten beschrieben werden.
	Zustandsbeschreibung
	Ökologisch besonders wertvolle Böden in Brandenburg sind im Wesentlichen die Niedermoor- und Auenböden, die im Vergleich zum übrigen Bundesgebiet relativ häufig, wenn auch vielfach durch Entwässerung in degradiertem Zustand, anzutreffen sind. Das Landschaftsprogramm Brandenburg weist innerhalb des Bundeslandes zwölf Schwerpunkträume des Bodenschutzes aus. Dabei wurden zusammenhängende Gebiete mit besonderer Bedeutung für den Boden- und Naturschutz zusammengefasst, die durch Überlagerung und/oder ein engräumiges Mosaik wertvoller bzw. seltener Böden sowie einer Häufung von Bodendenkmalen gekennzeichnet sind.
	In Berlin wurden besonders wertvolle Böden mit einem alle Bodenfunktionen integrierenden Bewertungsverfahren ermittelt. Die so abgegrenzten Böden mit einer insgesamt hohen Leistungsfähigkeit sind überwiegend auf den Hochflächen im Norden und Süden, im Spandauer Forst und den Gosener Wiesen zu finden. Stark besiedelte Gebiete mit einer hohen Naturferne weisen dagegen eine geringe bis mittlere Leistungsfähigkeit auf. 
	Für Brandenburg liegen keine Daten zum landesweiten Versiegelungsgrad vor. Statistisch erfasst sind lediglich zusammenfassend die Gebäude-, Verkehrs- und Freiflächen. Dennoch können die Daten einen großmaßstäblichen Eindruck des Anteils der Bereiche geben, in denen auf Grund der Bebauung kein natürlich gewachsener Boden mehr vorzufinden ist. Mit ca. 8 Prozent ist der Anteil der Gebäude-, Verkehrs- und Freiflächen in Brandenburg im Vergleich zu den anderen Bundesländern am zweitniedrigsten. Hinzu kommen ca. 2 Prozent der Landesfläche Brandenburgs, auf der natürlich gewachsene Böden auf Grund der Rohstoffgewinnung im Tagebau nicht mehr vorhanden sind (diese Fläche entspricht ca. 72 Prozent der Fläche des Bundeslandes Berlin).
	Naturgemäß stellen sich die Bodenverhältnisse in Berlin vollständig anders dar. Bei einem Anteil der Gebäude-, Verkehrs- und Freifläche von knapp 56 Prozent sind natürlich gewachsene Böden weitaus seltener anzutreffen als in Brandenburg.
	Neben diffusen Belastungen in Städten oder im Nahbereich von Emittenten und punktuellen Belastungen altindustrialisierter Standorte (Altlasten) weisen die Böden im Planungsraum vorwiegend nur geringe Schadstoffgehalte auf. 
	Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme
	Im Land Brandenburg liegt die statistisch erfasste tägliche Zunahme der Freiflächeninanspruchnahme durch Siedlungs- und Verkehrsflächen bei rund 8 Hektar/Tag (Stand 2003). Der räumliche Schwerpunkt der zusätzlichen Flächeninanspruchnahme liegt in den an die Metropole Berlin angrenzenden Bereichen, während auf Grund der Bevölkerungsabnahme im übrigen Gebiet Brandenburgs von einer deutlich langsameren Zunahme der Freiflächeninanspruchnahme auszugehen ist. Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie verfolgt das Ziel, die tägliche Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche bis 2020 um gut zwei Drittel auf bundesweit 30 Hektar zu reduzieren. Umgerechnet auf die Fläche des Landes Brandenburg sind dies rund 2,5 Hektar pro Tag. Obwohl seit 2001 eine Stagnation der Zunahme der Freiflächeninanspruchnahme festzustellen ist, ist diese Verringerung und auch das für 2050 angestrebte Ziel einer vollständigen Vermeidung zusätzlicher Flächeninanspruchnahme nicht absehbar (vgl. Umweltdaten Brandenburg 2005).
	Trotz der Bemühungen im Rahmen der Lokalen Agenda 21 ist auch in Berlin nicht von einem substanziellen Rückgang der zusätzlichen Freiflächeninanspruchnahme auszugehen. Ein besonderer Druck liegt dabei in den Randbe-reichen der Metropole. Räumlich begrenzt finden sich aber auch Tendenzen, die zur Rückgewinnung unversiegelter Flächen führen (z. B. Stadtumbaumaßnahmen in den östlichen Bezirken Berlins).
	Bezüglich der Bodenbelastungen ist davon auszugehen, dass insgesamt eine weitere Reduzierung erreicht werden kann u. a. auf Grund des steigenden Anteils der ökologischen Landwirtschaft, der fortgesetzten Bemühungen der Altlastenbeseitigung sowie der weiteren Verbesserung von Technologien (Energieeffizienz, Emissionsreduzierung).
	3.5 Wasser
	Für die Darstellung des Umweltzustandes in Bezug auf das Schutzgut Wasser im Planungsraum Berlin-Brandenburg wurde insbesondere auf Informationen der Bestandserfassung im Rahmen der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zurückgegriffen. 
	Zustandsbeschreibung
	Grundwasser/Trinkwasser
	Im Planungsraum dominieren unverfestigte silikatische Porengrundwasserleiter unter Deckschichten mit geringer Schutzwirkung. In den großflächigen Tagebaugebieten im Süden Brandenburgs werden die natürlichen Grundwasserschichten durch bergbaubedingte Eingriffe gestört und sind grundlegend verändert. 
	Im Bereich der Länder Berlin und Brandenburg finden sich 51 Grundwasserkörper, deren Größe sich zwischen 26 Quadratkilometer und 3 358 Quadratkilometer bewegt. 30 von ihnen reichen über die Grenzen des Gebietes hinaus. 
	Die Grundwasserbeschaffenheit kann flächenhaft als gut eingestuft werden; regionale Verunreinigungen, z. B. durch landwirtschaftliche Nutzung, ehemaligen Bergbau, kommunale Abwässer, ehemalige Abwasserverrieselung oder Altlasten können vorkommen. 
	Auf der Grundlage der ersten Bestandsaufnahme im Zuge der Umsetzung der WRRL wurde für 26 Grund-wasserkörper, die den überwiegenden Teil der Fläche im Planungsraum umfassen, bereits eingeschätzt, dass die gesetzten Gütekriterien wahrscheinlich bereits erreicht sind. Allerdings ist die Zielerreichung für die verbleibenden 25 Grundwasserkörper unklar oder unwahrscheinlich. Dies gilt vor allem in der Braunkohlenregion im Süden des Landes und in den dicht besiedelten Bereichen.
	Die größten Trinkwasserentnahmen erfolgen in und im näheren Umfeld von Berlin. Die Trinkwassergewinnung im Planungsraum ist insgesamt rückläufig. Der Rückgang der Grundwasserförderung hat seit 1990 zu einem flächen-deckenden Anstieg der Grundwasserstände im Berliner Stadtgebiet geführt. Im übrigen Planungsraum sind vorwiegend in den Hochflächen fallende Grundwasserstände zu verzeichnen, während in den Niederungen in den letzten Jahren leicht steigende Grundwasserstände zu beobachten waren. In der Braunkohlenregion im Südosten des Planungsraumes sind sie vollständig anthropogen beeinflusst.
	Die bergbaubedingten Wasserentnahmen in der Braunkohlenregion dienen der Freihaltung der Braunkohlentagebaue. Dies führt zu großräumigen Grundwasserabsenkungen mit starkem Einfluss auch auf die Oberflächengewässer (Wasserstände, Wassermengen, Wasserbeschaffenheit), die grundwasserabhängigen Landökosysteme sowie die Trinkwasserversorgung aus Uferfiltrat. Beim Wiederanstieg des Grundwassers nach Ende des Bergbaus können sich die hydrochemischen Eigenschaften des Wassers durch die erfolgte Belüftung der Grundwasserleiter stark verändern. Es entstehen zum Teil stark mineralisierte Wässer mit hohen Sulfat- und Metallgehalten, die das Grundwasser, die Vorfluter und die entstehenden Tagebauseen in ihrer Wasserqualität beeinträchtigen. In Gebieten des Sanierungsbergbaus haben sich durch den Grundwasseranstieg diese Szenarien bereits eingestellt. 
	Oberflächenwasser
	Der Raum Berlin-Brandenburg besitzt ein reich verzweigtes Gewässernetz, das vorwiegend dem Einzugsbereich der Elbe zuzuordnen ist und zu einem weitaus kleineren Teil im Osten dem Einzugsbereich der Oder. Mit knapp 30 000 Kilometer Fließgewässer und rund 3 000 Seen > 1 Hektar zählt das Gebiet zu einer der an Binnengewässern reichsten Regionen in Deutschland. Weitere großflächige Seen entstehen durch Flutung von gestalteten Tagebaurestlöchern.
	Im Rahmen der o. g. Bestandserfassung wurden entsprechend den Vorgaben der WRRL Fließgewässer mit einem Einzugsgebiet > 10 Quadratkilometer und Seen ab einer Größe von 50 Hektar bezüglich ihrer qualitativen Beschaffenheit näher untersucht. Erwartungsgemäß sind die Beeinträchtigungen im Stadt-Umland-Zusammenhang von Berlin und Potsdam besonders hoch. So wurde für Berlin eingeschätzt, dass ca. 74 Prozent der Gewässer die Zielwerte der WRRL nicht erfüllen. Aber auch in Brandenburg fällt der weitaus überwiegende Anteil der Oberflächengewässer im Vergleich des Zustandes mit den Zielen der WRRL in die Kategorien „Zielerreichung unwahrscheinlich“ oder „Zielerreichung unklar“.
	Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme
	Nach den Szenarien des Potsdamer Instituts für Klimafolgenforschung (PIK) (PIK-Report: Gerstengarbe, F.-W., 2003) ist in den nächsten Jahren mit einem Rückgang der mittleren Jahresniederschläge bei gleichzeitig steigenden Temperaturen zu rechnen. Dadurch wird die Sickerwasserbildung im langjährigen Mittel um ca. 46 mm/Jahr abnehmen. Die absehbaren Folgen könnten eine deutliche Verringerung der Grundwasservorräte, ein Absinken der Wasserstände der Oberflächengewässer und eine Abnahme der Gewässerqualität sein. Demgegenüber werden die auf Grund der Umsetzung der WRRL erforderlichen Maßnahmen zur Verbesserung der Gewässerqualität stehen. Anthropogene Nähr- und Schadstoffeinträge sollen dabei reduziert und Verbesserungen der Gewässerstrukturen durchgeführt werden.
	Die Wasserverhältnisse im Südosten des Planungsraumes bleiben durch den Braunkohlenbergbau dauerhaft beeinflusst. In Gebieten des Sanierungsbergbaus reduzieren sich sukzessive die Grundwasserdefizite bzw. haben sich bereits stationäre Grundwasserverhältnisse eingestellt. Der vorbergbauliche Zustand der Grundwasserleiter ist grundsätzlich jedoch nicht wiederherstellbar. Das Entstehen neuer Gewässer bedingt einen dauerhaft anhaltenden Rückgang des Gebietsabflusses. Auch die Beeinflussung der Wasserbeschaffenheit (Sulfat, Eisen, Aluminium, Ammo-nium) mit möglichen Auswirkungen auf die Vorflutsysteme und gegebenenfalls die Trinkwasserversorgung wird langfristig anhalten. Dabei können auch bisher nicht durch Grundwasserabsenkung betroffene Gebiete beeinflusst werden. Potenzielle Summationseffekte mit den Tagebauen auf sächsischem Gebiet können auftreten.
	3.6 Klima und Luft
	Zustandsbeschreibung
	Mit mittleren Niederschlägen deutlich unter 600 Millimeter ist Berlin-Brandenburg eine der niederschlagsärmsten Regionen in Deutschland. Das Klima ist auf Grund der östlichen Lage bereits kontinental geprägt mit deutlichen Temperaturextrema, d. h. vergleichsweise kalten Wintern und heißen Sommern. Modifiziert werden die klimatischen Verhältnisse insbesondere durch die Flächennutzung und weniger durch die weitgehend fehlenden Reliefunterschiede. Im Raum Berlin ist ein deutlicher Einfluss der städtischen Verdichtung mit höheren Durchschnittstemperaturen und Niederschlägen zu spüren.
	Der überwiegend ländlich geprägte und dünn besiedelte Bereich außerhalb des Stadt-Umland-Zusammenhangs von Berlin und Potsdam mit seinen ausgedehnten Wald- und Wasserflächen erfüllt wichtige bioklimatische Ausgleichsfunktionen für die dicht besiedelten städtischen Bereiche. Besonders die stadtnahen und zum Teil weit in den städtisch geprägten Raum hereinragenden Wald- und Wasserflächen wirken sich durch Luftzirkulation und Luftaustausch positiv auf das Stadtklima und die lufthygienische Gesamtsituation aus.
	Diesen durch Luftschadstoffe gering belasteten Gebieten stehen in einzelnen Städten Brandenburgs und in Berlin Bereiche mit zum Teil deutlichen Belastungsspitzen vorwiegend durch Stickstoffdioxid und Feinstaub gegenüber. Mit 43-56 µg/m³ wurden im Jahr 2007 an Verkehrs-Messstellen in Potsdam, Frankfurt (Oder) und Cottbus erhöhte NO2-Jahresmittelwerte gemessen, die den ab 2010 geltenden Grenzwert von 40 µg/m³ (Jahresmittelwert) übersteigen. In Kernbereichen Berlins wird dieser Grenzwert zum Teil mit einem Spitzenwert von 59 µg/m³ noch deutlicher überschritten. Spitzenbelastungen durch Schwebstaub spielen in innerstädtischen Bereichen ebenfalls eine entscheidende Rolle. Der PM 10-Kurzzeit-Grenzwert, der pro Jahr nicht mehr als 35 Überschreitungen eines Tagesmittelwertes von 50 µg/m³ Feinstaub zulässt, wurde an den Verkehrs-Messstellen in den größeren Städten Brandenburgs (38 bis 96 Überschreitungen im meteorologisch ungünstigen Jahr 2006 bzw. 59 Überschreitungen nur in Cottbus im meteoro-logisch günstigen Jahr 2007) und in Berlin (2006: 48 bis 71 Überschreitungen) deutlich überschritten. Bezüglich der Ozon-Belastungen wurden 2007 nur vereinzelt kritische Belastungen > 180 µg/m³ (1-Stunden-Mittelwert) erreicht, während der Hitzesommer 2006 in Brandenburg nahezu flächendeckend für Überschreitungen sorgte. Dabei treten Spitzenwerte weniger in Innenstädten mit hoher verkehrsbedingter Luftbelastung (NO-Emissionen), sondern vorwiegend an Stadträndern auf. Das EU-weit geltende maximale tägliche 8-Stunden-Mittel von 120 µg/m³, das im dreijährigen Mittel nicht öfter als an 25 Tagen überschritten werden darf, konnte zwischen 2005 und 2007 an 9 von 15 Sta-tionen in Brandenburg nicht eingehalten werden. In Berlin wurden die Werte im Jahr 2006 am Stadtrand an 23 bis 41 Tagen überschritten.
	Die Belastung der Luft im Planungsraum Berlin-Brandenburg mit Schwefeldioxid, Kohlenmonoxid, Benzol und Blei konnte bereits bis Ende des vergangenen Jahrzehnts erheblich reduziert werden, so dass die Grenzwerte heute flächendeckend weit unterschritten werden.
	Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme
	Der PIK-Report geht von einer Zunahme der durchschnittlichen Jahrestemperatur von 1,4 Grad (2001 bis 2055) und einem weiteren spürbaren Rückgang der Niederschläge (Szenarien zwischen -18  und -221 Millimeter) mit entsprechenden Folgen für den Wasserhaushalt im Raum Berlin-Brandenburg aus. Gleichzeitig wird eine Zunahme klima-tischer Extremereignisse mit Starkregen und Trockenperioden erwartet.
	Unter Berücksichtigung der strengeren Anforderungen der Luftqualitätsrichtlinien stellt die Feinstaubbelastung (PM10) in Berlin und vielen größeren Städten Brandenburgs ein ernst zu nehmendes Problem dar. Dem wird durch entsprechende Maßnahmen auf der Basis von Luftreinhalteplänen und Aktionsplänen entgegengewirkt. In Brandenburg war die Aufstellung von Luftreinhalteplänen in drei Städten notwendig. Zusätzlich befinden sich Aktionspläne in Umsetzung bzw. in Aufstellung. In Berlin wird durch die seit 1. Januar 2008 eingeführte ca. 88 Quadratkilometer große Umweltzone innerhalb des Berliner S-Bahn-Ringes schrittweise bis 2010 eine erhebliche Entlastung der ca. 1 Mio. Einwohner der besonders dicht bebauten Innenstadt erwartet.
	3.7 Kultur- und Sachgüter
	Zustandsbeschreibung
	Kultur- und Sachgüter wie öffentliche und private Bauwerke, Straßen, Eisenbahnlinien sowie sonstige Infrastruktureinrichtungen und -trassen stellen erhebliche Sachwerte dar. Sie sind im gesamten Planungsraum verbreitet, schwerpunktmäßig konzentrieren sich diese Werte allerdings in Berlin und den größeren Städten in Brandenburg. Kultur-historisch bedeutende Kultur- und Sachgüter sind zumeist als Denkmale geschützt (zur weitergehenden Zustands-beschreibung des Denkmalbestandes siehe Kapitel 3.2). Erhöhte Schadensrisiken für Kultur- und Sachgüter bestehen in Gebieten, die auf Grund der topografischen Lage, vor allem in Niederungen der Flusseinzugsgebiete von Elbe und Oder, hochwassergefährdet sind.
	Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung des LEP B-B und planrelevante Umweltprobleme
	Der Klimawandel und die damit verbundenen Wetterextreme wie Stürme und Starkregenereignisse führen zu erhöhten Schadensrisiken für Kultur- und Sachgüter. Beide Länder haben es sich daher zur Aufgabe gemacht, dem forcierten Klimawandel im Rahmen ihrer Energiepolitik und Klimaschutzstrategien entgegenzuwirken. Ebenso gewinnt der vorbeugende Hochwasserschutz zunehmend an Bedeutung.
	3.8 Wechselwirkungen
	Die einzelnen Schutzgüter stellen jeweils nur Teilaspekte des gesamten Wirkungsgefüges der Prozesse in Natur und Landschaft dar. Eine isolierte Betrachtung und Bewertung der Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter ohne Beachtung der Wirkungszusammenhänge würde zum Teil zu widersprüchlichen und unvollständigen Ergebnissen führen. 
	In dem hier gewählten Untersuchungsansatz werden bestimmte Umweltfunktionen betrachtet, die sich einzelnen Schutzgütern zuordnen lassen, deren konkrete Bedeutung aber schutzgutübergreifend zu bestimmen ist. So sind z. B. besonders wertvolle Biotopstrukturen zumeist an Böden mit besonderen Standortfaktoren gebunden. Diese Standorte stellen in der Regel für das Landschaftsbild und auf Grund ihres Erholungspotenzials für die Gesundheit des Menschen ebenfalls wertvolle Bereiche dar. Die Beurteilung der Grundwassergefährdung und Gewässerdynamik ist nur im Zusammenhang mit der Betrachtung der Bodenverhältnisse und der klimatischen Situation beschreibbar, ebenso wie die Bewertung des kulturellen Erbes oder der klimatisch-lufthygienischen Situation nicht ohne den Zusammenhang mit dem Schutzgut Mensch sinnvoll ist. 
	4 Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen der Umsetzung des Planes auf die Umwelt
	In einem ersten Prüfungsschritt wurden alle Festlegungen des LEP B-B (Teil III gegebenenfalls in Verbindung mit Teil V) hinsichtlich ihrer Umweltrelevanz überprüft. Die Plansätze 2.1 (Z) und 2.2 (G) sowie die folgenden Absätze innerhalb weiterer Plansätze 4.5 (Z) Absatz 2 und 4.8 (G) Absatz 2 enthalten nur Definitionen und besitzen somit keine Umweltrelevanz. In folgendem Kapitel 4.1 werden die verbliebenen Festlegungen des LEP B-B mit Umwelt-relevanz hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Umwelt untersucht. Dabei werden die allgemeinen positiven und negativen Auswirkungstendenzen beschrieben und auf deren mögliche Erheblichkeit eingegangen. In Kapitel 4.2 wird auf die möglichen Auswirkungen des Planes auf das Schutzgebietssystem Natura 2000 eingegangen und in Kapitel 4.3 erfolgt eine zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen des Gesamtplanes.
	4.1 Auswirkungen der raumordnerischen Ziele und Grundsätze auf die Umwelt, Planungsalternativen sowie Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen
	Die Beschreibung der Auswirkungen der Ziele und Grundsätze wird in der Reihenfolge der einzelnen Festlegungen des LEP B-B entsprechend der in Kapitel 1.3.1 des Umweltberichts dargestellten Methodik vorgenommen.
	4.1.1 Hauptstadtregion
	Regelungsinhalt des LEP B-B
	Mit den Plansätzen 1.1 (G) und 1.2 (G) werden Grundsätze für die Entwicklung der Hauptstadtregion Berlin-Bran-denburg bestimmt. Diese soll in ihrer Vielfalt im Sinne einer großräumigen Verantwortungsgemeinschaft nach dem Prinzip „Stärken stärken“ nachhaltig und integriert weiterentwickelt werden.
	Umweltauswirkungen
	Durch diese Festlegungen wird in einer programmatischen Form ein Rahmen für Entwicklungen gesetzt. Damit verbunden ist eine weit gefasste Schwerpunktsetzung für die mögliche zukünftige Umsetzung von Vorhaben, die auch mit negativen Umweltauswirkungen verbunden sein können und gegebenenfalls der UVP-Pflicht unterliegen. Konkrete Umweltauswirkungen sind jedoch nicht absehbar Die Rahmensetzung erlaubt einen erheblichen Abwägungs- und Gestaltungsspielraum auf den nachfolgenden Planungsebenen, so dass keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.
	Planungsalternativen sowie Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltaus-wirkungen
	Da von den Festlegungen zur Hauptstadtregion keine direkten erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen, sind keine Maßnahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen erforderlich. Sinnvolle Planungsalternativen bieten sich nicht an.
	4.1.2 Zentrale-Orte-System
	Regelungsinhalt des LEP B-B
	Das Zentrale-Orte-System ist ein normiertes, flächendeckendes und hierarchisches System von Orten, die komplexe Funktionen für ihr Umland erfüllen. Die Zentralen Orte übernehmen entsprechend ihrer Funktion und Einstufung im zentralörtlichen System Aufgaben für die Gemeinden ihres jeweiligen übergemeindlichen Verflechtungsbereiches. Das Zentrale-Orte-System in der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg besteht aus den Elementen Metropole, Oberzentrum, Mittelzentrum und Mittelzentrum in Funktionsteilung. Auf die Festlegung von Zentren der Nahbereichs-ebene wird verzichtet, da im Zuge der Gemeindegebietsreform leistungsfähige Gemeinden und Ämter entstanden sind, in denen die Grundversorgung der Bevölkerung abgesichert wird. Der LEP B-B regelt das Zentrale-Orte-System abschließend und ersetzt auch die Festlegungen von Zentralen Orten in den Regionalplänen.
	In den Plansätzen werden das System der Zentralen Orte festgelegt (Plansätze 2.1 (Z), 2.5 (Z), 2.7 (Z), 2.9 (Z)) sowie Grundsätze zu deren Entwicklung ausformuliert (Plansätze 2.2 bis 2.4 (G), 2.6 (G), 2.8 (G), 2.10 bis 2.12 (G)).
	Umweltauswirkungen
	Die Entscheidung für die Anwendung des Zentrale-Orte-Systems als Steuerungsansatz für die raumstrukturelle Entwicklung hat das Ziel, einen Orientierungsansatz für Standortentscheidungen mit gemeindeübergreifender Bedeutung zu treffen, der insbesondere auf Funktionen der öffentlichen Daseinsvorsorge abzielt. Durch das System der Zen-tralen Orte soll die Entwicklung vorrangig auf geeignete Bereiche des Planungsraumes gelenkt werden. Dies führt auf der einen Seite zu einer Rahmensetzung für eine mögliche räumliche Konzentration von Funktionen, die im Falle eines Ausbaus mit voraussichtlich negativen Umweltauswirkungen, die alle Schutzgüter betreffen, verbunden sein können. Auf der anderen Seite führt das Zentrale-Orte-System in der Tendenz zu einer Schonung großer Teile der im Planungsraum großflächig vorhandenen ökologisch empfindlichen und ruhigen Räume und deren Nutzungen und Funktionen (natürliche Lebensgrundlage, ökologischer Ausgleichsraum, insbesondere zum Schutz des Klimas und zur Minderung der Folgen des Klimawandels und deren Anpassung, landschaftlicher Erlebnisraum, Wirtschaftsraum).
	Durch die Festlegung des Zentrale-Orte-Systems im LEP B-B entstehen keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen.
	Planungsalternativen sowie Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltauswirkungen
	Die Entscheidung für den Einsatz raumordnerischer Steuerungselemente zur Entwicklung der Raumstruktur durch das Zentrale-Orte-System verfolgt die Zielrichtung, die Entwicklung von Einrichtungen der Daseinsvorsorge durch Entwicklungsoptionen an geeigneten Standorten und Entwicklungsrestriktionen an ungeeigneten Standorten zu beeinflussen. Ein Standortangebot zur räumlichen Bündelung der Funktionen der Daseinsvorsorge ist günstiger zu bewerten als der Verzicht auf ein solches Angebotssystem, da die ungerichtete Verteilung der Einrichtungen im Raum ein zusätzliches Verkehrsaufkommen mit sich bringen würde. Die Auswahl der Zentralen Orte erfolgte insbesondere auf der Grundlage von Erreichbarkeits- und Tragfähigkeitskriterien sowie bereits wahrgenommenen Funktionen. Im Gegensatz zur bisherigen raumplanerischen Konzeption steht die vorhandene funktionale Ausstattung der Zentren im Hintergrund. Mit der besonderen Berücksichtigung der Erreichbarkeit der Zentralen Orte für die Bewohner des jeweiligen zentralörtlichen Verflechtungsbereiches werden diejenigen Orte prioritär für die zentralörtliche Prädikatisierung bevorzugt, die summarisch gesehen geringere Wegelängen bzw. Fahrleistungen indizieren und damit tendenziell einen reduzierten Verkehrsflächenbedarf sowie minimierte Lärm- und Luftschadstoffbelastungen zur Folge haben. Die Auswahl und Festlegung der Zentralen Orte ist damit die eigentliche Alternativenprüfung, wobei es im Zuge des Erarbeitungsverfahrens eine umfangreiche, zum Teil auch öffentlich diskutierte Alternativenprüfung hinsichtlich der Netzdichte des Zentrale-Orte-Systems gegeben hat. Diskutiert wurden insbesondere die Fragen, welche Mindesttragfähigkeiten für die Einzugsbereiche Zentraler Orte erforderlich sind und welche Erreichbarkeiten der Zentralen Orte aus ihrem Einzugsbereich zumutbar sind. Weitergehende Umweltkriterien spielten bei der Auswahl der Zentralen Orte keine Rolle.
	Durch die verbindliche Festlegung des Freiraumverbundes im LEP B-B (vgl. Kapitel 4.1.5 des Umweltberichts) wird die Umsetzung von Vorhaben mit möglichen negativen Umweltauswirkungen im Bereich ökologisch empfindlicher Bereiche auch innerhalb Zentraler Orte eingeschränkt. 
	Da von den Festlegungen zum Zentrale-Orte-System keine direkten erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen, sind keine Maßnahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen erforderlich. Sinnvolle Planungsalternativen bestehen nicht (Abschichtung nach unten).
	4.1.3 Kulturlandschaft
	Regelungsinhalt des LEP B-B
	In den Plansätzen 3.1 (G) und 3.2 (G) wird eine aktive Kulturlandschaftsentwicklung angeregt, durch die die differenzierten Qualitäten in allen Teilräumen des Planungsgebietes herausgearbeitet und ihre Potenziale entwickelt werden sollen. Dabei sind alle Bereiche des ländlichen und städtischen Raumes mit eingeschlossen, wobei räumliche Prioritäten des Handlungsbedarfes benannt werden. Diese Kulturlandschaftsentwicklung soll über kooperative Raumentwicklungskonzepte befördert werden und dazu beitragen, den Kulturlandschaftswandel nachhaltig zu gestalten sowie regionale Strukturprobleme zu mindern.
	Umweltauswirkungen
	Die Festlegungen zur Kulturlandschaft setzen keinen Rahmen für die Umsetzung UVP-pflichtiger Vorhaben und es sind auch keine Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten zu erwarten. Erhebliche negative Umweltauswir-kungen infolge der Umsetzung der Festlegungen können somit ausgeschlossen werden. Inwieweit überhaupt positive oder auch negative Umweltauswirkungen daraus resultieren, ist von der jeweiligen Schwerpunktsetzung in den auf regionaler Ebene zu definierenden kulturlandschaftlichen Handlungsräumen abhängig. Tendenziell sind aber insbesondere für das Schutzgut Landschaft und kulturelles Erbe durch eine kooperative, die kulturlandschaftlichen Qualitäten aufgreifende Regionalentwicklung positive Effekte zu erwarten. 
	Eine vertiefte Prüfung der Umweltauswirkungen ist erst auf regionaler oder lokaler Ebene vor dem Hintergrund konkreter planerischer Vorhaben möglich (Abschichtung).
	Planungsalternativen sowie Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltauswirkungen
	Da von den Festlegungen zur Kulturlandschaft keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen, sind keine Maßnahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen erforderlich. Sinnvolle Planungsalternativen bieten sich nicht an (Abschichtung nach unten).
	4.1.4 Steuerung der Siedlungsentwicklung
	Regelungsinhalt des LEP B-B
	Mit den Festlegungen zur Steuerung der Siedlungsentwicklung ist beabsichtigt, einen Rahmen für die Entwicklungsabsichten kommunaler Akteure zu schaffen. 
	Zur qualitativen Steuerung der Siedlungsentwicklung werden Festlegungen (Plansätze 4.1 (G), 4.2 (Z), 4.3 (Z)) formuliert, die auf eine Konzentration der Entwicklung auf bestehende Siedlungsbereiche und vorhandene Infrastrukturen bei gleichzeitiger Schonung landschaftlich und ökologisch wertvoller Bereiche (Freiraumverbund) abzielen. 
	Durch textliche Festlegungen, zum Teil in Verbindung mit zeichnerischen Festlegungen wird ein Rahmen für die Siedlungsentwicklung in den unterschiedlich geprägten Teilräumen geschaffen (Plansatz 4.5 (Z)).
	In weiteren Regelungen wird auf die folgenden Themen eingegangen:
	– Umgang mit militärischen und zivilen Konversionsflächen (Plansatz 4.4 (G))
	– Freihaltung von Standorten für großflächige gewerblich-industrielle Vorhaben (Plansatz 4.6 (G))
	– Zulässigkeit und Standortwahl für großflächige Einzelhandelseinrichtungen (Plansätze 4.7 (Z), 4.8 (G), 4.9 (G))
	Umweltauswirkungen
	– Entwicklung von Siedlungsflächen 
	Die Siedlungsentwicklung soll auf die vorhandenen Siedlungskerne und unmittelbar angrenzende Bereiche gelenkt werden. Für die Bereiche außerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung und außerhalb der Zentralen Orte wurde eine Orientierung auf die Innenentwicklung festgelegt, die nur in Ausnahmefällen durch zusätzliche Entwicklungsop-tionen im Außenbereich ergänzt werden darf. Durch die Möglichkeit, die Entwicklungsoptionen mehrerer amtsan-gehöriger Gemeinden räumlich zu kumulieren, wird der Konzentrationsgedanke fortgesetzt und ermöglicht weitere Spielräume auch zur Vermeidung von Eingriffen in empfindliche Freiraumstrukturen. 
	Außer durch die Festlegung des Freiraumverbundes wird die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen innerhalb Zentraler Orte außerhalb des Stadt-Umland-Zusammenhangs von Berlin und Potsdam quantitativ nicht eingegrenzt. Die Festlegung eines Gestaltungsraumes Siedlung innerhalb des Stadt-Umland-Zusammenhangs von Berlin und Potsdam hat zum Ziel, den höheren Entwicklungsdruck auf die günstig erschlossenen Siedlungsbereiche, insbeson-dere die von Berlin ausgehenden Schienenverkehrsachsen, zu konzentrieren, an denen sich siedlungsgeschichtlich bereits die höchste Verdichtung ergeben hat.
	Die beabsichtigte räumliche Konzentration und Bündelung unterstützt als positive Umweltauswirkung eine Schonung empfindlicher und wertvoller Bereiche (biotische und abiotische Schutzgüter) außerhalb der Konzentrationsbereiche. Durch eine starke räumliche Konzentration der Siedlungsnutzungen können aber auch negative Umweltauswirkungen nicht ausgeschlossen werden (z. B. Lärmbelastung der Bevölkerung, weitere Bodeninanspruchnahme usw.). Die Regelungen des LEP B-B orientieren sich auf Bereiche, die bereits mit bestehenden Nahverkehrsangeboten ausgestattet sind. Die gute Zugänglichkeit zu Angeboten des ÖPNV soll die in der Fläche bestehende Abhängigkeit vom motorisierten Individualverkehr mindern und somit einen Beitrag zur umweltfreundlichen Verkehrsgestaltung leisten. Die Reduzierung der Kohlendioxidemissionen durch Verringerung des motorisierten Individualverkehrs unterstützt die gesetzlichen Vorgaben zur Minderung des Ausstoßes von Kohlendioxid und trägt somit zum Klimaschutz bei. Inwieweit negative Umweltauswirkungen induziert werden und wie diese minimiert werden können, kann erst durch Umweltprüfungen hinsichtlich etwaiger zusätzlicher Siedlungsflächenausweisungen auf der Ebene der Regional- und Flächennutzungsplanung vor dem Hintergrund der Festlegung konkreter Bauflächen geklärt werden (Abschichtung).
	Der LEP B-B setzt der Entwicklung zusätzlicher gewerblicher Flächen keine quantitativen Grenzen. Das Fehlen eines Konzentrationsgebotes für die Entwicklung von Gewerbegebieten kann die Zersiedelung der Landschaft nach sich ziehen, impliziert diese aber nicht. Auch hier sind erst auf der Ebene der Regional- und Flächennutzungsplanung konkrete Aussagen zu potenziellen Umweltauswirkungen möglich.
	– Umgang mit militärischen und zivilen Konversionsflächen
	Durch die Festlegungen zum Umgang mit Konversionsflächen werden keine konkreten baulichen Vorhaben geplant. Durch die gezielte Lenkung städtebaulich schwer integrierbarer Vorhaben auf vorbelastete, bebaute oder versiegelte Konversionsflächen, bei denen eine raumverträgliche Infrastrukturanbindung gewährleistet ist, soll eine Inanspruchnahme noch unbelasteter Freiräume weitgehend vermieden werden. Die im LEP B-B für die Ansiedlung auf Konversionsflächen genannten Vorhaben sind in der Regel UVP-pflichtig, so dass hier eine Rahmensetzung für die Umsetzung von Vorhaben mit potenziell erheblichen negativen Umweltauswirkungen erfolgt. Allerdings lässt die Fest-legung einen so großen räumlichen und sachlichen Abwägungs- und Gestaltungsspielraum für die nachfolgenden Planungsebenen, dass auch von dieser Festlegung keine direkten erheblichen negativen Umweltauswirkungen aus-gehen. Durch Umweltprüfungen auf nachgeordneten Ebenen können Beeinträchtigungen vermieden oder minimiert werden (Abschichtung).
	Tendenziell trägt der durch den LEP B-B gesetzte Rahmen dazu bei, bereits im Rahmen der hochstufigen Planung die Gefahr erheblicher negativer Umweltauswirkungen für ökologisch und landschaftlich wertvolle Gebiete zu reduzieren, was sich insbesondere auf das Schutzgut Boden positiv auswirkt.
	Unterstützt wird dieser Steuerungsgedanke durch die gesonderte Regelung in Plansatz 4.4 (G) Absatz 3 zu den Konversionsflächen außerhalb innerörtlicher Siedlungsflächen mit hochwertigen Freiraumpotenzialen, die zugunsten von Freiraumnutzungen entwickelt werden sollen. Dies wirkt sich positiv auf alle biotischen und abiotischen Schutzgüter aus.
	– Freihaltung von Standorten für großflächige gewerblich-industrielle Vorhaben
	Bei einer Realisierung großflächig gewerblich-industrieller Vorhaben ist in der Regel mit möglichen erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu rechnen. Durch den LEP B-B werden für entsprechende Vorhaben 24 gezielt ausgewählte, besonders geeignete Standorte festgelegt, die speziell für die Ansiedlung flächenintensiver Großvorhaben von einer kleinteiligen gewerblichen Bebauung freigehalten werden sollen. Bereits bei der Standortwahl wurden dabei die zum jetzigen Kenntnisstand als relevant erkennbaren Umweltaspekte strategisch mit einbezogen. Alle Standorte liegen außerhalb des Freiraumverbundes. Dadurch wird sichergestellt, dass die in den Freiraumverbund integrierten fachrechtlich geschützten Gebiete sowie weitere in den Verbund integrierte hochwertige Flächen für den Ressourcenschutz (vgl. LEP B-B Tabelle 5) nicht beeinträchtigt werden. Zudem wurden Mindestabstände gegenüber Siedlungsgebieten sowie eine günstige Zuordnung zur vorhandenen leistungsfähigen Verkehrsinfrastruktur berücksichtigt. Dies setzt bereits einen Rahmen für die genannten Vorhaben, durch den das Risiko erheblicher negativer Umweltauswirkungen – soweit diese auf der Ebene und im Maßstab des LEP B-B bereits erkennbar sind – reduziert ist. 
	Sonstige mögliche Umweltauswirkungen können erst bei Kenntnis des konkreten Vorhabens beurteilt werden. Im Falle einer konkreten Inanspruchnahme dieser Standorte sind auf nachgeordneten Planungsebenen auf den Einzelstandort bezogen vertiefende Umweltprüfungen vorzunehmen (Abschichtung).
	– Zulässigkeit und Standortwahl für großflächige Einzelhandelseinrichtungen
	Die Planung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen wird weitgehend auf das Gebiet der Zentralen Orte konzentriert und entsprechend ihrer Funktion im Umfang begrenzt. Innerhalb der Zentralen Orte soll entsprechend den Sortimenten von geplanten Einzelhandelseinrichtungen eine weitere Konzentration auf die städtischen Kernbereiche erfolgen. Die Zielrichtung der räumlichen Bündelung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen in Zentralen Orten sowie das raumordnerische Beeinträchtigungsverbot führen tendenziell zu positiven Wirkungen auf die Umwelt (mit Schwerpunkt bei den Schutzgütern Boden, Klima und Luft sowie Mensch und Gesundheit). Empfindliche Bereiche außerhalb der Konzentrationszonen werden geschont und ein sonst möglicherweise erforderlicher Ausbau der Verkehrsinfrastruktur vermieden. Eine weitergehende, vertiefte Umweltprüfung ist auf der Stufe des LEP B-B nicht möglich, da keine konkreten Standorte festgelegt werden. Diese Prüfung kann daher erst auf der Ebene der Regional- oder Flächennutzungsplanung erfolgen (Abschichtung).
	Planungsalternativen sowie Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltaus-wirkungen
	Die Entscheidung für den Einsatz raumordnerischer Steuerungselemente zur Ausgestaltung der Siedungsentwicklung verfolgt die Zielrichtung, die raumstrukturelle Entwicklung durch Entwicklungsoptionen an geeigneten Standorten und Entwicklungsrestriktionen an ungeeigneten Standorten zu beeinflussen. Sie schränkt damit den grundgesetzlich garantierten Gestaltungsspielraum kommunaler Akteure im Spannungsfeld zwischen kommunaler Selbstverwaltung und raumordnerischen Vorgaben im Rahmen der Anpassungspflichten des Baugesetzbuches ein. 
	Da von den Festlegungen zur Steuerung der Siedlungsentwicklung keine direkten erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen, sind keine Maßnahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen erforderlich. Sinnvolle Planungsalternativen bestehen nicht.
	4.1.5 Steuerung der Freiraumentwicklung
	Regelungsinhalt des LEP B-B
	Zur Steuerung der Freiraumentwicklung werden im LEP B-B Festlegungen zum Schutz der Freiraumfunktionen gegenüber einer raumbedeutsamen Inanspruchnahme und Zerschneidung getroffen (Plansatz 5.1 (G)). Besonders hochwertige Freiraumfunktionen werden in einem großräumig übergreifenden Raumordnungsgebiet Freiraum-verbund besonders geschützt (Plansatz 5.2 (Z)). Für den vorsorgenden Hochwasserschutz wird ein Risikobereich Hochwasser festgelegt (Plansatz 5.3 (G)).
	Umweltauswirkungen
	Generell ergeben sich aus den freiraumbezogenen Festlegungen positive Umweltauswirkungen. Der Freiraumverbund verknüpft ökologisch und landschaftlich wertvolle und fachrechtlich geschützte Flächen zu einem zusammenhängenden Verbund und begrenzt dessen Inanspruchnahme auf ca. ein Drittel der Fläche des Gesamtplanungsraumes. Dem fachrechtlich abgesicherten Flächenschutz wird durch Verbindungsflächen ein wesentlicher Aspekt zum Erhalt und zur Entwicklung der Biodiversität sowie zur Minimierung der Landschaftszerschneidung hinzugefügt und planerisch festgesetzt. Hiermit werden im Sinne der Strategischen Umweltprüfung zentrale Umweltziele verbindlich umgesetzt, die sich insbesondere auf die Schutzgüter Landschaft, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden, Wasser sowie Klima und Luft richten. Die Einbeziehung von Mooren und Wäldern in die Gebietskulisse des Freiraumverbundes ist insbesondere wegen ihrer positiven Wirkungen auf den Landschaftswasserhaushalt (Anpassung an die Folgen des Klimawandels) und auf Grund ihrer Funktion als natürliche Kohlenstoffsenken für den Schutz des globalen Klimas von großer Bedeutung.
	Innerhalb des Freiraumschutzes wird der vorsorgende Hochwasserschutz hervorgehoben. Betont wird die Ver-meidung von Schäden an Sachwerten bzw. Kultur- und Sachgütern durch vorsorgende Maßnahmen bereits bei der Planung von Projekten in durch Hochwasser gefährdeten Gebieten. Hierdurch wird auch einer Umweltgefährdung (z. B. neben Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit durch Kontaminationen des Bodens und des Wassers) in vielfacher Hinsicht vorgebeugt. Vorsorgender Hochwasserschutz ist darüber hinaus eine Maßnahme zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels.
	Planungsalternativen sowie Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltaus-wirkungen
	Da von den Festlegungen zur Steuerung der Freiraumentwicklung positive Umweltauswirkungen ausgehen, sind keine Maßnahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen erforderlich. Sinnvolle Planungsalternativen bieten sich nicht an.
	4.1.6 Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energiegewinnung
	Regelungsinhalt des LEP B-B
	Der LEP B-B trifft Festlegungen zur Sicherung und Entwicklung der großräumig/überregional bedeutsamen Elemente der Verkehrsnetze und steuert durch Prioritätensetzung die erforderliche Sicherung der transnationalen Verkehrskorridore (Plansatz 6.1 (Z)) und der großräumigen und überregionalen Verkehrsverbindungen zur Anbindung der Zentralen Orte entsprechend ihrer Funktion (Plansatz 6.2 (Z)). Für Zentrale Orte werden Orientierungswerte für die Erreichbarkeit formuliert (Plansatz 6.3 (G)). Weiter werden in den Plansätzen 6.4 bis 6.9 des LEP B-B folgende Inhalte geregelt:
	– Verringerung der innerörtlichen Umweltbelastungen im Zuge übergeordneter Straßenverkehrsverbindungen (Plansatz 6.4 (G))
	– Entwicklung von Wasserstraßen und Häfen (Plansatz 6.5 (G))
	– Beschränkung des Linienflug- und Pauschalflugreiseverkehrs über 14 000 Kilogramm auf den Verkehrsflug-hafen Berlin Brandenburg International (BBI) (Plansatz 6.6 (Z))
	– Sicherung und Entwicklung von Standorten für Güterverkehrszentren sowie Sicherung vorhandener Schieneninfrastruktur zur Stärkung des Schienengüterverkehrs (Plansatz 6.7 (G))
	– Bündelung von Infrastrukturtrassen (Plansatz 6.8 (G) Absatz 1)
	– Standortwahl und Verkehrsanbindung für Vorhaben der technischen Infrastruktur, Ver- und Entsorgung sowie Energieerzeugung im Außenbereich (Plansatz 6.8 (G) Absatz 2 und 3)
	– Sicherung einheimischer Bodenschätze und Energieträger (Plansatz 6.9 (G))
	Umweltauswirkungen
	Die Festlegungen zur Steuerung der Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie zur Energiegewinnung haben überwiegend programmatischen Charakter. Es werden keine raumkonkreten Festlegungen von Flächen, Trassen oder Standorten getroffen. Die Festlegungen setzen einen sachlich und räumlich so weit gefassten Rahmen, dass auf den nachfolgenden Planungsebenen ein erheblicher Abwägungs- und Gestaltungsspielraum für eine umweltverträgliche Ausgestaltung von Trassen und Standorten vorhanden ist. Von den Festlegungen zur Steuerung der Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung gehen keine direkten erheblichen negativen Umweltauswirkungen aus.
	– Transnationale Verkehrskorridore und übergeordnete Verkehrsverbindungen
	Die Regelungen zur Verkehrsinfrastruktur spiegeln überwiegend den Ist-Zustand des vorhandenen Netzes wider. Soweit räumlich konkretisierte oder konkretisierbare Festlegungen vorliegen (Ziel zur Sicherung übergeordneter Verkehrsverbindungsfunktionen, Grundsatz zur Erreichbarkeit zwischen Zentralen Orten), können die dazu mög-lichen Maßnahmen und möglicherweise resultierende Umweltwirkungen erst auf der konkreten Fachplanungsebene auf Grund der räumlichen Verhältnisse, des Verkehrsbedarfes und anderer Kriterien ermittelt und beurteilt werden. Grundsätzlich wird eine flächensparende, gebündelte und den Freiraum schonende Entwicklung angestrebt, die überwiegend ohne Neutrassierungen auskommen soll. Bezüglich der großräumigen Verkehrsverbindungen liegen überwiegend bereits konkretere Planungen vor, die ihrerseits bereits auf Bundesebene im Bundesverkehrswegeplan (BVWP) oder zum Teil im Rahmen von Raumordnungsverfahren durch Umweltprüfungen begleitet wurden.
	Auf Grund der Verteilung der UZVR größer 100 Quadratkilometer im Planungsraum wird deutlich, dass es im Falle von Ausbau- oder Neubauvorhaben vorwiegend im Norden des Planungsgebietes schwierig wäre, relativ umweltverträgliche Lösungen zu finden, durch die keine Auswirkungen auf die UZVR entstehen. Auch eine Verdichtung des Verkehrs kann zu einer Zunahme der Zerschneidungswirkung im Raum beitragen. Diesem Umstand wird z. B. bei der bevorzugten Verbesserung der Schienenverbindungen in Richtung Skandinavien (über Rostock) und zum Bal-tischen Raum (über Stettin) Rechnung zu tragen sein. Auf der Ost-West-Achse sowie im Süden des Landes erscheint dies mit weniger Problemen verbunden zu sein.
	– Verringerung der innerörtlichen Umweltbelastungen im Zuge übergeordneter Straßenverkehrsverbindungen
	Die weiterführenden Regelungen zur Straßeninfrastruktur zielen darauf ab, Umweltbelastungen (durch Verlärmung und Schadstoffimmissionen bezogen auf die Schutzgüter Mensch sowie Klima und Luft) insbesondere innerorts zu reduzieren und außerorts durch integrierte und flächensparende Planungen zur minimieren. Insoweit wird ein Rahmen gesetzt mit überwiegend positiver Tendenz bezüglich möglicher Umweltauswirkungen. Die im Einzelfall mög-lichen erheblichen negativen Umweltauswirkungen (z. B. auf die Schutzgüter Boden sowie Tiere und Pflanzen) von neuen Ortsumfahrungen müssen im Rahmen von Raumordnungs- und Planfeststellungsverfahren ermittelt und berücksichtigt werden (Abschichtung).
	– Entwicklung von Wasserstraßen und Häfen
	Die Entwicklung von Wasserstraßen und Häfen wird im LEP B-B eingefordert, konkrete Regelungen zum Ausbau werden jedoch nicht getroffen. Die Entwicklung der vorhandenen Wasserstraßen und Häfen ist in der Regel mit Ausbaumaßnahmen verbunden, durch die negative Umweltauswirkungen entstehen können. Auch hier gibt es zum Teil bereits konkretere Planungen und Festlegungen des Bedarfes auf Bundesebene. Wasserstraßen liegen häufig in ökologisch besonders empfindlichen Bereichen (Schutzgüter Boden, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sowie Wasser). Zudem ist eine Veränderung der Trassenführung nicht oder nur mit erheblichem Aufwand und entsprechenden Auswirkungen auf die Umwelt möglich. Der LEP B-B weist daher darauf hin, dass ein notwendiger Ausbau in Form einer naturverträglichen Wasserstraßengestaltung unter Beachtung der Belange von Naturschutz und Landschaftspflege, Städtebau, Denkmalschutz, Hochwasserschutz durch im Einzelfall angepasste wasserwirtschaftliche Maßnahmen erfolgen soll. Eine räumlich konkretisierte Vorhabensplanung und daraus möglicherweise resultierende Umweltwirkungen können erst auf der nachfolgenden Planungsebene beurteilt werden (Abschichtung).
	– Beschränkung des Linienflug- und Pauschalflugreiseverkehrs über 14 000 Kilogramm auf den Verkehrsflug-hafen BBI
	Der LEP B-B verfolgt den Gedanken der Bündelung und Konzentration des Flugverkehrs. Dies bedeutet im Raum des Standortes Schönefeld eine zukünftig steigende Belastung mit entsprechenden unvermeidlich erheblichen nega-tiven Umweltauswirkungen (die Auswirkungen sind in den Planungsverfahren zum LEP FS und zum Planfest-stellungsverfahren in die Abwägung eingestellt worden). Die vorgesehene Schließung der innerstädtischen Flughäfen in Berlin führt insgesamt zu einer Entlastung (Schutzgüter Mensch und Gesundheit, Klima und Luft).
	– Sicherung und Entwicklung von Standorten für Güterverkehrszentren sowie Sicherung vorhandener Schieneninfrastruktur zur Stärkung des Schienengüterverkehrs
	Kernanliegen dieser Regelungen ist die Förderung umweltfreundlicherer Verkehrsträger durch eine Verbesserung der Umschlagplätze. Im Mittelpunkt steht dabei die Förderung des Schienengüterverkehrs zur Minderung der Umweltbelastungen (Schwerpunkt Schutzgut Klima und Luft) durch den straßengebundenen Güterverkehr. Eine räumlich konkretisierte Flächenvorsorge und daraus möglicherweise resultierende Umweltwirkungen können erst auf der konkreten kommunalen Planungsebene auf Grund jeweiliger räumlicher Verhältnisse, Flächenbedarf und anderer Kriterien bestimmt und beurteilt werden (Abschichtung).
	– Bündelung von Infrastrukturtrassen sowie Standortwahl und Verkehrsanbindung für Vorhaben der technischen Infrastruktur, Ver- und Entsorgung sowie Energieerzeugung im Außenbereich
	Durch den LEP B-B werden keine Prioritäten für konkrete Vorhaben der technischen Infrastruktur, Energieversorgung und der Ver- und Entsorgung gesetzt. Die Festlegungen dienen der Steuerung bei der Standort- und Trassenwahl zugunsten der Schonung der Freiräume und zur Vermeidung erheblicher negativer Umweltauswirkungen (Schutzgüter Landschaft, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt). Auf Grund des in diesem Sektor vorhandenen Entwicklungsdrucks setzt der LEP B-B hier einen wichtigen Rahmen, der sich in der Tendenz positiv auf die Umwelt auswirken wird.
	– Sicherung einheimischer Bodenschätze und Energieträger
	Durch den LEP B-B werden keine konkreten Gebietsausweisungen für den Abbau von Rohstoffen oder Standorten für Anlagen zur Gewinnung von Energie vorgenommen. Erhebliche Umweltauswirkungen können daher durch diese allgemeine Handlungsaufforderung nicht hervorgerufen werden. Der Plan setzt jedoch inhaltliche Prioritäten und betont die Erforderlichkeit des Ausbaus der Energiegewinnung durch regenerative Energieträger, aber auch die weitere Sicherung der Braunkohlenutzung sowie weiterer einheimischer Bodenschätze. Die Förderung regenerativer Energieträger ist voraussichtlich mit positiven Umweltwirkungen verbunden (Schutzgut Klima und Luft). Gleichzeitig wird bei der Umsetzung mit vielfältigen, zum Teil erheblichen negativen Umweltauswirkungen (auf alle Schützgüter in unterschiedlichem Maße je nach konkreter Lage und Art des Vorhabens) zu rechnen sein. Der LEP B-B weist auf die Bedeutung anderer Nutzungsbelange – insbesondere der Umweltbelange – hin. Die konkrete Ausgestaltung und die Minimierung erheblicher negativer Umweltauswirkungen obliegen der konkretisierenden Regional- bzw. den Fachplanungen (Abschichtung). So richtet sich die räumliche Sicherung der einheimischen Braunkohle im Land Brandenburg nach dem Ergebnis der im Land Brandenburg gesetzlich verankerten Braunkohlenplanung (Landesplanung). Die bei konkreter Veranlassung erforderliche Aufstellung der Braunkohlenpläne in Form von sachlichen und räumlichen Teilplänen beinhaltet ebenfalls eine strategische Umweltprüfung (§ 18 und § 2a RegBkPlG), in deren Rahmen die Umweltauswirkungen der Pläne geprüft werden. Dabei sind auch die möglichen Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere den Wasserhaushalt, der betroffenen Nachbarländer (u. a. Berlin) und Polens zu prüfen.
	Planungsalternativen sowie Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich negativer Umweltaus-wirkungen
	Da von den Festlegungen zur Steuerung der Verkehrsinfrastruktur keine direkten erheblichen negativen Umweltauswirkungen ausgehen, sind keine Maßnahmen zur Minderung oder zum Ausgleich von negativen Umweltwirkungen erforderlich. Sinnvolle Planungsalternativen bestehen nicht.
	Der LEP B-B verfolgt durch die Festlegungen bezüglich der Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energiegewinnung einen gegenüber der bisherigen Landesentwicklungsplanung deutlicher integrierten, umweltorientierten Weg. Vernünftige Alternativen, die einen weitergehenden Schutz der Umwelt befördern, kommen nicht in Betracht. Die Regelungen dienen zum Teil hauptsächlich der Vermeidung und Minderung möglicher negativer Umweltauswirkungen. Auf Grund des hohen Abstraktionsniveaus ist auf der Ebene der Landesentwicklungsplanung eine weiter-gehende Festlegung entsprechender Maßnahmen nicht sinnvoll.
	4.2 FFH-Verträglichkeit
	Auf Grund des hohen Abstraktionsniveaus des LEP B-B ergeben sich keine räumlich konkreten Festlegungen für Vorhaben. Es können daher auf dieser Ebene keine konkreten Auswirkungen auf das Schutzgebietssystem Natura 2000 im Sinne einer FFH-Verträglichkeitsprüfung abgeleitet werden (zur Prüfung der einzelnen Festlegungen hinsichtlich ihres Konfliktpotenzials mit den Erhaltungszielen der Natura 2000-Gebiete siehe IV C Natura 2000-Ver-träglichkeit). Auf den nachgeordneten Planungsebenen bedarf es jedoch im konkreten Planungsfall entsprechender Verträglichkeitsprüfungen.
	Durch die Festlegung des Freiraumverbundes werden 90 Prozent der FFH-Gebiete und 61 Prozent der SPA-Gebiete vor Inanspruchnahme und Neuzerschneidung durch Infrastrukturtrassen geschützt. Zugleich wird durch die Einbindung der FFH-Gebiete in die großräumige Struktur des Freiraumverbundes das nach Artikel 10 der FFH-Richtlinie angestrebte Ziel der Schaffung eines kohärenten Netzes der Natura 2000 unterstützt.
	4.3 Auswirkungen der Umsetzung des Gesamtplanes
	4.3.1 Kumulative und summarische Umweltauswirkungen
	Da der LEP B-B keine raumkonkreten Vorhaben oder Maßnahmen festlegt, können auch direkt keine erheblichen (negativen) Umweltauswirkungen durch seine Festlegungen entstehen. Auch durch das Zusammenwirken der verschiedenen Festlegungen ergeben sich hier keine direkten erheblichen Umweltauswirkungen. Der Plan lässt jedoch bei der konkreten planerischen Ausgestaltung weite Spielräume, so dass auch für die Vermeidung erheblicher negativer Umweltauswirkungen ein ausreichend großer Spielraum verbleibt. Bei den räumlich konkreteren Festlegungen (z. B. Freihaltung von Standorten für großflächige gewerblich-industrielle Vorhaben) wurde den Umweltbelangen durch ein Prüfverfahren im Zuge der Standortauswahl vorab Rechnung getragen. Der Plan folgt insbesondere im Bereich der Wohnflächenentwicklung einem konsequent steuernden Grundansatz, der in der Summe zu einer Konzentration der Siedlungsentwicklung und der Infrastruktureinrichtungen führen soll. 
	Der Konzentrationsgedanke ist summarisch mit positiven Wirkungen auf die Umwelt verbunden. Das Konzept der Kulturlandschaftsentwicklung kann dem Verfall kulturlandschaftlicher Qualitäten entgegenwirken. Der konsequente Schutz eines Freiraumverbundes fördert den Erhalt ökologisch und landschaftlich wertvoller Räume mit Ausgleichsfunktion für die dicht besiedelten Gebiete. Gleichzeitig wird – verbunden mit den Regelungen zur Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung – einer Zersiedelung der Landschaft entgegengewirkt und eine Minimierung des Energie- und Flächenverbrauches unterstützt.
	4.3.2 Grenzübergreifende Umweltauswirkungen
	Durch die Festlegung der transnationalen Korridore und der damit verbundenen Prioritäten für die Sicherung und Entwicklung der Verkehrsnetze, aber auch durch die Festlegung des Freiraumverbundes und die Festlegung grenznaher Zentren bestehen unmittelbare räumliche Beziehungen zu den benachbarten Bundesländern und zu Polen. Der Freiraumverbund greift Landschaftsstrukturen auf, die sich in den angrenzenden Ländern und dem Nachbarstaat Polen fortsetzen. Die durch den LEP B-B unterstützte Prioritätensetzung zur Entwicklung bestimmter Raumentwicklungskorridore und Verkehrsverbindungen ist mit den angrenzenden Ländern abgestimmt, so dass diese auch Gegen-stand der Planungen in diesen Ländern sind. Mögliche Umweltauswirkungen dieser strategischen Verbindungen auf dem Gebiet der angrenzenden Länder sind daher im Rahmen der für die jeweiligen Planungen erforderlichen Umweltprüfungen zu behandeln. Da mit dem LEP B-B keine raumkonkreten Vorhaben oder Maßnahmen festgelegt werden, gehen von ihm selbst keine direkten erheblichen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen aus.
	5 Überwachungsmaßnahmen
	Artikel 8a Absatz 10 LPlV bestimmt, dass Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt, die mit der Durchführung des Planes einhergehen, zu benennen sind. Auf Grund des allgemein konzeptionellen Charakters des Planes und der weiten Spielräume, die durch die Festlegungen für die planerische Ausge-staltung auf den folgenden Planungsebenen gelassen werden, ergibt die Umweltprüfung, dass durch die Umsetzung des LEP B-B voraussichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen entstehen. 
	Des Weiteren bestimmt Artikel 8a Absatz 10 LPlV, dass sich die Gemeinsame Landesplanungsabteilung für die Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen unter besonderer Berücksichtigung des Raumordnungskatasters nach Artikel 18 der Mittel der Raumbeobachtung bedient.
	6 Allgemein verständliche Zusammenfassung
	Die Länder Berlin und Brandenburg stellen einen gemeinsamen Landesentwicklungsplan für das Gebiet beider Länder (LEP B-B) auf. Dieser Plan ist nach Maßgabe des Artikels 8a des Landesplanungsvertrages (LPlV) einer Strate-gischen Umweltprüfung (SUP) zu unterziehen. Wichtiger Bestandteil der SUP ist der Umweltbericht, dessen wesentliche Inhalte und Ergebnisse hier zusammenfassend wiedergegeben werden. 
	Ziel des Umweltberichts ist die Prüfung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen des LEP B-B, wobei sowohl negative als auch positive Wirkungen betrachtet werden. Die Umwelt wird dabei in einzelne Bestandteile, sogenannte Schutzgüter, unterteilt (Mensch und Gesundheit, Landschaft und kulturelles Erbe, Tiere/Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Klima und Luft sowie Kultur- und Sachgüter).
	Die Beurteilung der Auswirkungen wurde anhand von Umweltzielen durchgeführt, die in einer Vielzahl von Konventionen, Gesetzen und sonstigen Regelungen enthalten sind. Der Zielkatalog wurde im Vorfeld mit den obersten Fachbehörden der Länder Berlin und Brandenburg abgestimmt.
	Auch die für die Beurteilung heranzuziehenden Datengrundlagen der Fachbehörden wurden entsprechend ausgewählt und abgestimmt. Dabei handelt es sich um bereits vorhandene statistische und flächenbezogene Daten für das gesamte Gebiet der beiden Bundesländer.
	Der wesentliche Teil des Umweltberichts besteht in der Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen der Umsetzung des Planes auf die Umwelt. Hierzu werden die jeweiligen Plansätze (Ziele und Grundsätze) des LEP B-B untersucht.
	Hauptstadtregion
	Die Festlegungen sind programmatischer Natur. Zwar werden erste Schwerpunkte für Vorhaben mit gegebenenfalls negativen Umweltauswirkungen gesetzt, mögliche konkrete Umweltauswirkungen sind hier jedoch nicht zu erkennen. Grundsätzlich werden hier Rahmenbedingungen für eine die Umweltzusammenhänge respektierende Raumentwicklung benannt.
	Zentrale-Orte-System
	Durch das System der Zentralen Orte wird die Entwicklung auf räumliche Schwerpunkte konzentriert. Dadurch wird der Rahmen für eine mögliche räumliche Konzentration von Funktionen mit möglichen negativen Umweltauswirkungen in bereits belasteten Bereichen gesetzt. Andererseits wird der Freiraum durch diese Konzentration in bereits belasteten Bereichen geschont. 
	Kulturlandschaft
	Für die Entwicklung der Kulturlandschaft wird im LEP B-B ein allgemeiner Rahmen gesetzt. Die Berücksichtigung regionaler und lokaler Qualitäten als identitätsstiftende Elemente stellt einen wichtigen Impuls für eine positive Umweltentwicklung dar.
	Steuerung der Siedlungsentwicklung
	Grundsätzlich wird im LEP B-B eine Konzentration der Siedlungen auf die vorhandenen Siedlungskerne und unmittelbar angrenzenden Bereiche vorgegeben. Durch diese Konzentration können Angebote des ÖPNV besser genutzt und die Inanspruchnahme von Freiflächen durch eine entsprechende lokale oder regionale Planung minimiert werden. In der Gesamtschau führt die Konzentration zu positiven Umweltauswirkungen. Gleiches gilt für die Nachnutzung bisher militärisch genutzter Liegenschaften und ziviler Konversionsflächen für städtebaulich schwer integrierbare Vorhaben. 
	Durch den LEP B-B werden für großflächige gewerblich-industrielle Vorhaben 24 gezielt ausgewählte Standorte freigehalten. Bei der Auswahl dieser Standorte wurden Umweltgesichtspunkte bereits berücksichtigt, so dass das Risiko erheblicher negativer Umweltauswirkungen bei der Umsetzung des Planes auf nachfolgenden Planungsebenen reduziert werden konnte.
	Die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelseinrichtungen an Standorten, die die Funktionsfähigkeit vorhandener Zentren gefährden oder zusätzliche Verkehrs- und Umweltbelastungen erzeugen kann, wird durch entsprechende Regelungen verhindert.
	Steuerung der Freiraumentwicklung
	Der LEP B-B legt zeichnerisch und textlich einen integrierten Freiraumverbund fest. Damit wird neben dem fachrechtlich abgesicherten Flächenschutz ein wesentlicher Beitrag zum Erhalt und zur Entwicklung der natürlichen Vielfalt und zur Minimierung der Landschaftszerschneidung geleistet. Einen weiteren Schwerpunkt bildet der vorsorgende Hochwasserschutz.
	Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung sowie Energiegewinnung
	Die meisten Regelungen des LEP B-B haben hinsichtlich der Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung eher konzep-tionellen Charakter ohne abschließende raumkonkrete Festlegung von Trassen und Standorten. Es wird eine flächensparende, gebündelte Entwicklung angestrebt, wodurch auch hier die Schonung des Freiraumes und ökologisch wertvoller Flächen gestärkt wird. Auch für den Abbau von Rohstoffen (einschließlich Braunkohle) oder für Anlagen zur Energiegewinnung werden keine konkreten Gebiete bzw. Standorte ausgewiesen, so dass sich hieraus keine erheb-lichen Umweltauswirkungen ergeben können.
	Gesamtbeurteilung
	Der LEP B-B folgt einem konsequent steuernden Leitgedanken, der auf eine Konzentration der Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung abzielt. Dadurch ergeben sich einerseits potenziell negative Umweltauswirkungen in bereits vorbelasteten Bereichen, andererseits wird eine weitgehende Schonung des Freiraumes sowie ökologisch wertvoller Flächen erreicht. Durch die Nähe der Siedlungsnutzungen zu ÖPNV-Angeboten ergibt sich aber auch die Möglichkeit zur Minimierung des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und der damit verbundenen negativen Umweltaus-wirkungen.
	Im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung des LEP B-B wurden die voraussichtlich erheblichen Auswirkungen der Plandurchführung auf die Umwelt sowie in Betracht kommende Planungsalternativen ausgehend von den Zielen des Planes angemessen ermittelt, beschrieben, bewertet und im Umweltbericht niedergelegt (gemäß Artikel 8a Ab-satz 1 LPlV). Die „Erheblichkeit“ der Umweltauswirkungen wird dabei maßgeblich bestimmt durch die Verbindlichkeit der Rahmensetzung in Bezug auf Standort, Art, Größe und Betriebsbedingungen von Vorhaben mit erheblichen Umweltauswirkungen sowie dem Ausmaß, in dem der LEP B-B andere Pläne in der Planungshierarchie beeinflusst. Der LEP B-B konkretisiert als überörtliche und zusammenfassende Planung die Grundsatzfestlegungen des Lan-desentwicklungsprogrammes 2007 (LEPro 2007) und setzt einen übergeordneten Rahmen für künftige räumliche Entwicklungen in der Hauptstadtregion. Auf dieser Ebene verbleiben große Spielräume, um mögliche erhebliche negative Umweltauswirkungen bei der Umsetzung des Planes zu vermeiden, zu mindern und gegebenenfalls auszugleichen. Erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne des gesetzlichen Prüfauftrages gemäß Artikel 8a LPlV werden durch die Festlegungen des LEP B-B nicht präjudiziert und es kommen auch keine konzeptionellen Planungs-alternativen in Betracht. Eine Prüfung aller Einzelheiten, die innerhalb des durch die Festlegungen gesetzten Rahmens möglich sein könnten, ist nicht erforderlich, da auch auf den nachfolgenden Planungsebenen eine Strategische Umweltprüfung durchzuführen ist. Im Rahmen mehrstufiger Planungs- und Zulassungsverfahren ist jeder Plan auf seiner Stufe nur insoweit einer Umweltprüfung zu unterziehen, wie dies nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Planes angemessen verlangt werden kann. Hinsichtlich erforderlicher Überwachungsmaßnahmen wird auf die Bestimmungen des Artikels 8a Absatz 10 LPlV verwiesen. Die Beschreibung von Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum Ausgleich von Umweltauswirkungen ist gemäß Anlage 3 zum LPlV (entspricht auch § 14g Absatz 2 Nummer 6 UVPG) nur vorgesehen, wenn die Auswirkungen erheblich negativ sind. Dies ist im LEP B-B, wie oben ausgeführt, nicht der Fall.
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	Bei den festgelegten Schienenverbindungen handelt es sich ausschließlich um die Bestandssicherung und Entwicklung vorhandener Bahntrassen. Netzergänzungen sind nicht vorgesehen. Generell gilt für alle Schienenverbindungen die Anforderung, dass bei partiellen Ausbaumaßnahmen oder der Erneuerung der Gleiskörper den Belangen der Natura 2000-Gebiete Rechnung zu tragen ist.
	Auch dem festgelegten Netz von Straßenverbindungen liegen überwiegend bestehende Straßen zugrunde. Zur Verbesserung ihrer Verbindungsfunktion wird insbesondere der Ausbau von Ortsumgehungen angestrebt, die jedoch erst in nachfolgenden Verfahren räumlich konkretisiert werden. Im Rahmen dieser Verfahren ist den Belangen der Natura 2000-Gebiete Rechnung zu tragen.
	Neben der bestandsorientierten Darstellung enthält das funktionale Verbindungsnetz auch einige Ergänzungen und Erweiterungen, die letztlich den Neubau von Straßen nach sich ziehen. Das mögliche Konfliktpotenzial der Netz-ergänzungen mit Natura 2000-Gebieten wird daher im jeweiligen Einzelfall wie folgt eingeschätzt:
	a) Schwedt/Oder – Ognica (Polen)
	Eine grenzüberschreitende Straßenverbindung nach Polen besteht bereits. Sofern die Entwicklung dieser Verbindung eine neue Trassierung erfordert, sind weitere Abstimmungen, insbesondere auch mit dem Nachbarstaat Polen, notwendig. Die geplante Verbindung könnte die Durchquerung des Europäischen Vogelschutzgebietes (Landesnummer 7007) „Unteres Odertal“ erfordern. Aus dem FFH-Gebiet (Landesnummer 150) „Unteres Odertal“ ist eine entsprechende Vorbehaltsfläche ausgegrenzt. Planung, Bau, Unterhaltung und Betrieb dieser Straßenverbindung sind außerdem von den Verboten des Nationalparkgesetzes Unteres Odertal ausgenommen. Die Lösung der potenziellen Konflikte mit dem Europäischen Vogelschutzgebiet „Unteres Odertal“, dem gleichnamigen FFH-Gebiet und dem Nationalpark muss im Rahmen der planerischen Konkretisierung erfolgen.
	b) Bad Freienwalde (Oder) – (Polen)
	Die Darstellung der Straßenverbindung von Bad Freienwalde (Oder) nach Polen erfolgt in Anlehnung an die be-stehende B 158, die auf einer Teilstrecke durch die Europäischen Vogelschutzgebiete (Landesnummern 7006 und 7020) „Schorfheide-Chorin“ und „Mittlere Oderniederung“ führt sowie das FFH-Gebiet (Landesnummer 607) „Oder-Neiße Ergänzung“ quert. Im Zuge konkretisierender Planverfahren ist eine Trassenführung zu suchen, die eine erhebliche Beeinträchtigung der Natura 2000-Gebiete ausschließt. Konflikte mit dem FFH-Gebiet „Oder-Neiße Ergänzung“ sind ebenfalls nicht zu erwarten, da für die Benennung des Gebietes insbesondere Fischarten ausschlaggebend sind, deren Schutz durch eine entsprechende technische Ausgestaltung (Brücke) gewährleistet werden kann.
	c) Eberswalde – Strausberg – Fürstenwalde/Spree
	Eine verträgliche Entwicklung dieser Verbindung erscheint in den konkretisierenden Planverfahren möglich, wenn erhebliche Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes (Landesnummer 172) „Rotes Luch Tiergarten“ sowie des Vogelschutzgebietes (Landesnummer 7009) „Märkische Schweiz“ vermieden werden.
	d) Eisenhüttenstadt – (Polen)
	Für die grenzüberschreitende Verbindung bei Eisenhüttenstadt erscheint im Rahmen der konkretisierenden Planverfahren eine Trassenführung ohne Konflikte mit dem FFH-Gebiet (Landesnummer 607) „Oder-Neiße Ergänzung“ möglich, da für die Benennung des Gebietes insbesondere Fischarten ausschlaggebend sind, deren Schutz durch eine entsprechende technische Ausgestaltung (Brücke) gewährleistet werden kann. Ebenso müssen erhebliche Beeinträchtigungen des Vogelschutzgebietes (Landesnummer 7020) „Mittlere Oderniederung“ auf nachfolgenden Planungsebenen vermieden werden. 
	e) Guben – Cottbus
	Die Verbindung wurde in Teilen bereits planerisch konkretisiert. Mögliche Konflikte mit dem FFH-Gebiet (Landesnummer 228) „Biotopverbund Spreeaue“ können im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für den noch erforder-lichen Teilabschnitt bewältigt werden.
	f) Rathenow – Brandenburg an der Havel
	Die Lösung der potenziellen Konflikte mit dem Europäischen Vogelschutzgebiet (Landesnummer 7002) „Niederung der Unteren Havel“ und dem zum Teil deckungsgleichen FFH-Gebiet (Landesnummer 117) „Niederung der Unteren Havel/Gülper See“ erscheint im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens realisierbar.
	g) Wittstock/Dosse – Mirow (Mecklenburg-Vorpommern)
	Im Geltungsbereich des LEP B-B erscheint eine verträgliche Ausgestaltung der Verbindung durch eine Trasse, die die FFH-Gebiete „Berlincher See, Berlincher Luch“ (Landesnummer 531), „Wittstock/Dosse-Ruppiner Heide“ (Landesnummer 556) und „Buchheide“ (Landesnummer 285) quert, im Rahmen konkretisierender Planverfahren möglich. 
	h) Magdeburg (Sachsen-Anhalt) – Schwerin (Mecklenburg-Vorpommern)
	Die Verbindung ist im Bundesverkehrswegeplan 2003 enthalten und führt nur auf einer relativ kurzen Strecke durch das Land Brandenburg. Eine Linienbestimmung wurde für diesen Streckenabschnitt nach § 16 des Bundesfern-straßengesetzes einschließlich einer FFH-Verträglichkeitsprüfung durchgeführt. Vorbehaltlich Kohärenz sichernder Maßnahmen für das Europäische Vogelschutzgebiet (Landesnummer 7015) „Agrarlandschaft Prignitz-Stepenitz“ im Rahmen des noch durchzuführenden Planfeststellungsverfahrens wurde eine Ausnahme entsprechend § 34 Ab-satz 3 BNatSchG zugelassen.
	i) Neuruppin – Neustrelitz (Mecklenburg-Vorpommern)
	Die Darstellung der Straßenverbindung erfolgt in Anlehnung an die bestehende L 16 sowie über Kreisstraßen und sonstige Straßen. Im Rahmen konkretisierender Planverfahren erscheint eine Entwicklung dieser Verbindung ohne Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten möglich.
	j) Templin – A 11 – Angermünde
	Die Ausgestaltung der Straßenverbindung durch eine Trasse kann zu Beeinträchtigungen des Europäischen Vogelschutzgebietes (Landesnummer 7006) „Schorfheide-Chorin“ sowie der FFH-Gebiete (Landesnummern 134, 140, 124, 128) „Krinertseen“, „Poratzer Moränenlandschaft“, „Endmoränenlandschaft bei Ringenwalde“, „Grumsiner Forst/Redernswalde“ führen. Im Zuge konkretisierender Planverfahren ist eine Trassenführung zu suchen, die erhebliche Beeinträchtigungen dieser Gebiete ausschließt. 
	k) Bad Liebenwerda – Mühlberg – Riesa (Sachsen)
	Die Darstellung der grenzüberschreitenden Verbindung erfolgt in Anlehnung an die bestehende L 66, in deren Nähe die FFH-Gebiete (Landesnummern 657 und 504) „Elbe“ und „Elbdeichvorland Mühlberg-Stehla“ liegen. Im Rahmen konkretisierender Planverfahren erscheint eine Entwicklung der Verbindung ohne erhebliche Beeinträchtigung der genannten FFH-Gebiete möglich.
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